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Beginn: 15.04 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Ich darf Sie bitten, Platz zu nehmen, und be-
gruBe Sie herzlich zu unserer Burgerschaftssit-
zung. Die Sitzung ist eroffnet.

Abweichend von der Empfehlung des Altestenrats
sind die Fraktionen Ubereingekommen, drei weite-
re Tagesordnungspunkte zu vertagen. Das sind
die GroRen Anfragen aus den Drucksachen 20/
6815 und 20/6936 sowie der Antrag der Fraktion
DIE LINKE aus Drucksache 20/7221, die Tages-
ordnungspunkte 14, 17 und 69.

Dann kommen wir zur

Aktuellen Stunde

Dazu sind finf Themen angemeldet worden, und
zwar von der Fraktion DIE LINKE

IBA: Richtige Fragen, falsche Antworten
— Aufwertung mit Verdrangung ist die bittere
Realitat

von der SPD-Fraktion

NPD-Verbotsverfahren: Bundesregierung
handelt verantwortungslos und fallt Landern
in den Ricken

von der CDU-Fraktion

Riskante Personal- und Haushaltspolitik der
SPD - Olaf Scholz verweigert Verantwor-
tung fur Mitarbeiter und Wohl der Stadt

von der GRUNEN Fraktion

Hapag-Lloyd wird Scholz-Problem — money
back, wie soll das gehen?

und von der FDP—Fraktion

Hafeninvestitionen, Hapag-Lloyd, Elbphilhar-
monie, Tarifsteigerungen — Hamburg
braucht einen Nachtragshaushalt

Wir beginnen mit dem ersten Thema, angemeldet
von der Fraktion DIE LINKE. Frau Sudmann
wunscht das Wort und sie hat es.

Heike Sudmann DIE LINKE: Schénen guten Tag
allerseits! Heute haben wir ein sehr spannendes
und eigentlich auch ein tolles Thema: Eine Interna-
tionale Bauausstellung ist die Gelegenheit zu ex-
perimentieren und auszuprobieren, wie die Stadt
der Zukunft aussehen kann. Die IBA hat sich auch
genau das auf die Fahnen geschrieben: Wir wollen
gucken, wie Vielfalt oder auch Neue-Energien-L6-
sungen aussehen kénnen, und der Erste Bulrger-
meister, Herr Scholz, hat sogar die Losung ausge-
geben, man wolle hier eine Aufwertung ohne Ver-
drangung erreichen.

(Beifall bei der SPD — Dirk Kienscherf SPD:
Sehr gut!)

Ich freue mich sehr, dass Sie diesen Punkt unter-
stlitzen, denn dann bin ich mir sicher, dass Sie
auch unsere Forderung unterstitzen werden, weil
wir es leider bisher nicht mit einer Aufwertung ohne
Verdrangung zu tun haben.

Aber erst einmal zum Positiven: Ohne Frage ist
wirklich viel geschehen in Wilhelmsburg. Wer in
Wilhelmsburg war — nicht nur am letzten Samstag
bei der Demo, sondern wer wie ich auch sonst 6f-
ter daist —,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Zur Eréffnung
hatten Sie ja auch mal gehen kénnen!)

der wird gesehen haben, dass es spektakulare und
interessante Bauten gibt, neue Ideen, teilweise vi-
sionare ldeen zum Klimaschutz und neue Formen
der Beteiligungen im Weltquartier. Doch — und da
werden Sie mir auch zustimmen muissen — auf ei-
nes der grofdten Probleme der Stadtentwicklung,
die soziale Spaltung, hat die IBA bisher keine aus-
reichenden Antworten geliefert.

(Dirk Kienscherf SPD: Blddsinn!)

Die Frage, die wir als Birgerschaft haben und die
der Senat beantworten muss, heil3t doch ganz ein-
deutig, wie man einen Stadtteil so entwickeln kann,
dass niemand verdrangt wird und dass er attraktiv
ist fir Menschen mit wenig Einkommen, mit mittle-
ren Einkommen und auch mit héheren Einkom-
men. Diese Lésungen haben wir in Wilhelmsburg
bisher nicht gefunden.

(Beifall bei der LINKEN - Dirk Kienscherf
SPD: Gucken Sie doch mal hin, Sie missen
nicht nur demonstrieren!)

— Ich bin wesentlich ofter da, nicht nur zum De-
monstrieren, ich habe an vielen Gesprachsrunden
teilgenommen.

Aber fur die Jingeren unter |Ihnen, Herrn Kien-
scherf und andere:

(Heiterkeit bei der SPD — Dr. Andreas Dres-
sel SPD: Das war charmant!)

Schauen Sie einmal im Internet unter einem be-
stimmten Portal, wo man Wohnungsangebote fin-
det, nach. Mit dem Stand von heute habe ich zum
Beispiel 40 Wohnungsangebote gefunden. Von
diesen 40 Wohnungsangeboten war nicht einmal
die Halfte unter 7 oder 8 Euro netto kalt, aber von
11,50 Euro bis hin zu 18 Euro konnte ich dort
20 Wohnungsangebote fiir Einkommensgruppen
finden, die bisher nicht in Wilhelmsburg gelebt ha-
ben.

(Kai Voet van Vormizeele CDU: Ja, das ist
doch gut!)

— Das ist schén, da haben Sie schon recht, aber
Sie vergessen dabei, dass bisher relativ wenig



4186 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 55. Sitzung am 27. Marz 2013

(Heike Sudmann)

Wohnungsneubau erfolgt ist. Das heil’t, dass die
Menschen, die bisher dort wohnen, keine Chance
haben, vielleicht einmal umzuziehen.

Horen Sie mir noch zu? Ich kann Sie so schlecht
horen.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Ich finde
auch, man sollte Frau Sudmann ein bisschen mehr
Aufmerksamkeit schenken. Es ist die erste Debatte
in der Aktuellen Stunde.

Frau Sudmann hat das Wort und nur Frau Sud-
mann.

Heike Sudmann DIE LINKE (fortfahrend): Danke
schon.

Und selbst im Weltquartier, wo nach Aussagen des
Senats die Warmmietpreise nach der energeti-
schen Sanierung nur um 13 Cent gestiegen sind,
ist nicht sicher, ob all die Bewohnerinnen und Be-
wohner, die ausquartiert wurden, zurickkommen
kénnen, weil die Wohnungen vergréRert wurden.
Teilweise ist die Mietbelastung so hoch, dass die
Menschen sich das nicht mehr leisten kdnnen.

Ich weil3, dass Sie uns ungerne glauben, wenn die
LINKE immer sagt, die soziale Spaltung schreite
voran, aber der IBA-Strukturmonitoring-Bericht,
vom Senat im Jahre 2010 in Auftrag gegeben, hat
festgestellt, dass schon in den Jahren 2006 bis
2010 die Mieten in Wilhelmsburg um 21 Prozent
gestiegen sind. Heute konnten wir alle lesen, dass
die Untersuchung des Gymnasiums Ohmoor flr
das letzte Jahr eine Mietpreissteigerung um 19
Prozent ergab. Die LBS-Studie, auch heute verof-
fentlicht, vermeldet im Eigentumswohnungsbe-
stand eine Preissteigerung von 35 Prozent. Da
kann sich der Erste Blirgermeister noch so oft hin-
stellen und sagen, er wolle eine Aufwertung ohne
Verdrangung, das funktioniert einfach nicht. Das
kénnen sich die Menschen in Wilhelmsburg nicht
mehr leisten, und die haben Sie aus dem Fokus
verloren.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich hatte mir von einer IBA innovative Ideen ge-
wuinscht, wie man es denn angeht, wenn man zum
Beispiel Sozialwohnungen bauen will und keine
reinen Sozialwohnungsquartiere, sondern etwa Mi-
schungen in einem Haus haben mdchte. Die IBA
hat so etwas nicht vorgelegt. Wenn Sie sagen, Sie
wollten keine Spaltung, dann mussen Sie die Men-
schen zusammenbringen. Auch diese Angebote
fehlen.

Die Stadt schafft es, 300 Millionen Euro in die IBA
zu investieren, hat aber kein Geld, um das Amt fir
Grundsicherung in  Wilhelmsburg zu halten.
1500 Menschen sind auf dieses Amt angewiesen,
davon ist die Halfte mobilitatseingeschrankt, weil

es auch sehr viele alte Menschen sind. Diese mis-
sen jetzt zur Kurt-Schumacher-Allee in die Innen-
stadt fahren. Das heif3t, sie haben Fahrtkosten und
Wege, die sie nicht bewaltigen kdnnen. Das ist kei-
ne soziale Stadtentwicklung.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen,
die immerhin fur einen Mindestlohn von 7,50 Euro
sind

(Dr. Andreas Dressel SPD: 8,50 Euro!)

— 8,50 Euro, ich habe es korrigiert, Sie sind noch
nicht bei 10 Euro —, haben es geschafft, dass die
"internationale gartenschau" einen Catering-Ser-
vice flir 6,66 Euro beauftragt. Das geht nicht.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das sind 8,50
Euro und Punkt! — Glocke)

Ich komme zum Schluss, ich wurde so oft unter-
brochen. Das Marchen vom schénen Stadtteil Wil-
helmsburg bleibt ein Marchen fur die Menschen mit
wenig Einkommen und wenig Beschwerdemacht.
Wenn die IBA zukunftsweisend sein soll, dann
muss der Senat daflir sorgen, dass wir ginstige
Wohnungen und eine gute Infrastruktur bekom-
men.

Letzter Satz.
(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Nein,
Frau Sudmann, das war |hr letzter Satz.

(Beifall bei der LINKEN)
Jetzt hat Herr Hakverdi das Wort.

Metin Hakverdi SPD: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen Abge-
ordnete! Ganz kurz, Frau Sudmann: Es reicht
nicht, am Samstag auf die Demo zu gehen, es
reicht auch nicht, 6fter — um Sie zu zitieren — nach
Wilhelmsburg zu gehen, sondern man muss sich
vielleicht einmal die historische Entwicklung an-
schauen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Auch die ken-
ne ich!)

— Dann kann ich sie noch einmal in Erinnerung ru-
fen.

Da gab es mit der Flut 1962 ein furchtbares Ereig-
nis, die groRte Katastrophe in der Geschichte der
Stadt seit dem Krieg mit massiven Auswirkungen
auf den Stadtteil. Dann gab es das, was wir heute
Strukturwandel nennen, was den einen Stadtteil
mehr getroffen hat als den anderen und Wilhelms-
burg sicher mehr als andere Stadtteile. Dann gab
es verschiedene konjunkturelle Entwicklungen und
Entwicklungen in der Bildungsfrage bei Einwande-
rung und Migration. Und das Ergebnis, wie so eine
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Metropolregion wachst, konnen wir jetzt an vielen
Stellen in der Stadt sehen, und das ist eine davon.

(Olaf Ohlsen CDU: Das ist CDU-Politik!)
— Zu euch komme ich noch.

Es kann doch unmdglich Ihr Ansinnen sein, Investi-
tionen aus dem Stadtteil fernzuhalten. Das kann
doch nicht die Alternative sein.

(Beifall bei der SPD — Norbert Hackbusch
DIE LINKE: Wer hat das denn getan?)

Wenn Sie das ernsthaft anders sehen, dass man
die Investition auch anders hinbekdme — ich will |h-
nen da keine falsche Dialektik vorwerfen —,

(Robert Heinemann CDU: Sie wissen ja
nicht mal, was Dialektik ist!)

wenn Sie |hre Kapitalismuskritik, mit der man sich
durchaus einmal kritisch auseinandersetzen kann,
hier anbringen wollen, dann aber bitte in diesem
Fall nicht auf Kosten eines Stadtteils, der das nicht
verdient hat.

(Beifall bei der SPD)

Zwei Dinge zur CDU, erstens das Gute: Der
"Sprung uber die Elbe" ist ein super Projekt, dar-
Uber werdet ihr von mir nichts Schlechtes horen.

(Beifall bei der CDU)
— Vielen Dank.

(André Trepoll CDU: Weitermachen!)
— Weitermachen, genau.

Aber DIE LINKE vermischt jetzt hier ein Projekt mit
einer Hinterlassenschaft des CDU-Senats — da
kommt ihr auch nicht drum herum. Naturlich ist die
Preisentwicklung der Mieten, die in Wilhelmsburg
Ubrigens unterdurchschnittlich im Vergleich zum
Hamburger Durchschnitt gestiegen sind, nicht das
Resultat der IBA und der igs. Das zu behaupten,
ware naturlich naiv. Es ist das Resultat einer ver-
fehlten Wohnungsbaupolitik der letzten zehn Jah-
re.

(Beifall bei der SPD)

Ich weil}, dass Sie da anderer Meinung sind, das
kénnen Sie auch gleich zum Besten geben, aber
ich habe bei der letzten Biirgerschaftswahl den
Eindruck gehabt, dass die Burgerinnen und Blirger
dieser Stadt sich dieser Kenntnis anschlief3en.

(Dietrich  Wersich CDU: Wenn Sie die
Wahlen abschaffen, bleibt das auch immer
so!)

Wenn wir jetzt also in die Zukunft blicken, dann tei-
le ich Ubrigens einen Kritikpunkt von Frau Sud-
mann ausdricklich: Die IBA hat es nicht geschafft,
in der Menge richtig vorzulegen. Ich weil auch gar
nicht, ob das unbedingt die Aufgabe war. Es gab
viele gute Projekte, die beispielhaft etwas gezeigt

haben. Sie haben gesagt, die Mischung aus ers-
tem Forderweg, Eigentum und so weiter sei nicht
gelungen, aber das stimmt nicht. Bestes Beispiel
ist das Projekt Schléperstieg am Wasserwerk; Sie
kennen das. Schauen Sie sich die Gebaude ein-
mal an, da ist vom ersten Férderweg bis zum Ei-
gentum alles einmal durchexerziert. Daran kann
man sich ein Beispiel fir den Rest der Stadt neh-
men.

Die Wahrheit ist, dass wir die Kritikpunkte, die Sie
angesprochen und der IBA zugeschoben haben, in
den nachsten Jahren I6sen mussen, nachdem wir
zehn Jahre so eine Delle im Wohnungsbau in ganz
Hamburg hatten. Das wird der entscheidende
Punkt sein, um die Verbesserung in Zukunft hinzu-
bekommen. Das hier ist nicht das Ende einer Ent-
wicklung, es ist der Beginn, und das nicht nur in
Wilhelmsburg, sondern in der ganzen Stadt, denn
das Wohnungsbauprogramm des Senats wird die
Stadt verandern. Das erwarten die Menschen von
uns. Wir haben es versprochen und wir werden es
auch halten.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat Herr Ha-
mann.

Jorg Hamann CDU:* Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Liebe Kollegen, zunachst ware
es gut zu konstatieren, dass wir in der Birger-
schaft und in Hamburg eine breite Zustimmung zu
dem Projekt IBA haben, und ich glaube sogar Frau
Sudmann so verstanden zu haben, dass sie dieses
Projekt an dieser Stelle grundsétzlich auch fir rich-
tig halt. Das sollten wir hier auch ganz deutlich sa-
gen, damit es da keine Missverstandnisse in der
Stadt gibt.

(Beifall bei der CDU, der SPD und den
GRUNEN)

Es ist sonst nicht meine Art, aber dieses Mal
mochte ich es ausnahmsweise auch einmal ma-
chen. Wir sollten all den Beteiligten, die vor Ort ta-
tig waren, das heilt, den Mitarbeitern des IBA-Pro-
jekts, aber auch den Bilrgern danken, dass wir das
zum heutigen Tage nicht nur fur Wilhelmsburg,
sondern auch fir Hamburg erreicht haben.

(Beifall bei der CDU, der SPD und den
GRUNEN)

Die IBA ist ein groRartiges Projekt, und sie begann
im Grunde mit dem, was in dieser Legislaturperi-
ode wiederholt in Abrede gestellt wurde. Sie be-
gann mit Visionen, wie so ein Stadtteil einmal sein
kdnnte, ein Stadtteil, der — und da verlasst uns der
Konsens vielleicht auch schon — uber viele Jahr-
zehnte durchaus vernachlassigt wurde von den fri-
her regierenden Parteien, die sich wenig um Wil-
helmsburg gekiimmert haben,
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(Jan Quast SPD: Das ist Geschichtsklitte-
rung, Herr Hamann!)

wenn es nicht gerade um Wahlkampfe ging.
(Beifall bei der CDU)

Die CDU hat genau dieses mit dem "Sprung tber
die Elbe" beendet. Wir haben gesagt, dass wir in
diesen Bereichen verstarkt unsere Stadtentwick-
lungspolitik machen méchten, und haben dann mit
den Senaten mit FDP- und griiner Beteiligung ein
hervorragendes Projekt entwickelt. Solche Visio-
nen brauchen wir auch in Zukunft, und ich hoffe,
dass der jetzige Senat sich ahnliche Modelle ein-
fallen I&sst, nicht nur far Wilhelmsburg, sondern
auch fir andere Stadtteile, aber gerade auch fir
Wilhelmsburg.

Was die IBA bis jetzt schon fiir Wilhelmsburg ge-
bracht hat, sieht jeder, der einmal vor Ort durch
das Viertel geht. Wir haben viele neue Wohnungen
modernster Art, innovativ und mit hoher Technolo-
gie. Wir haben Energieverblnde, wir haben Bil-
dungsoffensiven, wir haben Schwimmbader. In die-
se Bereiche ist sehr viel Geld geflossen, Geld, das
dort unten gut ankommt, auch gut verbraucht wird
und von den Investitionen her in jeder Hinsicht ge-
rechtfertigt ist.

(Beifall bei der CDU)

Allerdings ist es auch richtig, und da teile ich den
Ansatz der Kollegin Sudmann, dass wir naturlich
aufpassen muissen — hier sehe ich aber auch einen
Konsens —, dass dort nicht das passiert, was wir
aus anderen Stadtteilen in Hamburg kennen, nam-
lich dieses Phanomen der Gentrifizierung, das
heift, einerseits die Aufwertung des Stadtteils, die
wir alle wollen, andererseits aber die Verdrangung
von einheimischen Bewohnern und auch Gewerbe-
treibenden, wie wir sie in Hamburg in klrzester
Frist erlebt haben auf St. Pauli und in St. Georg
— alles Ortsteile, die zum Bezirk Hamburg-Mitte ge-
héren, unendlich lange sozialdemokratisch regiert,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Die CDU hat
auch mitregiert in Mitte!)

geflhlsmaRig sogar noch viel langer, das ist gar
keine Frage. Die Gentrifizierung konnten wir in die-
sen Bereichen nicht aufhalten. Insofern missen wir
bereits jetzt anfangen, in Wilhelmsburg ganz ge-
nau hinzuschauen, wo die Probleme liegen und
welche MalRnahmen und Methoden wir haben. Ich
erinnere noch einmal daran, wie ich es hier schon
wiederholt getan habe, dass CDU und GRUNE in
der letzten Legislaturperiode dazu einen wegwei-
senden Antrag beschlossen haben, im Ubrigen
auch mit Unterstitzung der Sozialdemokraten.
Wenn ich im Einzelnen abfrage, inwieweit der An-
trag in dieser Legislaturperiode verfolgt bezie-
hungsweise umgesetzt wird — er ist der Diskonti-
nuitat anheimgefallen —,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wir kdnnen ihn
ja noch mal einbringen!)

dann sind die Auskinfte in der Regel eher mangel-
haft. Ich habe nicht den Eindruck, dass dieser Se-
nat sich den Problemen der Gentrifizierung ausrei-
chend stellt. Wohnungsneubau ist wichtig, da ha-
ben wir einen Konsens. Wohnungsneubau war
auch ein Teil des Gentrifizierungsprogramms und
des Antrags, den wir damals hier beschlossen ha-
ben, aber es war eben nur ein Teil.

(Dirk Kienscherf SPD: Wir haben kein Gen-
trifizierungsprogramm beschlossen, ein An-
til)
Es gibt andere Aspekte, die berucksichtigt werden
missen, und ich glaube nicht, dass der Senat dies
sieht oder er auch nur in irgendeiner Weise ver-
sucht, das umzusetzen. Hier droht tatsachlich ein
grof3es Problem in Wilhelmsburg.

(Beifall bei der CDU)

Wir werden das Thema IBA noch mehrmals disku-
tieren, da sie noch einige Monate |auft. Wir werden
die Entwicklung und die Fortschritte beobachten
und dann auch Gelegenheit haben, ein Resimee
zu ziehen. Ich hoffe, dass wir dann auch den Kon-
sens finden, ein positives Reslimee zu ziehen, oh-
ne die Probleme, die es ohne Zweifel gibt, zu Uber-
sehen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Herr
Duge.

Olaf Duge GRUNE:* Frau Présidentin, meine Da-
men und Herren! Liebe LINKE, der Titel, unter den
Sie die Aktuelle Stunde heute gestellt haben, sug-
geriert etwas, das dem Prozess in Wilhelmsburg
nicht gerecht wird.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Dietrich Wersich CDU)

Dieser Titel, der der IBA fast die Verantwortung da-
fur in die Schuhe schiebt, dass dieser Stadtteil ei-
ne schlechte Entwicklung genommen hat, verkennt
die Chancen, die genau durch die IBA und durch
das, was in den Projekten dort angeschoben wor-
den ist, fur diesen Stadtteil entstanden sind.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Birgit Stéver CDU)

Ich méchte daran erinnern, was Wilhelmsburg war:
Georgswerder war eine Miillhalde.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Ist es im-
mer noch!)

Es war ein abgehangter Stadtteil, ein Stadtteil mit
einer extrem hohen Zahl von Schulabbrechern. Es
war ein Stadtteil mit einem Wéahleranteil 2001 von
35 Prozent fir Rechtspopulisten, die uns weisma-
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chen wollten, dass die Probleme mit einfachen L&-
sungen zu beseitigen seien. Es war ein Stadtteil
mit vernachlassigten Wohnungen und Hausern. Im
Gegensatz zu anderen Geldanlagen sind diese
300 Millionen Euro, die hier vonseiten des Staates
investiert worden sind, sehr gut angelegt.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Birgit Stéver und Dietrich Wersich, beide
CDU)

Ich bin schon etwas verwundert Gber die Kritik der
LINKEN, die dann auch noch in ihrer Pressemittei-
lung sagt, dass die Bau- und Energieprojekte nicht
wirtschaftlich seien.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist doch nie
Thema der LINKEN gewesen!)

Uberall, wo innovative Energien und Projekte reali-
siert werden, brauchen wir eine Anschubfinanzie-
rung. Das ist in vielen anderen Bereichen genau-
so, und wenn man das von vornherein als unwirt-
schaftlich hinstellt, ohne eine langfristige Perspekti-
ve dabei zu berlcksichtigen — ich denke auch an
den langen Winter und die hohen Energiepreise —,
dann ist das doch eine Verkennung der Situation.
Ich verstehe Uberhaupt nicht, dass die LINKE hier
auf schnelle Renditeentwicklungen abzielt.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Robert Heinemann und Birgit Stéver, beide
CDU)

Trotzdem nehmen wir naturlich die Veranderun-
gen, die dort im Gange sind, genau ins Auge, und
wir missen auch die Mietenentwicklungen ernst
nehmen. Hier kommt es darauf an, ob es uns ge-
lingt, die Mietenentwicklung in den Giriff zu bekom-
men. Wir haben einige Instrumente dazu, die So-
zialen Erhaltungsverordnungen. Beschrankungen
bei Mietpreissteigerungen durch Luxussanierung
und Umwandlung in Eigentumswohnungen kénnen
wir damit eingrenzen. Wir brauchen aber mehr
Méglichkeiten und Instrumente, und ich hoffe, dass
auch von Bundesseite endlich die entsprechenden
Zeichen kommen, um dieser zu starken Mietenent-
wicklung Herr zu werden.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Gentrifizierung ist nicht nur ein Aspekt der wirt-
schaftlichen Seite. Hier kommen auch kulturelle
Aspekte zum Tragen. Es wird entscheidend darauf
ankommen, ob es uns gelingt, die verschiedenen
Bevolkerungsgruppen und Kulturen zusammenzu-
bringen und sich zu einer Gemeinschaft entwickeln
zu lassen. Wir haben dazu gute Ansatze vorgelegt,
gerade im Bereich der Bildung mit der Weltschule
und dem Haus der Projekte, und es gibt weitere
kulturelle Projekte, die das Zusammenleben der
Menschen weiter voran- und zusammenbringen
kdénnen.

Die IBA ist weit mehr — das wird hier auch deut-
lich — als ein Bauprojekt oder ein Planungsprojekt.

Es ist ein integrierter Ansatz, in dem 6kologische
Impulse, wirtschaftliche Entwicklung und soziale
Chancen miteinander vernetzt werden sollen, und
zwar mitten in einem zentralen Stadtteil, der fir
viele eigentlich lange Zeit abgeschrieben war. Wir
sind nicht am Ende eines Prozesses, sondern wir
sind gerade die ersten Schritte gegangen, und wir
werden in der nachsten Zeit beobachten missen
— ich hoffe, der Senat wird sich dieser Aufgabe mit
allem Ernst widmen —, wie die wirtschaftliche Mie-
tenentwicklung und die kulturelle Entwicklung, aber
auch die sozialen Beziehungen hier weiterlaufen.
Wir brauchen auch weiterhin Beteiligungsprozes-
se, und wir missen diesen Stadtteil endlich von
dem Stigma, das ihm viele Jahre anhaftete, befrei-
en, und daflir haben wir einen guten Schritt ge-
macht.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD und der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Nun hat Herr Dr. Duwe
das Wort.

Dr. Kurt Duwe FDP:* Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Ich will dem Ti-
tel der LINKEN eigentlich nicht so viel Gewicht bei-
messen. Man fragt sich, wer wen oder was ver-
drangen will oder warum. Ich sehe natirlich auch,
dass es in Zukunft einige Probleme geben kann.
Aber ich frage mich, warum Sie sich gerade jetzt
so um die armen Wilhelmsburger kimmern, wo Sie
sich jahrzehntelang nicht um sie gekimmert ha-
ben.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Jahrzehnte gibt
es die noch nicht!)

— Seit 1989 durften die riuber.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Ich fasse es
nicht, seit 2007 gibt es DIE LINKE!)

— Ich rede nicht von den Parteien, sondern von
den Menschen.

Ich habe jahrelang in Wilhelmsburg gelebt. Ich ha-
be mich gefreut, dass ich dort leben konnte, und
ich habe sehr viele sympathische Wilhelmsburge-
rinnen und Wilhelmsburger kennengelernt. Auf der
Demo, die ich am Wochenende erlebt habe, habe
ich sehr wenige Wilhelmsburgerinnen und Wil-
helmsburger gesehen, dafiir ein paar Leute, die
wahrscheinlich aus einem Stadtteilbeirat gekom-
men sind, der gerade aufgeldst worden ist. So kam
es mir zumindest vor.

(Dirk Kienscherf SPD: Der ist nicht schlecht!)

Die IBA ist insgesamt hervorragend gelungen. Wir
haben 60 Projekte, von denen vielleicht zwei, drei
nicht ganz so gelungen sind, aber bei 60 Projekten
kann man das natirlich nicht verhindern. Ich rede
da von dem Energiebunker und dem Energieberg,
daflr sind hervorragende andere Projekte entstan-
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den. Wichtig flr mich ist, dass auch fir die Wil-
helmsburgerinnen und Wilhelmsburger, die jetzt
dort leben, schon positive Signale gesetzt worden
sind. Wilhelmsburg hat endlich ein Zentrum, nicht
nur ein Rathaus in der Wiste, das schon seit Jahr-
zehnten dort steht und nun durch die neue Ver-
sammlungsstatte erganzt worden ist,

(Phyliss Demirel GRUNE: Das Birgerhaus
meinen Sie!)

sondern eine richtige Mitte, die Westen und Osten
verbindet. Das ist der grofite Beitrag, den die IBA
Wilhelmsburg gegeben hat, und das sollten wir
auch begrifien und nicht an Kleinigkeiten herum-
kritteln.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
SPD)

Besonders gut gelungen ist meines Erachtens die
Burgerbeteiligung, und zwar vor allen Dingen von-
seiten der Blrger, die sich sehr engagiert haben
und sich weiterhin engagieren werden. Es ist auch
wichtig, gerade wenn so ein Stadtteil wirklich stark
verandert wird, dass dort die Blrgerbeteiligung
verstarkt werden muss, und das ist mit der IBA
nicht vorbei. Wir haben noch die Verlegung der
Wilhelmsburger Reichsstrafe, und wir haben die
Zukunft des Inselparks, der meines Erachtens
noch nicht so ganz in trockenen Tlchern ist. Es
gibt das Landschaftsschutzgebiet Wilhelmsburger
Osten, wo diejenigen, die dort leben, natirlich
auch damit klarkommen mussen, dass ihnen viel-
leicht einige Rechte vorenthalten werden, weil die
Landschaft da so schon ist.

Des Weiteren geht es natlrlich um die Integration
der neuen Einwohner. Wir sollten uns doch freuen,
dass Menschen begeistert sind, irgendwo hinzie-
hen zu kénnen, und zwar nicht, um Leute aus alten
Wohnungen zu verdréngen, sondern um in neue
Wohnungen zu ziehen. Das ist meines Erachtens
ein grolRer Beitrag fur Wilhelmsburg und auch ein
groBer Beitrag daflir, dass Wilhelmsburg sich
selbst aufwertet und einen selbsttragenden Auf-
schwung erlebt — einen sozialen Aufschwung, der
nicht nur durch Subventionen gepappelt wird, son-
dern einen, wie man ihn auch bei den Veringhdfen
sieht. Was dort aus eigenen Stlicken an Stadtteil-
kultur entstanden ist, ist das, was wir unterstitzen
mussen und was hoffentlich auch weiterhin unter-
stutzt werden kann.

(Beifall bei der FDP)

In diesem Zusammenhang halte ich das jetzige
Problem — es gibt immer wieder Probleme, dass
Fachbehdrden ganz schnell entscheiden —, die
Verlagerung des Opernfundus nach Wilhelmsburg,
doch noch einmal fir Uberdenkenswert. Gestern
wurde das im Regionalausschuss in Wilhelmsburg
noch einmal thematisiert. Man kann nicht Hochkul-
tur durch Stadtteilkultur oder Stadtteilkultur durch
Hochkultur verdrangen.

(Beifall bei der FDP)

Das ist auch ein Verdrangungsproblem, das mo-
mentan in Wilhelmsburg besteht.

Alles in allem kann ich sagen: Herzlichen Gliick-
wunsch Wilhelmsburg fiir das, was bisher erreicht
worden ist. Probleme wird es immer geben. Wenn
man richtig anpackt, dann schafft man das auch.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Andreas
Dressel SPD)

Prasidentin Carola Veit: Nun hat Frau Senatorin
Blankau das Wort.

Senatorin Jutta Blankau:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Am Sonnabend haben wir — und damit meine ich
uns alle — die Internationale Bauausstellung eroff-
net, und das Echo der vielen Besucherinnen und
Besucher am Eroéffnungswochenende war zum
weitaus groften Teil auRerordentlich positiv. Auch
viele Nachbarinnen und Nachbarn von IBA und igs
haben die Gelegenheit genutzt, an dieser Eroff-
nung teilzunehmen. Diejenigen, die trotz der Kalte
nach Wilhelmsburg gekommen sind, konnten einen
ersten Blick auf die Vielfalt der IBA-Bauprojekte
werfen, die in der neuen Mitte Wilhelmsburg ent-
standen sind. Diese Bauten stehen naturlich fir
viele Architekturinteressierte im Mittelpunkt des In-
teresses, aber alle werden schnell merken, dass
die IBA etwas ganz Besonderes geschaffen hat. In
Wilhelmsburg, auf der Veddel und im Harburger
Binnenhafen wird gezeigt, wie dkonomische, 6ko-
logische und sozial nachhaltige Stadtentwicklung
aussehen kann. Seit 2007 sind uber eine Milliarde
Euro investiert worden. Das ist ein groRartiger Im-
puls fur die Elbinseln und ein Kraftakt, der von al-
len Beteiligten gestemmt worden ist.

(Beifall bei der SPD und bei Robert Heine-
mann CDU)

Aber wir haben diesen Impuls nicht einfach Utber
Wilhelmsburg hinweggehen lassen. Er hinterlasst
keinen umgekrempelten Stadtteil, in dem nichts
mehr so ist, wie es war. Wir haben Wilhelmsburg
gemeinsam einen Entwicklungsschub gegeben
und es nicht neu gebaut. Wilhelmsburg wird sich
verandern, aber seine Identitat nicht verlieren. Wir
schlieRen die Licken, wo Wilhelmsburg bislang
durch Verkehrstrassen getrennt war. Wir geben
den Einwohnern ihre Elbe und ihre Hafenbecken
zuriick, die fur sie lange Zeit unzuganglich waren.
Wir haben Siedlungen, Platze, Ful’-, Rad-, und
Verkehrswege modernisiert und schaffen Angebo-
te fur Gewerbetreibende. Der Inselpark, die Sport-,
Schwimm- und Kletterhallen bieten neue Freizeit-
moglichkeiten. Wir bieten den Menschen gute Bil-
dungsangebote fir ihre Kinder, damit sie nicht
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nach Norden oder nach Siden wegziehen mis-
sen.

Die Wilhelmsburgerinnen und Wilhelmsburger,
egal, welcher Herkunft, hangen an ihrer Insel. Des-
halb schaffen wir auch in Wilhelmsburg Wohnun-
gen fiir alle Schichten und die unterschiedlichen
Bedurfnisse, damit soziale Mobilitdt nicht gleich
raumliche Mobilitédt — weg von den Elbinseln — hei-
Ren muss. Das Wohnungsbaupotenzial in Wil-
helmsburg ist enorm. Wir werden es nutzen. Es
werden dort gemischte Quartiere mit geforderten
und frei finanzierten Mietwohnungen und Eigen-
tumswohnungen entstehen, die fiir Alteingesesse-
ne und Zuzlgler gleichermalen attraktiv sind.

(Beifall bei der SPD — Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Frau
Senatorin, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Blasing?

Senatorin Jutta Blankau (fortfahrend): Nein.

(Finn-Ole Ritter FDP: Sonst kommt man
raus dabei, die Rede abzulesen!)

Es werden in Zukunft mehr Menschen in Wilhelms-
burg wohnen wollen. Wilhelmsburg wird von dieser
Dynamik profitieren.

Meine Damen und Herren! Das hohe Maf} des En-
gagements der Wilhelmsburgerinnen und Wil-
helmsburger fir ihren Stadtteil entspringt auch
dem Eindruck, dass Hamburg seinen Elbinseln lan-
ge Zeit — das ist schon gesagt worden — nicht die
Aufmerksamkeit geschenkt hat, die ihnen gebuhrt;
das ist nun vorbei. Mit der Internationalen Bauaus-
stellung und der ‘"internationalen gartenschau"
blickt nicht nur Hamburg auf Wilhelmsburg, son-
dern es werden auch viele nationale und interna-
tionale Gaste kommen und sich von der Vielfalt der
Projekte beeindrucken lassen. Viele der Projekte
— Herr Duge, Sie haben es eben schon angespro-
chen — entspringen direkt der sehr intensiven Be-
teiligung der Birger und Burgerinnen, angefangen
beim WeilRbuch der Zukunftskonferenz vor mehr
als zehn Jahren. Sie haben diesen Prozess sehr
intensiv und immer auch kritisch, aber gleichzeitig
konstruktiv begleitet. Deshalb bin ich mir sicher,
dass wir auch in Zukunft die Entwicklung Wilhelms-
burgs gemeinsam gestalten.

(Beifall bei der SPD)

Aufwertung ohne Verdrangung — diesem Ansatz
bleiben wir alle gemeinsam weiterhin verpflichtet.

Mit dem Wohnungsneubau, unserem dort sehr ak-
tiven stadtischen Wohnungsbauunternehmen SA-
GA GWG - Ubrigens Eigentimer von tber 40 Pro-
zent der Wohnungen in Wilhelmsburg — und gege-
benenfalls sozialen Erhaltungsverordnungen sor-
gen wir daflr, dass die soziale Balance bestehen
bleibt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Frau Sudmann hat er-
neut das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE: Bevor ich den Nebel
lichte, der mit der klassischen Kritik an den LIN-
KEN immer aufkommt, kann ich eines mit Freuden
feststellen: Wir haben alle gemeinsam erkannt,
dass es ein Problem gibt und sich die Frage stellt,
wie wir dafir sorgen kdnnen, dass die soziale Ba-
lance, die die Senatorin ansprach, in Wilhelmsburg
erhalten bleibt und niemand verdrangt wird. Das ist
ein Fortschritt. Wir missen in den nachsten Jahren
wirklich gucken, wie das gehen kann.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich méchte noch einmal auf lhre einzelnen Kritik-
punkte eingehen. Herr Hakverdi, ich lebe nicht in
Wilhelmsburg, das stimmt, aber ich war sehr oft da
und finde, dass Sie in lhrer Geschichte einige
Punkte vergessen haben. Sie haben so nonchalant
gesagt, der Strukturwandel habe Wilhelmsburg
verandert. Dieser Strukturwandel war SPD-Politik.
Die SPD hat damals den Millberg Georgswerder
errichtet. Die SPD hat damals die Planung fir die
Mullverbrennungsanlage in  Wilhelmsburg ge-
macht. Die SPD hat die Autobahnplanung ge-
macht.

(Metin Hakverdi SPD: Die SPD hat den Con-
tainer erfunden! Unglaublich! — Dr. Andreas
Dressel SPD: Die SPD ist an allem schuld!)

Positiv gewendet sind Sie daran schuld, dass sich
die Blrgerinnen und Birger gewehrt haben. Die
haben 1993, nachdem die Rechtsradikalen so ein
wahnsinnig hohes Wahlergebnis hatten, gesagt, so
geht es nicht mehr weiter. Daraus ist die gesamte
Bewegung entstanden und so ist es Uberhaupt erst
dazu gekommen, dass wir die IBA und so weiter
haben. Das haben Sie nicht gesagt und das fehlte
mir eindeutig.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Herr Hakverdi, Sie haben angesprochen, dass es
in Wilhelmsburg eine unterdurchschnittliche Preis-
entwicklung gebe. Sie haben recht, wenn Sie Wil-
helmsburg mit St. Pauli vergleichen, aber Sie ha-
ben nicht recht, wenn Sie Wilhelmsburg mit einem
Stadtteil vergleichen, der eine &ahnliche Struktur
hat, wie zum Beispiel Billstedt. In Billstedt gibt es
keine IBA und die Mietpreise sind wesentlich gerin-
ger angestiegen. Das ist flr uns ein Warnsignal,
dass dort eine Verdrangung passieren kann. Da
missen wir gemeinsam aktiv werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Duge, zu der netten Kritik an uns, seit wann
die LINKE auf die Rendite schiele: Wir haben vor
allen Dingen darauf geschielt, was unsere gemein-
samen Verbindeten,
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(Finn-Ole Ritter FDP: Gemeinsame Verbin-
dete!)

zum Beispiel der BUND, sagen, und die haben
festgestellt, dass diese Energieprojekte nicht wirt-
schaftlich sind.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Der BUND inter-
essiert sich jetzt fur Rendite? Das ist ja inter-
essant!)

— Der BUND interessiert sich dafiir, die Energie-
wende so zu machen, dass sie erfolgreich wird,
und nicht so, wie Sie es machen und nur ein Vier-
tel von Vattenfall aufkaufen wollen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich weil}, dass Sie sich lieber an anderen orientie-
ren, dass Sie eher vor anderen zuriickzucken.

Bevor ich am Ende wieder zu wenig Zeit habe, will
ich noch darauf zu sprechen kommen, was bisher
nicht genutzt wurde. Nicht genutzt haben Sie das
Potenzial der engagierten Wilhelmsburgerinnen
und Wilhelmsburger. Die sind teilweise eingebun-
den gewesen, haben aber in den letzten Jahren
sehr laut Kritik gedulert, sei es Uber den Verein
Zukunft Elbinsel Wilhelmsburg, sei es Gber den Ar-
beitskreis Umstrukturierung Wilhelmsburg. Auch
die von lhnen, die nicht auf der Demo waren, ha-
ben gehdrt, was Manuel Humburg vom Verein Zu-
kunft Elbinsel Wilhelmsburg gesagt hat: lhr habt
uns nicht Uberall mitgenommen. Die Wilhelmsbur-
gerinnen und Wilhelmsburger haben deutlich ge-
macht, dass sie auf ein Geschenk verzichten kon-
nen, namlich die Scholz'sche Autobahn. Sie wollen
die Wilhelmsburger Reichsstrale nicht als ver-
kappte Autobahn. Und diesen Punkt hat die IBA
nicht geschafft. Stadtentwicklung heif3t nicht nur,
auf Architektur zu setzen, Stadtentwicklung be-
rucksichtigt auch Verkehr.Sie haben keine inte-
grierte Stadtentwicklung gemacht. Die IBA hat das
2008 sogar kritisiert. Deswegen darf es auch keine
Hafenquerspange geben und keine Autobahn, die
quer durch Wilhelmsburg verlauft.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich hoffe sehr, dass Sie da noch etwas tun wer-
den.

Ein letztes Wort zur Senatorin. Sie haben gesagt,
gegebenenfalls werde es eine soziale Erhaltungs-
verordnung geben. Im Reiherstiegviertel sind die
Tendenzen schon eindeutig. Ich mdochte, dass wir
nicht gegebenenfalls sagen, sondern samtliches
Potenzial ausschépfen,

(Finn-Ole Ritter FDP: Fir ganz Hamburg am
besten!)

um daflr zu sorgen, dass die Wilhelmsburgerinnen
und Wilhelmsburger dort wohnen bleiben kénnen,
die dort gerne wohnen bleiben mdchten.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Sie hatten noch eine Mi-
nute, Frau Sudmann. — Jetzt hat Frau Dr. Leon-
hard das Wort.

(Mehmet Yildiz DIE LINKE: Gibt es bei der
SPD jetzt auch Verdrangung?)

Dr. Melanie Leonhard SPD: — Nein, keine Sorge.
Es geht nicht um Kinder oder Familie, aber als
Harburgerin kann man auch einmal zur IBA spre-
chen. Das ist doch ein schéner Anlass, nicht wahr?

(Beifall bei der SPD und bei Birgit Stéver
CDU und Jens Kerstan GRUNE)

Ich will gerne aufgreifen, was Herr Duwe eingelei-
tet hat, und die Anmeldung der LINKEN zum An-
lass nehmen, einmal Revue passieren zu lassen,
was die IBA in der Vergangenheit fir Wilhelmsburg
bedeutet hat, was sie gegenwartig fir Wilhelms-
burg und Harburg bedeutet, und was wir zukinftig
machen mussen, damit der Impuls, den unbestrit-
ten alle Parteien bemerkt haben und den die IBA
ausgel6st hat, auch weiterhin positives Potenzial
fur Wilhelmsburg und Harburg auslésen kann.

Durch die IBA erfahrt Wilhelmsburg genau den Im-
puls und die Uberregionale und positive Aufmerk-
samkeit, die sich die Wilhelmsburger lange ge-
winscht und am Ende eines sehr intensiven, zum
Teil auch sehr konfrontativen Beteiligungsprozes-
ses explizit in das WeilRbuch Wilhelmsburg
2001/2002 geschrieben haben. Die Wilhelmsbur-
ger haben sich gewlnscht, dass ein internationa-
les Projekt wie die Bauausstellung zu ihnen
kommt. Damals bestand auch schon der Wunsch,
eine IGA zu veranstalten. Es gab seinerzeit sogar
die ldee, ob es nicht gelingen kénne, Olympia auf
die Elbinseln zu holen. Mit der IBA hat es geklappt,
dariiber sind wir alle sehr froh. Es ist viel erreicht
worden.

Ich will vor allen Dingen auf einen Aspekt einge-
hen, den die IBA ganz entschieden vorangebracht
hat, der in einigen Redebeitragen schon am Rande
angeklungen ist und fir den ich auch die LINKE
gewinnen mochte, namlich die Bindungskraft der
IBA fiir die Elbinseln und fir Harburg. Die IBA hat
eine grole Bindungskraft entfaltet und wird das
auch zukinftig tun. Sie hilft, den Hamburgern zu
zeigen, dass man hier zentral wohnt, maritim und
grin zugleich. Dank der IBA ist das inzwischen
weit Uber die Grenzen von Wilhelmsburg und Har-
burg hinaus bekannt; die Wilhelmsburger und Har-
burger wussten das schon lange.

(Beifall bei der SPD)

Die IBA hat den Stadtteil verandert, das ist richtig.
Sie wird ihn, wenn es gut lauft, auch weiterhin ver-
andern. Es ist abzusehen, dass er sich an vielen
Stellen sogar so massiv verandern wird, dass wir
alle miteinander aufgerufen sind, genau aufzupas-
sen. Ich bin auch persdnlich der Auffassung, dass
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man, wie die Senatorin es schon gesagt hat, jede
Méglichkeit prifen kann, ob es an einigen Stellen
unter Umsténden irgendwann einmal nétig werden
wird, soziale Erhaltungsverordnungen zu erlassen.
In der Vergangenheit war es aber so, dass viele
Menschen, die in Wilhelmsburg lebten und Eigen-
tum erwerben wollten oder ihre Wohnsituation ver-
bessern wollten, gar keine Mdglichkeit dazu hatten,
weil es keine Angebote gab und es sehr schwierig
war. Diese Menschen sind dann nicht nur Wil-
helmsburg und spater Harburg, sondern im
schlimmsten Fall der gesamten Stadt verlorenge-
gangen, weil sie alle eine Heimat im Landkreis ge-
funden haben. Dieser Entwicklung hat die IBA ein
Stiick weit Einhalt geboten. Hier werden positive
Impulse gesetzt, nicht nur durch so spektakulare
Projekte wie die WaterHouses oder Wohnen am
Fluss, die ErschlieBung des Reiherstiegviertels
oder das Wieder-urbaner-Machen des Harburger
Binnenhafens, sondern durch viele kleine Beteili-
gungs- und bunte Wohnprojekte, die entstanden
sind und entstehen, und das ist in Wahrheit eine
positive Entwicklung.

(Beifall bei der SPD und bei J6rg Hamann
CDU)

Ich will nur noch ein Wort zum Thema Mietpreis-
steigerung verlieren. Viele meiner Vorredner haben
es schon gesagt, auch Herr Duge. Wichtig ist aber
zu betonen, dass sich in Wilhelmsburg etwas ab-
spielt, was seine Ursachen in der gesamtstadti-
schen Entwicklung hat. So schwierig es auch ist,
dass in Wilhelmsburg die Grundstlickspreise und
die Mieten steigen, es spiegelt die gesamtstadti-
sche Entwicklung wider. Das zeigt, dass Wilhelms-
burg von dieser Entwicklung nicht mehr abgehangt
ist. Das ist schwierig, aber es ist in Wahrheit in ge-
wisser Hinsicht auch ein positiver Impuls.

(Beifall bei der SPD)

Daruber hinaus — und ich finde, man muss so ehr-
lich sein, das auch zu nennen — geht das auch dar-
auf zuriick, dass inzwischen Wohnraum in Seg-
menten angeboten wird, die es in Wilhelmsburg ei-
ne Zeitlang kaum noch gegeben hat.

Ich will noch ein besonderes IBA-Programm nen-
nen, das mir sehr wichtig ist und das, wie ich glau-
be, auch in Zukunft Zugkraft entfalten wird: die
Projekte, die unter dem Stichwort KOSMOPOLIS
stattfinden. Da geht es nicht nur um energetisches
Wohnen, darunter subsumieren wir nicht nur das
wunderbare Projekt Bildungszentrum "Tor zur
Welt" und alles, was dartber hinaus angestof3en
worden ist. Da geht es auch um das Thema Bin-
dungskraft, die die IBA zum Beispiel fir den Har-
burger Binnenhafen entfaltet hat, ein Projekt, das
hier noch nicht ausflihrlich besprochen worden ist.
Die Harburger haben zwar schon in den Neun-
zehnhundertneunzigerjahren begonnen, sich ihren
Binnenhafen zurtickzuerobern, aber in Wahrheit
hat auch hier die IBA die Entwicklung entschieden

vorangebracht. Bisher nicht zugangliche Teile von
Uferkanten sind 6ffentlich zuganglich, und auch im
Harburger Binnenhafen kann man schon wieder
wohnen und wird man in Zukunft wieder wohnen
kénnen. Es wird uns gelingen, Menschen an Har-
burg zu binden, die uns bisher verlorengegangen
sind. Darlber freuen wir uns sehr. Wir sollten alle
daran arbeiten, dass es so bleibt.

(Beifall bei der SPD und bei Jérg Hamann
CDU)

Prasidentin Carola Veit: Frau Stover hat das
Wort.

Birgit Stover CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Ich méchte damit beginnen, dass
ich ganz begeistert bin, dass die SPD ein Projekt
der CDU-Regierungen, den "Sprung uber die El-
be", so lobt. Ich finde es in Ordnung, dass das 6f-
fentlich ausgesprochen wird.

(Beifall bei der CDU — Dr. Andreas Dressel
SPD: Ist doch schon, wenn Sie mal was gut
gemacht haben!)

Wir hoffen natirlich, dass das so bleibt; ich hatte
es schon einmal ausgefihrt. Das Pflanzchen
"Sprung Uber die Elbe" ist gesat, die Internationale
Bauausstellung und auch die "internationale gar-
tenschau" sind Zeichen dieses Projekts. Liebe Kol-
legen von der SPD, lieber Senat, behandeln Sie
sie pfleglich und fiihren Sie sie gut fort.

(Dirk Kienscherf SPD: Wir haben sogar Din-
ger dabei! Das wird noch besser!)

Herr Hakverdi hat versucht, die Historie Wilhelms-
burgs ein wenig zu beleuchten. Herr Hakverdi, es
reicht nicht aus, die Sturmflut von 1962 anzufih-
ren. Da hat mir der Beitrag von Frau Sudmann
deutlich besser gefallen, der die Verfehlungen des
SPD-Senats definitiv auf den Punkt gebracht hat.

(J6rg Hamann CDU: Die SPD hat sich seit
1962 gar nicht um Wilhelmsburg gekim-
mert!)

Seit 1962 haben Sie sich nicht nur nicht um Wil-
helmsburg gekiimmert, sondern Sie haben dort Ih-
ren Mull abgelagert — Beispiel Mullberg — oder
eben Hochhaussiedlungen geschaffen, also Fehl-
belegungen, die nicht in Ordnung waren.

(Beifall bei der CDU)

Der "Sprung Uber die Elbe" hat nicht erst mit der
Konzipierung der Internationalen Bauausstellung
oder der "internationalen gartenschau" begonnen,
sondern diese Entwicklung hat schon viel friher
angefangen. Wilhelmsburg hat schon vor Eroff-
nung der Internationalen Bauausstellung davon
profitiert, dass die Projekte angestoen worden
sind. Die Burgerbeteiligung wurde angesprochen,
es wurden aber auch schon vorher Viertel saniert
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und attraktiv gestaltet. Das alles ist eine gute Ent-
wicklung fur die Wilhelmsburger Mitte. Zur Entwick-
lung der Wilhelmsburger Mitte gehdrt ganz eindeu-
tig auch die Verlegung der Wilhelmsburger Reichs-
stral3e, denn ohne die Verlegung der Wilhelmsbur-
ger Reichsstralie wird es eine Entwicklung der Wil-
helmsburger Mitte nicht in dem Ausmall geben,
wie wir uns das vorstellen. Und — da bin ich wieder
Harburgerin — die Harburger brauchen die Wil-
helmsburger Reichsstrale. Die Leistungsfahigkeit
der Wilhelmsburger Reichsstrale muss erhalten
bleiben; wir missen die 55 000 Autos pro Tag
auch von Sud nach Nord fihren kénnen.

Bei der Internationalen Bauausstellung werden
Wilhelmsburg und Harburg immer so schoén in ei-
nem Atemzug genannt. Ich als Harburgerin sehe
davon noch nicht viel. Die ganzen Projekte im Har-
burger Binnenhafen sind schén geplant, aber sie
sind doch ganz stark ins Stocken geraten, und das
nicht wahrend unserer Regierungszeit. Dieses
Stocken ist an allen Ecken und Kanten zu sehen,
ob es nun eine fehlende Briickenquerung, noch
nicht abgeschlossene oder noch nicht einmal aus-
geplante Bauprojekte sind. Im Harburger Binnen-
hafen sieht man von der Internationalen Bauaus-
stellung noch herzlich wenig.

(Beifall bei der CDU)

Ausstellung heilt auch, dass man etwas sehen
kann, und diese sichtbaren Merkmale im Harbur-
ger Binnenhafen fehlen mir definitiv. Wir haben vor
einigen Tagen ein IBA-Projekt, eine Ausstellung im
Gloria-Tunnel erdffnet.

(Séren Schumacher SPD: |hr wolltet ihn zu-
schitten!)

Auch hier, liebe Kollegen von der SPD, lieber Se-
nat: Die Aufwertung Harburgs, der "Sprung Uber
die Elbe" muss weitergehen. Es wird immer so nett
Wilhelmsburg und Harburg gesagt, aber Harburg
kommt dabei nur so klein vor. Das muss anders
werden. Sie missen den "Sprung Uber die Elbe"
konsequent weiterfiihren. Das muss im Binnenha-
fen Harburg noch sichtbarer werden, das mdéchte
ich Ihnen definitiv auf die Fahnen schreiben.

Alle andere Kritik, wie die am Energiekonzept, ver-
stehe ich nicht. Frau Sudmann, eine Energieautar-
kie eines Quartiers ist sehr viel wert, da muss es
auch nicht immer um Wirtschaftlichkeit gehen.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Herr
Duge.

Olaf Duge GRUNE:* Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Wenn wir Gber die IBA sprechen,
dann missen wir aufpassen, dass wir ihr nicht
Funktionen und Aufgaben zuschieben, die sie nicht

hat und die sie nicht erflillen kann, sondern wir
mussen bei dem bleiben, was die IBA als Aufga-
ben zu l6sen hat. Sie hat diese Bereiche zu An-
fang selber definiert. Sie hat gemerkt, dass der
Verkehrsbereich tatsachlich etwas ist, was im Rah-
men einer Internationalen Bauausstellung schwie-
rig bis gar nicht zu bewaltigen ist. Wir haben da si-
cherlich noch eine Vielzahl von Aufgaben, was die
Verkehrsfiihrung in Wilhelmsburg betrifft, zu bewal-
tigen. Ich sehe die Verlagerung der Wilhelmsbur-
ger ReichsstralRe als eine der wesentlichen Aufga-
ben, um das fortzusetzen, was der eigentliche
Kern der IBA ist. Wenn man das einmal mit der
Stadtentwicklung der letzten zehn Jahre vergleicht,
dann kann man sehen, dass hier keine Entwick-
lung wie in den Siebzigerjahren auf Freiflachen
und griinen Wiesen stattfindet, dass wir keine Kon-
versionsflachen haben, sondern dass Stadtent-
wicklung genau dort stattfindet, wo Stadt schon ist.
Das ist auch das, was diese Stadtviertel aufwertet
und interessant macht, dass man sie eben nicht
beiseite liegen Iasst.

(Beifall bei den GRUNEN)

Dass man dabei natirlich auch Gber die Siinden
der Vergangenheit fallt — der Millberg ist eben an-
gesprochen worden —, ist ganz klar. Es gilt, intelli-
gente Losungen zu finden, um diese Vernachlassi-
gungen in irgendeiner Art und Weise sinnvoll auf-
zufangen. Ich glaube, da sind ganz gute Schritte
gemacht worden.

Ich finde es schon erstaunlich, dass innerhalb von
sechs Jahren, in denen die IBA jetzt am Laufen ist
— das ist eine relativ kurze Vorlaufzeit fir eine In-
ternationale Bauausstellung —, nicht nur sehr viel
bauliche, sondern auch sozial-kulturelle Projekte
vorangebracht wurden, und da missen wir weiter
ansetzen. Wir sind nicht fertig, wir missen dort
weitermachen, wo wir jetzt gelandet sind. Aber die
Tilren sind gedffnet, um diesen Stadtteil voranzu-
bringen. Ich hoffe, dass das gelingt, wenn dann
auch Projekte wie die Schwimmhalle, die jetzt er-
offnet worden ist, und die Basketballhalle, die nach
der igs kommen wird, weitere Impulse setzen. Da
hat die IBA auch eine Nachhaltigkeitskonzeption,
denn das, was wir dort machen, wird nachher nicht
abgerissen, sondern weiter verwendet. Im Sinne
des Stadtteils schafft das Chancen, die genutzt
werden mussen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Dr. Moni-
ka Schaal SPD)

Prasidentin Carola Veit: Nun hat noch einmal
Herr Dr. Duwe das Wort.

Dr. Kurt Duwe FDP:* Sehr geehrte Prasidentin,
meine Damen und Herren! Ich will noch einmal
ganz kurz darauf eingehen, dass die IBA wahr-
scheinlich den besten Public-Relation-Rekord ein-
stellen wird, um Wilhelmsburg und den Hamburger
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Siiden auch fiir die Hamburger selbst interessant
zu machen. Weltweit wird das naturlich schnell ge-
schehen, aber je naher man dran ist, desto eher
halten sich Vorurteile. Ich denke aber, dass jetzt
die groRe Chance besteht, dass Wilhelmsburg und
auch der Hamburger Siden endlich bei den Ham-
burgern,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Hamburgerin-
nen!)

um es einmal vom Harburger Standort aus zu sa-
gen, ankommt.

Herr Duge, Sie haben gerade erwahnt, dass keine
Konversionsflachen oder freien Flachen genutzt
worden seien. Im Gegenteil, es sind fast alles nur
Flachen genutzt worden, die so da lagen. Die Wil-
helmsburger Mitte war eine Einéde und auch der
Harburger Binnenhafen war zum grofRen Teil eine
Eindde, die nun langsam aber sicher entwickelt
wird. Deshalb ist es wichtig, auch nach 2013 wei-
terzuarbeiten, und dass das, was in den nachsten
Jahren an Investitionsausgaben im Haushalt steht,
auch durchgefihrt wird, insbesondere was den
"Sprung Uber die Elbe" in Harburg angeht.

Es kann sogar sein, dass das Wunder geschieht
und eine FuBgangerbricke Uber den Harburger
Lotsekanal gebaut wird, die preiswerter ist als
2 Millionen Euro. Es war kein Highlight des Lan-
desbetriebs, als er sagte, dass das, was da vorge-
stellt wurde, auch mit den eingeworbenen Geldern
baubar ware. Persdnlich — das ist nicht die Mei-
nung der FDP-Fraktion — wirde ich dieses Geld
lieber woanders im Harburger Binnenhafen inve-
stieren. Da werden mir wahrscheinlich einige Har-
burgerinnen und Harburger aufs Dach steigen,

(Dirk Kienscherf SPD: Wir sind ja unter uns,
sprechen Sie es doch mal deutlich aus!)

aber ich denke, dass das nicht die wichtigste Inve-
stition im Harburger Binnenhafen ist. Man konnte
eine andere Briicke sanieren, die viel wichtiger wa-
re.

Aber insgesamt freue ich mich, dass dieses Thema
angestoRRen worden ist, und wenn der Winter end-
lich weicht, werden wir die IBA richtig erleben kon-
nen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Andreas
Dressel, Dirk Kienscherf und Dr. Melanie
Leonhard, alle SPD)

Prasidentin Carola Veit: Gibt es weitere Wortmel-
dungen zu diesem Thema? — Wenn das nicht der
Fall ist, kbnnen wir zum zweiten Thema kommen,
angemeldet von der SPD-Fraktion.

NPD-Verbotsverfahren: Bundesregierung
handelt verantwortungslos und féllt Lan-
dern in den Riicken

Herr Wysocki, Sie haben das Wort.

Ekkehard Wysocki SPD: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Wir haben uns exakt vor ei-
nem Jahr an dieser Stelle schon einmal Uber das
NPD-Verbotsverfahren unterhalten, auch in einer
Aktuellen Stunde. Viele von uns haben damals die
Hoffnung ausgedriickt, es solle mehr gehandelt als
gesprochen werden. Genau das ist auch passiert.
Auf der Basis einer Materialsammlung haben die
Landerinnenminister und die Ministerprasidenten
einstimmig beschlossen, eine Klage zum Verbot
der NPD einzureichen. Damit war naturlich zu-
gleich die Hoffnung verbunden, dass sich auch die
anderen Verfassungsorgane, namlich Bundesre-
gierung und Bundestag, dieser Klage anschlieRen
wurden. Wéahrend die Entscheidung des Bundes-
tags noch aussteht, hat die Bundesregierung — Ub-
rigens nach Vorankiindigung der FDP und ihres
Parteichefs — bereits einen Beschluss gefasst:
"Der Beschluss der Lander wird mit Respekt zur
Kenntnis genommen und der Antrag des Bundes-
rats wird unterstitzend begleitet. Die Bundesregie-
rung halt einen zusatzlichen Antrag fiir nicht erfor-
derlich." Einen solchen Beschluss zu fassen, nach-
dem man wochenlang laviert hat, spricht schon fir
sich.

(Beifall bei der SPD)

Wenn aber dann noch die Entscheidung von FDP-
Chef Rdsler damit begrindet wird, Dummbheit kon-
ne man nicht verbieten, so ist das nur noch be-
schamend. Damit zeigt man, dass man die rechte
Gefahr nicht ernst nimmt, und verharmlost zugleich
menschenverachtendes rassistisches Gedanken-
gut und rechtsextremistische Straftaten.

(Beifall bei der SPD und bei Christiane
Schneider DIE LINKE)

Menschen, die aufgrund ihrer Hautfarbe, Nationali-
tat oder Religion Opfer rechtsextremistischer Uber-
griffe geworden sind, werden sich nur schwer da-
mit abfinden kénnen, dass sie Opfer Dummer ge-
worden sind. Damit missachtet man auch den Cha-
rakter dieser Partei, ihrer Ideologie und ihrer Aus-
wirkung in der FuBgangerzone und in den Zeltla-
gern, wo es Ubergriffe gegeben hat. Es ist einfach
nur noch beschamend, wie ein solches parteitakti-
sches Verhalten der FDP begriindet wird.

(Beifall bei der SPD und bei Christiane
Schneider DIE LINKE — Dr. Andreas Dressel
SPD: So sind sie!)

Viel schlimmer ist aber, dass die Bundesregierung
mit dieser Entscheidung die Chance vertan hat, ein
starkes und nétiges Signal der Geschlossenheit im
Kampf gegen den Rechtsextremismus zu setzen,
namlich durch das geschlossene Vorgehen der
Verfassungsorgane. FDP und Bundesregierung
fallen damit den Landern in den Rucken und ver-
hindern ein einheitliches Signal der Demokraten,
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dass wir demokratie- und verfassungsfeindliches
Handeln auf parlamentarischer Ebene nicht tolerie-
ren. Die Bundesregierung hat stattdessen den Zu-
schauerplatz eingenommen, weil sie Angst vor der
Verantwortung hat.

(Beifall bei der SPD)

Was lhnen aber, meine Kollegen von der FDP, vor
allem zu denken geben sollte, sind zum Beispiel
die Reaktionen der Tilrkischen Gemeinde in
Deutschland oder auch der judischen Gemeinden
in Deutschland, die sich nach diesem Beschluss
eindeutig gedulert haben. Ich hatte die Hoffnung,
dass damit bei lhnen ein Umdenken verbunden ist.
Das habe ich bisher leider nicht festgestellt.

(Beifall bei der SPD)

Ein Parteienverbot ist in einer Demokratie immer
ein sehr sensibel zu handhabendes Instrument.
Wenn aber die verfassungsrechtlichen Vorausset-
zungen gegeben sind, dann muss dieses Mittel im
Sinne einer wehrhaften Demokratie auch ange-
wandt werden.

(Vizeprasidentin Barbara Duden ubernimmt
den Vorsitz.)

Die Erfahrungen aus der Weimarer Republik leh-
ren uns, welche Gefahren sonst drohen. Natlrlich
lasst sich der Ausgang eines Gerichtsverfahrens
nicht mit aller Sicherheit voraussehen, allerdings
wurden die Lehren aus dem damaligen Beschluss
des Bundesverfassungsgerichts gezogen, und die
von Bund und Landern zusammengetragene aus-
giebige Materialsammlung hat dazu gefiihrt, dass
sich samtliche Innenminister und Ministerprasiden-
ten der Lander fur ein NPD-Verbotsverfahren aus-
gesprochen haben, darunter auch Lander, in de-
nen die FDP in der Verantwortung ist. Dies ist ein
deutlicher Hinweis auf die Bewertung der Erfolgs-
aussichten. Nicht zuletzt wurden damit auch vehe-
mente Kritiker — man denke an den ehemaligen In-
nenminister von Niedersachsen — von den vorlie-
genden Fakten Uberzeugt. Bei einem solchen Ver-
botsverfahren darf es sich nicht um eine Show-
Veranstaltung handeln, sondern ein solches Ver-
fahren muss von der Uberzeugung hinreichender
Erfolgsaussichten gepragt sein. Das ist auf Lander-
seite offenkundig der Fall. Warum nicht aufseiten
der Bundesregierung?

Eines muss klar sein: Ein NPD-Verbot beseitigt
nicht den Rechtsextremismus in den Kopfen der
Menschen. Hierlber besteht wohl Einigkeit, und al-
les andere ware auch eine aulerst naive Vorstel-
lung. Auch ersetzt ein solches Verfahren nicht das
politische oder gesellschaftliche Engagement im
Kampf gegen den Rechtsextremismus, aber ein
solches Verbot ist ein sehr wichtiges Teilstlck in
einem Blndel mehrerer MaRnahmen.

(Beifall bei der SPD)

Es ware ein Akt der wehrhaften Demokratie und es
wirde verhindern, dass sich auslanderfeindliches
und rassistisches Gedankengut durch den Steuer-
zahler finanzieren lasst. Ich hoffe, dass die FDP
noch umdenkt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Voet van Vormizeele.

Kai Voet van Vormizeele CDU: Frau Prasidentin,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich will
mit einem Satz beginnen, den Herr Wysocki eben
gebraucht hat und den ich so nicht stehen lassen
mochte. Er sagte, ein Parteienverbot sei ein Sym-
bol. Nein, Herr Wysocki, das ist kein Symbol.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Doch,
auch!)

— Nein, Frau Schneider, es ist kein Symbol.

Wir haben in unserer Demokratie im Grundgesetz
die Moglichkeit eines Parteienverbots zu Recht,
wie ich finde, mit einer sehr, sehr groen Hurde
versehen. Wir haben von diesem Recht in den ver-
gangenen 60 Jahren ausgesprochen zurlickhal-
tend Gebrauch gemacht. Das finde ich auch gut
so, denn es ist und bleibt die Ultima Ratio. Wir soll-
ten uns niemals dazu verleiten lassen, aufgrund
von Symbolkraft etwas verbieten zu wollen. Dann
verlassen wir den Boden unseres Grundgesetzes,
und dann verlassen wir auch argumentativ einen
wesentlichen Bereich. Das geht so nicht.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Ich will das zu dieser Debatte sagen. Offensichtlich
zielen Sie tendenziell auf die Kollegen der FDP ab;
das mdége dann auch die FDP beantworten. Ich
mdchte lhnen aber sagen, was mir an dieser ei-
genartigen Debatte nicht gefallt. Wir haben in
Deutschland ein Verfahren, das klar und deutlich
regelt, wie ein potenzielles Parteienverbot initiiert
werden kann. Das kann der Bundesrat machen,
das kann der Bundestag machen, das kann die
Bundesregierung machen. Alle gemeinsam koénnen
sozusagen ihre Verfahren vorher klaren, und alle
gemeinsam kénnen dartiber nachdenken. Wir ha-
ben in diesem Hause schon mehrfach Uber dieses
Thema debattiert, und wenn uns eines hoffentlich
geeint hat, dann war es die Grundauffassung, dass
ein Parteienverbot nicht einmal so eben by the way
ausgesprochen wird, sondern dass man sich dar-
Uber lange Gedanken machen muss. Es ist so, das
hat auch der Bundesinnenminister in den vergan-
genen Wochen immer wieder deutlich gemacht,
dass die Bundesregierung bei Weitem nicht den-
selben treuen Glauben in die Materialsammlung
hat wie die Innenminister der Lander. Dartber
kann man streiten, dartiber kann man diskutieren.
Aber daraus ein parteitaktisches Mandver abzulei-
ten und zu sagen, das sind jetzt die Bdsen, die



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 55. Sitzung am 27. Marz 2013 4197

(Kai Voet van Vormizeele)

wollen den Rechtsextremismus in diesem Lande
nicht bekampfen,

(Finn-Ole Ritter FDP: Unterstes Niveau!)

finde ich schade. Damit besorgen Sie leider das
Geschaft derer, die Extremismus in diesem Land
vorantreiben.

(Beifall bei der CDU und der FDP — Dr. An-
dreas Dressel SPD: Und was ist mit den
CDU-Innenministern, warum sind die dafiir?)

— Ich sage lhnen das ehrlich, Herr Dr. Dressel.
Auch ich habe hier mehrfach deutlich gesagt, dass
wir als Fraktion dazu stehen, aber ich bin nicht so
einer, der voranrennt und fest davon iberzeugt ist,
dass das der einzige und richtige Weg ist. Ich habe
heute noch meine Zweifel.

Im Gegensatz zum Kollegen, der eben gesprochen
hat, kenne ich die Materialsammlung, die bis zum
heutigen Tag Verschlusssache ist, also gar nicht
offentlich bekannt sein darf. Und ich habe immer
noch meine Zweifel daran, ob dieser Weg erfolg-
reich sein wird. Ich hoffe, dass wir erfolgreich sein
werden, aber wir werden akzeptieren mussen,
dass uns ein Misserfolg in dieser Sache in eine
schwierige Situation bringen wird. Ich mdchte die
NPD nicht noch einmal aufwerten. Diese Zweifel
darf man haben.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU und der
FDP)

Man darf diese Zweifel auch formulieren und zu
dem Entschluss kommen, sich deshalb einem sol-
chen Verfahren als Bundesregierung nicht anzu-
schliellen, aber weiterhin das von einem anderen
Verfassungsorgan betriebene Verfahren positiv
und mit aktiver Hilfe zu begleiten. Ich m&chte sehr
deutlich dafir werben, dieses NPD-Verbotsverfah-
ren miteinander zu diskutieren und dariber zu
streiten, ob es richtig oder falsch ist, aber lassen
Sie uns bitte nicht dahin kommen, dass die SPD
uns als Parteien in einer Demokratie gegeneinan-
der ausspielen kann. Es darf nicht sein, dass wir
uns gegenseitig vorwerfen, fur die NPD oder gar
fir Rechtsextremismus zu sein, weil jemand aus
guten Griinden nicht fir ein Verbotsverfahren ist.
Das kann und darf nicht sein, und wer das tut, der
sollte sich Uberlegen, ob er nicht das Geschaft der
Falschen betreibt. Wir werden weiterhin dieses
Verfahren wohlwollend begleiten. Ich hoffe, wir
werden uns nicht geirrt haben. In den vergangenen
Wochen habe ich mehrfach von leitenden Beam-
ten in Hamburg den Satz gehért: Ganz sicher sind
wir uns auch nicht, aber wir probieren es denn mal.
Das kann es nicht sein.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Das geht
gar nicht! und Beifall)

Wir missen Uberzeugt sein, und das sind wir in
Hamburg zurzeit. Die CDU steht hier voll und ganz
auf der Seite des Senats, aber man darf Zweifel

haben, man kann sie haben, und dann darf man
dariber auch reden. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Moller.

Antje Méller GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Ich finde es relativ uninteressant,
was CDU und FDP im Moment zum Thema NPD-
Verbot sagen. Genauso finde ich auch diesen
FDP-Satz von der Dummheit jetzt oft genug wie-
derholt. Es hilft nichts, das ist Wahlkampfrhetorik
und auch lhre Anmeldung ist das zum Teil — nichts
weiter als Wahlkampfrhetorik. Das finde ich bei
diesem Thema schade.

(Vereinzelter Beifall bei der FDP — Ksenijja
Bekeris SPD: Ach, die GRUNEN machen so
was nicht!)

Ich sehe es so, wie es teilweise hier schon ange-
klungen ist. Die gesamte Debatte um den Erfolg ei-
nes Verbotsverfahrens oder dariber, ob man sich
daran beteiligt oder nicht, taugt schlicht und ein-
fach nicht als Symbol dafur, wie heroisch der
Kampf gegen Nazis und Rechtsextremismus in
dieser Republik geflihrt wird. Das Uberzeugt Uber-
haupt nicht. Das Problem ist, dass es sehr ernstzu-
nehmende Risikoeinschatzungen von verschiede-
nen Stellen gibt. Herr van Vormizeele hat eben
schon seine Zweifel gegeniber der Zusammen-
stellung der Innenministerien der Bundeslander
deutlich werden lassen. Ich teile diese Zweifel.
Sehr deutlich weist zum Beispiel der ehemalige
Verfassungsrichter, Herr Papier, darauf hin, dass
es sich um aggressives Vorgehen gegen die Ver-
fassung handeln muss und nicht um einzelne
Straftaten, um eine Partei verbieten zu kdénnen.
Herr Hassemer sagt deutlich, es muss klar sein,
dass die vorliegenden Daten quellenfrei sind, wie
es so schon heildt. Andere Zitate kdnnte man fol-
gen lassen. Dazu fehlt mir eine Debatte, auch bei
der SPD. Herr Neumann wusste schon im Novem-
ber 2011, ohne jede inhaltliche Begriindung, dass
sofort ein NPD-Verbotsverfahren her muss. Wenn
wir jetzt weiter streiten, wie sinnvoll und erfolgver-
sprechend ein NPD-Verbotsverfahren ist, dann
missen wir uns mit der Kritik daran auseinander-
setzen und Wahlkampfrhetorik an der Stelle blei-
ben lassen.

(Beifall bei den GRUNEN, der FDP, verein-
zelt bei der CDU und bei Dora Heyenn DIE
LINKE)

Wir sollten das Fazit aus dem Scheitern des ersten
Verbotsverfahrens ernst nehmen. Es gibt dazu
mehrere wissenschaftliche Ausfihrungen. Unter
anderem wird darin deutlich, dass es damals die
gleiche Stimmung und gleiche Debatten im politi-
schen Raum gab, wie jetzt wieder, ndmlich Aussa-



4198 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 55. Sitzung am 27. Marz 2013

(Antje Moller)

gen wie: Wer nicht fir ein NPD-Verbotsverfahren
ist, der ist auch nicht wirklich gegen Nazis und ge-
gen rechts, der tut nichts. Die V-Leute-Debatte gab
es damals auch, und eine Niederlage im Verbots-
verfahren wurde immer als ein Aufwerten der NPD
gesehen. Wir sind keinen Schritt weiter.

Bei der vorgelegten Zusammenstellung muss man
auch deutlich sagen, dass die CDU daran beteiligt
war, denn es gab auch CDU-Innenminister. Eigent-
lich erwarte ich hier einen inhaltlichen Beitrag da-
zu, genauso wie ich ihn von der SPD erwarte, was
es noch braucht, damit es vielleicht doch einen
Uberparteilichen Konsens fiir das Verbotsverfahren
geben konnte. Die Frage ist doch, was wir als Par-
teien und Fraktionen noch brauchen, um die Er-
folgsaussichten solch eines Verfahrens wirklich
besser bewerten und hoffentlich dann auch umset-
zen zu koénnen. Das Gericht wird sich nicht von po-
litischen Aufgeregtheiten leiten lassen, sondern es
wird nach konkreten Vorgaben aus dem alten Ver-
botsverfahren arbeiten, aber auch danach, was
zum Beispiel vom Europaischen Gerichtshof flr
Menschenrechte zu erwarten ist. Auch dort, das
kann man beim ehemaligen Verfassungsrichter
Hassemer nachlesen, gibt es die deutliche Ein-
schatzung, dass es nicht um die Absicht, die ver-
fassungsgemale Ordnung zu stéren oder zu zer-
stéren, geht, sondern auch um die Erfolgswahr-
scheinlichkeit dieser Absicht. Dann sind wir bei den
6300 Mitgliedern der NPD in dieser Republik,
6300 zu viel, aber der Europaische Gerichtshof flir
Menschenrechte wird die Erfolgswahrscheinlichkeit
der NPD mit Uberprifen. Mit dieser Frage muss
man sich auseinandersetzen: Wie real ist es denn,
dass eine Entscheidung aus StralRburg das Ver-
fahren kippt?

Worum geht es also? Einen Verbotsantrag zu stel-
len ist dann richtig, aber wir brauchen den Erfolg
und dazu muss nachgearbeitet werden.

(Beifall bei den GRUNEN, der LINKEN, ver-
einzelt bei der CDU und bei Finn-Ole Ritter
FDP)

Sonst haben wir die Situation, dass es maoglicher-
weise ein nicht zustande gekommenes Verbot gibt
und sowieso keinen einzigen NPDler mehr in die-
ser Republik, daflr aber lauter neue Institutionen,
die die gleiche Politik machen.

(Beifall bei den GRUNEN, vereinzelt bei der
CDU und der LINKEN und bei Finn-Ole Rit-
ter FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Suding.

Katja Suding FDP: Frau Prasidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Etwas Grundsatzli-
ches mdchte ich vorwegschicken. Es darf in dieser
Debatte nicht darum gehen, dass jenen, die sich

nach sorgfaltiger Abwagung des Fir und Wider ge-
gen einen erneuten Verbotsantrag aussprechen,
weniger Entschlossenheit im Kampf gegen Rechts-
extremismus unterstellt wird. Es darf auch nicht
darum gehen, dass ihnen eine Verharmlosung der
NPD unterstellt wird oder sogar ein kleines
bisschen Sympathie fiir diese widerliche Partei.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Auf diese Wiese dirfen sich die demokratischen
Krafte dieses Hauses nicht in dem ohnehin schon
sehr schweren Kampf gegen den Rechtextremis-
mus auseinanderdividieren lassen. Ich warne ein-
drucklich davor, diese Debatte fur parteipolitisches
Geplankel zu instrumentalisieren.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Ich denke, wir sind uns hier einig, dass die NPD ei-
ne rechtsextremistische Partei ist, die verfassungs-
feindliche und menschenverachtende Ziele ver-
folgt. So einig wir uns beim Ausgangspunkt dieses
Problems sind, so einig sind wir uns im Grunde
auch bei seiner Bekampfung. Wir alle wollen die
gesellschaftlichen Krafte unterstiitzen und stérken,
die sich dem falschen und ekelhaften rechten Ge-
dankengut friedlich in den Weg stellen. Wir alle
wollen die Praventionsarbeit starken, wir wollen die
Aufklarung Uber die Graueltaten des NS-Regimes
verbessern und das Gedenken an die vielen Millio-
nen unschuldigen und unnétigen Opfer bewahren.

Aber, meine Damen und Herren, wir sind uns doch
auch alle einig, dass das Verbot einer Partei das
Problem der Fremdenfeindlichkeit und des Rechts-
extremismus leider nicht an den Wurzeln bekamp-
fen wird. Worum geht es genau? Es geht den Lan-
dern in erster Linie darum — dafir lassen sich zahl-
reiche Belege finden —, ein politisches Signal zu
senden. An zweiter Stelle geht es darum, die NPD
aus der staatlichen Parteienfinanzierung herauszu-
halten. Das sind im Grunde zwei logische und rich-
tige Anliegen. Nach einem sorgfaltigen Abwagen
des Fir und Wider denke ich allerdings nicht, dass
ein Verbotsverfahren dafiir der richtige Weg ist.
Die Wahrscheinlichkeit, dass ein Verbotsverfahren
erneut scheitert, ist leider sehr hoch. Ich habe sel-
ten einen Anlass, grine Abgeordnete zu zitieren,
heute habe ich aber einen solchen Anlass. Ich
mdchte aus einem Appell ostdeutscher griner
Landtagsabgeordneter an ihre Bundestagsfraktion
zitieren:

"Es geht beim NPD-Verbot nicht um eine 'an-
tifaschistische Mutprobe', das hilflose 'Set-
zen von Zeichen' oder moralische Erwagun-
gen, sondern um die Kenntnisnahme und
Beachtung der verfassungsrechtlichen Vor-
aussetzungen eines Parteienverbots."

Weiter heil3t es:
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"Alle vorliegenden Erkenntnisse mahnen,
von einem Verbotsantrag mangels Erfolgs-
aussichten abzusehen."

Zu den Unterzeichnern gehdrt GUbrigens Antje Her-
menau, die Fraktionsvorsitzende der GRUNEN im
Landtag von Sachsen, jenem Bundesland, das ne-
ben Mecklenburg-Vorpommern wohl am starksten
unter den Aktivitdten der NPD zu leiden hat. Die
Kolleginnen und Kollegen von den GRUNEN ha-
ben recht,

(Katharina Fegebank GRUNE: Was denkt
die FDP?)

denn es ist keinesfalls sicher, dass ein neues Ver-
fahren zum Erfolg fihrt. Nach allen bisherigen Er-
kenntnissen ist eine enge Verzahnung zwischen
der Zwickauer Terrorzelle und der NPD nicht nach-
weisbar, und die V-Leute-Problematik ist dabei
noch nicht einmal berticksichtigt. Sie wissen, dass
nicht alle Landesinnenminister bereit waren zu at-
testieren, dass das von ihnen gesammelte Material
V-Leute-frei ist; einiges hat Frau Mdller schon dazu
gesagt. Ein absoluter Super-GAU aber ware ein er-
neutes Scheitern des NPD-Verbotsantrags. Bereits
nach dem ersten Versuch vor zehn Jahren ging die
NPD namlich bedauerlicherweise gestarkt aus dem
Verfahren hervor, und das darf nicht wieder ge-
schehen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Die NPD ist in den vergangenen Jahren an den
Rand ihrer Moglichkeiten gebracht worden, perso-
nell ausgedinnt und finanziell und organisatorisch
am Ende. Beim Wabhler findet sie gliicklicherweise
kaum noch Anklang. In Niedersachsen kam sie
nicht einmal auf 1 Prozent der Stimmen. Ein neu-
es, gescheitertes Verfahren mit einer gerichtlichen
Uberpriifung der Verfassungstreue der NPD wiirde
nicht nur unsere Anstrengungen massiv behindern,
sondern es wirde diesen menschenverachtenden
Strémungen auch noch Auftrieb geben. Und das
wollen wir nicht.

(Beifall bei der FDP)

Eine Bemerkung noch. Ich erwarte von Ihnen, Herr
Senator, eine Entschuldigung flir Thre ungeheuerli-
chen AuRerungen in den vergangenen Tagen. Den
Liberalen vorzuwerfen, die Grundlagen des
Rechtsstaats zu verlassen und vor dem Rechtsex-
tremismus zu kapitulieren, ist weder mit lhrer Posi-
tion zu vereinbaren noch ist es dem Ernst der An-
gelegenheit angemessen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Ihr Beitrag, Herr Wysocki, war auch nicht gerade
hilfreich. Zu glauben, dass ein Verbotsverfahren,
dem sich alle drei Verfassungsorgane anschlielen,
mehr Erfolg, mehr Druck auf Karlsruhe ausiben
kdnnte, ist doch ziemlich naiv.

Ich fordere Sie also auf, die Diskussion nicht fir
parteipolitische Auseinandersetzungen zu miss-
brauchen, sondern mit uns eine sachliche Debatte
darlber zu fuhren, wie wir gemeinsam den Rechts-
extremismus weiter zurickdrangen und bekamp-
fen kdnnen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Schneider.

Christiane Schneider DIE LINKE: Meine Damen
und Herren, Frau Prasidentin! Frau Suding, Herr
Voet van Vormizeele und auch Frau Moller, Sie ha-
ben recht, es gibt viele gute Griinde, sehr sorgfal-
tig abzuwagen und die Bedingungen eines erfolg-
reichen Verbots zu prifen und herzustellen. Von
den Gegnern eines NPD-Verbots aus der FDP und
der CDU im Bund werden aber vor allem zwei
Grinde genannt. Der erste Grund lautet, die NPD
sei auf dem absteigenden Ast und habe in keinem
einzigen Bundesland mehr ernsthaften Zulauf. So
hat es zum Beispiel vor einigen Tagen der stellver-
tretende Bundesvorsitzende der CDU, Herr La-
schet, gesagt. Gibt es also eine Entwarnung?
Falsch, die NPD ist in zwei Landtagen vertreten
und sie verfugt Uber 400 kommunale Mandatstra-
ger.

Man sollte sich aber die Ergebnisse von Wahlen,
bei denen die NPD nicht in Parlamente eingezo-
gen ist, unbedingt genauer ansehen. Ich nehme
einmal als Beispiel Sachsen-Anhalt im Jahr 2011.
Die NPD ist an der 5-Prozent-Hirde gescheitert,
aber sie erreichte zweistellige Wahlergebnisse bei
Arbeitslosen und prekar Beschaftigten, bei unter
30 Jahre alten Mannern, auf dem Land und Ubri-
gens auch bei Probevoten von Schilerinnen und
Schiulern, also bei der Jugend. Das ist in anderen
Regionen Deutschlands, im Osten und auch im
Westen, ahnlich. Im Westen ist die Zustimmung
nicht unbedingt genauso hoch, aber es gibt dhnli-
che Ergebnisse. Das zeigt schon, dass es uber-
haupt keine Gewahr flr eine auch zukiinftig relativ
geringe Zustimmung bei Wahlen gibt. Die Lang-
zeitstudie "Deutsche Zustande" von Professor
Heitmeyer zeigt, dass die — ich zitiere — "gruppen-
bezogene Menschenfeindlichkeit" zunimmt und in
diesem Zusammenhang auch die Akzeptanz von
Gewalt, und zwar bis weit in die Mitte der Gesell-
schaft hinein. Das ist ein Nahrboden fir Neonazis-
mus. Wir sehen gegenwartig in mehreren EU-Lan-
dern, wie schnell die gruppenbezogene Menschen-
feindlichkeit sich parteimallig organisiert, wie sol-
che Parteien anwachsen — ich erinnere an Grie-
chenland, aber auch zum Beispiel an Ungarn —
und zu offener Gewalt Ubergehen. Richtig ist, das
wurde schon gesagt, dass ein Verbot der NPD
nicht Rassismus, Antisemitismus, Islamophobie
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oder andere Arten gruppenbezogener Mensch-
feindlichkeit erledigt.

Doch damit komme ich zum zweiten Hauptargu-
ment aus dem CDU/FDP-Lager gegen das NPD-
Verbot. Herr Rosler, er ist schon zitiert worden, hat
das so formuliert, dass man Dummheit nicht ver-
bieten kénne. Es ist bereits kritisiert worden, und
zwar vollig zu Recht, dass er damit die Neonazis
auf schlimme Weise verharmlost.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und bei Dr.
Till Steffen GRUNE)

Ich méchte trotzdem einmal bei dem Argument
bleiben. Man kann Dummbheit — ich setze das in
Anfiihrungszeichen — nicht verbieten, aber man
darf der Dummbheit nicht gestatten, um bei Roslers
Sprachgebrauch zu bleiben, sich als Partei zu or-
ganisieren.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Es ist falsch und es ist schlimm, wenn Herr Meier
oder Frau Miiller die kulturelle Vielfalt der Gesell-
schaft als Bedrohung empfinden und Ressenti-
ments entwickeln.

(Zurufe aus dem Plenum)

— Ich meinte keine konkrete Person, sondern Lies-
chen Miiller.

Es ist aber immer noch ein Unterschied, ob Indivi-
duen solche Ressentiments entwickeln oder ob
sich aufgrund solcher Ressentiments Parteien or-
ganisieren und diese Parteien hetzen und zum
Beispiel massenhafte Ausweisungen von Migran-
tinnen und Migranten oder dergleichen fordern. In-
sofern, Herr Voet van Vormizeele, ist ein Parteien-
verbot nicht nur, aber auch ein Symbol dafiir, dass
solche Auffassungen tatsachlich politisch bekampft
werden mussen.

(Beifall bei der LINKEN, vereinzelt bei der
SPD und bei Dr. Stefanie von Berg GRUNE)

Es geht bei der Verbotsfrage aber darum, ob ein
solches extrem menschenfeindliches und antide-
mokratisches Gedankengut mit Parteienprivilegien
ausgestattet wird. In Mecklenburg-Vorpommern
und Sachsen kdnnen die Auftritte der NPD in den
Landtagen Uber das Internet verfolgt werden, und
die NPD stellt tatsachlich alle Reden, die das Fern-
sehen bereitstellt, ins Internet, immer mit dem Hin-
weis verbunden, dass es eine Dokumentation des
Landtags von Mecklenburg-Vorpommern ist. lhre
Antrage, Anfragen und Reden stehen in der Parla-
mentsdatenbank. Die NPD ist in diesen Landern
Teil der Legislative. Sie kann sich mit dieser Autori-
tat schmicken und mit ihr die ihr verhasste Demo-
kratie von innen heraus bekdmpfen. Sie kann so-
gar aus dem Landtag heraus Gewalt gegen Mi-
grantinnen und Migranten begrif3en und propagie-
ren. Ich habe mir einige Reden angesehen und ich

sage lhnen, das ist diesbeziiglich unappetitlich.
Der Grat, wann derartige Aussagen strafbar oder
nicht strafbar sind, ist sehr schmal. Den beherrscht
und beachtet sie, aber es sind unverkennbar Auf-
forderungen, zum Beispiel die Gewalt in die Hand
Zzu nehmen.

Fragen Sie lhre Kolleginnen und Kollegen in den
beiden Bundeslandern, wie schwer es ist, mit sol-
chen Situationen umzugehen, in der die NPD alle
Méglichkeiten nutzt, die Demokratie und Parlamen-
tarismus ihr als Partei bieten, um die Demokratie,
das parlamentarische Regierungssystem und das
friedliche Zusammenleben in diesem Land zu be-
kampfen. Der Verzicht der Bundesregierung sen-
det mit diesen Begrindungen die falschen Bot-
schaften.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und ver-
einzelt bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Senator Neumann.

Senator Michael Neumann:* Sehr geehrte Frau
Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich bin froh darlber, dass wir zumindest in
dieser Burgerschaft ein gro3es Einvernehmen zwi-
schen den Burgerschaftsparteien, aber auch dem
Senat haben, dass die Bekampfung des Rechtsex-
tremismus nattrlich eine mehrdimensionale Aufga-
be ist, die sich nicht allein darauf reduzieren lasst,
ein Parteienverbot anzustrengen, sondern dass wir
auf verschiedenen Wegen dagegen angehen mis-
sen, etwa im politischen oder gesellschaftlichen
Meinungskampf. Vor allem aber haben wir auch in
den Bereich der Bildung und der Aufklarung zu in-
vestieren. Wir kénnen nicht nur das Heil darin su-
chen, eine Partei zu verbieten, sondern wir mis-
sen auf allen drei Gebieten entschlossen gegen
Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und
Auslanderhass auftreten. Dieses Signal geht nicht
erst seit heute, sondern seit Jahren von der Bir-
gerschaft und vom Senat aus. Das ist etwas, wor-
auf Hamburg stolz sein kann.

(Beifall bei der SPD)

Dem Thema politische Bildung und Aufklarungsar-
beit widmen sich viele Menschen in unserer Stadt,
viele hauptamtlich, aber noch mehr sind ehrenamt-
lich engagiert. Diese Menschen machen sich damit
mehr als verdient und ihnen gebuhrt Dank und An-
erkennung. Aber wir missen auch unsere Pflicht
tun und mit den rechtsstaatlichen Mitteln dieser
Bedrohung unserer Gesellschaft, der Form, wie wir
in unserer Republik leben wollen, begegnen. Zu
den rechtsstaatlichen Mitteln gehért es eben auch,
das Instrument — das letzte Instrument, wie es vor-
hin schon in der Debatte genannt worden ist — ei-
nes moglichen Parteienverbots nicht nur abzuwa-
gen, sondern, wenn wir zu der Uberzeugung kom-
men, auch anzuwenden. Wie es gerade beschrie-
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ben worden ist, geht es natlirlich genau um die
Méglichkeit, Finanzierungswege zu beschneiden,
Organisationsstrukturen zu beschneiden und
schlichtweg deutlich zu machen, dass es in unse-
rem Land unvorstellbar, undenkbar und eine grof3e
Qual ist hinzunehmen, dass mit offentlichen Steu-
ermitteln diese Hetze auch noch finanziert wird.
Deshalb ist es aus Sicht des Senats richtig, dieses
Verbot anzustreben.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und ver-
einzelt bei den GRUNEN)

Wir haben lange im Kreis der Innenminister der
Lander und auch des Bundes daruber diskutiert,
und es gab auch bei Herrn Friedrich Bewegung da-
hingehend, der offensichtlichen und absoluten
Mehrheitsmeinung, der Einstimmigkeit der Lander
zu folgen. Auch der Kollege Bosbach, der immer
gut daflir ist, eine andere Meinung zu vertreten,
hat sich deutlich bewegt hinsichtlich seiner AuRe-
rungen zu einem maoglichen Verbotsverfahren.
Herr Schinemann, er ist bereits angesprochen
worden, ist ein Mann, der lange darum gekampft
hat, Wege zu finden, um ohne ein Parteienverbot
die Finanzierungswege der NPD trocken zu legen.
Er hat sich dann aber Uberzeugen lassen. Dass al-
le Landesinnenminister, gleich welcher Couleur,
mit der vollen Spannbreite aller denkbaren Koalitio-
nen zu diesem Ergebnis gekommen sind, ist doch
auch ein Indiz dafir, dass die im Moment noch un-
ter Verschluss gehaltene Materialsammlung so
aussagekraftig ist, dass alle Parteien, angefangen
von der CDU/CSU uber Sozialdemokratinnen und
Sozialdemokraten bis hin zu den GRUNEN und
der Linkspartei, auf Landesebene gemeinsam zu
dem Ergebnis gekommen sind, dass ein Verbots-
verfahren richtig, angemessen und erfolgreich sein
wird. Auch hier kdnnen wir vielleicht voller Stolz sa-
gen, dass Forderalismus unserem Land gut tut. Of-
fensichtlich scheinen die Lander andere und bes-
sere Erkenntnisse zu haben als der Bund.

(Beifall bei der SPD)

Dabei muss man aber wissen, dass ein Grofteil
der Materialsammlung auf Erkenntnisse des Bun-
des zurtickgeht, also Herr Friedrich genau die Din-
ge geliefert hat, mit denen die Lander lberzeugt
worden sind, und dass wir auch von vornherein ge-
sagt haben, wir folgen schlichtweg der Gebrauchs-
anweisung des Bundesverfassungsgerichts, um si-
cherzustellen, dass wir nicht wieder, wie vor zehn
Jahren, vor dem Bundesverfassungsgericht schei-
tern. Die Tatsache, dass die V-Mann-Freiheit noch
nicht schriftlich bestatigt worden ist, liegt schlicht-
weg darin begriindet, dass wir wahrend der ge-
samten Phase, auch wahrend der heutigen Diskus-
sion, weiter Materialien sammeln. Alle Materialien,
die bisher in dieser Sammlung sind, sind V-Mann-
frei, und es werden standig welche hinzugefugt.
Mit der Klageabgabe werden alle Innenminister in-
klusive des Bundesinnenministers diese V-Mann-

Freiheit bestatigen. Deshalb bitte ich, dieses Argu-
ment, das in der Sache falsch ist, in Zukunft nicht
mehr zu verwenden. Wir haben uns in der Innen-
ministerkonferenz dariber verstandigt, dass wir
erst am Ende des Prozesses, wenn die Klage-
schrift formuliert ist, der Materialsammlung V-
Mann-Freiheit bestatigen. Sie ist es aber bereits
jetzt, und es ist kein Argument gegen die Einbrin-
gung dieser Klage.

(Beifall bei der SPD)

Ich will die Sache mit dem Argument, Dummbheit
kénne man nicht verbieten, auf den Punkt bringen,
sehr geehrte Frau Suding. Man kann, genau wie
der Kollege van Vormizeele gesagt hat, Zweifel ha-
ben, man kann das fachlich und sachlich diskutie-
ren, und Sie haben da heute auch Argumente ge-
bracht, keine Frage. Aber lhr Bundesvorsitzender
hat nicht sachlich argumentiert.

(Dietrich Wersich CDU: Lassen Sie das
doch!)

Ihr Bundesvorsitzender hat keine Argumente ge-
nannt, sondern er hat gesagt, Dummheit kénne
man nicht verbieten, und das war sein Fehler, der
auch angesprochen werden muss. Er hat damit
nicht nur der Forderung des Verbots, sondern ge-
nerell auch der FDP schweren Schaden zugefugt,
und deshalb haben Sie selbst damit zu einem
groRen Schaden fiir unsere Demokratie beigetra-
gen.

(Zurufe von der CDU und der FDP)
Diese Argumentation Uiberzeugt nicht,
(Beifall bei der SPD)

denn erstens handelt es sich dabei nicht um
Dummheit, sondern es handelt sich um Straftater.
Es handelt sich um politisch motivierte Verbrechen,
die dort begangen werden, und es handelt sich um
Hetze, Verfolgung und Agitation.

(Finn-Ole Ritter FDP: Ist ja gut!)

Und das Zweite: Wenn ich der Argumentation des
Herrn Résler folge, hatte Herr Ahlhaus beispiels-
weise niemals, was ich von der Entscheidung her
absolut richtig fand, die Al-Quds-Moschee verbie-
ten konnen.

(Katja Suding FDP: Die Kriterien sind ganz
andere, das wissen Sie doch!)

Wir kénnen kein einziges Vereinsverbot ausspre-
chen, wenn wir nicht bereit sind, auch die letzte
Konsequenz zu ziehen, und die letzte Konsequenz
zu ziehen heildt auch, Verbote auszusprechen. Na-
turlich sind die Hirden fir ein Parteienverbot ho-
her,

(Robert Blédsing FDP: Das ist unredlich, Herr
Senator! — Finn-Ole Ritter FDP: Werfen Sie
ruhig alles zusammen!)
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aber trotzdem muss der Rechtsstaat in der Lage
und willens sein, Recht und Gesetz durchzusetzen.
Was Sie gesagt haben und was lhre Partei in Ber-
lin vertreten hat, ist aus meiner Sicht — und ich wie-
derhole es — eine Kapitulation vor dem Rechts-
staat, denn das wiirde bedeuten, dass wir uns als
wehrhafte Demokratie dieser Bestrebung nicht wi-
dersetzen konnten. Das halte ich flir einen groen
Fehler, und das Uberrascht mich gerade von einer
liberalen Partei. Deshalb wiederhole ich den Vor-
wurf noch einmal: Es ist ein schwerer Fehler, so
damit umzugehen und es so zu begriinden.

(Beifall bei der SPD — Dietrich Wersich CDU:
Das ist unwirdig!)

— Es geht nicht um die Frage von unwirdig oder
nicht unwdrdig,

(Robert Blésing FDP: Unredlich!)
sondern es geht um die Frage,

(Dietrich Wersich CDU: Das kann man doch
nicht machen bei so einem ernsten Thema!)

ob man sich damit einen Dienst erwiesen hat und
ob man bei diesem Diskussionsthema ...

(Olaf Ohlsen CDU: Kommen Sie mal runter
von lhrem Ross! — Zuruf aus dem Plenum:
Sie sollten sich was schamen!)

— Sie haben einige andere Griinde, sich zu scha-
men, aber bestimmt nicht ob meiner Hinweise zum
NPD-Parteienverbot; verzeihen Sie diesen Hin-
weis.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb noch einmal: Lassen Sie uns gerne tber
die Fragen des NPD-Verbotsverfahrens diskutie-
ren. Wir haben sehr gute Argumente, und nicht oh-
ne Grund machen viele FDP-Fraktionen der Lan-
der beim Verbotsverfahren mit. Aber bitte lassen
Sie uns gleichzeitig nicht den Eindruck erwecken,
wir wirden uns daruber zerstreiten,

(Zurufe von der CDU und der FDP)

sondern geben Sie eher den Hinweis, dass es dar-
auf ankommt, ein geschlossenes Signal auszusen-
den. Deswegen ware es politisch klug gewesen,
wenn die Bundesregierung den Landesantrdgen
gefolgt ware. Sie haben eine andere Entscheidung
getroffen, das liegt in lhrer Verantwortung, aber
Sie missen dann auch ertragen, dass wir Sie daftr
kritisieren, denn es ist aus meiner Sicht ein grol3er
Fehler gewesen. Die FDP hat sich selbst einen
Tort angetan, und sie hat damit auch der Republik
und dem ganzen Verfahren einen Tort angetan.
— Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Die Redezeit
der Aktuellen Stunde ist erschopft, aber die Frak-

tionen haben die Chance, nach Paragraf 22 Ab-
satz 3 unserer Geschéftsordnung sich jeweils noch
zu einer Runde zu melden. Ich habe bis jetzt drei
Wortmeldungen aus dem Hause gesehen.

Dann bekommt als Erster Herr Voet van Vormizee-
le das Wort.

Kai Voet van Vormizeele CDU: Frau Prasidentin,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich will
es sehr kurz machen. Wir kdnnen uns in der Sache
streiten, wir kdnnen gemeinsam um den besten
Weg ringen, und wir kdnnen daruber verschiedene
Meinungen haben, aber ich wirde lhnen niemals
absprechen, Herr Innensenator, dass Sie hier das
richtige Ziel verfolgen. Die Art und Weise, wie Sie
Ihren Beitrag eben formuliert haben, war des Bei-
trags eines Senators der Freien und Hansestadt
Hamburg unwirdig und nicht akzeptabel.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: In der Reihen-
folge der mir vorliegenden Meldungen ist als Nach-
ste Frau Suding dran. — Sie bekommen das Wort,
Frau Suding.

Katja Suding FDP: Frau Prasidentin, sehr geehrte
Damen und Herren! Herr Senator, Sie haben in
dieser Debatte nichts, aber auch gar nichts Reflek-
tierendes und Differenzierendes Uber eine Abwa-
gung zwischen dem Nutzen und den Risiken eines
erneuten Verbotsantrags gesagt.

(Beifall bei der FDP — Dirk Kienscherf SPD:
Sie mussen mal zuhdren!)

Ich hatte vieles von |hnen erwartet. Ich hatte er-
wartet, dass Sie sich entschuldigen, wozu wir Sie
aufgefordert haben. Ich hatte auch erwartet, dass
Sie in Ihrem Beitrag einfach darUber hinweggehen
und lhren Vorwurf nicht wiederholen. Was ich aber
nicht erwartet hatte, ist, dass Sie Ihren Vorwurf hier
noch einmal wiederholen. Das ist eines Innensena-
tors der Freien und Hansestadt absolut unwirdig,

(Dirk Kienscherf SPD: Nun regen Sie sich
mal nicht so aufl)

und ich schame mich fir Sie.
(Beifall bei der FDP und der CDU)

Nicht nur, dass Sie ein Parteienverbot mit einem
Vereinsverbot gleichsetzen, Sie als Innenminister
mussten wissen, welche erheblichen Unterschiede
es dabei gibt. Allein, dass Sie sich hier hinstellen,
diesen Vergleich unternehmen und ein solches Ar-
gument ins Feld fiihren, zeugt davon, dass Sie of-
fensichtlich nicht wissen, worliber Sie eigentlich re-
den.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)
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Sie werfen uns vor, die FDP verabschiede sich
vom Rechtsstaat. Dabei schauen wir uns doch ge-
nau die Rechtslage und die hohen Hirden an, die
das Bundesverfassungsgericht und spater der
Europaische Gerichtshof fiir Menschenrechte an
ein Parteienverbot legen. Das lasst doch gerade
darauf schlieflen, dass wir den Rechtsstaat sehr
ernst nehmen. Ich verstehe |hre Argumentation
nicht, und ich halte sie fiir brandgefahrlich.

(Beifall bei der FDP)

Ich moéchte noch einmal auf das eingehen, was ich
zu Beginn meiner Rede gesagt habe. Ich halte es
fur sehr gefahrlich, wenn wir uns als Demokraten
durch Beitrage, wie Sie ihn gerade abgeliefert ha-
ben, auseinanderdividieren lassen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Der Kampf gegen den Rechtsextremismus ist eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die wir als Parla-
ment insgesamt angehen mussen. Es ist ein Un-
ding, dass Sie jetzt versuchen, die Krafte, die wir
gebilindelt brauchen, auseinanderzudividieren.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja, gebundelt,
das ist das Ziel!)

Ich wiederhole noch einmal, dass ich fast nichts
von lhnen darUber gehdrt habe, wie Sie das Fir
und Wider abgewogen haben. Sie haben dartber
geredet, wie das Material der Landesinnenminister
und des Bundesinnenministers beschaffen ist,
aber ich habe nichts Uber die Risiken gehdrt, die
ein solcher Verbotsantrag mit sich bringt. Sie ha-
ben offensichtlich vergessen, dass vor zehn Jah-
ren ein solcher Antrag schon einmal gescheitert ist
beziehungsweise gar nicht erst angenommen wur-
de,

(Dirk Kienscherf SPD: Kalter Kaffee!)

und vielleicht haben Sie auch vergessen, warum
das der Fall gewesen ist.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Da hat er doch
was zu gesagt! Das wird dann gemacht,
wenn der Antrag eingereicht wird!)

Dann frage ich mich aber, warum dieses Testat bis
heute nicht vorliegt. Warum hat der Bundesrat das
Verfahren beschlossen, wenn die Materialsamm-
lung noch nicht abgeschlossen ist und es offenbar
noch nicht einmal klar ist, wie die Materialsamm-
lung aussieht, mit der man dann vors Bundesver-
fassungsgericht ziehen will? Das macht doch kei-
nen Sinn. Da hatte man doch warten missen, und
es ist jetzt definitiv der falsche Zeitpunkt, das zu
tun.

(Beifall bei der FDP — Arno Miinster SPD:
Sie haben das noch immer nicht verstanden!
Hoéren Sie doch mal zu, wenn hier was ge-
sagt wird!)

Sie wissen auch, dass die Bundesregierung die
Entscheidung des Bundesrats unterstitzt. Ich teile
diese Auffassung ausdricklich. Es darf nicht dar-
um gehen, dass sich die drei Verfassungsorgane
hier gegenseitig bekriegen. Die Bundesregierung
wird die systematische Materialsammlung unter-
stltzen, das tut sie auch schon, aber — und das
missen wir auch zur Kenntnis nehmen — fiir den
Erfolg oder Misserfolg eines Verbotsantrags spielt
es uberhaupt keine Rolle, ob mehrere Verfas-
sungsorgane diesen Antrag stellen. Es kommt al-
leine auf die Qualitat des Materials an, das am En-
de vor Gericht verwendet wird.

(Arno Miinster SPD: Das ist die Politik der
FDP! — Zurufe von der SPD: Ahl!)

Ich glaube nicht, dass die Richter des Bundesver-
fassungsgerichts und auch nicht die Richter am
Europaischen Gerichtshof fiir Menschenrechte sich
unter Druck setzen lassen, wenn drei Verfassungs-
organe eine Klage einreichen und nicht nur eines.
Sie werden streng nach juristischen Kriterien ent-
scheiden, und das ist auch gut so. Ich kann Sie nur
noch einmal auffordern, Herr Neumann, lhre Worte
zu Uberdenken und sich hier zu entschuldigen.
Das ware dringend angebracht. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: In der Reihen-
folge der Wortmeldungen bekommt Frau Moller
das Wort.

Antje Méller GRUNE: Frau Préasidentin, verehrte
Kolleginnen und Kollegen! Jetzt haben wir doch ei-
ne Menge Pathos in der Debatte. Vielleicht kdnnen
wir uns auf ein paar Dinge verstandigen: Einmal
wollen wir doch, jedenfalls zu groRen Teilen, die
Bundesregierung abwahlen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und der
LINKEN)

Dann gibt es doch etwas Neues, und dann gibt es
vielleicht auch nicht mehr diese so sehr bemihten
Erklarungsversuche. Sie haben sogar die Worte
von Herrn Briiderle, zu dem man an anderer Stelle
noch etwas sagen kann, von der widerlichen Partei
benutzt. Es hilft doch nichts: Was Herr Résler ge-
sagt hat, hat er gesagt, und er hat sich inhaltlich
nicht weiter erklart.

(Gerhard Lein SPD: So ist es!)

Herr Senator Neumann, Sie haben nichts gesagt,
woflr Sie sich entschuldigen missen, aber ich fin-
de nicht, dass das eine politische Rede war. Sie
haben akribisch versucht darstellen, wie sich der
Bericht aufbauen wird, den Sie und wir Kolleginnen
und Kollegen aus dem PKA kennen, der Rest der
Offentlichkeit und dieses Plenums aber nicht. Des-
wegen nur ein Satz dazu: Es gibt unterschiedliche
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Einstufungen in den Details des Berichts, und die-
se unterschiedlichen Einstufungen, namlich ob sie
tatsachlich V-Leute-frei sind oder nicht, halte ich
fur hochstrittig. Da muss nachgesteuert werden,
das wiederhole ich an dieser Stelle noch einmal.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Der andere Punkt, den wir auch schon zu fassen
hatten: Fur oder gegen ein NPD-Verbotsverfahren
zu sein, ist kein Symbol dafir, wie heroisch man in
den Kampf gegen die Nazis und den Rechtsextre-
mismus in dieser Gesellschaft zieht, und taugt
auch nicht als Wiedergutmachung fir all die Ver-
saumnisse der verschiedenen Sicherheitsorgane in
dieser Republik in Bezug auf die NSU-Morde. Bei
beidem halte ich es auch nicht fir angebracht, es
in der Debatte unterzumischen, die hier von der
SPD angemeldet wurde. Wir miissen uns dartiber
im Klaren sein, dass es eine gesellschaftliche
Mehrheit fir ein Verbotsverfahren gibt und dass wir
damit aulerst sorgfaltig umgehen missen. Und
das geschieht aus meiner Sicht und aus der Sicht
von politikexternen Kritikern noch nicht in ausrei-
chendem MalRe. Da muss nachgesteuert und
nachgebessert werden, und das ist eine ernsthafte
Debatte.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Dressel.

Dr. Andreas Dressel SPD: Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ich bin schon etwas ver-
wundert Uber das, was von CDU und FDP hier in
Richtung des Senators gekommen ist, denn wenn
einer seine Worte in dieser Debatte Uberdenken
misste, dann ist das Herr Résler mit seiner AuRe-
rung zur Frage von Dummheit. Das ware ange-
bracht gewesen, und es hatte genug Argumente
gegeben, dass die FDP hier kritisch zu dieser Au-
Rerung ihres Parteivorsitzenden Stellung bezieht.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
LINKEN)

Frau Schneider hat sehr genau ausgefiihrt, dass
die Bezeichnung Dummbheit eine Art von Verharm-
losung ist fur das, was von der NPD auf den ver-
schiedensten Ebenen, auf der Strafle und in den
Parlamenten, dargeboten wird, und dass sich das
Wort Dummbheit in diesem Zusammenhang absolut
verbietet. Ich hatte erwartet, dass sich CDU und
FDP hier sehr deutlich in diese Richtung auflern
wurden.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
LINKEN)

Jetzt kommt von Frau Suding, wir brauchten ge-
bindelte Krafte und sollten uns nicht auseinander-
dividieren lassen — richtig, genau das war der An-

satz. Der Ansatz war namlich, das ganz sorgfaltig
vorzubereiten, erst in der Innenministerkonferenz
mit einer Materialsammlung und dann in der Minis-
terprasidentenkonferenz und im Bundesrat, und
Schritt fur Schritt alle Verfassungsorgane an Bord
zu holen. Da war man schon sehr weit gekommen,
denn wie Herr Neumann ausgefiihrt hat, machen
auch Regierungen wie etwa die CSU-geflihrte mit,
die eine parteipolitisch ganz andere Richtung ver-
tritt. Die ganze Bandbreite ist in der Innenminister-
konferenz und der Ministerprasidentenkonferenz
vertreten.

Insofern war hier die Blaupause fiir ein ganz brei-
tes Bindnis auch der Verfassungsorgane geliefert
worden, und da war man weit gekommen, bis Herr
Rosler sagte, was ich eben zitiert habe.

(Robert Blasing FDP: Das ist aber eine sehr
spezielle Wahrnehmung!)

Deswegen finde ich es schon ein bisschen schein-
heilig, uns jetzt vorzuwerfen, wir wirden das aus-
einanderdividieren. Sie haben den Konsensweg
verlassen, der fur ein Verbotsverfahren notwendig
gewesen ware.

(Beifall bei der SPD und bei Christiane
Schneider DIE LINKE — Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Dr. Dressel, gestatten Sie eine Zwischenfrage
von Frau Suding?

Dr. Andreas Dressel SPD: Ja.

Zwischenfrage von Katja Suding FDP: Halten
Sie es fur richtig, bei einer politischen Niederlage
dem Gegner die Abkehr vom Prinzip der Rechts-
staatlichkeit zu unterstellen?

Dr. Andreas Dressel SPD: Wie bitte?
(Beifall und Heiterkeit bei der SPD)

Vielleicht kénnen Sie die Frage noch einmal so
stellen, dass ich sie verstehe, da bin ich vielleicht
schuld.

Zwischenfrage von Katja Suding FDP: Sie ha-
ben gerade ausgeflhrt, dass der Senator versucht
hat, die anderen Verfassungsorgane zu Uberzeu-
gen, ein eigenes Verbotsverfahren anzustreben.
Das ist nicht gelungen. Er hat also einen politi-
schen Verlust erlitten und damit reagiert, dem poli-
tischen Gegner eine Abkehr von der Rechtsstaat-
lichkeit zu unterstellen. Halten Sie das flr ein pro-
bates Mittel?

Dr. Andreas Dressel SPD (fortfahrend): Ich habe
es leider immer noch nicht ganz verstanden,

(Beifall bei Heike Sudmann DIE LINKE)
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ich glaube aber, dass es ein Weg war, auf den sich
alle Verfassungsorgane begeben hatten. Es gab
auch von der Bundesregierung ganz klare Signale,
dass man das gemeinsam weiter betreiben wolle,
bis — ich muss es noch einmal sagen, Frau Suding,
ich kann es lhnen nicht ersparen — |hr Parteivorsit-
zender aus parteipolitischen Motiven ausgeschert
ist.

(Robert Bldsing FDP: Das ist eine Unterstel-
lung, Herr Dr. Dressell)

Das muss man einfach noch einmal festhalten.
(Beifall bei der SPD)

Hinsichtlich der Fragen zu den Risiken und Neben-
wirkungen ist alles klar, und dazu hat der Senator
ganz dezidiert Stellung genommen. Er hat namlich
gesagt, die Materialsammlung sei, Stand heute, V-
Mann-frei und sie werde erganzt. Wenn man eine
Klage einreicht, wird man logischerweise, bevor
man sie in Karlsruhe in den Briefkasten wirft, am
Vorabend noch einmal hineinschauen, ob alles
Chico ist und die Materialien in Ordnung sind.

(Robert Bldsing FDP: Lacherlich! — Zurufe
von der FDP)

— Das Wort Chico nehme ich zurlick.

Das wird der Herr Senator bestatigen, alle anderen
Innenminister werden es bestatigen, und dann ist
das Material richtig und eine aussichtsreiche Klage
gegeben. So ist die Reihenfolge.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb ist die Frage, ob wir denn etwas aus dem
Verfahren von 2003 gelernt hatten, uberflussig.
Hatten Sie zugehdrt, was der Senator gesagt hat,
dann hatten Sie mitbekommen, dass alle Innenmi-
nister sehr wohl daraus gelernt haben, damit sich
so etwas wie 2003 nicht wiederholt.

(Beifall bei der SPD)

Wer darauf setzt, dass sich das mit der NPD ir-
gendwie alles von selbst erledigt — die hatten keine
Gelder mehr, wiirden sich zerstreiten und das trete
sich alles selber irgendwie weg —, der hatte
gestern einmal im Verfassungsausschuss sein
mussen. Was haben wir da gehort? Wir haben jetzt
keine Dreiprozenthirde mehr in den Bezirksver-
sammlungen, und der Landeswahlleiter hat uns
gesagt, gdbe es zum heutigen Stand keine Drei-
prozenthlrde, dann hatten wir in vier von sieben
Bezirksversammlungen einen NPD-Abgeordneten
sitzen — so weit, so schlecht.

Deswegen ist es geboten, das Verfahren sauber
weiter voranzutreiben, die Materialien zusammen-
zustellen, sicherzustellen, dass es am Schluss
auch V-Mann-frei ist, und damit nach Karlsruhe zu
gehen, um dieser Partei endlich ein Ende zu berei-
ten. — Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der SPD und bei Do-
ra Heyenn DIE LINKE — Olaf Ohlsen CDU:
Das war nicht Chico!)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich schaue noch
einmal zur Fraktion der LINKEN. Sie sind die Einzi-
gen, die noch einen Redebeitrag offen haben. Wird
von lhnen das Wort gewiinscht? — Das ist nicht der
Fall. Dann sind wir am Ende der Aktuellen Stunde
angekommen.

Wir kommen zu den Punkten 2 und 4 der Tages-
ordnung, Drucksachen 20/6938 und 20/7114, den
monatlichen Wahlen: Wahl einer oder eines Depu-
tierten der Behdrde fir Schule und Berufsbildung
sowie Ersatzwahl eines Delegierten zur 37. ordent-
lichen Hauptversammlung des Deutschen Stadte-
tages.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde
fiir Schule und Berufsbildung

— Drs 20/6938 -]

[ Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Ersatzwahl eines Delegierten zur 37. ordentli-
chen Hauptversammlung des Deutschen Stad-
tetages

— Drs 20/7114 -]

Die Fraktionen haben vereinbart, beide Wahlen in
einem Wahlgang durchzufiihren.

Die beiden Stimmzettel liegen Ihnen vor. Sie ent-
halten bei den Namen jeweils Felder fir Zustim-
mung, Ablehnung und Enthaltung. Sie durfen bei
jedem Stimmzettel und jedem Namen ein Kreuz
machen, aber bitte nur eines. Mehrere Kreuze be-
ziehungsweise kein Kreuz bei einem der Namen
machen die Wahl dieses Kandidaten ungultig.
Auch weitere Eintragungen oder Bemerkungen
wilrden zur Unglltigkeit des gesamten Stimmzet-
tels fuhren.

Falls Sie mich hoéren konnen, kbnnen Sie nun lhre
Wahlentscheidungen vornehmen.

(Die Wahlhandlungen werden vorgenom-
men.)**

Ich darf nun bitten, dass diejenigen, die lhre Wahl-
entscheidung vorgenommen haben, lhre Stimm-
zettel hochhalten und die Schriftfihrer mit dem
Einsammeln beginnen.

Sind alle Stimmzettel abgegeben worden? — Das
scheint der Fall zu sein. Dann schlieRe ich die
Wahlhandlung. Die Wahlergebnisse werden nun
ermittelt, und ich werde sie lhnen im Laufe der Sit-
zung bekannt geben.

** \Wahlergebnisse, siehe Seite 4213.


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=6938&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7114&dokart=drucksache
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** Wahlergebnisse, siehe Seite 4213.
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Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 25, Drucksa-
che 20/7049, Senatsmitteilung: Hamburger Inte-
grationskonzept: Teilhabe, interkulturelle Offnung
und Zusammenhalt und Stellungnahme zu den Er-
suchen der Birgerschaft vom 24. November 2011
"Hamburg 2020: Integration mit den Menschen vor
Ort gestalten" sowie vom 23. Mai 2012 "Neuaus-
richtung der Integrationspolitik in Hamburg".

[Senatsmitteilung:

Hamburger Integrationskonzept: Teilhabe, in-
terkulturelle Offnung und Zusammenhalt und
Stellungnahme zu den Ersuchen der Biirger-
schaft vom 24. November 2011 "Hamburg 2020:
Integration mit den Menschen vor Ort gestal-
ten" (Drucksache 20/2171)

sowie vom 23. Mai 2012 "Neuausrichtung der
Integrationspolitik in Hamburg"” (Drucksache
20/4148 und 20/4245)

— Drs 20/7049 -]

Diese Drucksache mdchte die SPD-Fraktion an
den Ausschuss fiir Soziales, Arbeit und Integration
Uberweisen.

Wer wiinscht das Wort? — Herr Abaci, bitte.

Kazim Abaci SPD: Sehr geehrte Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Hamburg ist eine inter-
nationale und interkulturelle Stadt. Dazu haben
auch Menschen, die zugewandert sind, einen
grol3en Beitrag geleistet. Unsere Stadt hat den gu-
ten und vielleicht manchmal auch zu haufig be-
schworenen Ruf, liberal und weltoffen zu sein. Die-
sen Ruf muss sich Hamburg immer wieder neu
verdienen und erarbeiten.

(Beifall bei der SPD)

Hamburg wachst, das ist erfreulich. Laut Progno-
sen werden in Hamburg bald 1,9 Millionen Men-
schen leben. In der Metropolregion waren es dann
5 Millionen Menschen, die entlang unserer beiden
Elbufer leben und arbeiten. Als Zentrum einer
grolRen Metropolregion hat Hamburg die Chance,
den Menschen viele Moglichkeiten zu bieten: woh-
nen, arbeiten, mobil sein, sich etwas aufbauen,
selbstbestimmt leben inmitten einer urbanen Infra-
struktur, Kultur und Natur. Diese Chancen und An-
gebote wollen wir auch unseren Kindern ermdégli-
chen durch gute Bildung und Ausbildung, von der
Kita bis zum Studium oder vielleicht auch zu einem
Hamburger Meisterbrief.

(Beifall bei der SPD)

Das alles kénnen wir in Hamburg, und wir kbnnen
es, weil wir so viele unterschiedliche Kompetenzen
und Erfahrungen in unserer Stadt versammeln.

Meine Damen und Herren! Wenn Menschen aus
mehr als 180 Nationen in der Stadt zusammen-

kommen, bedeutet das unter anderem, dass wir
uns einer der wichtigsten gesellschaftlichen Her-
ausforderungen erfolgreich annehmen mdissen,
der Integration. Ich verwende diesen Begriff, wohl-
wissend, dass man alleine schon dartber lange
diskutieren kann. Wer integriert wen? Wer muss
sich wem anpassen? Ab welchem Punkt gerat kul-
turelle Identitat in Gefahr, oder ab welchem Punkt
wird das Beharren auf tradierten Werten zur Ge-
fahr fir das Zusammenleben in einer Zivilgesell-
schaft? Auf solche Fragen kdnnen wir keine pau-
schalierten, endgultigen Antworten geben. Was
man aber sagen kann, ist, dass Integration nur
dann gelingen kann, wenn Zuwanderinnen und Zu-
wanderer gleichberechtigt an allen Bereichen un-
seres Offentlichen Lebens teilhaben, genauer ge-
sagt, wenn sie es kdnnen und tun.

(Beifall bei der SPD)

Hamburg ist eine grofse Handelsmetropole und ein
Industriestandort, und wir alle wollen, dass dies
auch so bleibt. Schon deshalb durfen wir im Inter-
esse aller die Fahigkeiten und Talente von Migran-
tinnen und Migranten nicht brachliegen lassen. Wir
brauchen jeden Einzelnen, und deshalb missen
wir jedem und jeder die Chancen geben, die not-
wendig sind, um seine und ihre Potenziale best-
mdglich zu entwickeln.

(Beifall bei der SPD)

Das ist der Grund, weshalb wir auf verschiedenen
Ebenen an der Erreichung dieses Ziels arbeiten.
Dieses Konzept, das Ihnen vorliegt, wurde in enger
und intensiver Zusammenarbeit mit dem Integrati-
onsbeirat und unter Beteiligung der Zivilgesell-
schaft erarbeitet. An dieser Stelle geht unser Dank
ausdrucklich an alle, die sich an diesem spannen-
den Prozess beteiligt haben.

(Beifall bei der SPD)

Als SPD-Fraktion freuen wir uns sehr, dass sich
unser Eckpunktepapier vom Mai 2012 an vielen
Stellen in diesem Konzept wiederfindet und der
Senat die Erkenntnisse der letzten Jahre bertick-
sichtigt und einen Kurswechsel eingeleitet hat,
dass alle Menschen, nicht nur Migrantinnen und
Migranten, in unserer Stadt im Rahmen dieses
Konzepts auch angesprochen werden. Alle Ham-
burgerinnen und Hamburger, egal welcher Her-
kunft, sollen sich mit unserer Stadt identifizieren,
sich hier wohlfiihlen und besser als bisher ihre Po-
tenziale entwickeln konnen,

(Olaf Ohlsen CDU: Traumer!)

denn Integration ist ein gesamtgesellschaftlicher
Prozess, Herr Ohlsen, und mehr als eine Aufgabe,
die nur die Zugewanderten bewaltigen mussen.
Sie ist auch eine Aufgabe der Aufnahmegesell-
schaft. Statt weiter unverbindliche Konzepte zu
entwickeln, hat sich der Senat zum ersten Mal kon-
kret messbare Ziele gesetzt. Ob Einbirgerungs-
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zahlen, frihkindliche Foérderung, Bildung, Ausbil-
dung oder auch Erwerbsquote,

(Zuruf von Nikolaus Haufler CDU)

die Vorgaben sollen einem Controlling unterworfen
werden und dann soll Bilanz gezogen werden,
denn dadurch, Herr Haufler, wird Integration auch
messbar.

(Beifall bei der SPD)

Der Senat will mehr Kinder in den Kitas, mehr Aus-
zubildende und eine héhere Erwerbsquote, insbe-
sondere auch bei den Frauen. All das ist genauso
messbar wie die Zahl der Einburgerungen, die Blr-
germeister Olaf Scholz durch seine Einblirgerungs-
kampagne steigern will, und es funktioniert.

Das neue Konzept verfolgt die konsequente Stra-
tegie der interkulturellen Offnung der Regelsys-
teme. Die Regelsysteme sollen so gestaltet wer-
den, dass bestehende Hirden fir die Teilhabe von
Menschen identifiziert, aber auch abgebaut wer-
den kénnen. Durch die Schwerpunktsetzung des
Konzepts auf frihkindliche Bildung, Bildung und
Arbeitsmarkt und Abbau der Diskriminierung setzt
der Senat auf die wichtigen und richtigen zentralen
Themen. Als SPD-Fraktion begriiRen wir aber
auch ausdricklich, dass erstmals die Flichtlinge
mit Bleibeperspektive in einem Integrationskonzept
berlcksichtigt worden sind.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren! Sie merken — oder viel-
leicht wollen Sie es auch nicht merken —, dass es
bei diesem Konzept nicht um eine Fursorge geht.
Wir betrachten Menschen mit Migrationshinter-
grund nicht als problembeladene Randgruppe, der
vordringlich karitativ geholfen werden muss. Viel-
mehr sind sie elementarer Bestandteil der Hambur-
ger Bevolkerung in verschiedensten sozialen Be-
zugen. Diese Hamburgerinnen und Hamburger ha-
ben Kompetenzen und Fahigkeiten, die es anzuer-
kennen und zu férdern gilt. Auf diesem Weg hat
Hamburg mit dem neuen Integrationskonzept
einen wesentlichen Schritt getan. Wir werden die-
ses Konzept auch im Sozialausschuss ausdriick-
lich bereden und diskutieren. — Vielen Dank fir Ih-
re Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Haufler.

Nikolaus Haufler CDU:* Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! In unserer Stadt
ist die Zuwanderung und auch die Auswanderung
seit Jahrhunderten der Normalfall, und Integrati-
onserfolge, auch Integrationsprobleme, gehéren
eben immer dazu, wenn Menschen verschiedener
Herkunft in dieser weltoffenen Stadt zusammenle-
ben. Auch heute missen wir uns die Frage stellen,

was koénnen wir und was kann unsere Stadt tun,
um fir den Einzelnen und die Gesellschaft die Zahl
der Erfolge zu erhéhen und das Ausmal} der Pro-
bleme zu verringern.

Wir Christdemokraten haben hier eine klare Vor-
stellung. Wir wollen eine Stadt, die jedem, der ehr-
lich und leistungsbereit ist, der zum Gemeinwesen
beitragen méchte, unabhangig von seiner Herkunft
alle Turen o6ffnet, alle Chancen ermdglicht und alle
Hilfestellung gibt, um fir sich und seine Familie ei-
ne bessere Zukunft zu finden.

(Beifall bei der CDU)

Dabei ist es uns wichtig, individuelle Unterschiede,
kulturelle Unterschiede, religidse Unterschiede und
ethnische Unterschiede anzuerkennen. Sie sind
Realitat in dieser Stadt und sie fihren sowohl zu
positiven als auch zu negativen Ergebnissen der
Integration. Hier unterscheiden wir uns vom Men-
schenbild und vom Gesellschaftsbild des Senats
und auch der Fraktion des linken Flugels.

(Sylvia Wowretzko SPD: An welcher Stelle
denn?)

Dort setzt man auf eine Ideologie von Nivellierung
und Gleichmacherei, die mich persénlich sprachlos
macht.

(Vizeprasidentin Dr. Eva Gumbel Ubernimmt
den Vorsitz.)

Der Senat schreibt in sein Konzept, die Erhebung
des Migrationshintergrundes solle als zeitlich be-
grenztes Instrument verstanden werden, welches
voribergehend zur Messung struktureller Diskrimi-
nierung notwendig sei. Dieser Senat will also von
den Menschen gar nicht wissen, woher sie kom-
men, woran sie glauben, was ihre Werte und ihre
Kultur sind, was ihre Brauche sind, welche Ziele
sie haben und warum.

(Sylvia Wowretzko SPD: Aber Sie haben un-
ser Konzept nicht gelesen!)

Sie wollen nur noch wissen, wo sie von den Men-
schen dieser Stadt benachteiligt werden und wo
sie ausgegrenzt und diskriminiert werden. Sie
schreiben in lhrem Konzept 51-mal das Wort Dis-
kriminierung. Sie fihren in lhrem Konzept elfmal
das Wort Benachteiligung an, auf jeder Seite ein-
mal.

(Ekkehard Wysocki SPD: Sie haben den
Text ja voll erfasst!)

Und Sie steigern sich noch, denn Sie sagen, ob es
sich im Einzelfall um objektiv erfolgte oder lediglich
empfundene Diskriminierung handele, sei unerheb-
lich.

Das ist nicht die Realitat der Zuwanderung, die wir
kennen. Wir sehen in der Mehrheit der Zuwanderer
keine Menschen, die sich jeden Tag als unmundi-
ge Opfer eines Systems flihlen. Eine Umfrage der
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Antidiskriminierungsstelle des Bundes hat erge-
ben, dass sich zum Beispiel im Bereich Arbeits-
markt drei Viertel aller Zuwanderer noch nie diskri-
miniert gefuhlt haben. Die groRe Mehrheit ist also
anders als das, was hier dargestellt wird.

(Beifall bei der CDU)

Viele Menschen leben hier das erste Mal in Frei-
heit. Sie leben hier in Wirde und werden solida-
risch unterstltzt, wenn sie selbst kein ausreichen-
des Einkommen haben, und sie leisten einen Bei-
trag zum Gemeinwesen. Es gibt auch Diskriminie-
rung, aber sie steht nicht im Vordergrund der Be-
ziehung im Bereich der Integration in dieser Stadt.

Wenn Sie diejenigen Menschen fragen, die all die-
se Dinge erfolgreich tun, dann werden Sie horen,
dass es eben auch auf die richtige Einstellung an-
komme. Und wer sich selbst in eine Opferrolle hin-
eindenkt, hat auch deutlich geringere Chancen,
seine Traume zu verwirklichen. Das sagen |hnen
sehr viele erfolgreiche Migranten, unabhangig von
dem Ort, von dem sie nach Deutschland gekom-
men sind.

Ich méchte Ihnen ein Beispiel geben. Wie kann es
sein, dass zwei Drittel aller viethamesischen Schu-
ler erfolgreich das Gymnasium besuchen? Ich for-
dere alle Anhanger der Ideologie von Opfer und
Benachteiligung auf: Gehen Sie zu den Eltern die-
ser Kinder und sagen Sie ihnen, dass der Erfolg
dieser Kinder nichts zu tun hat mit Werten und mit
kulturellen Einstellungen, nichts zu tun hat mit der
Wertschatzung von Bildung, die sie von ihren El-
tern bekommen, sondern nur etwas zu tun hat mit
struktureller Diskriminierung, die sie nicht trifft,
aber andere schon. Sie sehen, wie absurd dieser
Ansatz ist.

Wo Grundsatze weltfremd sind und wo Grundsatze
realitdtsfern sind, sind leider auch die Ziele und
MaRnahmen ungeeignet. Haufig setzen Sie in Ih-
rem Konzept auf unwichtige Ziele wie Informations-
veranstaltungen. Aber immens wichtige Ziele wie
die Abiturientenquote, die Hochschulabschlus-
squote und die Arbeitslosenquote werden leider
nicht ernsthaft bearbeitet.

Ich nehme als ein Beispiel die Arbeitslosenquote.
Das ist fUr uns einer der wichtigsten Bereiche Utber-
haupt. Diese wollen Sie von 25 Prozent im Jahr
2006 auf unter 12 Prozent im Jahr 2015 senken.
Sie schreiben keinen Satz dazu, wie Sie das errei-
chen wollen. Anstatt tber 60-mal von Diskriminie-
rung und Benachteiligung zu sprechen, sollten Sie
lieber darlber sprechen, wie wir Zuwanderer in Ar-
beit bringen, damit sie und besonders ihre Kinder
nicht nur die finanziellen, sondern auch die nicht-
materiellen Vorteile eines Lebens in Arbeit erfah-
ren.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren! Dies war nur ein Bei-
spiel von vielen. Unsere Fraktion ist darauf vorbe-
reitet, mit lhnen Uber jedes Teilgebiet und jede
Zielkennzahl ausfuhrlich im Ausschuss zu diskutie-
ren. Wir hoffen, dass Sie bis dahin den Weg in die
Realitdt gefunden haben, damit wir gemeinsam im
Sinne der leistungsbereiten Zuwanderer in Ham-
burg alles bewegen und erméglichen kdnnen, was
den Weg der Migranten zum Erfolg in dieser Stadt
leichter macht. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Frau Demirel,
Sie haben jetzt das Wort.

Phyliss Demirel GRUNE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Herr Haufler, lhre Aussage,
dass wir uns in der inhaltlichen Wahrnehmung un-
terscheiden, was Integration bedeutet, betrachte
ich als Kompliment.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Mehmet Yildiz DIE LINKE)

Mit seinem Integrationskonzept kindigt der Senat
nun eine neue Willkkommenskultur und die unein-
geschrankte Beteiligung in allen gesellschaftlichen
Bereichen an. Wir begrifien besonders die Aussa-
ge, dass Flichtlinge in das Konzept integriert wer-
den. Das war auch ein wesentlicher Punkt, den wir
an dem Konzept der CDU damals kritisiert hatten.
Dennoch finden Flichtlinge, im Gegensatz zu der
groRen Ankindigung in der Umsetzung des Kon-
zepts, leider wenig Erwdhnung. In dem auf 80 Sei-
ten dargestellten Konzept geht es Uberwiegend um
die Weiterfihrung bisheriger Projekte, zum Teil
sehr oberflachlich angetastete Bereiche und auch
viele Sonntagsreden zur Willkommenskultur.

Bei den zentralen Punkten dieses Konzepts, die
Sie besonders hervorheben, betreiben Sie leider in
der Praxis eine Scheinpolitik. Dazu mdchte ich ei-
nige Beispiele geben. Sprachforderung soll bei-
spielsweise ein wesentlicher Schwerpunkt dieses
Konzepts sein. Wenn ich mir aber lhre Regierungs-
arbeit anschaue, dann stelle ich Folgendes fest:
Sie haben im Haushalt 2013/2014 fast eine halbe
Million Euro, Herr Senator, bei der Sprachférde-
rung, der Erwachsenenbildung und den Sprachkur-
sen flr Flichtlinge gekiirzt. Nur dank einer griinen
Blrgerschaftsinitiative konnen auch Flichtlinge
das Bildungs- und Teilhabepaket in Anspruch neh-
men.

Der Senat kiindigt in seinem Konzept zwei weitere
Strategien an, interkulturelle Offnung und Antidis-
kriminierung. Dennoch hat dieser Senat seine Re-
gierungszeit mit der Abschaffung der "Arbeitsstelle
Vielfalt" begonnen, und fir Antidiskriminierungsar-
beit stehen nur rund 20 000 Euro fur die 2-Millio-
nen-Metropole Hamburg zur Verfigung.
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Weiterhin versucht der Senat, die bestehenden
Einrichtungen und Integrationszentren zusatzlich
mit der Aufgabe Antidiskriminierungsberatung zu
belasten, ohne die erforderlichen Ressourcen be-
reitzustellen. So kann es nicht klappen.

Ein Beispiel ist auch die Einblrgerung. Ich erwah-
ne nicht die alten Projekte wie die Einblrgerungs-
lotsen oder "Hamburg mein Hafen" und die Einbur-
gerungsfeiern, die seit einigen Jahren erfolgreich in
Hamburg laufen. Hier geht es nur um das neue
Konzept. Zu diesem Bereich fallt dem Senat nichts
anderes ein als die Briefaktion des Blrgermeisters,
die lediglich 1,7 Prozent Erfolg gebracht hat, aber
jede Menge Verwaltungsaufwand und falsche Hoff-
nungen.

An dieser Stelle betone ich noch einmal: Wer die
Einblrgerungszahlen erhéhen will, der muss die
Einburgerungshirden senken. Aber der Blrger-
meister setzt lieber weiterhin auf das Polieren des
eigenen Images in der Offentlichkeit.

(Beifall bei den GRUNEN)

Es sind viele Bereiche in diesem Konzept, die ich
im Einzelnen nicht aufzahlen mochte. Aber das
grolte Manko dieses Konzepts ist, dass im Haus-
halt 2013/2014 keine zusatzlichen Mittel fir dieses
Konzept bereitgestellt worden sind, und es soll al-
les haushaltsneutral erfolgen. Das wird so nicht
funktionieren.

Wir GRUNEN haben ein groRes Interesse daran,
dass Menschen mit und ohne Migrationshinter-
grund in Hamburg gleichberechtigt miteinander le-
ben. Und wir wissen auch, dass das ohne den poli-
tischen und finanziellen Rahmen nicht realisiert
werden kann. Wir freuen uns deshalb auf eine auf-
regende Diskussion im Ausschuss und auf die Vor-
schlage von allen Fraktionen, wie wir gemeinsam
in Hamburg das Konzept lebhaft und gut auf die
Beine stellen kdnnen. — Danke schén.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giumbel: Frau Kaes-
bach, Sie haben das Wort.

Martina Kaesbach FDP: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! 30 Pro-
zent der Hamburger haben einen Migrationshinter-
grund, unter den Jingeren sind es fast schon
50 Prozent. Sie sind Schuler, Auszubildende, An-
gestellte oder Unternehmer, Nachbarn, Kollegen
oder Freunde. Und eigentlich sollte es gar keine
Rolle mehr spielen, woher sie oder ihre Eltern ein-
mal gekommen sind. Sie sind so vielfaltig in ihrem
kulturellen Hintergrund, ihren Sprachkenntnissen
und ihren ganz persoénlichen Geschichten, dass wir
eines festhalten sollten: Den typischen Migranten
gibt es nicht.

(Beifall bei der FDP)

Eines haben sie jedoch alle gemeinsam, sie sind
Hamburger. Und genau deshalb brauchen wir eine
differenzierte Betrachtung der Situation. Herr Hauf-
ler ist schon darauf eingegangen, obwohl ich mir
auch gerade bei lhnen, Herr Haufler, ein bisschen
mehr Sensibilitdt flur Begrifflichkeiten wiinschen
wirde; ich gehe spater noch darauf ein.

(Beifall bei Dr. Isabella Vértes-Schdtter SPD,
Phyliss Demirel GRUNE und Mehmet Yildiz
DIE LINKE)

Wir dirfen Schwierigkeiten nicht ausblenden, aber
nicht jedes Problem lasst sich auf den Migrations-
hintergrund zurickfihren. Das ist einseitig und
wird den vielen erfolgreichen Biografien und enga-
gierten Mitblrgern nicht gerecht. Bildung und
Sprachkenntnisse sind der Schlissel zu einer er-
folgreichen Integration. Umgekehrt sollten soziale
Probleme und Bildungsferne nicht auf das Vorhan-
densein eines Migrationshintergrundes reduziert
werden. Diese Klarstellung kann beim Thema Inte-
gration nicht oft genug vorgenommen werden, da
ansonsten das Image unserer Mitblrger mit Migra-
tionshintergrund keine Chance erhalt, sich aus die-
ser Problemecke zu befreien.

(Beifall bei der FDP)

Nun zum Integrationskonzept selbst. Die
FDP-Fraktion begriiRt, dass der Senat sich die Kri-
tik des Rechnungshofs zu Herzen genommen und
in seinem Integrationskonzept Ziele benannt und
meistens auch konkrete Kennzahlen definiert hat.
Dies wiirde im Ubrigen anderen Konzepten des
Senats auch gut zu Gesicht stehen. Das Konzept
ist Ubersichtlich aufgebaut, umfasst alle wichtigen
Bereiche und setzt sich zahlreiche messbare Teil-
ziele. Das ist zu begriiRen. Was aber Uberwiegend
fehlt, ist die Nennung der Mallnahmen, mithilfe de-
rer man zu diesen Zielen gelangen méchte.

Ein Beispiel daflr ist das Teilziel auf Seite 37, die
Vereinfachung des Verfahrens zur Anerkennung
von ausléndischen Abschlissen. Hier wird nicht
einmal ein Zielwert genannt, sondern lediglich auf
noch zu erarbeitende Statistiken verwiesen — von
MaRnahmen, die zur Abhilfe der diinnen Nachfra-
ge fuhren wirden, die Medien berichteten jingst
dartiber, ganz zu schweigen. Insofern sind gerade
hier Malnahmen gefordert, um das im Juni letzten
Jahres beschlossene Gesetz mit Leben zu filllen.

(Phyliss Demirel GRUNE: Eben!)

Meine Fraktion hat deshalb einen Antrag einge-
bracht, der den Senat auffordert, MalRnahmen zur
Verbesserung und Ausweitung des Informations-
angebots aufzunehmen.

(Beifall bei der FDP)

Zielwerte zu nennen ist unumganglich, und das
wird auch in vielen Fallen unternommen. MafRnah-
men aufzulisten, mit denen man zu den Zielen
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kommt, ist genauso wichtig, und daran mangelt es
leider bei diesem Konzept.

(Beifall bei der FDP)

Was die Umsetzung des Integrationskonzepts an-
geht, bleiben einige Fragen offen. Richtig ist, tGber
ein Controlling das Erreichen der Ziele bezie-
hungsweise die Umsetzung der Mallnahmen,
wenn sie denn benannt sind, zu verfolgen und im
Bedarfsfall nachzusteuern.

Klar ist auch, dass die Bezirksamter an der Umset-
zung beteiligt werden, denn wo soll Integration
stattfinden, wenn nicht vor Ort.

(Beifall bei der FDP)

Doch besteht wieder einmal die Gefahr, dass die
Bezirke zusatzliche Aufgaben wahrnehmen mus-
sen, ohne die entsprechenden zusatzlichen Res-
sourcen zu erhalten. Die Umsetzung des Integrati-
onskonzepts soll haushaltsneutral erfolgen. Haus-
haltsneutral findet in der Regel die Unterstlitzung
meiner Fraktion, aber haushaltsneutral geht nicht,
wenn immer neue Aufgaben hinzukommen.

(Beifall bei der FDP)

Daflr bedarf es der Aufgabenkritik an anderer Stel-
le.

Auch ist unklar, welche Anteile des Konzepts der
Hamburger Integrationsbeirat eingebracht hat. Ei-
gentlich zahlt es zu den Aufgaben des Integrati-
onsbeirats — man kann auch sagen, zu den Rech-
ten —, jahrlich der Burgerschaft zu berichten. Bis-
her ging noch kein Bericht ein. Insofern ist es fur
uns schwer fassbar, an welchen Stellen der Beirat
als Verfasser aufgetreten ist und wo nicht, was ich
sehr bedauere.

Was die Seniorenpolitik betrifft, so hatte die
FDP-Fraktion im November mit einem Ergan-
zungsantrag darauf hingewirkt, dass der Senat das
Integrationskonzept auch auf die Senioren mit Mi-
grationshintergrund ausdehnt. Hier ware es zu be-
grilRen, wenn das Thema Senioren- und Pflege-
heime sowie ambulante Pflegedienste mit interkul-
tureller Kompetenz Eingang gefunden hatte. Wir
sollten noch einmal detailliert Gber das Integrati-
onskonzept sprechen. Insofern unterstitzen wir
den Antrag, das Konzept an den Sozialausschuss
zu Uberweisen.

Ein Punkt noch. Sie, Herr Haufler, haben sich auf
besondere Weise zum Integrationskonzept per
Pressemitteilung gedullert. Sie erklarten in einer
Pressemitteilung vom 26. Februar, dass die Ver-
wendung des Begriffs Inklusion fiir die Integration
von Zuwanderern fatal sei.

(Sylvia Wowretzko SPD: Das ist ein guter
Hinweis!)

Sie wiesen darauf hin, dass Inklusion ein Begriff
sei, der eigentlich fur die Eingliederung von Men-

schen mit geistiger oder korperlicher Behinderung
verwendet werde. Wortlich heillt es in lhrer Pres-
semitteilung, diese Wortwahl — damit meinen Sie
Inklusion — mache deutlich, dass die SPD nicht
daran glaube, dass Zuwanderer Chancen auf Auf-
stieg und Karriere hatten. Was bedeutet das? Ich
finde es skandal6s, dass Sie den Menschen mit
Behinderung auf diese Weise die Chance auf Kar-
riere absprechen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und bei Chri-
stiane Schneider DIE LINKE)

Gerade in Hamburg haben wir doch genug Bei-
spiele, dass Menschen mit Handicap grofte Karrie-
ren, beispielsweise im Sport, gemacht haben. Uber
die Begrifflichkeiten I&sst sich streiten, nicht aber
Uber das Diskreditieren von bestimmten Gruppie-
rungen wie der Gruppe der Menschen mit Behin-
derungen. — Danke fiir lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP, der SPD und bei Chris-
tiane Schneider DIE LINKE)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Frau Ozdem-
mir, Sie haben nun das Wort.

Cansu Ozdemir DIE LINKE: Sehr geehrte Frau
Prasidentin, meine Damen und Herren! Das Inte-
grationskonzept liegt nun vor. Und wenn man es
sich durchliest, dann kann man feststellen, dass
der jetzt gewahlte Ansatz richtig ist. Das Schaffen
einer Wir-Kultur, vor allem auch das Beginnen der
Satze mit dem Wort wir, das Abbauen von Diskri-
minierung oder die Zielsetzung der interkulturellen
Offnung sind natiirlich richtig. Man merkt auch,
dass Menschen mit Migrationshintergrund am
Werk waren, und man merkt ebenso, dass Erfah-
rungen aus dem Alltag mit eingeflossen sind.

Aber es ist schade, dass trotz der 50 Jahre Ein-
wanderung die Politik erst heute anfangt, neu um-
zudenken. Es ist auch schade, dass wir erst heute
anfangen, Uber das Thema Diskriminierung zu
sprechen, obwohl es in den letzten 50 Jahren ei-
gentlich taglich zu spuren war.

(Beifall bei der LINKEN)

Trotz Integrationskonzept stellt sich fir uns die
Frage, wie ernst es die SPD mit ihrer Integrations-
politik meint. In den letzten Debatten und auch in
den Antrdgen ging es eigentlich eher darum, dass
der Senat dieses und jenes priifen solle, es fehlte
an konkreten MaRnahmen. Und auch im Integrati-
onskonzept fehlen Mallnahmen, mit denen ange-
strebte Ziele erreicht werden sollen. Da gab es
auch noch die Haushaltsdebatten, in denen es dar-
um ging, dass im Integrationsbereich Kirzungen
vorgenommen wurden. Es gab dann die Unterfi-
nanzierung der Integrationszentren und die Unterfi-
nanzierung der Antidiskriminierungsarbeit, dartber
haben wir im letzten Monat gesprochen. Der Senat
pruft zurzeit, ob in den Integrationszentren im Rah-
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men ihrer vorhandenen Sach- und Personalmittel
qualifizierte Antidiskriminierungsberatung geleistet
werden kann.

Wir haben im letzten Monat mit einem Zusatzan-
trag erklart, warum wir das nicht glauben und
warum es nicht moglich ist, so eine qualifizierte An-
tidiskriminierungsberatung zu machen. Wir haben
ebenso erklart, dass es auch fir die Integrations-
zentren eine sehr grof3e Belastung ist, wenn sie
nicht mit weiteren Mitteln ausgestattet werden.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRUNEN)

Sie legen im Konzept Wert auf die bezirkliche Inte-
grationsarbeit. Auf meine letzte Anfrage zur Inte-
grationsarbeit in den Bezirken hat der Senat geant-
wortet, dass die Sicherung der Stelle der Integrati-
onsbeauftragten in den Bezirken immer noch nicht
absehbar sei, und das ist natlrlich ziemlich
schwach.

Sie haben sich nun die Antidiskriminierung als
Schwerpunkt gesetzt und méchten eigentlich keine
MaRnahmen ergreifen. Sie mochten kein weiteres
Geld in diese Arbeit investieren, obwohl Sie wis-
sen, wie wichtig das ist. Sie mussen nattrlich wis-
sen, dass ein Konzept erst seinen Sinn erfillt,
wenn es auch umgesetzt wird. Wenn wir uns das
Konzept anschauen und uns fragen, wo die Mal3-
nahmen sind, dann frage ich mich, wie Sie das ei-
gentlich umsetzen wollen? Wie wollen Sie denn die
Diskriminierung in der Stadt bekadmpfen?

Ich komme zu Herrn Haufler. Der Unterschied,
Herr Haufler — Sie haben noch einmal die
Links-Fraktion angesprochen —, zwischen meiner
Fraktion und lhrer Fraktion ist einfach,

(Nikolaus Haufler CDU: Da liegen Welten
dazwischen!)

dass wir unsere Augen nicht vor der Realitat ver-
schlielen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Phyliss De-
mirel GRUNE)

Diskriminierung und Alltagsrassismus sind Fakto-
ren, die die Integration in dieser Stadt behindern.
Sie hindern die Menschen auch an einer gleichbe-
rechtigten Teilhabe auf dem Wohnungsmarkt, auf
dem Arbeitsmarkt und im Bildungsbereich. Sie ha-
ben vielleicht nicht die Erfahrung gemacht, aber
viele andere Kinder mit Migrationshintergrund ha-
ben diese Erfahrung gemacht und machen sie tag-
lich.

(Nikolaus Haufler CDU: Was sagen Sie
denn jetzt zu der Umfrage?)

— Nein, Herr Haufler, Sie haben in lhrer Pressemit-
teilung gesagt, wenn man von Diskriminierung
spreche, heilde es gleich, die Migranten wirden in
die Opferrolle gesteckt. Wenn es so ware, dann
waren am Samstag nicht so viele Menschen mit

Migrationshintergrund auf der Gegenkundgebung
in Horn gewesen. Da haben Sie gefehlt, Sie waren
nicht dabei.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Meine Damen und Herren! Diskriminierung und
Rassismus missen abgebaut werden, und zwar
mit konkreten Mallnahmen, die die Menschen
auch erreichen. Wir hoffen natirlich, dass Sie das
Konzept in die Praxis umsetzen und dass die Men-
schen etwas davon haben. Aber wenn Sie so wei-
termachen und nicht investieren, dann wird daraus
leider nichts.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Herr Senator
Scheele hat das Wort.

Senator Detlef Scheele: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! In Hamburg leben Menschen,
die aus uUber 180 unterschiedlichen Nationen zuge-
wandert sind. Fast jedes zweite Kind in Hamburg
hat einen sogenannten Migrationshintergrund.

(Nikolaus Haufler CDU: Das werden wir bald
nicht mehr wissen! — Gegenruf von Ksenija
Bekeris SPD: Herr Haufler, nun ist mal gut!)

Wir diskutieren sehr einvernehmlich darUber, dass
wir Migrantinnen und Migranten hinsichtlich ihrer
Ausbildungsférderung besser férdern wollen, weil
wir uns freuen, wenn Menschen zuwandern, die
am Arbeitsmarkt gewinnbringend tatig sind, etwas
fur sich und ihre Familien tun und zur Wertschop-
fung und zur Vielfalt Hamburgs beitragen. Wir ha-
ben auf der Integrationsministerkonferenz in der
letzten Woche in Dresden sehr einvernehmlich,
von Bayern bis Hamburg, von CSU iiber GRUNE,
SPD und FDP einen Antrag zur Willkommenskultur
beschlossen, den wir vor einem Jahr in Saar-
briicken nicht zustande gebracht haben. Es be-
wegt sich nadmlich etwas, und zwar mehr, als
manch einer wahrhaben will.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben einen Antrag beschlossen, dass Flicht-
linge, die zunachst keine Integrationsperspektive
haben, aber einen Aufenthaltsstatus, an den Inte-
grationskursen des BAMF teilnehmen kénnen, weil
sich auch dort etwas bewegt hat hinsichtlich der
Frage, dass einige doch hierbleiben und wir uns
frihzeitig darum kimmern sollten. auch das ist ein
Antrag gewesen, dem CSU, CDU, SPD, FDP und
GRUNE gemeinschaftlich zugestimmt haben. Das
ist ein grofer Schritt, denn vor einem Jahr waren
wir weit entfernt, auf diesem Gebiet weiterzukom-
men.

Schlussendlich, da waren wir uns nicht einig, hat
sich eine sehr grol’e Mehrheit der Lander darauf
verstandigt, die doppelte Staatsbiirgerschaft, die
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Hinnahme von Mehrstaatlichkeit, zu ermdoglichen
und die Optionspflicht abzuschaffen, denn dann
wirde die Willkommenskultur mit den Einbirge-
rungskampagnen wirklich funktionieren, weil junge
Menschen nicht mehr vor der Frage stdnden, ob
sie eine Staatsbirgerschaft aufgeben missen oder
nicht.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Und wenn es so ist, dass sich die Welt insgesamt
weiterentwickelt, weil alle Parteien zu dem Ergeb-
nis kommen, dass wir unser Verhalten in Deutsch-
land gegenlber zugewanderten Menschen veran-
dern missen, dann muss der Senat auch ein an-
deres Integrationskonzept vorlegen als das, was er
vorgefunden hat. Hierzu will ich einige Punkte nen-
nen.

Wir gehen weg von dem paternalistischen Férdern
und Fordern. Wir wenden uns stattdessen an alle
Hamburgerinnen und Hamburger, egal, wo sie ge-
boren sind und wann sie zugewandert sind, denn
Integration oder auch Inklusion — es geht nicht um
Behinderte, sondern es ist der weitergehende Be-
griff, was die Gleichstellung angeht — ist ein Auf-
trag an zugewanderte Menschen und an die Mehr-
heitsgesellschaft. Und fiir eine Ubergangszeit rich-
tet sich die Aufforderung, fUr Integration tatig zu
sein, eher an die Menschen, die schon langer in
Hamburg leben, und nicht an die, die heute zuwan-
dern. Die Mehrheitsgesellschaft tragt ein hohes
MalR an Verantwortung flir gute Bedingungen, fir
Integration und Zuwanderung.

(Beifall bei der SPD)

Der zweite Punkt, auf den ich eingehen will, ist ge-
nannt worden. Ja, wir nehmen in unser Integrati-
onskonzept Fluchtlinge mit legalem Aufenthaltssta-
tus auf. Ich habe Ende des vergangenen Jahres
eine Wohnung fir Jugendliche und fir minderjahri-
ge, unbegleitete Flichtlinge besucht. Die Eltern
schicken sie aus Afghanistan im Regelfall in den
Westen, nach Europa, nach Deutschland. Nach
teilweise irren Episoden kommen sie hier an, ge-
hen sofort zur Schule und machen einen Schulab-
schluss. Eigentlich missten sie irgendwann zu-
rick. Aber wir wissen, auch aus den Diskussionen
im Parlament, dass es manchmal nicht geht. Die
Situation im Herkunftsland ist so, dass wir sie nicht
zuriickschicken konnen. Sie finden eine deutsche
Frau und heiraten und bleiben hier, wie das dann
So ist.

Und wenn das so ist und wenn wir diese Biografien
alle kennen, kann man auch in die Ausbildung die-
ser Menschen investieren und ihnen von vornher-
ein, anstatt vier Jahre warten zu mussen, bis sie
eine Ausbildung machen durfen, die Mdoglichkeit
geben, etwas flr sich zu tun, und wenn sie hier-
bleiben, auch einen guten Start ins Berufsleben er-
moglichen.

Wenn der eine oder andere nun nach Afghanistan
zuruckgeht, dann ist der Tausch eines ausgebilde-
ten Elektrikers ein guter Tausch gegen den Abzug
der Bundeswehr, das muss ich wirklich sagen.

(Beifall bei der SPD)

Interkulturelle Offnung ist das Schliisselwort zu ei-
ner wirklichen Integration. Wir missen namlich die
staatlichen und o&ffentlichen Einrichtungen befahi-
gen, mit Menschen aus unterschiedlichen Kulturen
zu arbeiten. Wir kdnnen nicht immer einen Beauf-
tragten daneben stellen. Stattdessen missen es
team.arbeit.namburg, die Behérden und die unter-
schiedlichen offentlichen Einrichtungen tun. Wir
haben uns auf die Fahne geschrieben, diese inter-
kulturelle Offnung in dieser Legislaturperiode und
in den nachsten Jahren voranzutreiben. Das ist ein
Hauptaspekt, denn er tragt zur wirklichen Gleich-
stellung bei.

Ich will Antidiskriminierung ansprechen. Wir glau-
ben nicht, dass man mit einer Antidiskriminierungs-
stelle die Antidiskriminierung in Hamburg bekamp-
fen kann.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Diskriminierung!)

Es gehért zur interkulturellen Offnung, Institutionen
zu befahigen, der Diskriminierung auf die Spur zu
kommen und sie abzubauen. Wenn es im Bereich
der Wohnungsvermittlung Antidiskriminierung gibt,
wie wir héren, dann muss man mit den Genossen-
schaften und den Wohnungsbaugesellschaften re-
den. Wenn Menschen nicht in Discos hineinkom-
men, dann muss man mit DEHOGA reden. Es wird
darum gehen, diese Strategie zu verankern und
zur Wirkung zu bringen.

Wir haben das partizipativ erarbeitet. Auch das ist
neu. Wir haben mit allen Behérden Workshops ge-
macht, weil wir es verankern wollen. Wir haben die
Zivilgesellschaft ins Kérber-Forum eingeladen und
lange daruber diskutiert, was wir von den Initiativen
lernen kénnen, die in diesem Bereich tatig sind.
Wir haben einen Jugendgipfel in Billstedt veran-
staltet. Da haben sich die jungen Leute insbeson-
dere fur Flichtlinge eingesetzt und gesagt, man
misse etwas fir die jungen Menschen tun, die mit
ihnen zusammen zur Schule gehen. Vor allen Din-
gen hat auch der Integrationsbeirat beraten; darauf
hat Herr Abaci hingewiesen. Wir haben den Roh-
entwurf vorgelegt, wir haben die Anregungen auf-
genommen und wir haben die Schlussfassung be-
raten. Es ist schon, dass Sie gesagt haben, man
merke, dass Menschen mit Migrationshintergrund
an diesem Konzept mitgearbeitet haben. Es ist
besser geworden, als wenn die Herkunftsgesell-
schaft in Deutschland es allein geschrieben hatte.

(Beifall bei der SPD)

Mein letzter Punkt. Wir bekennen uns dazu, die
aufgeschriebenen Malinahmen in gewisser Weise
messbar zu machen. Das stellt an die Opposition
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héhere Anforderungen, als Sie heute vielleicht
denken, denn wer Ziele vereinbart, will nicht nur
kontrollieren, sondern er will steuern. Wenn wir ein
Ziel verfehlen, dann geht es nicht um die Skandali-
sierung des verfehlten Ziels, sondern es geht dar-
um zu fragen, warum habt ihr das Ziel nicht er-
reicht und was muss man andern, damit man es
erreichen kann. Ich vertrete, wie ich finde, eine
moderne Position hinsichtlich eines solchen Con-
trollings. Es dient der Steuerung und des Erkennt-
nisgewinns aus der Abweichung. Ich rede heute
schon dariber, weil uns das in den Ausschissen
sehr wohl bewegen wird. Zusammengenommen
freue ich mich, dass wir heute eine gewisse positi-
ve Resonanz in der Debatte erhalten haben. Dafiir
bedanke ich mich. Wir diskutieren im Ausschuss
weiter. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Dr. Eva Gimbel: Wenn keine
weiteren Wortmeldungen vorliegen, kommen wir
zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksache
20/7049 an den Ausschuss fir Soziales, Arbeit
und Integration zu? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist das einstimmig so geschehen.

Bevor ich nun den nachsten Punkt aufrufe, mochte
ich Sie davon in Kenntnis setzen, dass wir ein Er-
gebnis unserer Wahlen haben.

Bei der Wahl einer oder eines Deputierten der Be-
hérde flir Schule wund Berufsbildung sind
117 Stimmzettel abgegeben worden. Davon waren
null Stimmen ungdltig. Somit sind 117 Stimmen

gultig.
Frau Birgit Zeidler erhielt 103 Ja-Stimmen, vier

Nein-Stimmen, zehn Enthaltungen. Damit ist Frau
Zeidler gewahlt worden.

Bei der Ersatzwahl eines Delegierten zur 37. or-
dentlichen Hauptversammlung des Deutschen
Stadtetages sind 118 Stimmzettel abgegeben wor-
den. Auch hier sind null Stimmen ungiltig. Somit
sind 118 Stimmen gultig.

Herr Klaus-Peter Hesse erhielt 98 Ja-Stimmen,
zwoOIf Nein-Stimmen, acht Enthaltungen. Damit ist
auch Herr Hesse gewahlt worden.

Nun rufe ich den Tagesordnungspunkt 27 auf, das
ist die Drucksache 20/7126, Senatsmitteilung:
Selbstbestimmung und gerechte Teilhabe, Gleich-
stellungspolitisches Rahmenprogramm 2013 bis
2015 des Senats der Freien und Hansestadt Ham-
burg.

[Senatsmitteilung:

Selbstbestimmung und gerechte Teilhabe
Gleichstellungspolitisches Rahmenprogramm
2013-2015 des Senats der Freien und Hanse-
stadt Hamburg

— Drs 20/7126 -]

Diese Drucksache mochte die SPD-Fraktion feder-
fuhrend an den Ausschuss fir Justiz, Datenschutz
und Gleichstellung sowie mitberatend an den Euro-
paausschuss, den Familien-, Kinder- und Jugend-
ausschuss, den Gesundheitsausschuss, den
Haushaltsausschuss, den Innenausschuss, den
Kulturausschuss, den Ausschuss Offentliche Un-
ternehmen, den Schulausschuss, den Ausschuss
fur Soziales, Arbeit und Integration, den Sportaus-
schuss, den Stadtentwicklungsausschuss, den
Umweltausschuss, den Verkehrsausschuss, den
Ausschuss fur Wirtschaft, Innovation und Medien,
den Wissenschaftsausschuss sowie an den Ver-
fassungs- und Bezirksausschuss Giberweisen.

Wer wiinscht das Wort? — Frau Dobusch, Sie ha-
ben es.

Gabi Dobusch SPD: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Selbstbestimmung und Teilhabe,
so lautet das sehr passende Motto des Gleichstel-
lungspolitischen Rahmenprogramms, das der Se-
nat vorgelegt hat. Hamburg ist damit das dritte
Bundesland, das diesen Schritt geht, und es ist
nicht nur ein guter, ein notwendiger, sondern auch
ein langst Gberfalliger Schritt hin zu einer tatsachli-
chen Gleichstellung von Frauen und Mannern in
unserer Stadt.

(Beifall bei der SPD)

Naturlich ist Gleichstellung rechtlich dank des cou-
ragierten Einsatzes von Elisabeth Selbert schon
lange im Grundgesetz der Bundesrepublik
Deutschland verankert. Ich denke, der eine oder
die andere kennt den Satz, auf den ich anspiele:
Manner und Frauen sind gleichberechtigt. Eine
ahnliche Formulierung fand sich auch in der Ver-
fassung der DDR. Dort hiel3 es: Mann und Frau
sind gleichberechtigt. Auch in der Hamburger Ver-
fassung findet sich eine entsprechende Textpassa-
ge. Dass all dies noch nicht zu einer tatsachlichen
Gleichstellung von Frauen und Mannern geflhrt
hat, daran haben uns gerade wieder der 8. Marz,
der Internationale Frauentag, sowie der Equal Pay
Day am 21. Marz erinnert. Es ist meines Erachtens
einfach ein Skandal, dass die Entlohnung von
Frauen im Vergleich zur Entlohnung von Mannern
bei gleicher Arbeit in Deutschland so weit ausein-
anderliegt wie fast nirgendwo sonst in Europa.

(Beifall bei der SPD und bei Kersten Artus
DIE LINKE)

Es ist ein Skandal, weil wir immer so tun, als seien
wir ein modernes, ein fortschrittliches Land. Dem
ist aber nicht so. Wir hinken beim Thema Gleich-
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stellung in Europa hinterher, sitzen haufig an letz-
ter Stelle.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Nur nicht bei der
HHLA!)

Das ist natirlich auch der Bundesregierung, so wie
sie derzeit agiert, anzukreiden — siehe Betreuungs-
geld, Herr Heintze.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Uber Gleichstellung éffentlich nachzudenken und
Missstadnde anzuprangern, hat uns gerade der
Equal Pay Day wieder Anlass gegeben. Solche
Symbolpolitik insgesamt ist wichtig und von hoher
Bedeutung, aber es ist auch hochste Zeit, dass der
Staat Hamburg seiner Verpflichtung tatsachlich
nachkommt, sich fur die Durchsetzung der Gleich-
stellung der Geschlechter einzusetzen und die Be-
nachteiligungen zu beenden, die immer noch da
sind. Daflrr hat der Senat jetzt eine gute, eine klu-
ge und sehr weitreichende Grundlage mit dem
Gleichstellungspolitischen Rahmenprogramm ge-
legt.

(Beifall bei der SPD)

Wir hatten im Wahlkampf versprochen, Gleichstel-
lung zu einem gesamtgesellschaftlichen Reform-
projekt zu machen. Und wir sind jetzt dabei, dieses
Versprechen wie viele andere auch, Uber die wir in
den vergangenen Wochen gesprochen haben, ein-
zulésen.

(Beifall bei der SPD — Arno Miinster SPD:
Bravo!)

Gleichstellung ist fir uns kein Nischenthema. Wir
wollen es aus der Ecke herausholen. Ich sage viel-
leicht vorsichtshalber noch einmal, obwohl es sich
um eine Selbstverstandlichkeit handelt: Gleichstel-
lung ist keineswegs ein Thema, das nur uns Frau-
en betrifft, sondern eben auch die Manner, wenn
auch in der Mehrzahl der Falle noch Frauen die
Benachteiligten sind. Da ich schon dabei bin,
mochte ich hinzufiigen, dass wir Frauen keine Min-
derheit bilden. Insofern ist es tatsachlich berech-
tigt, dieses Thema endlich aus der Ecke herauszu-
holen.

(Beifall bei der SPD)

Das mit der Minderheit musste ich noch einmal
bringen, denn wenn man auf die rechten Stuhlrei-
hen blickt, dann kénnte man tatsachlich denken,
dass in dieser Gesellschaft Frauen wenig vertreten
sind. Insgesamt ist das Bild hier nun mittlerweile
etwas ausgewogener.

Gleichstellung ist kein Nischenthema, sondern ein
Querschnittsthema, eines, das fast alle Lebens-
phasen und fast alle Bereiche des gesellschaftli-
chen Lebens berihrt. Dem wird das Gleichstel-
lungspolitische Rahmenprogramm, das der Senat
vorgelegt hat, gerecht, indem es ein Leitbild vorgibt
und das Thema durch die verschiedensten Leben-

sphasen und Lebensbereiche durchdekliniert. Ins-
gesamt sind 162 Malnahmen zusammengestellt
worden. Zusammengefiihrt wurden Malnahmen
aus verschiedenen Behoérden, und durch frihzeiti-
ge und vor allem behdrdenibergreifende Einbezie-
hung des Aspekts Geschlechtergerechtigkeit wird
sie durch das Rahmenprogramm in der gesamten
Verwaltung festgeschrieben. Das ist die Veranke-
rung, die wir brauchen.

(Beifall bei der SPD)

Wer jemals erlebt hat, wie sich ein gesamter Ver-
waltungsapparat dann tatsachlich in Gang setzt
— vielleicht am Anfang etwas zogerlich, aber wenn
er einmal in Bewegung gesetzt ist, dann naturlich
ganz gewaltig —, wird eine Vorstellung davon ha-
ben, was das in Zukunft, wenn alles so funktioniert,
wie der Senat sich das gedacht hat, heiRen kdnnte
und was wir damit alles bewegen kdnnen, wenn
der politische Wille dazu da ist. Ich kann Ihnen ver-
sichern: Der politische Wille ist da, zumindest bei
meiner Fraktion und auch auf Senatsseite.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren! Natirlich kann der
Staat nicht allein alles richten. Er kann aber auf al-
le seine Partnerinnen und Partner, auf alle gesell-
schaftlichen Akteurinnen und Akteure hinwirken,
dass auch sie sich den gleichen Grundsatzen ver-
pflichtet fihlen. Zum Beispiel kdnnten sie sich dar-
auf besinnen, wenn es um die Entsendung von
Menschen in diverse Gremien geht, dass man
nicht immer nur einen Mann schicken kann, son-
dern sich bisweilen — und mit bisweilen meine ich
jedes zweite Mal — auch fir eine Frau entscheiden
kann. Man sieht doch, dass es geht, wenn selbst
der American Secret Service eine Frau an die Spit-
ze stellen kann. Daran kdnnen sich alle ein Bei-
spiel nehmen.

(Dr. Stefanie von Berg GRUNE: Ist das hier
zur Drucksache?)

Wir als SPD-Fraktion wollen jedenfalls unseren
Teil einerseits zur Bewusstseinsbildung, anderer-
seits dazu, dass nach zwei Jahren dann auch
greifbare Ergebnisse vorliegen werden, beitragen.
An diesen Ergebnissen wird sich Ubrigens, wie
neulich in den Raum geworfen wurde, nicht nur die
Justiz- und Gleichstellungssenatorin messen las-
sen mussen, sondern es wird sich daran der ge-
samte Senat messen lassen missen, denn es ist
ein Gleichstellungspolitisches Rahmenprogramm
des Senats. Und auch wir mussen unseren Teil da-
zu beitragen, dieses Programm ins Rollen zu brin-
gen. Dieser Senat hatte die Federfiihrung, aber es
ist ein Gesamtprogramm. Wir werden dieses nicht
wegdelegieren und auch nicht einfach dem Justiz-
und Gleichstellungsausschuss Ubertragen, son-
dern — Sie haben das eben schon mitbekommen —
wir haben vor, dieses Thema in sehr viele Aus-
schisse zu tragen und dort zu debattieren. Damit
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wollen wir einen Prozess hin zu einer tatsachlichen
Gleichstellung der Geschlechter in Hamburg ansto-
Ren. Wir fordern Sie natirlich auf, aktiv daran mit-
zuwirken, damit wir daraus eine Erfolgsgeschichte
machen koénnen, nicht nur zum Wohle von uns
Frauen, wobei ich das natlrlich gern mithehme,
sondern zum Wohle aller unserer Burgerinnen und
Birger einschliellich unserer selbst.

Vielleicht gestatten Sie mir noch den kleinen Hin-
weis, dass es in unserem engeren politischen Be-
reich auch noch den einen oder anderen Hand-
lungsbedarf oder zumindest den einen oder ande-
ren Diskussionsanlass gibt. Selbstbestimmung und
Teilhabe — so soll es sein, so soll es werden. Ich
freue mich auf die gemeinsame Arbeit an diesem
Prozess. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Frau Wolff, Sie
haben das Wort.

Katharina Wolff CDU: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Es ist durchaus
zu begruRen, dass der Senat sich vorgenommen
hat, uns Frauen dabei zu unterstitzen, selbstbe-
stimmt und gerecht am Leben in unserer Stadt teil-
haben zu kénnen. So lautet der Titel dieses Rah-
menprogramms. Auch wir sind davon Uberzeugt,
dass die Gleichstellung von Frauen und Mannern
zu jeder modernen Gesellschaft dazugehort. Auch
wir sind davon Uberzeugt, dass die Gleichstellung
von Frauen und Mannern ein Gewinn fir alle Men-
schen ist, weil sie die Gesellschaft vielfaltiger und
gerechter macht. Auch wir sind davon Uberzeugt,
dass die Gleichstellung die Chancen auf Innovati-
on und wirtschaftlichen Wohlstand in unserer Stadt
erhoht.

(Beifall bei der CDU — Gerhard Lein SPD:
Vereinzelter Beifall bei der CDU!)

Das vorgelegte Rahmenprogramm wird dazu nur
leider nicht beitragen. Allein schon das Frauenbild,
das ihm zugrunde liegt, verleitet mich zu der An-
nahme, dass sich der Senat nicht wirklich mit uns
starken und selbstbestimmten Frauen von heute
beschéftigt hat.

(Beifall bei der CDU — Dirk Kienscherf SPD:
Wie ist das noch mal in |hrer Fraktion?)

Es ist ein Frauenbild, das uns Frauen auf breiter
Front implizit die Fahigkeit abspricht, uns in dieser
Welt durch unseren eigenen Willen und unsere ei-
gene Leistung durchsetzen zu kénnen, ein Frauen-
bild, das davon ausgeht, dass wir Frauen in fast je-
dem Lebensbereich — denn fast jeden Lebensbe-
reich tangiert dieses Rahmenprogramm — staatlich
verordnete Steigbuligelhalter brauchen, um erfolg-
reich zu sein. Ich bin davon Uberzeugt, dass ein
solch plumpes Frauenbild keiner Frau in Hamburg
hilft, und ich bin davon Uberzeugt, dass ein so

plumpes Frauenbild auch keiner Frau in Hamburg
wirklich gerecht wird.

(Beifall bei der CDU — Dirk Kienscherf SPD:
Warum sind Sie noch in lhrer Partei, Frau
Wolff?)

— Herr Kienscherf, wenn Sie aus lhrer Partei aus-
treten mdchten, dann kénnen Sie das gern ma-
chen, aber ich muss aus meiner Partei nicht aus-
treten.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Im Gegenteil, der hier vorliegende Bericht unter-
stellt uns Frauen, dass unseren Entscheidungen,
unseren Ambitionen und unseren Zielen ein kollek-
tiver Fehler zugrunde liegt, der dazu fihrt, dass wir
nicht in Aufsichtsraten vertreten sind, dass wir
nicht das Richtige studieren, dass nach uns nicht
genugend Strallen benannt werden und zu guter
Letzt auch noch, dass wir uns nicht gentigend bei
der Freiwilligen Feuerwehr engagieren. Das vorge-
legte Rahmenprogramm, das namentlich zwar die
Selbstbestimmung verspricht, ist durchdrungen
von der fast schon diskriminierenden Annahme,
dass wir Frauen im Jahr 2013 nicht in der Lage
sind, fir uns selbst die richtigen Entscheidungen
zu treffen, um uns aufgrund unserer Qualifikatio-
nen, unseres Willens und unseres Ehrgeizes am
Ende durchzusetzen — eine Annahme, die nur den
Schluss zulasst, dass der Senat uns Frauen gern
an die Hand nehmen méchte, um uns den richti-
gen Weg zu zeigen. Wo bitte, liebe Frau Schiedek,
findet sich dann noch die Selbstbestimmung wie-
der, die dieses Programm verspricht?

(Beifall bei der CDU)

Dass es fir Frauen eine enorme Herausforderung
gibt, der Manner so nicht ausgesetzt sind, ist flr
uns alle klar. Die ergibt sich aus vielen einzelnen
Herausforderungen, die daraus resultieren, dass
wir das biologische Privileg haben, Kinder gebaren
zu durfen und zu kdénnen.

(Ksenija Bekeris SPD: Also, sag mal!)

Jede Frau, die sich mit der Frage der Vereinbarkeit
von Familie und Beruf schon einmal auseinander-
gesetzt hat — und das haben wahrscheinlich die
meisten von uns getan —, weil} aber, wie schwierig
das ist und dass es hohe Anforderungen an uns al-
le stellt. Deshalb ist es richtig, dass der Staat hier
Rahmenbedingungen schafft, die die Vereinbarkeit
von Beruf und Familie erleichtern. Die Bundesre-
gierung hat auf Initiative von Ursula von der Leyen
noch zuzeiten der Grofien Koalition daher das EI-
terngeld eingefuhrt und auch den Rechtsanspruch
auf einen Kita-Platz gesetzlich verankert.

(Gerhard Lein SPD: Und die Herdpramie!)

Das waren zwei richtige MaRnahmen, die es Frau-
en in der gesamten Bundesrepublik erleichtern,
Familie und Beruf zu vereinbaren.
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(Beifall bei der CDU — Juliane Timmermann
SPD: — Sie haben das Betreuungsgeld ver-
gessen!)

Hamburg hinkt im Bereich der Vereinbarkeit von
Familie und Beruf aber entgegen dem, was Herr
Senator Scheele uns weismachen mdchte, deutlich
hinterher. Hamburg hat derzeit mit einem Verhalt-
nis von 1:5 den schlechtesten Betreuungsschlis-
sel aller West-Bundeslander bei der Krippenbe-
treuung. Wenn Sie, lieber Senat, uns Frauen wirk-
lich einen Gefallen tun wollen und wenn Sie wirk-
lich etwas gegen Karrierehemmnisse tun wollen,
dann setzen Sie bitte hier an.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU — Gabi Do-
busch SPD: Ich glaube, Sie haben etwas
falsch verstanden!)

Meine Damen und Herren! Die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf, die Vereinbarkeit von Familie
und Unternehmertum, die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Ehrenamt und auch die Vereinbarkeit von
Familie und Politik — all das sind Bereiche, in de-
nen Politik gern Rahmenrichtlinien setzen kann.
Daflir muss uns Frauen aber bitte wirklich nicht er-
zahlt werden, dass wir das Falsche studieren, dass
wir die falschen Berufe ergreifen oder dass wir uns
ehrenamtlich falsch engagieren.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Aufgrund von Frau Schiedeks Wunsch, bundespo-
litisch ein wenig aufzufallen, hat Hamburg dann
auch eine Bundesratsinitiative mit dem Ziel gestar-
tet, eine gesetzliche Frauenquote von mindestens
40 Prozent in den Aufsichtsraten aller privatwirt-
schaftlichen Unternehmen zu verankern.

(Christiane Schneider DIE LINKE: So wie in
der CDU!)

Warum auch vor der eigenen Tir kehren, Frau
Schiedek, wenn die groRe Bundespolitik lockt. Es
ist schlicht verantwortungslos, privaten Unterneh-
men unter dem Deckmantel der Gleichberechti-
gung alles vorschreiben zu wollen.

(Gerhard Lein SPD: Alles nicht, nur dieses!)

Es ist besonders verantwortungslos, wenn Sie et-
was fordern, was Sie selbst hier in Hamburg nicht
in der Lage sind einzuhalten. In den o&ffentlichen
Unternehmen, dort, wo der Senat die Chance hat,
die Zusammensetzung von Aufsichtsraten zu be-
stimmen, liegt der Anteil der Frauen nicht bei den
50 Prozent, die Frau Dobusch angesprochen hat,
auch nicht bei den 40 Prozent, die Sie auf Bundes-
ebene gefordert haben, er liegt bei knapp 20 Pro-
zent.

(Gabi Dobusch SPD: Ja, das Programm
wirkt nicht rickwirkend!)

In einigen offentlichen Unternehmen ist der Frau-
enanteil in Aufsichtsraten seit dem Regierungs-
wechsel sogar massiv gesunken. Eine Quote, die

dieser Senat selbst nicht in der Lage ist zu erfillen,
sollte er also auch keinem Unternehmen aufbir-
den.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU und bei
Carl-Edgar Jarchow FDP)

Fremdbestimmung von Unternehmen ist flr unse-
ren Senat aber anscheinend ein neues Lieblings-
thema. Dass Sie sich inzwischen schon dazu beru-
fen flhlen, selbst in die kleinsten Details der Unter-
nehmensfiihrung hineinzuregieren, hat Frau Sena-
torin Prifer-Storcks, die heute sogar da ist,

(Gerhard Lein SPD: Sie ist sogar da, Don-
nerwetter!)

mit |hrem, sagen wir vorgezogenem Aprilscherz
zum Verbot von Stress am Arbeitsplatz bereits ein-
drucksvoll unter Beweis gestellt. Verstehen Sie
doch bitte, lieber Senat, dass man auf dieser Welt
nicht alles vorschreiben kann und auch nicht alles
vorschreiben sollte. Daher ist es mir ein Ratsel,
warum Senator Horch als Wirtschaftssenator nicht
auch vielleicht einmal etwas dazu sagt.

Zusammenfassend: Wir brauchen als Frauen keine
Nachhilfelehrer. Uns muss nicht gesagt werden,
was wir zu tun und zu lassen haben, welche Beru-
fe wir zu ergreifen haben, sondern Sie sollten an-
fangen, uns als das zu sehen, was wir sind, und
zwar selbstbewusst, selbstbestimmt und hundert-
prozentig in der Lage, unsere eigenen Entschei-
dungen zu treffen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Carl-Edgar Jar-
chow und Anna-Elisabeth von Treuenfels,
beide FDP)

Vizeprasidentin Dr. Eva Gumbel: Frau von Berg,
Sie haben das Wort.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Liebe Frau Wolff, liebe
Kolleginnen und Kollegen von der CDU, ich glau-
be, so ein Gleichstellungspolitisches Rahmenpro-
gramm fir Manner und Frauen wiirde der CDU in
einigen Bereichen recht gut tun; das nur einmal
vorweg.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Nun aber zum eigentlichen Tagesordnungspunkt,
also zum Gleichstellungspolitischen Rahmenpro-
gramm des Senats. Frau Senatorin Schiedek, Sie
haben ein massives Problem in |hrer Behorde
Uberhaupt noch nicht geldst, das ist Hahndfersand,
um nur eines zu nennen. Dazu kommen wir nach-
her noch.

(Gabi Dobusch SPD: Nachher!)

Sie versuchen, dieses massive Problem, das wir
wirklich quer durch die Stadt haben, mit 193 Seiten
Papier zuzudecken. Wenn ich mir diese Seiten Pa-
pier anschaue, dann ist das wirklich old school.
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(Wolfgang Rose SPD: Wat is dat?)

— Das ist, fur Sie gern Ubersetzt, Herr Rose, kon-
servativ, alt gedacht.

(Zuruf aus dem Plenum)
— Alte Schule, vielen Dank.

Gleichstellung bedeutet fir uns GRUNE, und ich
glaube, fiur viele Kolleginnen und Kollegen hier im
Hause, tatsachlich nicht nur die Gleichstellung von
Mannern und Frauen, sondern die Frage nach
Gleichstellung findet sich in allen Lebensberei-
chen. Sie betrifft Menschen mit Behinderungen,
Menschen mit anderer sexueller Orientierung,
Menschen mit einem anderen ethnischen Hinter-
grund und so weiter und so fort. Wir haben diesbe-
zuglich ein Stlckwerk; es gibt hier ein Papier und
dort ein Papier und dann noch einen Landesakti-
onsplan, weil dieses Gleichstellungspolitische Rah-
menprogramm eben nur eines fur Manner und
Frauen ist. Ich sage noch einmal: Das ist alte
Schule, damit es auch alle verstehen.

(Beifall bei den GRUNEN — Wolfgang Rose
SPD: Danke!)

Wir begrifien, dass diese Gleichstellung von Man-
nern und Frauen, das muss man schon prazisie-
ren, tatsachlich als Querschnittsthema aufgefasst
ist und es alle Behorden angeht. Das ist vernunftig
und auch gut angedacht, und offensichtlich sind
auch viele einbezogen worden. Das ist wirklich ei-
ne gute Herangehensweise und ich méchte beto-
nen, damit ich nicht immer nur schimpfe, dass ich
dies deutlich unterstutze.

Wenn ich mir aber die Inhalte einzeln ansehe und
vor allen Dingen meinen Blick auf die MalRnahmen
lenke, dann lese ich dort mehrfach "priifen, evalu-
ieren, fortschreiben”, lauter Verben, bei denen man
denkt, das ist gut, nice to have, aber wenn man
einmal nachschaut, wie man eigentlich Uberprifen
will, ob diese Mallnahmen tatsachlich auch umge-
setzt werden und welche Ziele sich der Senat ge-
nau setzt, dann ist da absolute Fehlanzeige. Das
ist doch sehr schade, weil hier eine sehr grofe
Chance verpasst wurde. Das Rahmenprogramm
ist also letztendlich eine Bestandsaufnahme.

Mein groRer Kritikpunkt ist: Es gibt keine Indikato-
ren, keine belastbaren Zahlen, sodass man spater
sagen kann, jawohl, das haben wir jetzt umgesetzt.
Was mich besonders erstaunt, ist, dass Berlin ge-
nau ein solches Programm schon aufgelegt hat. Es
ist also Uberhaupt nicht revolutionar, wie immer ge-
sagt wurde. Ich habe die Texte tatsachlich einmal
verglichen. Es ist teilweise im Verfahren co-
py & paste entstanden. Berlin hat es schon ge-
macht, und meine Kolleginnen dort sagen, dass es
in Berlin nichts bewirkt hat, genau deswegen, weil
es keine Zahlen und Indikatoren gibt. Man kann
aus den Fehlern der Nachbarsenate doch vielleicht
auch einmal lernen, oder?

(Beifall bei den GRUNEN)

Fir uns bleiben erst einmal viele Themen unbe-
leuchtet. Gerade der Bereich Lesben und Schwule,
Transgender, Intersexualitat ist vollig unbeleuchtet
und findet nirgendwo statt. Offensichtlich sollen
jetzt viele MaRnahmen eingespart werden, also fin-
det sich das hier auch nicht wieder.

(Gabi Dobusch SPD: Noch mal nachlesen!)

All die Themen, die uns wirklich in der Stadt bewe-
gen, auch zum Beispiel Randthemen wie sexuelle
Dienstleistungen, Kontaktverbotsverordnung, sexu-
elle Gewalt, Hahnéfersand, werden nicht beleuch-
tet. Es bleiben viele offene Fragen, vieles ist nicht
bedacht, es ist nett gemacht, aber nicht Uberprif-
bar. Ich muss sagen, ich bin enttauscht. — Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Frau von Treu-
enfels hat das Wort.

Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Sehr ge-
ehrte Frau Prasidentin, meine Damen und Herren!
Fast zwei Jahre Vorbereitung, sage und schreibe
162 MalRnahmen und ein ganz groRer Name — das
sind die auf den ersten Blick beeindruckenden
Rahmenbedingungen lhres Gleichstellungspoliti-
schen Rahmenprogramms. Aber wie so oft, wenn
der Senat mit groRem Getdse ein wichtiges politi-
sches Ziel, wie hier die bessere Fdrderung der
Gleichberechtigung, angeht, lohnt ein kritischer
zweiter Blick. Wer diesen auf das Mammutwerk
aus dem Hause Schiedek wirft, der stellt fest, dass
es aus ziemlich viel heiRer Luft und wenig Sub-
stanz besteht. Ich méchte mit Letzterem anfangen,
liebe Sozialdemokraten.

Einig sind wir uns Uber die MalRnahmen, die die
Moglichkeit einer Teilzeitausbildung weiterfihren,
die die Forderung der Vereinbarkeit von Studium
und Familie starken, die den Manneranteil beim Ki-
ta-, Pflege- und Fachkraftepersonal erhdhen — be-
sonders wichtig — und die die Beratungs- und Fort-
bildungsangebote zum Wiedereinstieg in den Beruf
intensivieren. Leider sind dies aber auch schon die
wenigen konkreten MafRnahmen in lhrem 162-
Punkte-Plan. Sehr vage geht es dann weiter. Ein
knappes Drittel, 52 lhrer 162 Punkte, bestehen nur
aus Prifauftragen und dort, wo Sie konkret wer-
den, marschieren Sie mit Ihren Vorstellungen von
Gleichberechtigung in die falsche Richtung, nam-
lich in Richtung Bevormundung und Bdurokratie. Ih-
re im Bundesrat gro} vorgestellte Initiative zur 40-
Prozent-Quote in DAX-Unternehmen ist ein Muster-
beispiel dafir. Noch dazu ist lhre Quotenpolitik
ziemlich inkonsequent, denn bei den o&ffentlichen
Unternehmen Hamburgs liegt der Frauenanteil in
Flhrungspositionen unter 25 Prozent. Meine Da-
men und Herren, in Berlin fir private Grof3unter-
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nehmen lauthals die Quote zu fordern, aber in
Hamburg im eigenen Verantwortungsbereich mog-
lichst im Ungefahren zu bleiben, das finde ich
ziemlich bedenklich.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei den
Griinen)

Ebenso verhalt es sich mit einer Reihe weiterer
Punkte in lhrem Gro3programm, wahrend ein an-
derer, fir uns Liberale besonders wichtiger Punkt
vollig fehlt, namlich dass Gleichberechtigung nicht
durch mehr Birokratie, sondern durch Starkung
von Eigenengagement geschaffen wird. Nur da-
durch kann man das erreichen.

(Beifall bei der FDP)

Stattdessen setzen Sie auf das alte sozialdemo-
kratische Muster der Uberreglementierung und ver-
lieren so aus dem Auge, dass es unsere Aufgabe
im Parlament ist, Rahmenbedingungen zu schaf-
fen, Rahmenbedingungen, die die Eigeninitiative,
in diesem Fall die der Frauen, starken. Statt bor-
sennotierten Unternehmen deutschlandweit Quo-
tenregelungen von oben aufzuerlegen, sollten Sie,
liebe Kollegen von der SPD, intensiver in Hamburg
an einer verbesserten Vereinbarkeit von Familie
und Beruf arbeiten.

(Dirk Kienscherf SPD: Das machen wir nun
wirklich!)

Das ist es, worum es wirklich geht und was den
Frauen, die selbstbewusst und selbstbestimmt ge-
nug sind, die Moglichkeit eréffnen wirde, allein das
zu erreichen, was wir alle wollen.

(Beifall bei der FDP)

Statt bermaRig zu regulieren, sollten Sie verbes-
serte politische Rahmenbedingungen insgesamt
fur berufstatige Frauen schaffen. Statt 162-mal
schoéne Ziele, vage Prifauftrage und ein paar we-
nige konkrete und sinnvolle Vorschldge aufzu-
schreiben, sollten Sie |hre Energie besser fur sol-
che Zwecke verwenden. Das ware dann wirklich
ein gesellschaftliches Reformprojekt und nicht nur
ein Punktekonvolut. Dazu kénnten wir alle stehen.
Die Diskussion um die zu ergreifenden Malnah-
men zur Férderung der Gleichstellung ist aber zu
wichtig, um sie mit diesem inhaltlich etwas mage-
ren Mammutkatalog abzuschlielen. Wir brauchen
mehr Zeit, um echte Inhalte zu diskutieren. Des-
halb stimmen wir natiirlich einer Uberweisung an
den Ausschuss fir Justiz und Gleichstellung zu,
halten allerdings eine Mitberatung der anderen
Ausschusse nicht fur notwendig. — Vielen Dank.

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Frau Artus, Sie
haben das Wort.

Kersten Artus DIE LINKE: Frau Prasidentin, sehr
geehrte Herren und Damen! Frau Wolff, mit Ihrer
Rede haben Sie ein unglaubliches, fulminantes Ei-

gentor geschossen, aber wie Sie die Demontage
Ihrer Partei weiterbetreiben, missen Sie selbst
verantworten.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und ver-
einzelt bei den GRUNEN)

Das Gileichstellungspolitische Rahmenprogramm
ist wichtig, weil es eine erste Gesamtdarstellung al-
ler gleichstellungspolitischen Aktivitaten beinhaltet,
und dafiir gebihrt denjenigen, die daran mitgear-
beitet haben, Respekt und Dank.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Wie in der Drucksache steht, gehort es zu den ver-
fassungsrechtlichen Aufgaben des Staats, Frauen
und Manner nicht nur gleich zu behandeln, son-
dern darlber hinaus die tatsachliche Durchsetzung
ihrer Gleichberechtigung zu férdern und auf die
Beseitigung bestehender Nachteile hinzuwirken.
Bei der geschlechtergerechten Verteilung der
Steuereinnahmen hat der Senat aber bislang ledig-
lich vor, die Kennzahlen in den Haushaltsplanen
zu erweitern. Das aber reicht nicht aus.

(Beifall bei der Linken)

Das Geld muss vielmehr geschlechtergerecht um-
verteilt werden. Die Burgerschaft plant aufgrund ei-
nes Antrags der Links-Fraktion zum Gender Bud-
geting im Haushaltsausschuss eine Experten-und-
Expertinnenanhérung. Ich habe groRe Erwartun-
gen, dass dann das Programm noch nachjustiert
wird. In welchem Umfang Frauen guter Arbeit
nachgehen kénnen, daran macht sich die Verwirkli-
chung der Gleichstellung weitgehend fest.

(Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg
Ubernimmt den Vorsitz.)

Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist daher
von grofer Bedeutung. Im Programm steht dazu
unter anderem, die Verteilung der Pflege- und Sor-
gearbeit prage die Erwerbsldufe und damit die
Chancen der Geschlechter auf Bildung und
Erwerb. Es wird dann aber lediglich zeitlich unbe-
stimmt ein Demografiekonzept angekiindigt, das
bis zum Jahr 2030 die Entwicklung beschreiben
soll. Beschreiben reicht aber schon lange nicht
mehr aus, um diesen gesellschaftlich und frauen-
politisch héchst relevanten Bereich zu erfassen.
Vielmehr misste hinterfragt werden, wie sich die
mangelhafte Pflegeversicherung und das voéllig un-
zureichende Pflegezeitgesetz auf die Erwerbstatig-
keit von Frauen und ihre private Pflegeleistung
auswirken und welche gesetzlichen Initiativen er-
forderlich waren. Fur den Bereich Pflege lese ich
als einzige konkrete MaRnahme, dass es eine
Imagekampagne geben soll, um junge Manner fir
den Pflegeberuf zu gewinnen. Das ist aber viel zu
dann.

(Beifall bei der LINKEN)
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Sehr geehrte Herren und Damen! Dieses Land
steuert in der Pflege in eine gesellschaftspolitische
Krise hinein. Die Hamburger Okonomin Professor
Gabriele Winker nennt dies die Krise der Repro-
duktion. Die Aushohlung der Renten, die wachsen-
de Altersarmut, der Anstieg der Niedrigldhne, all
das wird sich in den nachsten Jahren unglaublich
zuspitzen, und die Krise wird sich vornehmlich auf
den weiblichen Teil der Bevolkerung auswirken. Es
gibt konkrete und sehr umwalzende Vorschlage,
um diese Krise zu bewaltigen. Ich erwarte, dass
dieser Bereich in dem Programm umfassender
dargestellt wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Sehr geehrte Abgeordnete! Arbeitsmarktpolitik bil-
det richtigerweise einen Schwerpunkt in diesem
Programm, und so lesen wir, dass 5000 Alleiner-
ziehende zwischen 16 und 35 Jahren keine Be-
rufsausbildung haben. Alleinerziehende haben die
grolte Armutsgefahrdung, und 90 Prozent aller Al-
leinerziehenden sind Frauen. Mir ist es daher zu
wenig, dass die Alleinerziehenden in dem Pro-
gramm lediglich unter Teilzeitausbildung erwahnt
werden. Alleinerziehende verdienen eine besonde-
re Betrachtung, eine Schwerpunktbetrachtung.
Hier muss ebenso nachgebessert werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Der gesamte Bereich der Arbeitsmarktpolitik krankt
meines Erachtens daran, dass das Handlungsfeld
als Markt definiert wird.

(Beifall bei Tim Golke DIE LINKE — Robert
Heinemann CDU: Furchtbar! DDR wieder
einflihren!)

Das macht den Staat zum Anbieter von Arbeits-
kraften und Uberlasst es den Betrieben, die Ange-
bote an menschlichen Arbeitskraften anzunehmen
oder auch nicht. Die Folgen muss ich lhnen an die-
ser Stelle nicht naher beschreiben, Sie kennen sie
alle. Nehmen Sie den Gedanken mit, dass wir
kiinftig Uber Beschaftigungspolitik reden sollten.
Dieser Gedanke und seine Weiterentwicklung wa-
ren eine Aufnahme in das Gleichstellungspolitische
Rahmenprogramm wert.

(Beifall bei der LINKEN)

Sehr geehrte Abgeordnete! Ich méchte nun aber
noch drei Bereiche erwahnen, in denen ich sehr
positive Ansdtze sehe. DIE LINKE heif3t es zum
Beispiel gut, dass fir das Vergaberecht noch in
2013 eine Gleichstellungsférderungsregelung und
fur das Zuwendungswesen gleichstellungsbezoge-
ne Forderrichtlinien erarbeitet werden sollen. Wir
unterstitzen ebenso die Positionierung, das Ehe-
gattensplitting durch eine gerechtere und nicht
mehr frauenfeindliche Besteuerung abzuldsen.
Auch dass wir aufgrund der Initiative der
Links-Fraktion, sich mit der Gendermedizin ausein-
anderzusetzen, am 23. April eine Expertinnen-und-

Expertenanhérung im  Gesundheitsausschuss
durchfihren werden, werten wir als gutes Zeichen.
Ich habe lhnen aber bewusst einige sehr grofRe
Schwachen des Programms aufgezeigt. Es gibt,
ehrlich gesagt, noch etliche mehr: zum Beispiel die
politische Bildung, bei der eine differenzierte Dar-
stellung fehlt, ob und wie Frauen und Manner An-
gebote politischer Bildung unterschiedlich nutzen,
oder auch die unklare Weiterentwicklung ge-
schlechtsspezifischer Ansatze in der Kultur oder
die geplante Erhéhung der Teilzeitquote fir Man-
ner im offentlichen Dienst statt des Abbaus der
Teilzeit fur Frauen. Leider werden die Folgen der
Schuldenbremse auf die Gleichstellung konse-
quent aus dem analytischen Teil ausgeblendet,
aus dem Maflnahmenplan sowieso. Die Schulden-
bremse ist aber eine Gleichstellungsbremse.

(Beifall bei der LINKEN)

Daher muss der Senat, wenn er seinem Auftrag
nachkommen will, die Folgen dieser selbstaufer-
legten Begrenzungspolitik wenigstens analysieren,
wenn er sie schon nicht zuricknehmen will.

Dass die Ressourcen fir die einzelnen Maf3nah-
men aus den zur Verfligung stehenden Haushalts-
mitteln genommen werden sollen, macht klar, dass
das Programm ohne jede Zusatzfinanzierung zu
verstehen ist. Wenn dieses Programm aber keine
Prosa sein will, dann muss noch Geld hineingebut-
tert werden. Wenn Sie beabsichtigen, dass Ham-
burg wieder Hauptstadt der Gleichstellungspolitik
werden soll, dann muss das Programm in vielen
Punkten grundsatzlich neu angefasst und Uberar-
beitet werden. DIE LINKE wird ihre Vorschlage da-
zu vorlegen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Artus. — Das Wort hat Frau Senatorin
Schiedek.

Senatorin Jana Schiedek:* Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Heribert Prantl
hat es ziemlich treffend auf den Punkt gebracht:

"Gleichberechtigung ist kein Gedoéns, son-
dern verfassungsrechtliches Gebot."

(Beifall bei der SPD und bei Norbert Hack-
busch DIE LINKE — Katharina Wolff CDU:
Das hétte |hr Bundestagsabgeordneter mal
sagen sollen!)

Das nimmt der Senat, das nehme ich sehr ernst.
Ich bin mir sicher, dass zumindest die meisten von
lhnen dies auch tun, wenn mich auch die eine oder
andere AuRerung in der Debatte daran hat zwei-
feln lassen. Fir den Grofiteil der hier Anwesenden
mochte ich es aber annehmen.

Ohne Zweifel haben wir in den vergangenen Jah-
ren und Jahrzehnten wesentliche Fortschritte bei
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der Gleichstellung von Frauen und Mannern ge-
macht. Auch wenn wir noch nicht so weit sind wie
in anderen Landern Europas, schneidet Hamburg
im Bundesvergleich durchaus gut ab. Wir haben ei-
ne betrachtliche Anzahl von Frauen, die einen
technischen Ausbildungsberuf ergreifen. Hamburg
liegt an der Spitze mit seinem Frauenanteil bei den
Existenzgriindungen, und Hamburg ist Spitzenrei-
ter, was den Anteil der mannlichen Erzieher betrifft.
Wir kénnen vergleichsweise stolz sein auf den
Frauenanteil in der Blrgerschaft — zumindest ins-
gesamt gesehen —, im Senat und ebenso bei den
Hochschulprofessoren. Hamburg wird seiner Rolle
als Vorreiter in Sachen Gleichstellung in einigen
Bereichen also durchaus gerecht. Aber es gibt
Uberhaupt keinen Anlass, sich auszuruhen, denn
von einer tatsachlichen Gleichstellung sind wir in
vielen, vielen Lebensbereichen noch ein ganzes
Stuck entfernt, und auch in den eben genannten
Bereichen besteht noch viel Luft nach oben.

(Beifall bei der SPD)

Nach wie vor bestimmt das Geschlecht den Platz
in der Gesellschaft: bei der Wahl des Berufs, bei
der Héhe des Gehalts, bei den Aufstiegsmdglich-
keiten und beim Wiedereinstieg in den Beruf nach
der Geburt eines Kindes. Wir wollen aber in Ham-
burg die Rahmenbedingungen so gestalten, dass
jeder Mensch selbstbestimmt Uber den eigenen
Weg entscheiden kann, denn nur wenn das mog-
lich ist, geht es in unserer Gesellschaft gerecht zu.
Dabei gilt aber auch, damit das klar ist, Frau Wolff:
Fur welchen Weg sich jeder oder jede entscheidet,
bleibt natirlich jeweils in seiner oder ihrer freien
Entscheidung, aber jeder Mensch verdient eine
faire Chance und faire Rahmenbedingungen.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen tragt unser Gleichstellungspolitisches
Rahmenprogramm auch den Titel "Selbstbestim-
mung und gerechte Teilhabe". Das ist alles andere
als eine leichte Aufgabe. Es ist eine Aufgabe, die
viel Ausdauer und Entschlossenheit benétigt und
die wir auch mit genau dieser Ausdauer und Ent-
schlossenheit angehen werden. Das tun wir bei der
laufenden Novellierung des hamburgischen Gleich-
stellungsgesetzes, und das tun wir bei der Beset-
zung von Gremien im Einflussbereich der Freien
und Hansestadt Hamburg. Und, Frau Wolff, entge-
gen lhrer Darstellung sinken die Anteile nicht, son-
dern sie steigen deutlich seit Beginn dieser Legis-
laturperiode.

(Zuruf von Katharina Wolff CDU)
Wenn Sie das Programm gelesen héatten,
(Kersten Artus DIE LINKE: Hat sie nicht!)

dann wissten Sie, dass wir dort ein Gremienbeset-
zungsgesetz ankindigen, was sich naturlich auch
mit den Gremien im Hamburger Einflussbereich
beschaftigt. Und wenn Sie dann noch unsere Bun-

desratsinitiative gelesen hatten, dann wissten Sie
auch, dass wir das nicht morgen von der Privatwirt-
schaft fordern, sondern groRziigige Ubergangsfris-
ten vorsehen, um diese Quotenregelung zu erfll-
len, und das noch in zwei Schritten.

(Beifall bei der SPD — Katharina Wolff CDU:
Sagen Sie doch mal was Grundsatzliches!)

Das tun wir aber auch mit der Klage gegen das Be-
treuungsgeld, und das tun wir mit dem nunmehr
vorgelegten Gleichstellungspolitischen Rahmen-
programm. Mit diesem Rahmenprogramm wollen
wir die Gleichstellung von Frauen und Mannern als
ein Leitprinzip in alle Politikfelder integrieren, denn
dazu braucht es das Engagement ganz vieler. Es
braucht das Selbstverstédndnis und das Bekenntnis
aller Fachbehoérden, und dementsprechend haben
diese das Programm nicht nur erarbeitet, sondern
werden es naturlich auch selbst umsetzen. Denn
Gleichstellungspolitik, und das mdéchte ich immer
wieder betonen, ist keine Sonderaufgabe, sondern
selbstverstandlich Teil einer jeden Fachpolitik. Eine
umfassende Gleichstellung ist nur dann zu errei-
chen, wenn Geschlechterfragen nicht allein von ei-
nigen Experten und Expertinnen in mdglichst ab-
geschlossenen Zirkeln diskutiert werden, sondern
wenn diese zu den Arbeitsaufgaben aller Verant-
wortlichen auf allen Ebenen und in allen Politik-
und Arbeitsbereichen gehéren. Demensprechend
begriile ich es sehr, dass das auch in allen
Fachausschussen diskutiert wird.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren! Als Senat sind wir dort
gefordert, wo Chancen sich nicht von allein erge-
ben, wo die gerechte Teilhabe des Einzelnen von
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen abhangt,
die er oder sie nicht selbst schaffen kann. Im
Gleichstellungspolitischen Rahmenprogramm ana-
lysieren wir diese Herausforderungen, bestimmen
die Handlungsfelder und definieren konkrete
gleichstellungspolitische Ziele und MalRnahmen.
Wer gesellschaftliche und staatliche Rahmenbe-
dingungen verandern will, der braucht naturlich wir-
kungsvolle Instrumente. Dazu z&hlen die klassi-
schen Instrumente der Gesetzgebung — ich habe
daflr soeben einige Beispiele genannt —, aber
auch finanzielle und wirtschaftliche Anreize. Die
Méglichkeiten des sogenannten Gender Budge-
tings und des staatlichen Zuwendungswesens
nehmen wir in den Blick. Aber natirlich wird es
auch in vielen Lebensbereichen erst einmal darum
gehen, gleichstellungspolitische Daten zu erheben
und auszuwerten, denn nicht alle Bereiche sind
hier gleich weit. Nur so kénnen lang- oder mittelfri-
stig Uberhaupt sinnvolle gleichstellungspolitische
MaRBnahmen und Ziele bestimmt werden.

Meine Damen und Herren! Wir wissen, im Leben
eines Menschen gibt es Weichenstellungen und
Weggabelungen, und zwar in jeder Lebensphase:
im Kleinkindalter wie in der Schule, bei der Berufs-
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wahl und der Ausbildung, bei der Griindung einer
Familie, in der Erwerbsphase und auch im Alter.
Genau an diesen Schlisselpunkten setzen wir an.
Mit der Lebensverlaufsperspektive riicken wir den
einzelnen Menschen in den Vordergrund und die
oft durch Zustandigkeiten gepragte Sicht des
Staats in den Hintergrund. Dies — und das ist ein
positiver Effekt schon in der Erarbeitung gewe-
sen — bestarkt und zwingt auch die beteiligten
Fachbehdrden zu einer besseren und intensiveren
Zusammenarbeit.

Das Programm zeigt iber 160 Mal3inahmen, von
der Kindheit bis ins Alter, von der Gesundheitsver-
sorgung, der Wirtschaft, dem o6ffentlichen Dienst,
der Kultur, der 6ffentlichen Wahrnehmung und An-
erkennung bis hin zur gesellschaftlichen Partizipa-
tion — kurz: alle Bereiche, die die Menschen in un-
serer Stadt berUhren. Ich glaube, wir werden in
den Fachausschissen noch hinreichend Uber die
einzelnen MaRBnahmen diskutieren. Insofern will ich
die einzelnen und sehr wichtigen Bereiche wie die
frihkindliche Bildung oder die schon angesproche-
ne Arbeitsmarktpolitik an dieser Stelle nicht weiter
vertiefen.

Das Gleichstellungspolitische Rahmenprogramm
ist fur die Gleichstellungspolitik in Hamburg ein
Aufbruch zu neuen Ufern. Es formuliert die Grund-
satze und Leitlinien der Gleichstellungspolitik des
Hamburger Senats und legt Verantwortlichkeiten
und Zeitvorgaben fest. So ein umfassendes Pro-
gramm hat es in der hamburgischen Gleichstel-
lungspolitik noch nicht gegeben.

(Beifall bei der SPD)

Ich will aber auch nicht verschweigen, dass mich
wahrend der Arbeit an diesem Programm doch an
der einen oder anderen Stelle Ungeduld beschli-
chen hat. Wir haben zahlreiche Akteure und Insti-
tutionen beteiligt, innerhalb wie auRerhalb der Ver-
waltung, und es hat dabei nicht nur offene Tulren
und Jubelschreie, sondern durchaus auch Wider-
stdnde und Unbill geben, auch in den Behérden.
Ich glaube aber, im Rickblick hat sich dieser teil-
weise doch sehr mihselige Weg sehr gelohnt,
denn wir haben nicht nur in den zahlreichen Ge-
sprachen und Fachveranstaltungen wirklich gute
und vielfaltige Ideen und Anregungen erhalten, wir
haben bei der Entwicklung des Programms, und
das wird entscheidend fiir den weiteren Weg sein,
ganz viele Unterstitzerinnen und Unterstitzer in
dieser Stadt gefunden, und auf diese kdnnen,
mdochten und muissen wir bei der Umsetzung bau-
en.

Meine Damen und Herren! Wir werden das Gleich-
stellungspolitische Rahmenprogramm, die Hand-
lungsfelder und MaRnahmen in den nachsten Wo-
chen intensiv in den Fachausschiissen beraten.
Ich wiirde mich aber freuen, wenn sich die Blirger-
schaft dabei nicht nur intensiv mit den Zielen und
MaRnahmen des Senats auseinandersetzen wir-

de, sondern — und das ist auch eine dort angespro-
chene Malnahme — die Chance flir eine Diskussi-
on nutzen wurde, wie die Gleichstellung in der Poli-
tik und auch in der Blrgerschaft noch weiter befér-
dert werden kann. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Senatorin Schiedek. — Mir liegen keine
weiteren Wortmeldungen vor. Wir kommen damit
zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksache
20/7126 an den Ausschuss fir Justiz, Datenschutz
und Gleichstellung zu? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Das ist einstimmig beschlossen worden.

Wer moéchte diese Drucksache mitberatend an die
eingangs genannten Fachausschisse Uberwei-
sen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist mit
grofRer Mehrheit so beschlossen worden.

Ich rufe dann auf die Tagesordnungspunkte 48
und 76, Drucksachen 20/7138 und 20/7236, Be-
richt des Ausschusses Offentliche Unternehmen
zum Beteiligungsbericht 2010 und Antrag der SPD-
Fraktion: Transparenz als Daueraufgabe —regel-
maRige Berichterstattung Uber die Verglutung der
Vorstande und GeschéaftsfGhrungen Hamburger
Beteiligungen gegeniber der Birgerschaft.

[Bericht des Ausschusses Offentliche Unter-
nehmen liber die Drucksache 20/2343:
Beteiligungsbericht 2010 (Senatsmitteilung)

— Drs 20/7138 -]

[Antrag der SPD-Fraktion:

Transparenz als Daueraufgabe — regelmaBige
Berichterstattung iiber die Vergiitung der Vor-
stdnde und Geschiftsfilhrungen Hamburger
Beteiligungen gegeniiber der Biirgerschaft

— Drs 20/7236 —]

Zum Antrag aus Drucksache 20/7236 liegt Ihnen
als Drucksache 20/7394 ein Antrag der CDU-Frak-
tion vor.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Berichterstattungsersuchen der Biirgerschaft
bei 6ffentlichen Unternehmen

— Drs 20/7394 -]

Diese beiden Drucksache_n mochte die CDU-Frak-
tion an den Ausschuss Offentliche Unternehmen
Uberweisen.

Wer wiinscht das Wort? — Frau Rugbarth, bitte.

Andrea Rugbarth SPD: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Unsere offentli-
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chen Unternehmen leisten einen wichtigen Beitrag
zur Offentlichen Daseinsvorsorge. Sie ibernehmen
ganz wichtige Aufgaben. Wir haben ungefahr 400
dieser Unternehmen in Hamburg und konnen
dankbar fir die fleiRigen Mitarbeiter sein.

Da offentliche Unternehmen mit 6ffentlichen Gel-
dern arbeiten, ist es eine Selbstverstandlichkeit,
dass die Offentlichkeit auch einen angemessenen
Einfluss auf diese Unternehmen sicherstellen
muss. Steuerung und Kontrolle passiert dabei im
Allgemeinen Uber den Aufsichtsrat und, da die Auf-
sichtsrate weisungsgebunden sind, Gber den Se-
nat. Aber auch wir als Parlament sind natlrlich dar-
an interessiert, dass die Grundsatze der Wirt-
schaftlichkeit in den 6ffentlichen Unternehmen ein-
gehalten werden. So haben wir fir den in Rede
stehenden Beteiligungsbericht 2010 etliche Unter-
nehmen in den Ausschuss vorgeladen: SAGA
GWG, Hamburg Marketing, Baderland, HHLA, die
Wohnungsbaukreditanstalt, HGV und Hapag-
Lloyd. Wir hatten einen sehr umfangreichen Bera-
tungsbedarf und angesichts dessen, dass wir im
Ausschuss auch noch das Lieblingsunternehmen
der Hamburger, die HSH Nordbank, in jeder zwei-
ten Sitzung behandelt haben, haben wir Enormes
geleistet.

Bei einem der Unternehmen haben wir unter ande-
rem auch die Vorstandsvergitungen sehr intensiv
diskutiert. Das war schon damals durchaus ein
Thema in der Offentlichkeit, und wir haben schon
damals gesagt, dass wir uns mit der Vergitungs-
struktur in den offentlichen Unternehmen sowohl
hinsichtlich der festen als auch der variablen Be-
standteile der Vergltung einmal umfangreich aus-
einandersetzen moéchten; der Senat hat dies zuge-
sagt.

Wir haben jetzt einen Antrag unserer Fraktion vor-
liegen, die Vergitungen gebiindelt aufgelistet zu
bekommen. Es ist selbstverstandlich — da brau-
chen wir unseren Senat ganz bestimmt nicht zum
Jagen zu tragen —, dass diese Vergitungen offizi-
ell im Beteiligungsbericht oder wo auch immer
dargestellt werden. Ich nehme an, dass Herr Heint-
ze, der nach mir ans Rednerpult treten wird, uns
weismachen will, dass die CDU jetzt fur Transpa-
renz sorge; dem ist nicht so. Ich darf Sie darauf
hinweisen, dass wir schon 2008 einen Antrag ge-
stellt haben, die Vergltungen offenzulegen. Sie
haben ihn abgelehnt. Gemeinsam haben wir dann
aber ein Transparenzgesetz beschlossen, nach
dem Vergltungen transparent darzustellen sind.
Und der Hamburger Senat hat sich am 1. Januar
2012 einen neuen Hamburger Corporate Gover-
nance Kodex verpasst, in dem eindeutig steht,
dass die Vorstandsvergutungen einzeln darzustel-
len sind. Das ist also kein Verdienst lhrerseits, lie-
be CDU, denn Sie hatten |hre Moglichkeiten. 2010
haben Sie den Hamburger Corporate Governance
Kodex geéandert und nach lhrer Version sollten die
Vorstandsvergitungen als Gesamtsumme angege-

ben werden. Wir haben das dahingehend gean-
dert, dass die Vergltungen einzeln nach Vor-
standsmitgliedern angegeben werden sollen.

(Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Einen Moment, Frau Abgeordnete.
— Meine Damen und Herren! Nur Frau Rugbarth
redet und niemand anders. Das geht vordringlich
an den Fraktionsvorsitzenden der CDU-Fraktion
und drei seiner Fraktionskollegen. Ich glaube, Sie
unterhalten sich schon seit zehn Minuten; das kon-
nen Sie gerne tun, aber nicht im Plenarsaal.

Frau Abgeordnete, fahren Sie bitte fort.

Andrea Rugbarth SPD (fortfahrend): Danke

schon, Herr Prasident.

Nun hat uns heute noch ein Beitrag zum Thema
Burokratieaufbau ereilt. Die CDU hat einen Zusatz-
antrag gestellt und méchte noch mehr Transparenz
schaffen, indem sie uns ersucht, nun auch die Jah-
resabschliisse der o6ffentlichen Unternehmen in
Schriftform hertiberzureichen. Als ich diesen An-
trag gelesen habe, Herr Heintze, habe ich mich als
allererstes einmal im Biro umgeschaut, ob ich
noch irgendwo einen Schrank unterbringen kann,
denn wir haben 400 o&ffentliche Unternehmen. Es
ist vielleicht ein bisschen Ubertrieben, dass man
das von allen in Papierform braucht. Zum anderen,
Herr Heintze, macht sich Transparenz nicht daran
fest, dass wir das tatsachlich in gedruckter Form
vorliegen haben. Wir haben jederzeit die Mdglich-
keit, die Geschéaftsberichte auf den Seiten von
hamburg.de einzusehen, und man hat ebenso die
Méglichkeit, Uber den Bundesanzeiger samtliche
Gewinn- und Verlustrechnungen einzusehen.

(Thilo Kleibauer CDU: Die sind doch gar
nicht alle da!)

— Ich habe heute extra noch einmal nachgeschaut.
Das muss dort veroffentlicht werden, Sie werden
dort alles finden.

(Thilo Kleibauer CDU: Wo finden wir denn
Baderland?)

— Ich habe nicht nach Baderland gesucht, sondern
nach Hapag-Lloyd oder Albert Ballin, und das hat
man sofort gefunden. Meines Erachtens nach ist
auch Baderland verpflichtet, seinen Abschluss of-
fenzulegen; das werden wir sicherlich prifen.

Ich halte es aber nicht fiir erforderlich, von 400 Un-
ternehmen die Geschaftsberichte zu haben. Wir
werden den Antrag ablehnen.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD — Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Frau Abgeordnete, einen Moment bitte.
— Ich hatte mir gerade schon einmal erlaubt, vier
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Abgeordnete der CDU zurechtzuweisen, den Kolle-
gen Wersich und drei andere. Herr Wersich sitzt
jetzt vorne, die drei anderen reden immer noch.
Meine Damen und Herren, das ist eine Unfreund-
lichkeit gegenlber der Rednerin und auch gegen-
Uber dem Prasidium. Sie wurden bereits aufgefor-
dert, lhre Reden einzustellen, bitte tun Sie das jetzt
auch.

Frau Abgeordnete, fahren Sie bitte fort.
(Beifall bei Mehmet Yildiz DIE LINKE)

Andrea Rugbarth SPD
schon.

(fortfahrend): Danke

Wir werden auch dem Wunsch auf Uberweisung
Ihres Antrags nicht stattgeben. Es gibt keinen
Grund, sich im Ausschuss dartiber zu unterhalten,

(Robert Heinemann CDU: Arroganz der
Macht!)

ob wir einen Bericht haben wollen oder nicht, son-
dern Fakt ist, dass wir eine Zusammenfassung der
Vorstandsgehalter haben wollen. Das brauchen wir
nicht erst zu bequatschen, sondern das wollen wir
haben. — Danke.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Rugbarth. — Das Wort hat der Abgeord-
nete Heintze.

(Robert Blasing FDP: Nun quatschen Sie
mal, Herr Heintze!)

Roland Heintze CDU: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Frau Rugbarth, es ist putzig,
dass Sie sagen, die Vorgehensweise der CDU
beim Thema Transparenz, die wir Stuck fir Stick
versucht haben herzustellen, wenn auch nicht so
weitgehend wie die Transparenzrichtlinie, sei wich-
tig gewesen, aber nicht ausreichend, und deswe-
gen musse man diesen SPD-Antrag beschlielen.
Und dann sagen Sie im gleichen Atemzug, dass
Sie das, was dieses Parlament einvernehmlich in
der 19. Wahlperiode in der Drucksache 19/6205
beschlossen hat, namlich die Geschaftsberichte
der o6ffentlichen Unternehmen direkt nach Erschei-
nen, ob nun gedruckt oder in anderer geeigneter
Form, zur Verfigung zu stellen, heute nicht mehr
wollen. Mich interessiert ernsthaft, was in der SPD-
Fraktion losgewesen sein muss, seitdem die Anfra-
ge zu den Gehaltern in den 6ffentlichen Unterneh-
men gestellt wurde. Uns zu erklaren, wir stinden
beim Thema Transparenz kurz vor Toresschluss,
dann aber Zusagen, die Sie dem Senat bereits ab-
gerungen haben, zuriickzunehmen und dem CDU-
Zusatzantrag nicht zustimmen zu wollen, ist aber
absurd. Sie bescheiden sich als Parlament damit
selber, und das halte ich fir einen schweren Feh-
ler.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Damit sind wir aber auch mitten im Thema. Was
sind Senatszusagen an dieser Stelle wert? Ich
kann lhnen aus den Erfahrungen im Ausschuss
Offentliche Unternehmen sagen: nicht sonderlich
viel. Dieser Transparenz-Kodex gilt seit dem 1. Ja-
nuar 2012 — von lhnen auf den Weg gebracht, ver-
fochten, was auch immer. Da ist es mir vollig un-
verstandlich, wie der Senat im Mai und im Juni
Vertrage mit Geschaftsfihrern Hamburger Unter-
nehmen abschliellen kann, die sich im Mehrheits-
besitz Hamburgs befinden, in denen keine Offenle-
gungspflicht steht. Soweit zu den Zusagen lhres
Senats und soweit zu dem, wie ernst Sie die SPD-
Fraktion an dieser Stelle nehmen.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Es ist mir ein Ratsel, wie so etwas passieren kann
und wie Sie sich dann noch hinstellen und behaup-
ten kénnen, das misse nicht im Ausschuss Offent-
liche Unternehmen diskutiert werden. Da bin ich
baff. Dieser Senat schliel3t trotz anderslautender
Rechtslage Mitte 2012 — das steht in einer Schriftli-
chen Kleinen Anfrage, die ich gestellt habe — Ver-
trage mit Geschéftsfiihrern 6ffentlicher Unterneh-
men ab, in denen er den eigenen Transparenz-
richtlinien nicht Rechnung tragt und hofft, dass es
keiner merkt. Und der anfragenden Presse erklart
er, dass das irgendwie Verlangerungsvertrage sei-
en, Genaues wisse man nicht. Das ist ein Verstol}
gegen die glltigen politischen Regeln, die Sie mit
aufgestellt haben; das nur zum Vertrauen zu die-
sem Senat. Ich glaube, dazu muss man nichts
mehr sagen, hier wird das Parlament mit FiRen
getreten.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Ich wirde lhnen dringend empfehlen, da einmal
nachzufragen.

In Inrem Antrag, den Sie heute vorlegen und dem
wir zustimmen werden, weil er ein guter Start ist,
fehlt ganz viel. Wir sollten uns mehr Zeit nehmen.
Es fehlt namlich eine Antwort auf die Frage, wie wir
mit Boni umgehen oder wie es mit den Pensions-
zusagen aussieht. Und es fehlt die Frage — ein
ganz wichtiges Thema fir uns als CDU-Fraktion,
zu dem ich gerne die Antwort auf meine Schriftli-
che Kleine Anfrage von heute abwarten wirde —,
wie die Ziel- und Leistungsvereinbarungen ausse-
hen, die wir mit den Geschaftsfihrern unserer Un-
ternehmen geschlossen haben. Diese sind fur die
CDU-Fraktion der Kern der Sache. Ich glaube
nicht, dass wir Uberdurchschnittlich hohe Gehalter
und Boni zahlen, zumindest hat das die erste Sich-
tung der Unterlagen nicht ergeben. Fur uns ist es
aber wichtig, dass wir Geschaftsfihrer in unseren
offentlichen Unternehmen haben, die im Dienste
der Stadt fur die Gehalter, die wir zahlen, nach kla-
ren Zielvereinbarungen arbeiten. Diese Diskussion
wollen wir im Ausschuss Offentliche Unternehmen
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fihren. Frau Rugbarth, Sie versuchen heute, das
mit der gesamten SPD-Fraktion zu verhindern, in-
dem Sie diesen Antrag nicht Uberweisen wollen.
Was das mit Transparenz zu tun hat, missen Sie
mir bitte einmal erklaren.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU und bei Dr.
Kurt Duwe und Dr. Thomas-Sénke Kiluth,
beide FDP)

Es tut mir leid, aber wir erleben hier heute eine
weitere Show-Veranstaltung. Die SPD-Fraktion
versucht, sich um die Frage zu driicken, ob das,
was wir an Ziel- und Leistungsvereinbarungen ha-
ben, und das, was wir an Boni und Gehaltern zah-
len, d'accord geht mit dem, was dort geleistet wird.
Das ist in erster Linie eine Leistungsdiskussion,

(Robert Heinemann CDU: Leistung kennen
die aber nicht!)

namlich ob diese Gesellschaften vernunftig gefuhrt
werden. Das scheint Sie Uberhaupt nicht zu inter-
essieren. Sie versuchen stattdessen, ganz schnell
einen Antrag durchzubringen. Es ist interessant,
wie er entstanden ist. Meine Schriftliche Kleine An-
frage zu den Gehaltern musste am 5. Marz beant-
wortet werden. Der Senat, welche Uberraschung,
beschliel3t am 5. Marz, dass er das sowieso schon
die ganze Zeit gewollt habe — Klammer auf: Seit 1.
Januar 2012 gelten die neuen Regeln. Im Mai
2012 verstoRt er selber noch dagegen. Dass er da
vorher nicht berichten wollte, kann ich sehr gut ver-
stehen, Herr Senator. Und dann sagt die SPD-
Fraktion am 13. Méarz im Nachklapp, weil der Senat
das jetzt wolle, wolle sie es auch, aber bitte nicht
zu weitgehend und mit nicht zu vielen Rechten in
der parlamentarischen Kontrolle. Wenn das SPD-
Politik ist, ist mir diese neu. Ich halte es fiir falsch
und appelliere noch einmal an Sie, diesen Antrag
im Ausschuss Offentliche Unternehmen zu beraten
und eine vernunftige Kontrolle auf den Weg zu
bringen und nicht eine, die nach Gutdinken des
Senats funktioniert und nach der er auch andere
Vertrage schliet, wenn es ihm gerade passt, so,
wie er es bereits getan hat.

(Beifall bei der CDU — Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine
Zwischenfrage der Abgeordneten Rugbarth?

Roland Heintze CDU: Gerne.

Zwischenfrage von Andrea Rugbarth SPD: Herr
Heintze, waren Sie im Ausschuss dabei, als wir
uns Uber die Vergutungsstruktur unterhalten haben
und der Senat zugesagt hat, dass es eine Bera-
tung Uber die Vergutungsstruktur geben wird? Das
ist bereits zugesagt. Der Senat hat ganz eindeutig
gesagt, dass er sich in der Senatskommission dar-
Uber unterhalten wird, welche Vergutungsstruktur

er uns letzten Endes prasentieren wird. Waren Sie
dabei, als er das gesagt hat? Wenn das so ist,
dann behaupten Sie jetzt namlich etwas Verkehr-
tes.

Roland Heintze CDU (fortfahrend): Frau Rug-
barth, drei Satze dazu. Erstens: Ja, ich war dabei.
Zweitens: Es ging um die HHLA.

(Andrea Rugbarth SPD: Es ging um alle!)

Die HHLA, erklart mir lhr Senat in lhrer Drucksa-
che, sei Uberhaupt nicht zu erfassen. Das ist Ubri-
gens rechtlich fragwirdig; das gilt es zu prifen.

Und Drittens: Zu dem, was Senatszusagen im Aus-
schuss Offentliche Unternehmen wert sind, insbe-
sondere im Hinblick auf die Transparenzrichtlinie,
weild ich, dass nach deren Inkrafttreten kommen-
tarlos andere Vertrage geschlossen wurden als
von der Richtlinie vorgeschrieben. An dieser Stelle
habe ich wenig Vertrauen und wirde mir ein deut-
lich klareres und starkeres Parlament winschen.
Sie haben es in der Hand, dazu beizutragen, tun
es hier mit einem Antrag, der aber noch nicht so
richtig weit springt, verweigern uns aber, gemein-
sam daran zu arbeiten, wie wir das in der Zukunft
optimal machen kénnen.

(Beifall bei der CDU)

Wenn das neue SPD-Politik ist, herzlichen Gluck-
wunsch. Aber dann schreiben Sie bitte nicht, das
sei eine Transparenzinitiative und man wirde ganz
neue Wege einschlagen. Das tun Sie nicht, Sie
lassen dem Senat ein Handeln durchgehen, das
Sie ihm eigentlich nicht durchgehen lassen kon-
nen, und verweigern die wichtige Diskussion Uber
die Leistungs- und Zielvereinbarungen.

Wir glauben, dass man deutlich mehr machen
kann, als Sie in lhrem Antrag fordern. Nach mei-
nem Verstandnis sollten wir als Parlament deutlich
mehr machen. Trotzdem stimmen wir dem Antrag
zu, weil wir einen Anfang nicht verhindern wollen,
aber wir stellen den Antrag auf Uberweisung, und
wir haben einen Zusatzantrag gestellt.

Ich kann nur an Sie als SPD-Fraktion appellieren:
Lassen Sie uns effektiv schauen, wie die offentli-
chen Unternehmen flir Hamburg aktiv sein und ar-
beiten kdnnen. Sie haben die Chance dazu, wenn
Sie das Uberweisen und mit uns diskutieren. Soll-
ten Sie das nicht tun, dann mussen Sie sich an
dieser Stelle Intransparenz vorwerfen lassen, und
da habe ich lhren Antrag zumindest von der Uber-
schrift her anders verstanden. Sie haben die Mog-
lichkeit, glaubwirdig zu agieren, dann mussten wir
das aber im Ausschuss diskutieren. Ich appelliere
also noch einmal an Sie, die beiden Antrage zu
Uberweisen, um zu einer vernunftigen Kontrolle der
offentlichen Unternehmen und ihres Agierens fir
die Stadt zu kommen und Gesprache Uber deren
Ziel- und Leistungsvereinbarungen fuhren zu kon-
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nen. Sie haben es in der Hand, ob Sie es tun oder
nicht, liegt an Ihnen. Ich befiirchte, dass Sie an der
Stelle extrem ignorant sind.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Heintze. — Das Wort hat Frau Hajduk.

Anja Hajduk GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ich finde, wir kdnnen beide Antra-
ge beschlieRen. Vielleicht macht es tatsachlich
Sinn, sie nachtraglich zu Uberweisen, damit wir
darliber noch diskutieren kénnen. Man kann beide
Antrage Uberweisen, auch, weil Sie noch einmal
bei Ihrem Zusatzantrag deutlich gemacht haben,
Herr Heintze, dass das nicht in ausgedruckter
Form sein muss. Wenn man diese Informationen
Uber samtliche Geschaftsberichte und Jahresab-
schlisse als Parlamentarier elektronisch bekommt,
finde ich das nicht falsch angesichts dessen, dass
der Bereich der Beteiligungen tatsachlich das
groRe Haushaltsrisiko ist, das unseren laufenden
Doppelhaushalt in bestimmten Bereichen belastet.
Dieser Risikobereich — wenn wir nicht nur allein an
die HSH Nordbank denken — wird uns in den kom-
menden Wochen noch sehr, sehr intensiv beschaf-
tigen.

Ich méchte aber deutlich sagen, dass zum Thema
Transparenz Uber die Gehalter dieser SPD-Vor-
stoRR besser ist als das, was wir in der letzten Le-
gislaturperiode hatten. Ich sage das ganz offen,
denn das kommt nicht in vielen Bereichen vor,
aber in diesem wollen wir es lieber zugestehen. Ich
habe das eher positiv zur Kenntnis genommen.

Die Transparenz ist auch sehr gut im Sinne der 6f-
fentlichen Akzeptanz, weil die zugespitzte Frage-
stellung war, ob es eigentlich richtig sei, dass Ge-
schéaftsfihrer und Vorstande der offentlichen Un-
ternehmen mehr verdienen als der Blrgermeister.
Dazu sage ich ganz deutlich, dass die Zeiten vor-
bei sind, in denen die Senatoren- und Biirgermeis-
tergehalter einmal MaBstab fir alle Vorstandsver-
handlungen waren. In diese Zeit kommen wir nicht
zurlick. Dahin kdmen wir nur zurick um den Preis,
die Senatorengehalter kraftig anzuheben. Ich den-
ke, da gibt es keine Zustimmung, jedenfalls nicht
von uns und in diesem Hause. Von daher finde ich
es sinnvoll, mehr Transparenz und Akzeptanz zu
schaffen, aber auch das Thema noch einmal deut-
lich aufzugreifen, das wir uns von einem Bonus-
system erhoffen.

Ich finde es richtig, wenn sich der Senat noch ein-
mal damit auseinandersetzt, ein System zu schaf-
fen, bei dem die langfristige Perspektive des Ma-
nagements im Vordergrund steht. Das muss man
mit einem Bonussystem auch klug zusammenbrin-
gen, weil sonst ein Bonussystem auch zu kurzfristi-
gen Managemententscheidungen verleiten kdnnte.
Wir haben in der Tat einzelne Bereiche im Aus-

schuss Offentliche Unternehmen identifiziert, bei
denen wir Diskussionsbedarf gesehen haben; die
HHLA war das Beispiel. Mit der Hohe der Bonizah-
lungen im Verhaltnis zur tatsdchlichen Geschafts-
entwicklung sind viele Fragen aufgeworfen wor-
den. Hier bin ich gespannt, welche Antworten der
Senat uns im Ausschuss geben wird und wo er
Veranderungsbedarf sieht.

Insofern ist das ein wichtiges Thema, wo wir mit
Transparenz weiter voranschreiten. Wenn die SPD
nachtraglich den Antrag an den Ausschuss Uber-
weist, dann sind wir vielleicht einen Tick einiger,
als es gerade in der Debatte den Eindruck erweckt
hat. Wir sehen da jedenfalls durchaus einen Schritt
in die richtige Richtung und sind bereit, das auch
anzuerkennen. — Schénen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Hajduk. — Das Wort hat Herr Dr. Kluth.

Dr. Thomas-Sonke Kluth FDP: Herr Prasident,
liebe Kollegen und Kolleginnen! Ich will offen sa-
gen, dass ich am Anfang, als ich diesen Antrag ge-
lesen habe, schon daran gezweifelt habe, ob man
dem SPD-Antrag zustimmen sollte oder nicht. Es
stellt sich ndmlich schon die Frage, ob nicht auch
fir leitende Angestellte offentlicher Unternehmen
so etwas wie Arbeithehmerdatenschutz gilt. Offnen
wir moglicherweise nur Tor und Tur fir eine Neid-
und Neugierdiskussion? Und schrecken wir viel-
leicht nicht gerade die besten Kdpfe flr unsere 6f-
fentlichen Unternehmen ab? Wer liest namlich
schon gern in der Zeitung, wie viel oder wie wenig
er verdient. Aber ich sage Ihnen, warum ich meiner
Fraktion letztendlich doch empfohlen habe, dem
Antrag zuzustimmen, auch dem Zusatz- und dem
Uberweisungsantrag der CDU.

Die beste Argumentation fir den Antrag der SPD
habe ich in der amtlichen Begrindung fir das
nordrhein-westfalische Vergitungsoffenlegungsge-
setz gefunden — ich zitiere —:

"Finanzieren sich Unternehmen der o&ffentli-
chen Hand aus o&ffentlichen Mitteln [...],
kommt dem Informationsanspruch der Allge-
meinheit ein besonderer Stellenwert zu. Die
Blrgerinnen und Birger haben einen be-
rechtigten Anspruch darauf zu erfahren, wo-
fur die offentlichen Gelder eingesetzt wer-
den. Dies gilt insbesondere auch fur die Per-
sonalkosten in 6ffentlichen Unternehmen, al-
so die Frage, welche Vergutungen Vorstan-
de und Geschéaftsfuhrer sowie die Mitglieder
von Aufsichtsgremien in offentlichen Unter-
nehmen fir ihre Tatigkeit erhalten."

— Zitatende aus der amtlichen Begriindung.

Meine Damen und Herren! Dem ist eigentlich we-
nig hinzuzufigen. Es stellt sich die Frage, wer es



4226 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 55. Sitzung am 27. Marz 2013

(Dr. Thomas-Sénke Kluth)

gemacht hat. Dies hat die Landesregierung von
Nordrhein-Westfalen gemacht, und zwar die letzte,
die schwarz-gelbe Landesregierung von FDP und
CDU, und das schon im Jahr 2009, also zu einem
Zeitpunkt, als die GRUNEN etwa eine vergleichba-
re Transparenzregelung in der Hamburgischen
Birgerschaft noch abgelehnt haben.

(Beifall bei der FDP)

Wie wichtig Transparenz in dieser Frage ist, zeigt
uns der schon angesprochene Fall der HHLA.

Wir erinnern uns, 2008 war die Finanzmarktkrise,
deshalb dann 2009 das Gesetz zur Angemessen-
heit von Vorstandsverglitungen. Zielsetzung die-
ses Gesetzes ist nachhaltige Unternehmensfiih-
rung durch Deckelung von Boni und Tantiemen
und mehrjdhrige Bemessungsgrundlagen fir er-
folgsabhangige Vergiitung, also eben keine Selbst-
bedienungsmentalitdt. Was passiert stattdessen
bei der HHLA?

(Wolfgang Rose SPD: Genau das!)

Wir erinnern uns erneut. Am 28. November 2010
knallt der schwarz-griine Senat in Hamburg. Nur
zwei Tage spater, also am 30. November 2010,
tagt die Senatskommission fiir Offentliche Unter-
nehmen und berat Uber eine Erhéhung der Vergu-
tung der HHLA-Vorstande. Da kann man sich
schon die Frage stellen, ob die damals nichts
Wichtigeres zu tun hatten. Mit am Tisch waren
Wirtschaftssenator Karan und Finanzsenator Frig-
ge. Dann, nur zwei Wochen spater, am 15. De-
zember 2010, tagt der Aufsichtsrat. Er beschliel3t
das neue Vergutungssystem. Mit am Tisch waren
Arno Muinster, Wolfgang Rose und der spéatere
Staatsrat Bernd Egert. Am 3. Marz 2011, also ex-
akt drei Tage nach der Burgerschaftswahl und vier
Tage vor der Wahl des Ersten Blirgermeisters gab
es dann die Unterzeichnung von zwei neuen HH-
LA-Vorstandsvertragen und im Juni die Unterzeich-
nung dreier weiterer Vorstandsvertrage.

Das Ergebnis ist bekannt. Obwohl das Jahreser-
gebnis der HHLA von 2010 auf 2011 nur um ma-
gere 4,3 Prozent gestiegen ist, explodieren die
VerglUtungen bei drei HHLA-Vorstdnden um sage
und schreibe 117 Prozent, bei einem HHLA-Vor-
stand um 85 Prozent und beim Vorstandsvorsit-
zenden um 55 Prozent, im Schnitt jeweils um
200 000 Euro. Die Kollegen Minster und Rose
kénnen es lhnen bestatigen, sie waren bei der Be-
schlussfassung mit dabei.

Meine Damen und Herren! Wer kann da eigentlich
noch ernsthaft Zweifel daran haben, dass wir mehr
Transparenz bei den Vergltungen in oOffentlichen
Unternehmen brauchen? Ich glaube, niemand.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Ich nenne lhnen ein zweites kurzes Beispiel. In
dem SPD-Antrag wird der Hamburg Corporate Go-

vernance Kodex erwahnt. Ich will jetzt ausdriicklich
nicht darauf hinaus, dass es dort unter Ziffer 2.1
heil’t, es sei Aufgabe des Senats, diejenigen Un-
ternehmen, an denen die Stadt beteiligt ist, zu
steuern. Das ist gerade das, was wir bei den wich-
tigen Beteiligungen der Stadt wie der HSH Nord-
bank und Hapag-Lloyd vermissen. Steuern steht
dort und nicht taumeln oder trudeln. Ich méchte
aber auf Ziffer 4.2.5 des Kodex' hinaus. Da heif3t
es — ich zitiere —:

"Tatigkeiten in Organen von Beteiligungsge-
sellschaften werden grundsatzlich nicht ge-
sondert vergutet."

Das ist als Regelung ziemlich eindeutig. Es ist
schon interessant, wie man das zur Deckung bringt
mit dem Umstand, der jetzt aufgrund der Anfrage
des Kollegen Heintze bekannt geworden ist, dass
namlich der Geschaftsfihrer von HAMBURG
WASSER neben seinem Geschaftsfihrergehalt
auch noch ein Geschéaftsflihrergehalt bei HAM-
BURG ENERGIE bezieht.

(Dirk Kienscherf SPD: 20 000 Euro!)

Wie bringt man das zur Deckung? Ich glaube, gar
nicht.

(Beifall bei der FDP)

Nun wird vielleicht jemand einwenden, ich solle mir
genau anschauen, dass sein Gehalt bei HAM-
BURG ENERGIE doch ziemlich niedrig sei, umge-
rechnet auf die Stunde hart an der Grenze des ge-
setzlichen Mindestlohns, den wir zurzeit beraten
und demnéachst beschlieRen sollen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Den Sie ja gar
nicht wollen!)

— Richtig.

Aber dann sind wir schon bei einem anderen,
spannenden Thema, namlich der Quersubventio-
nierung zwischen dem Monopolisten HAMBURG
WASSER und dem Wettbewerbsunternehmen
HAMBURG ENERGIE, ein Thema, das den Lan-
desrechnungshof gegenwartig aufgrund unseres
Prufungsersuchens schon beschaftigt. Wir sind auf
die Ergebnisse der Prufung gespannt.

Wir brauchen also mehr Transparenz bei den Ver-
gltungen von Vorstanden und Geschaftsfuhrern in
offentlichen Unternehmen. Wir werden daher so-
wohl den Antrag der SPD-Fraktion als auch den
Zusatzantrag der CDU und den Uberweisungsan-
trag unterstitzen. — Vielen Dank fur lhre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der FDP)

Vizepréasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Dr. Kluth. — Das Wort hat Herr Hack-
busch.
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Norbert Hackbusch DIE LINKE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Wir haben zwei The-
men. Bevor ich auf das Transparenzthema einge-
he, will ich kurz etwas zu den oOffentlichen Beteili-
gungen in dieser Stadt sagen.

Wir selbst haben im Parlament festgestellt, dass
die Kontrolle der offentlichen Beteiligung insge-
samt in dieser Stadt schwachelt. Aufgrund dessen
haben wir den Ausschuss eingesetzt. Ich mdchte
als Bilanz trotz allem feststellen, dass wir grof3e
Schwierigkeiten haben, die verschiedenen Aktivita-
ten, die dort stattfinden, als Parlament vernlnftig
kontrollieren zu kdnnen. Da zeigt sich — wir haben
solche Diskussionen beispielsweise im PUA Elb-
philharmonie gehabt, wo es auch um eine Beteili-
gungsverwaltung ging und die Kontrolle dessen —,
wie schwierig es ist, indirekte Beteiligungen poli-
tisch kontrollieren zu kénnen. Das ist immer noch
ein Thema, das bisher nicht ausreichend erledigt
wurde. Das zeigen fir uns auch die Diskussionen
dort. Ich denke, hierin sind wir auch einer Meinung.
Ich weil® noch nicht genau, wie man das l6sen
kann, aber ich will es hier auf jeden Fall als Pro-
blem genannt haben.

Naturlich freue ich mich dariber, wenn es mehr
Transparenz gibt, und dementsprechend werden
wir dem Antrag der SPD auch zustimmen.

(Vizeprasidentin Barbara Duden ubernimmt
den Vorsitz.)

Ich muss ehrlicherweise zugeben, dass es mir zu
sehr Selbstbeweihraucherung der SPD ist nach
dem Motto, sie hatte es schon mal vor drei Jahren
gewollt, aber die CDU hatte das abgelehnt. Frau
Rugbarth, Sie als wichtige Initiatorin haben wahr-
scheinlich auch festgestellt, dass es noch einen
Antrag der LINKEN gibt, der im Ausschuss Offentli-
che Unternehmen liegt. Hierin sind 14 Punkte ent-
halten, wie die Transparenz insgesamt im Hafen
und in o&ffentlichen Unternehmen verstarkt werden
kann. Einer dieser 14 Punkte ist genau das, was
Sie geschrieben haben. Dementsprechend freuen
wir uns, dass wir immerhin einen dieser 14 Punkte
in gewisser Weise mit durchbekommen, das ist
wenigstens ein Schritt.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie haben aber auch eine Schwache, denn Sie ha-
ben leider nicht alles abgeschrieben, was wir dort
aufgefiihrt haben. Wir haben unter anderem auch
darauf hingewiesen, dass es wichtig ist, auf die
Pensionszusagen einzugehen, das muss ein wich-
tiger Bestandteil sein. Wir glauben nicht so richtig,
dass der Senat das von sich aus machen wird. Ich
fande es jedoch richtig, wenn man das mit aufge-
zahlt hatte. Da schwachelt Ihr Antrag ein bisschen,
und deswegen ware es vernunftiger gewesen, das
im Ausschuss 6ffentlich zu machen und dort auch
noch einmal zusatzlich zu behandeln.

Es ist also ein Schritt voran. Ich finde auch den An-
trag der CDU richtig, und ich finde etliches von
dem, was Herr Heintze und Herr Dr. Kluth gesagt
haben, ein deutliches Zeichen dafir, dass wir die
Frage der Tantiemen, die dort gezahlt werden, und
die Geschéaftsfuhrervergiutungen genauer bespre-
chen missen.

Eigentlich hat Herr Kluth das im Zusammenhang
mit der HHLA toll ausgefiihrt, aber ich sage deut-
lich: 2005 haben die HHLA-Vorstande und der Vor-
standsvorsitzende 500 000 Euro bekommen. Das
wird gegenwartig auch bei der HSH Nordbank ge-
zahlt. Bis zum Jahr 2011 hat er sein Einkommen
verdoppelt und das bei einem Unternehmen, das
im Wesentlichen ein o&ffentliches Unternehmen ist.
Damit hat er mehr als fiinfmal so viel wie der Bir-
germeister erhalten. Dieses Thema muss noch ein-
mal behandelt werden, ebenso die verschiedenen
Umsténde, die Herr Dr. Kluth aufgefuhrt hat. Ich
finde es nicht richtig, dass ein im Wesentlichen in
offentlicher Hand befindliches Unternehmen solche
Geschaftsflhrerpreise zahlt. Das ist unsinnig, das
ist der gleiche Mensch, warum soll er also doppelt
so viel verdienen. Und das ist keine Neiddebatte,
sondern es ist eine Gerechtigkeitsdebatte, die
auch hierhin gehort. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Senator Dr. Tschentscher.

Senator Dr. Peter Tschentscher:* Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Ich mdchte dem
Wunsch des Parlaments nach mehr Transparenz
bei den Vorstandsverglitungen gar nicht entgegen-
treten, sondern ihn ausdriicklich begriiRen. Deswe-
gen haben wir auch diesen HCGK, den Hamburger
Corporate Governance Kodex 2012, geandert, da-
mit die Veroffentlichung von Vorstandsvergutun-
gen auch ein Mafistab fur eine gute Unterneh-
menslenkung wird.

Nun ist das unterschiedlich einfach oder schwierig.
Bei den direkten Mehrheitsbeteiligungen ist es et-
was leichter, das umzusetzen. Bei den indirekten
Beteiligungen und bei den Minderheitsbeteiligun-
gen wollen wir uns auch sehr gern daflr einsetzen,
dass es mdglich ist. Das funktioniert entweder Gber
eine Veranderung der Geschéaftsfiuhrervertrage,
wenn dies eine Gelegenheit ist. Es kann aber auch
als eine freiwillige Vereinbarung mit den Ge-
schaftsfihrern erfolgen, sodass wir ziemlich sicher
sind, dass wir sehr viele Vorstandsvergitungen
schon in den Geschaftsberichten 2012 nachlesen
kénnen.

Frau Hajduk, vielen Dank daflir, dass Sie so einen
klaren Satz sagen, das ist ein grofter Fortschritt.
Es hilft in so einer Diskussion, dass wir an dieser
Stelle vorankommen. Und da besteht auch ein klei-
ner Unterschied zu Herrn Heintze, denn hier kann
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man nur feststellen, dass Opposition beflligelt. Bei
dem Engagement, mit dem Herr Heintze jetzt auf-
tritt und sagt, das musse alles veréffentlicht wer-
den, wundere ich mich doch, dass der HCGK nicht
schon seit zehn Jahren eine solche Erganzung er-
halten hat, bei den Vorstandsvergttungen die Din-
ge auch zu verdffentlichen. Das ist ein kleiner Wi-
derspruch, Herr Heintze. Aber das macht nichts,
wir werden das alles nachholen.

Wir haben als Senat auch entschieden, Ihnen
einen Eindruck davon zu vermitteln, wie sich die
Vorstandsgehalter in den letzten zehn Jahren ent-
wickelt haben. Es ist namlich eine ganz bemer-
kenswerte Entwicklung nach oben eingetreten.
Und weil das in den letzten Jahren nicht Jahr fur
Jahr nachvollziehbar war, werden wir uns bemi-
hen, das alles fir die letzten zehn Jahre in der Ge-
samtentwicklung darzustellen, damit Sie eine Beur-
teilungsgrundlage haben, ob es eine gesunde Ent-
wicklung war oder ob man hier in eine andere
Richtung arbeiten muss. Insofern unterstiitzen wir
diese Bemiihungen.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Ich will noch etwas zu dieser Schriftlichen Kleinen
Anfrage sagen. Ich bin nicht prazise vorbereitet,
aber Sie scheinen entdeckt zu haben, dass mdgli-
cherweise an einer entscheidenden Stelle in zwei
Vertrdgen etwas nicht erganzt wurde. Das sollten
wir alles im Ausschuss noch einmal besprechen,
vielleicht kann man das klaren. In einem Fall kann
ich heute schon sagen, dass es ein besonderer
Fall ist.

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Senator, gestatten Sie eine Zwischenfrage
von Herrn Kleibauer?

Senator Dr. Peter Tschentscher: Ja.

Zwischenfrage von Thilo Kleibauer CDU:* Herr
Senator, Sie haben gesagt, wir kdnnten das dann
im Ausschuss besprechen. Wenn ich die Rednerin
Ihrer Fraktion richtig verstanden habe, besteht
nicht das Ansinnen, die beantragte Ausschuss-
Uberweisung seitens der SPD-Fraktion mitzutra-
gen. Gab es inzwischen eine Kommunikation zwi-
schen Ihnen und der SPD-Fraktion, dieses Thema
an den Ausschuss zu Uiberweisen?

(Beifall bei der CDU — Dirk Kienscherf SPD:
Allgemein im Ausschuss!)

Senator Dr. Peter Tschentscher (fortfahrend): Es
steht mir als Senatsvertreter nicht zu, mich in die
Antragsberatung der Blirgerschaft einzumischen.
Ich wollte nur zur Sache etwas sagen, Herr Klei-
bauer. Wenn Sie an irgendwelchen Stellen Unplau-
sibilitaten finden, klaren wir die auf jede erdenkli-

che Art und Weise Uber Schriftliche Kleine Anfra-
gen, Grolle Anfragen und in den Ausschussen,
aber auch hier in der Debatte. Ich kann lhnen zu
einer Stelle sagen — das haben wir auch schon
nachvollzogen —, dass es da eine Besonderheit
gibt. Mit der Zusammenfihrung von Schulbau
Hamburg und GWG-Gewerbe in der Geschaftsfiih-
rung wurde eine Geschaftsfiihrervertragslage
schlicht Gbernommen. Da gibt es mdglicherweise
dann die Besonderheit, dass wir diese Klausel
nicht aufgeschrieben haben. Ich kann Ihnen aber
versichern, dass wir an dieser Stelle durchaus ver-
einbart haben, dass wir auch diese Bezuge verof-
fentlichen durfen. Also gibt es Uberhaupt keinen
Grund, sich kunstlich aufzuregen. Der Senat vertritt
diese Linie sehr konsequent, er nimmt das sehr
ernst, und es gibt auch einiges zu berichten, was
in den letzten zehn Jahren passiert ist; Einzelfalle
wurden hier schon aufbereitet. Insofern gibt es al-
so seitens des Senats eine ausdriickliche Unter-
stitzung dieser Transparenzbemihungen des Par-
laments. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepréasidentin Barbara Duden: Den Wunsch
nach weiteren Debattenbeitrdgen sehe ich nicht.
Dann kommen wir zur Abstimmung.

Zunachst stelle ich fest, dass die Burgerschaft vom
Bericht des Ausschusses Offentliche Unternehmen
aus der Drucksache 20/7138 Kenntnis genommen
hat.

Nun kommen wir zu den Antrédgen aus den Druck-
sachen 20/7236 und 20/7394.

Wer einer Uberweisung beider Antrdge an den
Ausschuss Offentliche Unternehmen zustimmt,
den bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das Uberweisungsbe-
gehren ist abgelehnt.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen. Zunéachst
kommen wir zum Antrag der CDU-Fraktion aus der
Drucksache 20/7394.

Wer diesen Antrag annehmen mochte, den bitte
ich um das Handzeichen. — Die Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Der Antrag ist abgelehnt.

Dann kommen wir zum Antrag der SPD-Fraktion
aus der Drucksache 20/7236.

Wer diesem seine Zustimmung geben mdchte, den
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Der Antrag ist mit Mehrheit an-
genommen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 62, dem
Antrag der SPD-Fraktion aus Drucksache 20/7076:
Klinisches Krebsregister fir Hamburg.
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[Antrag der SPD-Fraktion:
Klinisches Krebsregister fiir Hamburg
— Drs 20/7076 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/7393 ein An-
trag der CDU-Fraktion vor.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Eckpunkte fiir einen Gesetzentwurf iiber ein kli-
nisches Krebsregister in Hamburg

— Drs 20/7393 -]

Beide Drucksachen mochte die Fraktion DIE LIN-
KE an den Gesundheitsausschuss Uberweisen.
Wer wiinscht das Wort? — Herr Kekstadt.

Gert Kekstadt SPD: Verehrte Prasidentin, sehr
geehrte Damen und Herren! Eine Krebsdiagnose
gestellt zu bekommen, ist auch heute noch ein
Schicksalsschlag fir jeden Menschen. Gleichwohl
wird diese Diagnose jeden Tag an vielen Orten
dieser Republik den Menschen gestellt. Krebs stellt
die zweithaufigste Todesursache in der Bundesre-
publik dar. Daher méchte ich Sie zu einer fraktions-
Ubergreifenden Allianz im Kampf gegen den Krebs
aufrufen. Um diesen positiven Beginn meiner Rede
zu untermauern, werde ich dem Antrag der CDU
am Ende sozusagen noch etwas Aufmerksamkeit
schenken.

Gewiss haben sich in den vergangenen Jahrzehn-
ten durch den medizinischen Fortschritt und damit
einhergehende neue Therapieansatze die Uberle-
bensraten bei bestimmten Krebserkrankungen er-
héht. Sieht man aber einmal von Teilerfolgen in der
Krebsbekdmpfung ab, muss man gleichwohl regis-
trieren, dass der Wissenschaft noch kein umfas-
sender und genereller Durchbruch in der Bekamp-
fung von Krebserkrankungen gelungen ist. Weitere
Teilschritte im Kampf gegen den Krebs sind daher
erforderlich.

Abgesehen von der Tatsache, dass der Hambur-
ger Senat schon 1926 weltweit das erste epidemio-
logische Krebsregister als Instrument zur Uberwa-
chung der Ausbreitung von Krebserkrankungen
und zur Steuerung der Nachsorge erkrankter Pati-
enten schuf, gab es auch in der Bundesrepublik
auf Landerebene entsprechende Bestrebungen,
durch einschlagige Datenerhebungen die Haufig-
keit von Krebserkrankungen und die Krebssterb-
lichkeit bei Bewohnern eines definierten Gebiets
bevdlkerungsbezogen zu erfassen.

Das Hamburger Krebsregister, aktualisiert in 2007,
wurde dazu 1984 erlassen. 1995 verpflichtete erst-
mals ein bis 1999 giltiges Bundeskrebsregister al-
le Bundeslander, flachendeckend ein Krebsregister
einzurichten. Das Bundeskrebsregisterdatengesetz
vom 10. August 2009 regelt nunmehr die bundes-
weite Zusammenfihrung und Auswertung der Da-
ten in einem neu einzurichtenden Zentrum fir
Krebsregisterdaten beim Robert-Koch-Institut.

Doch mit diesen Datenerhebungen und Krebsregi-
stern waren keine Aussagen uber den Erfolg der
qualitativen Versorgung oder den Nutzen von Be-
handlungsmethoden und Therapieverlaufen und
damit Uber die unterschiedlichen Ergebnisse an
den jeweiligen Behandlungsorten méglich. Das Da-
tum, das jetzt kommt, ist wichtig. Deshalb hatte der
Hamburger Senat bereits 2011 in seinem Arbeits-
programm den Aufbau eines klinischen Krebsregis-
ters angekindigt. Danach soll die onkologische
Versorgungsqualitdt krebskranker Menschen in
Hamburg erhéht werden. Dies soll auf Basis eines
erweiterten Hamburger Krebsregisters erfolgen.

(Beifall bei der SPD)

In Ubereinstimmung mit den Bestrebungen unserer
Gesundheitssenatorin  schafft ein erweitertes
Krebsregister mehr Transparenz fir die behan-
delnden Arztinnen und Arzte sowie die Kliniken.
Aus den Erfahrungen von anderen Behandlungs-
ansatzen kénnen neue Behandlungsstrategien ent-
wickelt und die bisherigen optimiert werden.
Selbstverstandlich darf man bei dieser Datenerfas-
sung den Datenschutz nicht vergessen. Ein klini-
sches Krebsregister wird zur Verbesserung der Be-
handlungsstrategien und damit zur qualitativen Pa-
tientenversorgung beitragen.

Meine Damen und Herren! Ich nenne noch ein wei-
teres wichtiges Datum. Im Dezember 2012 haben
wir im Haushalt 500 000 Euro fur den Aufbau eines
klinischen Krebsregisters verabschiedet. Daher
wird mit dem vorliegenden Antrag der Senat er-
sucht, auf Basis des am 1. Marz 2013 im Bundes-
rat beschlossenen Gesetzes zur Weiterentwicklung
der Krebsfriiherkennung und zur Qualitatssiche-
rung durch klinische Krebsregister die im Gesetz
definierten Mdglichkeiten rasch umzusetzen, die
angekindigte Schaffung eines klinischen Krebsre-
gisters in Hamburg weiterhin intensiv voranzutrei-
ben und bis zum 30. November 2013 die Burger-
schaft Gber den Sachstand zu informieren. Im In-
teresse des Kampfes gegen den Krebs bitte ich
auch Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen der an-
deren Fraktionen, diesen Antrag zu unterstitzen.

(Beifall bei der SPD)

Nun hat uns vor Kurzem der Antrag der CDU er-
reicht. In der Prosa steht: Ankiindigungspolitik des
Senats. Ich habe gerade drei Daten dargestellt,
2011, 2012 und 2013. Wenn das von Ankindi-
gungspolitik zeugt, dann verstehe ich das eigent-
lich nicht. Der Senat hat sofort gehandelt, als das
Bundesgesetz als Basis vorlag.

(Beifall bei der SPD)

Nun zum Thema, dass eine dauerhafte Finanzie-
rung vorliegen musse. Wir haben im Haushaltsplan
fur die beiden Haushaltsjahre 2013/2014
500 000 Euro hinterlegt. Das ist Haushaltspolitik
und muss in der Blrgerschaft fir den nachsten
Haushaltsplan neu beantragt und besprochen wer-
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den. Da aber, wenn man die Historie des Krebsre-
gisters in Hamburg betrachtet, dieser Bereich in
diesem Haus immer recht einvernehmlich be-
schlossen worden ist, haben wir uns entschlossen,
Ihren Antrag auch zu befurworten. — Ich bedanke
mich fur Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Stemmann.

Hjalmar Stemmann CDU: Liebe Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Die CDU begruf3t die
Debattenanmeldung der SPD. Herr Kekstadt er-
wahnte es bereits, im Jahr 1926 entstand in Ham-
burg das weltweit erste epidemiologische Krebsre-
gister. Dem Hamburger Vorbild folgten schnell der
US-Bundesstaat Connecticut, Danemark und Eng-
land, wahrend die Entwicklung und die Férderung
von Krebsregistern in Deutschland lange Zeit ver-
nachlassigt wurde. Damit war Hamburg einst in
Deutschland und in der Welt ein Vorreiter in der
Krebsforschung und Krebsbekampfung. Heute be-
urteilt die Gesellschaft der epidemiologischen
Krebsregister und das Zentrum fir Krebsregister-
daten im Robert-Koch-Institut in der aktuellen Aus-
gabe ihrer Publikation "Krebs in Deutschland" die
Situation im gesamten Bundesgebiet als sehr posi-
tiv. Und auch in Hamburg wird hervorragende Ar-
beit geleistet. Frau Prifer-Storcks, bitte geben Sie
den Dank an die Geschaftsstelle in lhrer Gesund-
heitsbehdrde weiter.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und bei
Christoph Ahlhaus CDU)

Doch Vorsicht: Damit hat die Krebsforschung und
die Krebsbekdampfung keinesfalls an Aktualitat
oder gar Dringlichkeit verloren. In Deutschland er-
kranken pro Jahr durchschnittlich 470 000 Men-
schen an Krebs, mehr als 218 000 Menschen ster-
ben jedes Jahr an den Folgen.

Die wachsende Zahl alterer Menschen verstarkt
diesen Trend. Vor diesem Hintergrund wurde der
Nationale Krebsplan initiiert. Ein zentrales Hand-
lungsfeld des Nationalen Krebsplans ist die Weiter-
entwicklung der Krebsfriherkennung. Zu dessen
Umsetzung hat die von CDU/CSU und FDP getra-
gene Bundesregierung das Gesetz zur Weiterent-
wicklung der Krebsfriherkennung und zur Quali-
tatssicherung durch klinische Krebsregister, kurz
KFRG, in den Deutschen Bundestag eingebracht.
Mit dem KFRG hat die Bundesregierung die Vor-
aussetzung und den bundeseinheitlichen Rahmen
zur Einrichtung klinischer Krebsregister geschaf-
fen.

Richtigerweise verbleibt aber die konkrete Ausge-
staltung im Aufgabenbereich der Lander. Die Bun-
desregierung fuhrt in ihrer Begrindung zu dem Ge-
setzentwurf aus, dass die Einrichtung klinischer

Krebsregister mit der dargelegten Ausrichtung
durch die Lander erfolge. Ihnen blieben die fir die
Einrichtung und den Betrieb klinischer Krebsregi-
ster notwendigen landesrechtlichen Bestimmungen
einschliellich datenschutzrechtlicher Regelungen
vorbehalten.

Am 1. Marz dieses Jahres, Herr Kekstadt erwahnte
es, passierte dann das vom Bundestag beschlos-
sene Gesetz den Bundesrat. Herr Kekstadt er-
wahnte auch, was die SPD bisher angekindigt hat,
aber das geht uns nicht weit genug. Deswegen ha-
ben wir in unserem Zusatzantrag einige Punkte
aufgefiihrt, die wir geregelt haben wollen. Wir wol-
len nicht nur den Senat auffordern, sondern wir
wollen, dass bis zu dem Datum, das in Ihrem An-
trag steht, ein konkreter Gesetzentwurf vorgelegt
wird, der folgende Eckpunkte bericksichtigt: die
verpflichtende Teilnahme, dass sich keiner der Be-
teiligten aus der Erfassung dieser Daten heraus-
stehlen kann, natirlich die Wahrung des Daten-
schutzes, die unabhangige Einrichtung und Fuh-
rung des Registers — die kann nicht bei einem ein-
zelnen Krankenhaus oder einer einzelnen Einrich-
tung liegen, sondern sie muss weiterhin bei der
Geschéftsstelle verbleiben, die jetzt schon das epi-
demiologische Krebsregister fihrt —, eine langfristi-
ge Finanzierungsperspektive und natirlich die Her-
stellung der Anschlussfahigkeit an andere klinische
Krebsregister.

Herr Kekstadt, Sie erwahnten die Mittel, die die
SPD in den Haushalt eingestellt hat. Lassen Sie
mich noch einen Hinweis geben. Eine Faustformel
unter den Experten geht davon aus, dass pro Ein-
wohner und Jahr 1 Euro an Kosten anfallt. Das
heil3t, wir brauchen pro Jahr 1,8 Millionen Euro,
egal aus welchen Quellen. Das muss nicht nur der
Haushalt sein, es kénnen auch andere Quellen
daran beteiligt werden. Aber wir reden hier nicht
Uber 250 000 Euro pro Jahr, sondern Utber 1,8 Mil-
lionen Euro.

Meine Damen und Herren! Die Anklndigung der
SPD, unserem Antrag zuzustimmen, freut uns.
Auch wir hatten uns, ohne Kenntnis davon zu ha-
ben, im Vorfeld entschlossen, dem SPD-Antrag zu-
zustimmen. Wir hoffen jedoch auch auf Zustim-
mung der anderen Fraktionen, denn gemeinsam
kénnen wir damit Hamburg wieder zum Vorreiter in
der Krebsforschung und der Krebsbekampfung
machen und unseren medizinischen Einrichtungen
ideale Datengrundlagen zur Verfiigung stellen zum
Wohl aller betroffenen Patienten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Schmitt.

Heidrun Schmitt GRUNE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Beinahe eine halbe Million
Menschen erkranken jahrlich in Deutschland an
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Krebs, und etwa 2000 davon sind Kinder und Ju-
gendliche unter 15 Jahren. Fast 220 000 Men-
schen sterben jahrlich in Deutschland an einer
Krebserkrankung, und bis zum Jahr 2050 wird die
Zahl der krebserkrankten Menschen weiter dra-
stisch steigen, insbesondere durch die zunehmen-
de Alterung der Bevolkerung, schatzungsweise um
bis zu 30 Prozent. Das sind naturlich alarmierende
Zahlen, und sie machen deutlich, dass die flachen-
deckende Einfiihrung klinischer Krebsregister flr
die Behandlung von Krebspatientinnen und Krebs-
patienten von grof3er Bedeutung sein wird.

Hamburg besitzt bereits das alteste epidemiologi-
sche Register, und eine zusatzliche Erfassung der
klinischen Verlaufsdaten Uber alle Arztinnen und
Arzte und Krankenh3user hinweg soll die For-
schung vorantreiben und die Betreuung der Pati-
enten und Patientinnen verbessern helfen. Durch
die Ubergreifende Auswertung von Diagnostikver-
lauf und Therapie kann die Qualitadt der Behand-
lung eingeschatzt werden und Verbesserungsmaog-
lichkeiten werden sichtbar.

Meine Damen und Herren! Mit dem Krebsfriher-
kennungs- und Registergesetz hat die schwarz-
gelbe Bundesregierung das erste verniinftige Ge-
setz im Gesundheitsbereich zustande gebracht.

(Beifall bei Dr. Wieland Schinnenburg FDP)

— Das erste, wohlgemerkt, Herr Schinnenburg, das
haben Sie gehort?

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN)

Allerdings hat auch dieses Gesetz Schwachen. So
werden die privaten Krankenversicherungen bei
der Finanzierung des Krebsregisters nur auf freiwil-
liger Basis beteiligt, obwohl natirlich auch die pri-
vaten Krankenversicherungen langfristig vom
Krebsregister profitieren werden.

Bedauerlich ist aulRerdem, dass das Gesetz sich
auf Mittel der Sekundarpravention, also auf die
Friherkennung, beschrankt, und die Primarpraven-
tion, also die Vermeidung von Krebserkrankungen,
nicht in den Blick nimmt.

(Beifall bei Dr. Till Steffen GRUNE und bei
Kersten Artus DIE LINKE)

Hier gibt es aus unserer Sicht Potenzial, auch auf
Landesebene zu Uberlegen, wie die Primarpraven-
tion in Hamburg gestarkt werden kann.

Meine Damen und Herren! Die Einrichtung flachen-
deckender klinischer Krebsregister ist ein wichtiger
Baustein fir die Bekampfung von Krebserkrankun-
gen in Hamburg und bundesweit. Wir werden da-
her beiden vorliegenden Antragen zustimmen. Lei-
der hat sich die SPD-Fraktion in ihrem Antrag dar-
auf beschrankt, das altbekannte Vorhaben des Se-
nats lobend zu erwadhnen und in Erinnerung zu ru-
fen, dass im Haushalt bereits Geld eingestellt wur-
de.

Der CDU-Antrag konkretisiert die Anforderungen
an das Landesgesetz und setzt, im Gegensatz zur
SPD-Fraktion, einen klaren Zeitrahmen. Diesen
Ansatz unterstiitzen wir ausdricklich. Wir begru-
Ren es daher auch, dass die SPD-Fraktion offen-
sichtlich dem CDU-Antrag ohne Uberweisung zu-
stimmen mochte. Daher rechne ich damit, dass wir
Ende November eine Gesetzesvorlage haben wer-
den, Uber die wir dann im Ausschuss sprechen
werden. Wunderbar, ich bin gespannt auf die Bera-
tungen, wir werden sie konstruktiv begleiten. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Dr. Moni-
ka Schaal und Dr. Isabella Vértes-Schiitter,
beide SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Schinnenburg.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr
Kekstadt, Sie baten um eine Allianz der Fraktionen
zum Thema Krebs. Die FDP-Fraktion macht da
gern mit. Wir werden lhren Antrag unterstitzen,
kein Wunder, denn er basiert schlieRlich auf einem
Bundesgesetz, das unser Bundesgesundheitsmini-
ster Daniel Bahr erfolgreich durchgesetzt hat. Es
ist selbstverstandlich, dass wir es dann gut finden,
dass auch in Hamburg die Umsetzung erfolgt.

(Beifall bei der FDP)

Welch ein Unterschied zu Ulla Schmidt, der
SPD-Bundesgesundheitsministerin, die jahrelang
an diesem Thema gescheitert ist. Also noch einmal
vielen Dank an die schwarz-gelbe Bundesregie-
rung. Das habt ihr gut gemacht. Es kommt nun
darauf an, dass Hamburg das jetzt auch umsetzt.

(Beifall bei der FDP)

Nun habe ich mich natirlich gefragt, wieso so ein
Antrag in der Birgerschaft angemeldet werden
muss. Die Mehrheitsfraktion fordert den Senat auf,
das nun umzusetzen. Das macht doch eigentlich
nur Sinn, wenn Sie Zweifel daran haben, dass |hr
Senat und lhre Senatorin das auch umsetzen.
Sonst macht so ein Antrag doch gar keinen Sinn.
Wenn Sie also die Unterstiitzung der FDP-Fraktion
brauchen, damit die SPD-Gesundheitssenatorin
die Hamburger Umsetzung durchfiihrt, machen wir
das gern. In diesem Sinne werden wir dem Antrag
zustimmen.

Beim CDU-Antrag werden wir uns enthalten, er
kam einfach viel zu kurzfristig auf den Tisch. Ich
vermute, dass nur richtige Dinge drinstehen, aber
in den wenigen Stunden konnte ich das nicht Gber-
prifen. Wir werden uns beim CDU-Antrag enthal-
ten und dem anderen zustimmen. Wir freuen uns
in der Tat darauf, wenn die Senatorin durch lhren
Druck, auch mit unserer Unterstitzung, moglichst
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bald eine verniinftige Umsetzung eines tollen Bun-
desgesetzes herbeiflihrt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Artus.

Kersten Artus DIE LINKE: Frau Prasidentin, sehr
geehrte Herren und Damen! Als Erstes sei gesagt:
Es ist gut, dass flachendeckende klinische Krebs-
register aufgebaut werden sollen. Noch besser wa-
re es allerdings gewesen, wenn bei diesem Aufbau
die Erfahrungen mit bereits bestehenden Krebsre-
gistern starker einbezogen worden waren. So kann
zum Beispiel das gemeinsame Krebsregister der
ostdeutschen Bundeslander inzwischen auf Erfah-
rungen von 60 Jahren zurlckblicken.

Nach Meinung von Expertinnen und Experten sind
die jetzt geplanten regionalen Register zu kleintei-
lig. Sie ermdglichen es Patientinnen und Patienten
und Arztinnen und Arzten eben nicht, die beste
Therapie fir den konkreten Krankheitsfall zu fin-
den. Da durch die regionale Erfassung von
Krebserkrankungen die Fallzahlen zu gering sind,
um belastbare Erkenntnisse zu bekommen,
brauchte es ein bundesweit einheitliches Krebsre-
gister oder mindestens eine bundesweite Ver-
gleichbarkeit der Daten.

(Beifall bei Christiane Schneider DIE LINKE)

Vollig unverstandlich bleibt die widersinnige Tren-
nung von gesetzlich und privat versicherten Krebs-
patientinnen und -patienten.

(Beifall bei Tim Golke DIE LINKE)

Die laufenden Kosten sollen zu 90 Prozent von
den gesetzlichen Krankenkassen und zu 10 Pro-
zent von den Landern getragen werden. Die priva-
ten Krankenversicherer hingegen dirfen sich aus-
suchen, ob sie sich an dem Register beteiligen,
das heil¥t, ob sie freiwillig zahlen und Krebserkran-
kungen ihrer Mitglieder an das Register melden
oder eben nicht. Eine fachliche Begriindung daflr
habe ich vergebens gesucht.

Da es in dem Antrag der SPD in Ziffer 1 nicht nur
um das Krebsregister, sondern insgesamt um die
Moglichkeiten des Krebsfriherkennungs- und Re-
gistergesetzes geht, gibt es noch andere Punkte,
die wir kritisieren. Ein groRRer Teil des Gesetzes be-
zieht sich auf die Ausweitung der Friherkennungs-
untersuchungen. Ahnlich wie bei Brustkrebs durch
das Mammografie-Screening soll nun auch fur an-
dere Krebsarten, zunachst fir Darm- und Gebar-
mutterhalskrebs, ein verbindliches Einladewesen
etabliert werden. Unsere Kritk am Mammogra-
fie-Screening ist die fehlende Aufklarung Uber die
Risiken der flachendeckenden Friiherkennungsun-
tersuchungen und die groRe Gefahr von Uberdiag-
nosen und unndtigen Eingriffen, Chemotherapien,

Bestrahlungen und Operationen. Das habe ich
schon in der abgelaufenen Wahlperiode ofter er-
[autert.

Seit 20 Jahren gibt es immer wieder neue Studien
Uber den Nutzen von Mammografie-Screening. Sie
kommen fast Ubereinstimmend zu dem Ergebnis,
dass der Einfluss auf die Sterblichkeit durch das
Screening aulderst gering ist. Die gesunkene Zahl
der Brustkrebstoten ist fast ausschlie8lich auf ver-
besserte Therapien zurickzuflihren. Stattdessen
aber werden viel zu viele Frauen véllig unnétig zu
Patientinnen gemacht und monatelang Todesangs-
ten ausgesetzt, um des Profites willen. Anstatt al-
so endlich das Mammografie-Screening infrage zu
stellen, wird das Einladeverfahren auf andere
Krebsarten ausgeweitet.

Besonders problematisch ist, dass trotz vieler Kritik
und Forderungen nach einer sinnvollen Aufklarung
und Beratung der Patientinnen die Einladung zum
Mammografie-Screening weiterhin keine informier-
te Entscheidungsfindung erméglicht. Da Reihenun-
tersuchungen aber immer das Ziel haben, die Teil-
nahmerate von Uber 70 Prozent zu erreichen, wird
wohl auch bei den neuen Einladungen zu den
Friherkennungsuntersuchungen die Aufklarung
hinter der Werbung zuriickstehen, um des Profites
willen. Gesundheit ist aber keine Ware, sehr ge-
ehrte Herren und Damen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Antje Mdller
GRUNE)

Leider findet sich in dem Gesetz auch keine Ausar-
beitung zur Primarpravention, also um die Krank-
heit zu verhindern. Diese kénnte aber laut Weltge-
sundheitsorganisation 30 Prozent aller Krebser-
krankungen verhindern.

Ein weiterer Punkt, der unerwartet in diesem Ge-
setz auftaucht, ist die Regelung zu Bonuszahlun-
gen in Krankenhdusern. Jede Patientin und jeder
Patient muss sich im Krankenhaus aber sicher sein
konnen, dass allein die medizinische Indikation
darUber entscheidet, welche Therapien durchge-
fihrt werden und ob eine Operation wirklich not-
wendig ist. DIE LINKE sagt: Jegliche finanzielle
Anreize fir die Steigerung von Leistungszahlen,
zum Beispiel bei Operationen, missen verboten
werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Stattdessen wird diesem Problem hier mit Empfeh-
lungen und Qualitatsberichten begegnet. Dies war
im Ubrigen ein Grund, warum sich bei der Verab-
schiedung des Gesetzes im Bundestag alle Oppo-
sitionsparteien enthalten haben.

Wir werden daher der Ziffer 1 nicht zustimmen und
fordern die SPD auf, ihren Antrag noch einmal an
den Gesundheitsausschuss zu (berweisen. Dort
kdnnen wir uns dem Thema dann noch einmal
fachpolitisch widmen. Beim CDU-Antrag werden
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wir uns enthalten, der kam jetzt wirklich zu kurzfris-
tig. Wir wiirden ihn aber auch gern tberweisen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Senatorin Prifer-Storcks.

Senatorin Cornelia Priifer-Storcks: Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! In Hamburg er-
fahren jedes Jahr Uber 10 000 Menschen von der
Diagnose Krebs, fast 5000 Menschen sterben jahr-
lich daran. Aber 45 000 leben auch mit Krebs. Und
das zeigt schon, dass durch eine intensivere Frih-
erkennung und bessere Behandlungsmethoden
die Krankheit Krebs inzwischen von einer tddlich
verlaufenden zu einer chronischen Erkrankung ge-
worden ist.

Aber Erfolg der Therapie und damit auch Uberle-
benschancen fur Patientinnen und Patienten han-
gen in hohem Mafte vom Geschick und der Erfah-
rung der behandelnden Arztinnen und Arzte, der
Einrichtungen und auch den vorhandenen Kennt-
nissen uber erfolgreiche Behandlungsmethoden
und weniger erfolgreiche Behandlungsmethoden
ab. Und weil das so ist, brauchen wir dringend in
Hamburg und auch bundesweit ein klinisches
Krebsregister. Ein solches Register, mit dem wir
die Erstdiagnose, die Therapie, den Verlauf und
das Ergebnis der Krebserkrankungen flachen-
deckend verfolgen kénnen, wird wirklich ein Mei-
lenstein fir eine bessere onkologische Versorgung
in Hamburg sein.

Deshalb hat der Senat die Einrichtung eines klini-
schen Krebsregisters vor zwei Jahren auch in sein
Arbeitsprogramm aufgenommen, zu einem Zeit-
punkt Ubrigens, als weit und breit auf Bundesebe-
ne noch keine Rede von einem Krebsregisterge-
setz war.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben dazu auch Beratungen und Verhandlun-
gen mit allen Beteiligten aufgenommen und waren
weit fortgeschritten. Es gab auch die freiwillige Be-
reitschaft der Krankenkassen, ein solches Krebsre-
gister in Hamburg als Vorreiter zu finanzieren.
Aber selbstverstandlich haben wir keinen Hambur-
ger Sonderweg betrieben, als der Bundesgesund-
heitsminister angekundigt hat, es wirde ein Bun-
deskrebsregistergesetz geben. Wir sind natirlich
froh dartber und ich begrifle es ausdrucklich,
dass es die gesetzliche Grundlage gibt, dass es ei-
ne Finanzierungsverpflichtung der Krankenkassen
gibt und kein Angewiesensein auf Freiwilligkeit,
und dass es eine bundeseinheitliche Datensamm-
lung geben wird.

Wir haben mit unseren friihzeitigen Aktivitaten an
die gute Hamburger Tradition angekniipft, darauf
wurde schon verschiedentlich hingewiesen. Das
weltweit erste epidemiologische Krebsregister ist

mittlerweile von sehr hoher Qualitat und auch Voll-
standigkeit. Deshalb ist es auch eine ausgezeich-
nete Grundlage, jetzt voranzuschreiten. Mit dem
epidemiologischen Krebsregister kdnnen wir zwar
verfolgen, wie haufig bestimmte Tumorerkrankun-
gen in welchen Stadtteilen in Hamburg vorkom-
men, und wir kénnen dann bei auffalligen Haufun-
gen auch Ursachenforschung betreiben. Aber Da-
ten Uber die Qualitdt der Versorgung bekommen
wir mit dem vorhandenen Krebsregister nicht. Da-
zu brauchen wir ein klinisches Krebsregister, um
eine wirklich umfassende Dokumentation der Er-
krankungen und der Behandlungen und ihres Er-
folges in Hamburg zu bekommen.

Damit wird es mdglich, durch die Dokumentation
aller an der Behandlung beteiligten Arztinnen und
Arzte, stationdr und ambulant, auf einer objektiven
Datengrundlage Therapien zu vergleichen, den Er-
folg von Einrichtungen zu vergleichen und damit
die medizinische Qualitat transparenter zu ma-
chen. Und Transparenz ist immer der erste Weg
zur Verbesserung.

Krebsregister sind Instrumente der Aufklarung, sie
sind keinesfalls nur Stellen zum Sammeln, zum Ar-
chivieren oder gar zum Verstecken von Daten. Ob-
jektivierbare Informationen zum Krebsgeschehen
sind medizinisch unverzichtbar, damit wir die thera-
peutischen Mdglichkeiten auch kontinuierlich ver-
bessern.

Wir werden bei diesen klinischen Krebsregistern
den Behandelnden auch sehr schnell Ruickmeldun-
gen geben, und das wird auch Auswirkungen auf
den Klinisch-onkologischen Alltag haben. Wissen-
schaftliche Fragestellungen koénnen hier verfolgt
werden. Wir kdnnen angesichts des sehr differen-
zierten Erkrankungsgeschehens und einer immer
individuelleren Chemotherapie zum Beispiel auch
sehr schnell feststellen, welche Strategien denn
wirklich erfolgreich sind, welche Patienten davon
profitieren und welche vielleicht nicht. Damit haben
wir eine Grundlage fir Versorgungsforschung und
auch fir gesundheitspolitische Entscheidungen.

Selbstverstandlich werden die Daten bundesweit
einheitlich erhoben, und sie werden auch zusam-
mengeflihrt, damit eine bundesweite Auswertung
dieser Daten und ihre Nutzbarmachung mdglich
sind.

Die Etablierung eines klinischen Krebsregisters
wird wirklich ein Quantensprung fir die Qualitat der
Versorgung bei dieser schwerwiegenden Erkran-
kung sein.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben von Hamburger Seite aus starken Ein-
fluss auf die Ausgestaltung des Bundesgesetzes
genommen. Wir haben dafiir gesorgt, dass die
Lander insgesamt mehr Mitsprachemdglichkeiten
bekommen, und wir haben in zdhen Verhandlun-
gen die Finanzierung fiir die Lander verbessert. Da
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dieser neue Typ eines klinischen Registers vor al-
lem der Qualitatssicherung dient, ist es auch rich-
tig, dass die Mittel Uberwiegend von der gesetzli-
chen Krankenversicherung zur Verfugung gestellt
werden. 90 Prozent der Mittel zahlt die GKV, und
die privaten Krankenversicherungen sind zwar
nicht verpflichtet, haben aber ihre Finanzierungs-
bereitschaft inzwischen zugesagt.

Auch die Meldevergitungen flr die niedergelasse-
nen Arztinnen und Arzte und die Kliniken werden
von den Krankenkassen bezahlt. Und die Deut-
sche Krebshilfe hat sich bereit erklart, einen wirk-
lich sehr mallgeblichen Beitrag zu den notwendi-
gen Investitionskosten in den Landern zu leisten.

So bleiben zum Schluss 10 Prozent der Kosten fur
die Lander. Das war nicht von Anfang an so vorge-
sehen, und das ist auch ein Verhandlungserfolg
der Lander in diesem Prozess. Ich bin froh, dass
wir die Mittel, 500 000 Euro pro Jahr, im Haushalt
eingestellt haben, und sie werden auskémmlich
sein fUr das klinische Krebsregister.

Deshalb haben wir auch dem Gesetz im Bundesrat
zugestimmt, weil die Bedingungen gestimmt ha-
ben, die vorher mit uns verhandelt worden sind.
Das ist doch vielleicht einmal ein Muster flir andere
Gesetze im Gesundheitsbereich, damit die dann
auch erfolgreich den Bundesrat passieren.

(Beifall bei der SPD)

Selbstverstandlich werden wir jetzt zlgig ein not-
wendiges Landesgesetz erarbeiten. Ein ganz wich-
tiger Aspekt ist dabei der Datenschutz, aber auch
der Punkt, dass die notwendige, kontinuierliche Er-
fassung von Einzelinformationen nach Moglichkeit
nur mit einem geringen Zusatzaufwand fir die Arz-
tinnen und Arzte verbunden sein muss. Wir mis-
sen uns wirklich auf das Wesentliche beschranken,
damit Arztinnen und Arzte nicht durch unnétige Do-
kumentationen belastet werden.

Ich glaube, wir werden einen wichtigen Schritt hin
zu einer solchen landesrechtlichen Lésung schon
in der nachsten Woche machen. Da werde ich zu-
sammen mit allen Beteiligten, also der Arztekam-
mer, der Krebsgesellschaft, der Krankenhausge-
sellschaft, der Kassenarztlichen Vereinigung und
den Landesverbanden der Krankenkassen und Er-
satzkassen eine gemeinsame Erklarung unter-
zeichnen, in der wir uns auf wichtige Eckpunkte
verstandigen. Damit gehen wir einen groRRen
Schritt voran.

Ich begriiRe es sehr, dass ich Rickenwind aus der
Burgerschaft fur dieses Vorhaben bekomme und
dass es auch im inhaltlichen Sinne eine grolle
Ubereinstimmung gibt. Ich kann Ihnen sagen, Herr
Stemmann, dass die Punkte, die Sie in fachlicher
Hinsicht aufgelistet haben, selbstverstandlich von
uns verfolgt werden, vielleicht mit Ausnahme der
Zusage, dass ich mich nicht durch das Krebsregi-
ster verpflichten kann, alle Arbeitsplatze im Ge-

sundheitswesen in Hamburg zu sichern. Aber das,
was Sie an fachlichen Anforderungen formuliert
haben, ist das, was auch wir verfolgen, und das ist
selbstverstandlich.

Ich mdchte gern mit dem klinischen Krebsregister
erreichen, dass onkologische Patientinnen und Pa-
tienten in Hamburg die bestmdgliche Versorgung
bekommen. Mit datengestiitzten Erkenntnissen
sind wir da auf einem guten Weg, und deshalb be-
danke ich mich fur die Unterstitzung.

(Beifall bei der SPD - Vizeprasidentin
Dr. Eva Gumbel Gbernimmt den Vorsitz.)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Herr Dr. Schin-
nenburg hat das Wort.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Zunachst ein Wort
zu lhnen, Frau Senatorin. Ich habe mit sehr grol3er
Freude gehort, dass Sie die Dokumentation gering
halten wollen. Wenn das tatsachlich so ist, dann
haben Sie den groflen Beifall der FDP-Fraktion.
Aber wir werden naturlich schauen, ob es wirklich
S0 sein wird.

Ich hatte mich aber vor allem zu Wort gemeldet,
um zu Frau Artus etwas zu sagen. Frau Artus, es
kommt mir nun wirklich schon wie eine Epidemie
vor. Jedes Mal, wenn Sie reden, machen Sie Uble
Ausfalle gegenuber privaten Gesundheitsanbie-
tern. Das kdnnen wir uns so nicht auf Dauer anhé-
ren. Es ist eine unglaubliche Art und Weise, wie
Sie Uber die reden.

(Beifall bei der FDP — Zuruf von Kersten Ar-
tus DIE LINKE)

Tausende von privaten Gesundheitsanbietern in
Hamburg leisten hervorragende Arbeit, nur Sie be-
lieben es, das zu diskreditieren. Daruber sollten
Sie einmal nachdenken, so geht es nicht. Das ist
der eine Punkt.

(Beifall bei der FDP und bei Birgit Stéver
CDU)

Der zweite Punkt ist, dass Sie einfach etwas
Falsches erzahlt haben. Sie haben gesagt, es wir-
de ein Zwang ausgeubt, an diesen Krebsvorsorge-
untersuchungen einschlieRlich Screening und Ahn-
lichem teilzunehmen. Frau Artus, lesen Sie bitte
einmal genau nach, worum es hier geht. Lesen Sie
die Drucksache 17/1221 des Deutschen Bundes-
tags, 17. Wahlperiode, Seite 9. Dort wird beschrie-
ben, wie Paragraf 62 SGB V geandert wird. In Pa-
ragraf 62 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 geht es ge-
nau um die von lhnen beschriebenen Krebsvorsor-
geuntersuchungen, und genau dieser Punkt wird
gestrichen. Also gerade das, was Sie kritisiert ha-
ben, wird durch dieses Gesetz geandert. Das ist
der erste Punkt, worliber Sie nachdenken sollten
und woriber Sie sich genauer informieren sollten.
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Der zweite Punkt ist, dass es nicht um eine Pflicht
geht, sondern schlicht und einfach um eine Beloh-
nung. Bei Paragraf 62 SGB V geht es um eine fi-
nanzielle Belohnung derjenigen, die sich an Vor-
sorgeuntersuchungen beteiligen. Damit ist keine
Pflicht verbunden, sondern ein Vorteil. Das ist die
beriihmte Belastungsgrenze, Sie kennen sie viel-
leicht, Frau Artus. 2 Prozent ist die maximale
Selbstbeteiligung im Gesundheitswesen. Wer sich
an Vorsorgeuntersuchungen beteiligt, fir den wird
die Grenze auf 1 Prozent gesenkt, aus meiner
Sicht eine sehr sinnvolle MaRnahme. Es ist kein
Zwang, sondern ein Anreiz zu gesundheitsbewuss-
tem Verhalten. Und was Sie kritisiert haben, ist da
gar nicht enthalten. Frau Artus, informieren Sie
sich wenigstens erst einmal, bevor Sie reden.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Christoph Ahl-
haus und Dietrich Wersich, beide CDU)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Wenn keine
weiteren Wortmeldungen vorliegen, kommen wir
zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksachen
20/7076 und 20/7393 an den Gesundheitsaus-
schuss zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Da-
mit ist dem Uberweisungsbegehren nicht stattge-
geben.

Dann lasse ich jeweils in der Sache abstimmen.
Zundchst zum Antrag der CDU-Fraktion aus der
Drucksache 20/7393.

Wer mochte diesen annehmen? — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Damit ist der Antrag einstimmig
angenommen.

Zunachst zum Antrag der SPD-Fraktion aus Druck-
sache 20/7076. Die Fraktion DIE LINKE mdchte
die Ziffer 1 des Antrags separat abstimmen lassen.

Wer mochte nun zundchst die Ziffer 1 des
SPD-Antrags annehmen? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Damit ist die Ziffer 1 angenommen.

Wer schlief3t sich sodann den Ziffern 2 und 3 an?
— Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit sind auch
die Ziffern 2 und 3 angenommen.

Ich rufe nun den Punkt 67 auf, das ist die Drucksa-
che 20/7188, Antrag der CDU-Fraktion: Vollendung
der Ortsumgehung Rissen, das ist die B 431, hier:
Anmeldung fiir den neuen Bundesverkehrswege-
plan 2015.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Vollendung der Ortsumgehung Rissen (B 431);
hier: Anmeldung fir den neuen Bundesver-
kehrswegeplan (BVWP) 2015

— Drs 20/7188 -]

Diese Drucksache mochten die Fraktionen der
CDU und der GRUNEN an den Verkehrsaus-
schuss Uuberweisen. Wer winscht das Wort?
— Herr Roock, bitte.

Hans-Detlef Roock CDU: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Unter Politik versteht die SPD
in Hamburg seit eh und je ihre hilflosen Versuche,
Brande zu Idschen, die sie selbst gelegt hat. Oder
sie ruft "Feuer, Feuer" und rennt dann schnell weg,
weil ihr das Wasser zum Ldschen fehit. Das ist
derzeit im Hamburger Westen zu besichtigen.

Anstatt die 1,5 Kilometer lange Briinschentrasse
zwischen Rissen und Wedel schnellstens zu Ende
zu bauen, wollte sie der Birgermeister in aller Stil-
le aus dem Verkehrswegeplan streichen lassen,
und das angesichts einer flr die Menschen im We-
sten nie dagewesenen Bedrohung.

(Beifall bei der CDU)

Bis zu 50 000 Pkws und Lkws werden mit Fertig-
stellung des Business Parks und weiterer Indus-
trieansiedlungen in Wedel die ohnehin schon ma-
ximal belasteten Straflen und Wohnviertel in Ris-
sen und Blankenese (berfluten, Tag und Nacht,
samstags wie sonntags. Und das weil} der Blrger-
meister. Er weill auch, dass Tausende Menschen
ihres Grundrechts auf Ruhe und Schutz der Ge-
sundheit und ihres Eigentums beraubt werden,
Menschen, die hier Steuern zahlen und Eigentum
erhalten, anstatt ebenfalls nach Wedel zu ziehen
und La&rm und Dreck dem Hamburger Westen zu
hinterlassen. Was ist denn Politik fir den Burger-
meister? Ist es nicht die erste Pflicht des Politikers,
an erster Stelle den Menschen zu sehen und nicht
das Auto? Ist nicht auch politisch falsch, was mora-
lisch nicht richtig ist?

(Heike Sudmann DIE LINKE: Wow, Herr
Roock! und Beifall)

Hat der Birgermeister aus dem Stopp der Elbver-
tiefung durch das Verwaltungsgericht und aus der
Millionenstrafe, die die Hamburger Steuerzahler
als Folge der katastrophalen Verkehrspolitik friihe-
rer SPD-Senate nun fir die Nichteinhaltung der
EU-Richtlinie zur Luftqualitat aufbringen missen,
nichts gelernt?

(Beifall bei der CDU)

Sollte es ihm tatsachlich entgangen sein, dass die
Weltgesundheitsorganisation Dieselabgase bereits
2012 offiziell als krebserregend eingestuft und
Stickoxide der Gefahrengruppe | zugeordnet hat?
Die Mehrheit der Pendler und alle Lkw, mein lieber
Herr Quast, nutzen diese 25 Kilometer langen
Pendlerstraflen. Zwischen Rissen und Blankenese
fihren sie durch Wohngebiete und durch hochsen-
sibles Wasserschutzgebiet, durch Naturschutz-
und Landschaftsschutzgebiete. Auch das ist dem
Blrgermeister nicht fremd, genauso wenig wie die
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Uberschreitung der vorgeschriebenen Luftwerte,
die auch durch unkontrolliertes Rasertum hervor-
gerufen werden

(Arno Miinster SPD: Sie haben doch Tempo
60 in Altona eingeflihrt mit den GRUNEN
und kein anderer!)

und durch die Hinterlassenschaften des Schwer-
lastverkehrs, den er wider besseres Wissen durch
Blankenese und Rissen leitet.

— Arno, du kannst dich gleich noch einmal melden,
wenn du etwas zu sagen hast.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren! Sein Staatsrat Schiek
erklart schriftlich, dass 3500 Tempouberschreitun-
gen in einer einzigen Wohnstralle innerhalb von
drei Tagen fiir Hamburg normal seien. Er sieht kei-
nen Handlungsbedarf, dabei ist es héchste Zeit zu
handeln. Dem Birgermeister ist nicht nur die Kon-
trolle Uiber die Kriminalitat entglitten, sondern sogar
die Uber den StralRenverkehr. So ist das, meine
Damen und Herren, wenn man einen erfolgreichen
Polizeiprasidenten gegen einen Funktionar aus-
tauscht, der als Qualifikation nichts aul3er seinem
Parteibuch mitbringt.

(Matthias Albrecht SPD: Jetzt schnell das
Thema wechseln!)

Handeln Sie endlich.
(Beifall bei der CDU)

Handeln Sie endlich fir die Blirger, oder miissen
erst wieder der BUND, Herr Braasch und der Ver-
waltungsrechtler Nebelsieck aktiv werden, um |h-
nen und lhrem Senat aufzuzeigen, was Sie sollten,
was Sie durfen und was Sie mussen? Was ma-
chen Sie dann ohne Trasse? Meine Damen und
Herren, Politik ist auch der Kompromiss aus Macht
und Vernunft.

(Jan Quast SPD: Ja!)

Wo bleibt die Vernunft des Biirgermeisters bei der
Entscheidung gegen 25 Kilometer WohnstralRen
zugunsten von 1,5 Kilometer Trasse? Eine Trasse,
die nicht nur seit 40 Jahren als solche besteht,
sondern von seiner Partei und einem seiner Amts-
vorganger dazu erhoben worden ist. Nie war diese
Trasse notwendiger als heute. Was machen Sie?
Statt der Trasse melden Sie im Namen Hamburgs
Projekte fur den Bundesverkehrswegeplan an, die
Hunderte von Millionen Euro verschlingen und
einen Kosten-Nutzen-Faktor von knapp uber 1 ha-
ben. Sie geben fir BaumaRnahmen im Hafen in-
nerhalb von 17 Monaten mal eben 243 Millionen
Euro mehr aus als geplant. Jetzt sind wir dort bei
1 114 Millionen Euro, also rund 1,1 Milliarden Euro,
und Sie reden nebenbei von der teureren Elbphil-
harmonie. Die Trasse nach Wedel kostet 30 Millio-
nen Euro, und die zahlt der Bund. Sie hat einen
Kosten-Nutzen-Faktor von 5,9, was bedeutet, dass

der Nutzen 5,9-mal so hoch ist wie die Kosten, die
Hamburg noch nicht einmal belasten.

(Jan Quast SPD: Dann kodnnen wir ja damit
die Elbphilharmonie bezahlen!)

Wenn es also keinen nachvollziehbaren Grund
gibt, die Trasse nicht zu bauen, warum bauen Sie
dann die Trasse nicht und beruhigen die Pendler-
stral3en, bis sie fertig ist, so wie es die Burgerinitia-
tive vollig zu Recht fordert? Stecken etwa die glei-
chen Genossen dahinter wie vor 30 Jahren, als die
Trasse, die kurz vor den Briinschenwiesen ent-
langfihren sollte, durch die SPD abrupt gestoppt
wurde, angeblich aus Geldmangel, in Wahrheit
aber infolge von Kungelei und Trickserei, denn das
Geld kam nicht aus Hamburg, sondern aus Bonn,
wie wir wissen. Der Birgermeister sollte den Ge-
nossen einmal sagen, was er den Hamburgern ge-
sagt hat — ich zitiere —:

"Wird der Ausbau der Verkehrsinfrastruktur
vernachlassigt, kommt es zu Staus und zu
unertraglichen Belastungen derer, die an
den Strecken wohnen. Das gilt es zu verhin-
dern."

— Zitatende.

Das sind doch seine Worte, Kollege Munster, oder
nicht?

(Arno Minster SPD: Ich sag doch gar
nichts!)

Hoéren Sie meine Meinung dazu. Der Blrgermeis-
ter ist ein Politiker leerer Versprechen. Diese Ver-
sprechungen sind inzwischen so zahlreich, dass es
meine Redezeit sprengen wirde, sie alle aufzu-
zahlen.

(Beifall bei der CDU)

Aber fir ein leeres Versprechen reicht die Zeit. Er
hat verbindlich zugesagt, den StralRenverkehr in
Hamburg den Menschen unterzuordnen, um das
Gegenteil zu tun. Sagen Sie Ihrem Birgermeister,
der heute einmal wieder abgetaucht ist: Erfolgrei-
che Politik wird mit dem Kopf gemacht, nicht mit
dem Kehlkopf. — Danke schon.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Frau Krischok,
Sie haben das Wort.

Anne Krischok SPD: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Liebe CDU, Sie haben lhre Lei-
denschaft flr die Verkehrssituation in Rissen ent-
deckt, aber erst, nachdem es eine Burgerinitiative
zu diesem Thema gibt.

(Hans-Detlef Roock CDU: Das ist doch gro-
ber Unfug!)

Wahrend Ihrer zehnjahrigen Senatszeit haben Sie
nichts unternommen, um die Situation, die Sie jetzt
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so wortreich beklagen, zu &andern. Sie haben
nichts unternommen, um Bundesverkehrsminister
Ramsauer daran zu hindern, die Kriterien fir die
Aufnahme von Projekten im anstehenden Bundes-
verkehrswegeplan zu verscharfen.

(Dietrich Wersich CDU: Jetzt haben andere
die Schuld, oder was?)

Sie haben nichts unternommen, um die Unterfinan-
zierung des Verkehrsetats zu beenden.

(Hans-Detlef Roock CDU: Wir werden Ihnen
das Gegenteil beweisen!)

Das Ergebnis Ihrer Untatigkeit ist, dass die B 431
nach den neuen Kriterien keine realistische Chan-
ce hat, Uberhaupt als Projekt finanziert zu werden.
Ihre Bundestagsabgeordneten von der CDU muss-
ten auch zu Recht Kritik aus den eigenen Reihen
erfahren. Was Sie hier veranstalten, ist der Ver-
such, von lhren eigenen Fehlern abzulenken. Das
machen wir Sozialdemokraten nicht mit. Das ist
Populismus pur, aber keine gute Politik.

(Beifall bei der SPD)

Kehren wir zu den Fakten zurlick — ich zitiere den
Bundesverkehrsminister —:

"Der neue BVWP soll nur noch Projekte ent-
halten, die auch eine echte Chance auf Um-
setzung haben. Wir werden deshalb klare
Prioritaten setzen. Aufgrund des hohen Er-
haltungsbedarfs und der chronisch knappen
Kassen werden ErhaltungsmafRnahmen Vor-
rang vor Neubauprojekten haben."

— Zitatende.

Was heil’t das? Das Bundesverkehrsministerium
will prioritér Investitionen in den Erhalt und in die
Sanierung férdern, und die Bundeslander sollen
sich bei ihren Anmeldungen auf die vordringlich-
sten Projekte konzentrieren. Der Neubau von Orts-
umgehungen, auch die B 431 in Rissen, fallen
nicht darunter. Eine 1,5 Kilometer lange Bundes-
stral3e hat nicht die gleiche Relevanz wie zum Bei-
spiel der achtstreifige Ausbau der A 7 zwischen
dem Elbtunnel und dem Autobahndreieck Ham-
burg-Stderelbe oder der Ausbau des Nord-Ost-
see-Kanals. Das ist zwar bedauerlich fir die Befr-
worter einer Ortsumgehung, aber die Vorgaben
des Bundes sind hier eindeutig.

Ziffer 1 Ihres Antrags hat sich damit erledigt. Der
Senat hat bereits mit allen Nachbarlandern die von
Ihnen geforderten Abstimmungsgesprache gefuhrt.

Ziffer 2 lhres Antrags ist somit durch Senatshan-
deln ebenfalls erledigt.

(Hans-Detlef Roock CDU: Aber nicht im Sin-
ne Hamburgs!)

Schon jetzt reichen die vorhandenen Mittel nicht
ansatzweise fur die Winsche aller 16 Bundeslan-
der. Hamburg ware sehr zufrieden, wenn die Halfte

der dringlichsten Vorhaben vom Bund finanziert
werden wirde. Dass darlber hinaus noch weitere
Vorhaben finanziert werden, glauben Sie doch
selbst nicht. Warum behaupten Sie also das Ge-
genteil?

Wenn man lhren Antrag liest, dann weil3 man,
dass Sie selbst nicht an eine Aufnahme in die Ka-
tegorie "vordringlicher Bedarf" des Bundesver-
kehrswegeplans glauben. Unter Ziffer 3 wiinschen
Sie sich, sozusagen als Plan B, dass die Option im
Bebauungsplan Rissen 29 erhalten bleibt. Hier
kann ich Sie beruhigen. Mit der Nichtanmeldung
fir den Bundesverkehrswegeplan ist keine auto-
matische Anderung des Bebauungsplans Ris-
sen 29 verbunden. Der Bezirk Altona arbeitet an
zahlreichen Bebauungsplanen, insbhesondere um
Flachen fir das Wohnungsbauprogramm auszu-
weisen. Der Bebauungsplan Rissen 29 gehort
nicht dazu. lhr Antragspunkt unter Ziffer 3 hat sich
durch die Realitat erledigt.

Meine Damen und Herren! Die SPD-Fraktion
nimmt die Angste und Befiirchtungen der Biirgerin-
nen und Burger in Rissen ernst. Wir Sozialdemo-
kraten werden jedoch den Menschen keinen Sand
in die Augen streuen und so tun, als wirde eine
Pseudoaufnahme in den Bundesverkehrswegeplan
irgendetwas bewirken. Das ware ohne Aussicht auf
Erfolg und unehrlich dazu. Damit wirden wir Hoff-
nungen wecken, die nicht erflllt werden kdénnen.
Das mochte ich dem Stadtteil Rissen, in dem ich
selbst seit mehr als 30 Jahren wohne, nicht antun.
Es ist vielmehr notwendig, vor Ort konstruktive L6-
sungen zu finden.

Die Verkehrsstrome werden mit der Einrichtung
des Businessparks in Wedel und steigenden Woh-
nungsbauten zunehmen. Um den Verkehr aber zu
entlasten, muss man nicht unbedingt nur auf den
Ausbau von Strallen setzen. Ich selbst halte viel-
mehr eine Starkung der Attraktivitat des offentli-
chen Personennahverkehrs fiir wichtig. Dazu zahlt
auch der von Wedel geplante neue S-Bahnhof We-
del-Ost mit einem entsprechenden P+R-Angebot.
Wedel ist hier am Zug und will Finanzierungsoptio-
nen vorlegen.

Zu lhrem Antrag habe ich alles gesagt, was man
dazu sagen kann. Er enthalt nichts Substanzielles,
dem man mit noch so gutem Willen zustimmen
kénnte. Eine Uberweisung ist ebenfalls entbehrlich.
— Vielen Dank fur Ihre Aufmerksamekeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Herr Dr. Stef-
fen, Sie haben das Wort.

Dr. Till Steffen GRUNE: Sehr geehrte Frau Prési-
dentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Herr Roock, Sie haben wirklich eine wilde Rede
gehalten. Ich glaube, der letzte Beitrag hat doch
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ein bisschen mehr zum eigentlichen Thema zu-
rickgefiihrt; das ist vielleicht auch hilfreich in der
Sache.

Es ist in der Tat so, dass man sich nicht Uber die
Aussage des Bundesverkehrsministers beklagen
muss, es sollten nur diejenigen Vorhaben in den
Bundesverkehrswegeplan aufgenommen werden,
die auch eine Chance auf Realisierung haben. Es
ist sogar ein guter Schritt hin zu mehr Wahrheit in
diesem Prozess. Die ganze Wahrheit werden wir
erst nach der Bundestagswahl erfahren. Dann wird
erst festgestellt werden, wie der Bundesverkehrs-
wegeplan insgesamt aussieht und dann wird sich
nach und nach herausstellen, welche Projekte tat-
sachlich Chancen auf Realisierung haben. Wie
funktioniert der Bundesverkehrswegeplan in der
klassischen Manier? Jeder Wahlkreisabgeordnete
kann die Ortsumgehung im eigenen Wahlkreis an-
melden und kann sich immer wieder dafur feiern
lassen, dass es geklappt hat,

(Karl-Heinz Warnholz CDU: Quatsch!)

dieses Vorhaben in den Bundesverkehrswegeplan
zu bringen. Dann werden bundesweit MalRnahmen
Uber Maflinahmen im Bundesverkehrswegeplan
aufgelistet, die Jahr um Jahr nicht finanziert wer-
den. Das Schlimmste fir den Wahlkreisabgeordne-
ten ware, wenn die Umgehung gebaut wirde.
Dann hat sich namlich seine politische Existenzbe-
rechtigung aufgeldst.

(Finn-Ole Ritter FDP: Sie sind aber dinn
aufgestellt bei diesem Themal!)

So soll es eben nicht mehr sein, und es hat jetzt
vorsichtige Schritte gegeben, das zu andern. Wir
werden aller Voraussicht nach noch viel deutliche-
re Einschnitte erleben. Im Endeffekt wird sich na-
turlich herausstellen, dass wir hohe Sanierungslas-
ten bei den Autobahnen und im Eisenbahnnetz ha-
ben, dass wir dort viel sanieren missen und dass
deswegen nur sehr wenige Ausbauvorhaben uber-
haupt realisiert werden kénnen. Das gilt auch fur
diverse zweistellige Autobahnen wie die A 39 und
die A 20, die wir rund um Hamburg planen. Auch
hier wird sehr viel Sand in die Augen gestreut. Es
ist also keine Option zu fordern — und deswegen
ist der CDU-Antrag tatséchlich keine Hilfe, auch
kein Beitrag in der Sache —, das doch bitte wieder
fur den Bundesverkehrswegeplan anzumelden. Es
wurde nichts anderes passieren, als dass den Leu-
ten wieder fir Jahrzehnte eine Hoffnung auf ver-
meintliche Entlastung gemacht wird, die tatsachlich
nicht eintritt. Besser ware es, wenn man konkret
machbare Malnahmen zur Verkehrsberuhigung
ergreifen wirde und so daflir sorgen wirde, dass
Belastungen sich minimieren.

In Rissen ist es so wie auch an manch anderen
Stellen in der Stadt. Ich denke etwa an die Jager-
strale/Vogteistrale in Harburg, die auch nicht die
verkehrliche Funktion einer Durchfahrtsstralle ha-

ben, sondern nur die einer ErschlieSungsstralle fir
umliegende Wohngebiete und dann plétzlich zu ei-
ner Durchfahrtsstrale werden. In Rissen sind das
die Stralien, die nach Wedel fiihren. Diese Straf3en
missen in ihrer Funktion so ausgestaltet werden,
dass sie nicht in UbermafRiger Weise fur den
Durchfahrtsverkehr genutzt werden. Dazu gehort
dann naturlich, dass man Alternativen zu den ver-
kehrlich beschrankten StralRen schafft. Hier ist die
Stadt Wedel stark in der Pflicht, weil sie durch die
Ausweisung eines neuen gro3en Gewerbegebiets
und neuer Wohngebiete die entsprechende Nach-
frage schafft. Deswegen muss Wedel liefern, was
die Anbindung und Leistungsfahigkeit des o6ffentli-
chen Personennahverkehrs betrifft.

Ich habe mich im zentralen Punkt der Haltung der
SPD-Fraktion angeschlossen. Es gibt auch konkre-
te und beschlossene Vorschlage aus dem Bezirk.
Wir machen uns hier wieder einmal, auch notwen-
digerweise, zum Kommunalparlament. Wenn die
Bezirksversammlung mit ihren konkreten Vorschla-
gen von den Senatsbehérden nicht gehort wird,
dann werden natirlich die Probleme nicht geldst.
Es gab Vorschlage, Stralten entsprechend zu be-
schranken, auf bestimmten Strecken Tempo 30
einzufihren oder bestimmte Verbindungen nicht
mehr anzubieten. Das sollte umgesetzt werden,
und die SPD ware hier auch in der Pflicht, fir kon-
krete Losungen zu sorgen, die den Burgerinnen
und Birgern vor Ort helfen. Dass uns die Luftnum-
mern nicht helfen, die die CDU wieder angemeldet
haben will, dariiber sind wir uns bei den GRUNEN
und der SPD einig. Es liegen aber konkrete Mal3-
nahmen auf dem Tisch, und die sollten jetzt ver-
folgt werden.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Anne Kri-
schok [SPD])

Vizepréasidentin Dr. Eva Gumbel: Frau Suding,
Sie haben das Wort.

Katja Suding FDP: Frau Prasidentin, sehr geehrte
Damen und Herren! Lieber Herr Steffen, das ist
wirklich ein seltsames Verstandnis von den Aufga-
ben eines Wahlkreisabgeordneten, das Sie uns in
Ihrem Beitrag offenbart haben. Ich teile das jeden-
falls in der Art und Weise ausdricklich nicht.

(Beifall bei der FDP und bei Roland Heintze
und Birgit Stéver, beide CDU)

Die Verkehrsprobleme an der westlichen Landes-
grenze zwischen Rissen und Wedel sind wahrlich
keine neuen Erscheinungen. Seit Jahren, wenn
nicht sogar schon seit Jahrzehnten beklagen sich
die Anwohner Uber unzumutbare Verkehrsbelas-
tungen in den Wohngebieten. Diese Belastungen
werden unter anderem durch den Hafenausbau in
Wedel, den Businesspark, die Ansiedlung eines
Hotels, neue Gewerbe- und Birogebaude et cete-
ra noch weiter stark ansteigen.
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(Dirk Kienscherf SPD: Sie kdnnen ja wegzie-
hen!)

Die WohnstraBen durch Rissen werden zuneh-
mend verstopft; der Verkehrsinfarkt droht. Was
Rissen dringend braucht, ist eine Ortsumgehung.
Im gultigen Bundesverkehrswegeplan ist der Aus-
bau der B 431 zur Ortsumgehung Rissen im weite-
ren Bedarf ohne Planungsrecht enthalten. Mit der
Anmeldung zum Bundesverkehrswegeplan 2015,
wir haben es gehort, verzichtet der Senat darauf,
das Projekt weiter zu verfolgen. Fur die Anwohner
in Rissen ist dieser Vorgang der erste Schlag ins
Gesicht. In der Beantwortung einer Schriftlichen
Kleinen Anfrage meines Kollegen Dr. Wieland
Schinnenburg, das ist die Drucksache 20/7140,
holt der Senat dann auch gleich zum zweiten
Schlag aus. Auf die Frage, warum der Senat auf
die erneute Anmeldung eines bereits aufgenom-
menen Projekts verzichtet, antwortet der Senat
— ich zitiere —:

"Vielmehr ware ein Gesamtkonzept der
B 431 mit starker Fernverkehrsfunktion eine
notwendige Voraussetzung, in der der an-
baufreie zweite Bauabschnitt eine nachge-
wiesene unverzichtbare Rolle spielt. Eine
Anmeldung hatte daher aufwendige Vorpla-
nungen zur Voraussetzung."

Das ist kryptisch, deswegen Ubersetze ich das ein-
mal. Weil der Senat den Aufwand scheut, ein Ge-
samtkonzept zu erstellen, kann keine Anmeldung
erfolgen. Der Senat begriindet also die Nichtan-
meldung mit der eigenen Arbeitsverweigerung. Da
fehlen einem doch fast die Worte.

(Beifall bei der FDP und bei Hans-Detlef
Roock und Birgit Stéver, beide CDU)

In der gleichen Anfrage spricht der Senat aller-
dings auch von einer Zunahme des motorisierten
Individualverkehrs. Nach Prognosen des Senats
soll der Verkehr allein aufgrund der Ansiedlung des
Businessparks Elbhochufer Wedel um mehr als
7000 Kraftfahrzeuge pro Tag steigen. Da muss
man sich fragen, was noch nétig ist, um sich den
berechtigten Sorgen und No&ten der Anwohner
endlich anzunehmen. Die Lage ist bereits heute flr
die Burger vor Ort, aber auch fur die Pendler eine
Zumutung.

(Beifall bei der FDP und bei Karin Prien und
Hans-Detlef Roock, beide CDU)

Die Verkehrsstrome werden weiter steigen. Der
Senat hat das sogar erkannt, weigert sich aber, et-
was zu tun — obwohl, das ist nicht ganz richtig. In
der Anfrage des Kollegen Schinnenburg antwortet
der Senat wortlich — ich zitiere —:

"Auch aufgrund des geplanten Gewerbege-
bietes in Wedel und daraus voraussichtlich
resultierenden Knotenanpassungen an der
B 431 auf Wedeler Gebiet wird die zustandi-

ge Fachbehotrde die Entwicklung der Ver-
kehrssituation im Bereich Rissen-West [...]
beobachten."

Alle Achtung, Entschlossenheit sieht definitiv an-
ders aus. Beobachtet wird die Situation namlich
schon seit Jahren.

(Beifall bei der FDP und bei Hans-Detlef
Roock CDU)

Den Birgern in Rissen ist damit jedenfalls nicht ge-
holfen. Nun muss der Senat handeln, und zwar
schnell.

Meine Damen und Herren! Die FDP-Fraktion unter-
stlitzt den vorliegenden Antrag. Einer weiteren Be-
ratung im Verkehrsausschuss steht auch nichts
entgegen, allerdings nur dann, wenn das berech-
tigte Interesse der Anlieger in Rissen und der vie-
len Pendler damit nicht auf die lange Bank gescho-
ben wird. Der Senat muss endlich handeln. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Frau Sudmann,
Sie haben das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE: Ich muss Sie leider
enttduschen. Da wir ein kleines Redezeitproblem
haben, werde ich mich sehr kurz fassen.

(Zurufe von allen Fraktionen: Oh, oh!)

Herr Roock, Sie haben einen sehr bemerkenswer-
ten Satz gesagt, den ich sehr begrifRe und von |h-
nen noch nicht oft gehdrt habe. Sie haben sinnge-
malR gesagt: Der Mensch soll im Vordergrund ste-
hen und nicht das Auto. Sie haben aber, glaube
ich, den Rissenerinnen und Rissenern nichts von
den Erfahrungen mit anderen Umgehungen ge-
sagt. Ich habe selbst lange in Fuhlsbittel gegen ei-
ne Umgehung gekampft. Die Umgehung ist gebaut
worden.

(Klaus-Peter Hesse CDU: Zum Gluck! — Dirk
Kienscherf SPD: Gott sei Dank!)

Das Ergebnis war, dass die Alsterkrugchaussee
nicht zurtickgebaut wurde und die Wohngebiete
leider nicht entlastet wurden. Deshalb mdchte ich
gern die zweite Frage von Herrn Roock beantwor-
ten. Herr Roock hat gefragt, was wir ohne Trasse
machen sollen. Es gibt einfachere Lésungen, die
auch den Rissener Birgerinnen und Blrgern hel-
fen. Die Losung kann namlich nur heiRen: Sie
mussen daflir sorgen, dass der 6ffentliche Perso-
nennahverkehr besser wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Niemand hat bisher von einem Zehn-Minuten-Takt
gesprochen. Wir brauchen einen Ausbau der S1
und einen Zehn-Minuten-Takt auf der S1. Das ist
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fir mich schon fast ein Kompromiss, aber ich habe
mich mit meinen Kolleginnen und Kollegen von der
LINKEN in Altona abgestimmt. Wir kdnnen auch ei-
ne Park-and-Ride-Anlage errichten, die wesentlich
leistungsfahiger ist als das, was wir bisher haben.
Man kann auch dberlegen, mit dem Hamburger
Westen anzufangen und dort die Sperrung der
Fahrradmitnahme aufzuheben, sodass man ganz-
tagig das Fahrrad mitnehmen kann. Das sind klei-
ne MalRnahmen.

(Beifall bei Christiane Schneider DIE LINKE)

Es sind aber MalRnahmen, die dazu fuhren kon-
nen, dass es weniger Verkehr gibt. Alles andere,
das sagt die Erfahrung, heifl3t: Wer Strallen sat,
wird Verkehr ernten. Das wird den Rissener Birge-
rinnen und Blrgern nicht helfen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Dr. Eva Gumbel: Frau Prien,
jetzt haben Sie das Wort.

Karin Prien CDU:* Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Die Birger in Rissen sind witend
und sie sind zu Recht wiitend, weil sie sich von der
Politik, vom Senat allein gelassen fiihlen. Was ist
das, Frau Krischok, flr ein Politikverstandnis. Sie
geben Ihren politischen Gestaltungsanspruch auf,
und es ist lhnen offensichtlich véllig gleichgiiltig,
dass die Verkehrsprobleme in Rissen aufgrund der
Neuansiedlung des Kraftwerks gerade jetzt erst
gréler und virulent werden. Auch das Kraftwerk in
Wedel anzusiedeln und eben nicht die Trasse von
Moorburg aus nach Altona zu fiihren,

(Séren Schumacher SPD: Gott sei Dank!)

ist doch eine Entscheidung dieses Senats. Da hat-
te man Angst vor Birgerprotest, in Rissen offen-
sichtlich nicht, aber Sie werden sich vielleicht noch
wundern.

(Beifall bei der CDU)

Es ist die Aufgabe des politischen Gestaltungsan-
spruchs, wenn man nicht bereit ist, ein bestehen-
des Problem Uberhaupt zur Kenntnis zu nehmen.
Sie bieten auch keine Alternativen an, meine Da-
men und Herren von der SPD, sondern Sie lassen
die Sache einfach laufen, weil Sie offensichtlich
der Auffassung sind, dass dort fiir Sie nicht genug
Wahlerstimmen zu holen sind oder es sich politisch
irgendwie nicht lohnt, sich dieser Sache anzuneh-
men. Das ist, ehrlich gesagt, ein Armutszeugnis.
Wir werden das nicht mitmachen. Besinnen Sie
sich, nehmen Sie das Projekt in den Bundesver-
kehrswegeplan auf, melden Sie es an. Auf die Fra-
ge von Herrn Schinnenburg, welche anderen Pro-
jekte aufgrund der Priorisierung gestrichen worden
seien, haben wir gehort, dass im Vergleich zu 2003
Uberhaupt kein anderes Projekt gestrichen worden

ist. Irgendwie scheint man nicht richtig nachge-
dacht zu haben. Stimmen Sie unserem Antrag zu.

(Frank Schmitt SPD: Das ist doch Augenwi-
scherei!)

Lassen Sie uns das im Ausschuss beraten, damit
die Rissener Bilrger zu ihrem Recht kommen.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Dr. Eva Gumbel: Wenn keine
weiteren Wortmeldungen vorliegen, kommen wir
zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksache
20/7188 an den Verkehrsausschuss zu? — Gegen-
stimmen? — Enthaltungen? — Damit ist das Uber-
weisungsbegehren abgelehnt.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen.

Wer moéchte den Antrag der CDU-Fraktion aus
Drucksache 20/7188 annehmen. — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe die Punkte 59 und 71 auf, das sind die
Drucksachen 20/6927 in der Neufassung und
20/7223, Antrag der GRUNEN Fraktion: Fracking-
Moratorium fir Hamburg — Keine unkalkulierbaren
Risiken fur unser Grundwasser und die menschlich
Gesundheit und Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Erkundungsstopp fiir unkonventionelle Erdgasfor-
derung auf dem Gebiet der Freien und Hansestadt
Hamburg.

[Antrag der GRUNEN Fraktion:
Fracking-Moratorium fiir Hamburg — Keine un-
kalkulierbaren Risiken fiir unser Grundwasser
und die menschliche Gesundheit

— Drs 20/6927 (Neufassung) -]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Erkundungsstopp fiir unkonventionelle Erdgas-
forderung auf dem Gebiet der Freien und Han-
sestadt Hamburg

— Drs 20/7223 -]

Zu beiden Drucksachen liegt lhnen als Drucksache
20/7363 ein Antrag der CDU-Fraktion vor.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Aufsuchungserlaubnis fiir Kohlenwasserstoffe
auf Hamburger Stadtgebiet kritisch begleiten

— Drs 20/7363 -]

Die Fraktionen der SPD und FDP modchten die
Drucksache 20/6927 in der Neufassung und 20/
7363 an den Umweltausschuss Uberweisen. Zur
Drucksache 20/7223 liegen Antrage der SPD-Frak-
tion sowie der Fraktion DIE LINKEN auf Uberwei-
sung an den Umweltausschuss vor.


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=6927&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7223&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7363&dokart=drucksache
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Wer wiinscht das Wort? — Herr Kerstan, Sie haben
es.

Jens Kerstan GRUNE: Frau Présidentin, meine
Damen und Herren! Im Birgerschaftswahlkampf
im Jahr 2008 zog der Spitzenkandidat der damals
frisch von Mitgliedern des Satiremagazins "Titanic"
gegrundeten Partei "Die Partei" mit einer sehr mar-
kanten programmatischen Aussage aus deren Re-
gierungsprogramm fir Hamburg durch die Stadt.
Die lautete: Hamburgs Zukunft liegt nicht im Berg-
bau. Das war damals Politsatire at its best. Wem
muss man das in Hamburg eigentlich sagen?
Manchmal aber bleiben einem auch Witze im Hals
stecken. In der aktuellen Situation im Jahr 2013
besteht durchaus Anlass zur Sorge, dass Wirt-
schaftssenator Horch das vollig anders sieht,

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Kumpel Horch! —
Vizeprasidentin Kersten Artus Ubernimmt
den Vorsitz.)

denn seine Behdrde hat im Dezember vergange-
nen Jahres einer Tochter von ExxonMobil geneh-
migt, Erdgasfelder in den Vier- und Marschlanden
aufzusuchen mit dem eventuellen Ergebnis, dass
dort eine hdchst umstrittene Technologie inmitten
einer Millionenmetropole angewendet wird, das so-
genannte hydraulische Fracking. Das ist eine
Hochrisikotechnologie, bei der giftige Chemikalien
zusammen mit Wasser und Sand in den Unter-
grund gepumpt werden und die Rickstande dann
wieder aufwendig in anderen Bohrléchern ver-
presst und endgelagert werden missen. Seitdem
Sie diese Entscheidung getroffen haben, Herr
Horch, gibt es bei den besorgten Burgerinnen und
Birgern in Bergedorf und Harburg viele Fragen,
Fragen, die von lhnen und den restlichen Mitglie-
dern des Hamburger Senats nicht beantwortet wur-
den. Da ist zum Beispiel die Frage, was mit unse-
rem Trinkwasser passiert. Die Vier- und Marsch-
lande sind eines der gréf3ten Trinkwassergebiete
Hamburgs. Naturschutzgebiete und dichtbesiedelte
Teile Bergedorfs und Harburgs gehéren zum Er-
kundungsgebiet. Welche Aussage kommt von I|h-
nen, Herr Horch? Wollen Sie wirklich, dass in die-
sem Gebiet gefrackt wird, dass dort Bohrungen
vorgenommen werden? Wir wissen es nicht. Wenn
man auf die Internetseite der BSU oder auch der
Wirtschaftsbehérde geht und den Suchbegriff
"Fracking" eingibt — das haben besorgte Burgerin-
nen und Blrger und ubrigens auch ich getan —,
dann bekommt man null Treffer. Das ist die Infor-
mationspolitik dieses Senats in Bezug auf eine
Hochrisikotechnologie, obwohl Sie Vorstufen die-
ser Anwendung hier beantragt haben. Das ist eine
unterirdische und unverantwortliche Politik gegen-
Uber den Blrgerinnen und Birgern in dieser Stadt.

(Beifall bei den GRUNEN)

Es hat Schriftliche Kleine Anfragen gegeben, die
wenig aussagekraftig beantwortet wurden, aber es

gab dankenswerterweise auch engagierte Biirge-
rinnen und Burger in Bergedorf, die anhand des
Transparenzgesetzes Aktenvorlage beantragt ha-
ben. Daraufhin hat Ilhre Behérde die Erlaubnisakte
der Vierlande vorgelegt. Man kdnnte meinen, jetzt
wisse man etwas. Ich méchte lhnen einmal die Er-
laubnisakte zeigen, die den Bulrgerinnen und Bur-
gern zugestellt worden ist, die wirklich besorgt sind
und wissen wollen, ob in ihrer Nachbarschaft gifti-
ge Chemikalien angewandt werden sollen, ob dort
Bohrungen stattfinden oder Bohrplatze in Natur-
schutzgebieten versiegelt werden. Ich zeige lhnen
das einfach einmal: So geht es los,

(Heiterkeit bei den GRUNEN)

dann geht es so weiter, und dann kommt der MaR-
nahmenplan, den dieses Unternehmen dort bean-
tragt. Da sieht man hier, dass im ersten Jahr alles
geschwarzt ist, Im zweiten Jahr ist auch alles ge-
schwarzt, und das geht dann so weiter im dritten,
vierten und flnften Jahr, ich will das jetzt nicht wei-
terfihren.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Anscheinend ist Transparenz diesem Senat, der
gut regieren will, vollig egal. Sie lassen Burgerin-
nen und Blrger mit berechtigten Fragen und Sor-
gen alleine. Das ist unverantwortlich, Herr Horch,
das kann so nicht bleiben, und wir fordern Sie auf,
dass Sie sich heute hier erklaren.

(Beifall bei den GRUNEN)

Diese Erlaubnisakte zeigt aber auch, dass dem
Senat nicht nur Transparenz vollig gleichgliltig ist,
sondern anscheinend auch Umweltbelange und
Verbraucherschutz. Aus der Akte geht hervor, dass
die Behorde von Frau Senatorin Blankau, die BSU,
eine Stellungnahme abgegeben hat, die besagt,
dass im offentlichen Interesse die Erlaubnis ver-
sagt werden solle, diese Felder aufzusuchen, um
dort Gas zu suchen. Das allgemeine offentliche In-
teresse bezieht sich auf den Trinkwasserschutz,
weil dort Naturschutz- und Siedlungsgebiete be-
troffen sind. Ich méchte lhnen einmal die Erwide-
rung Ihrer Behorde, Herr Horch, auf diese Stellung-
nahme vorlegen, auf die hin kurz danach die Ge-
nehmigung der Explorationen erteilt wurde. Hier
steht:

"Nach Bewertung der Stellungnahme der
BSU durch die BWVI als oberste Bergbehor-
de der Freien und Hansestadt Hamburg ha-
ben sich keine rechtlichen Begriindungen fur
eine Versagung der Aufsuchungserlaubnis
ergeben. Die Zustimmung der BWVI zur Ge-
nehmigung bleibt uneingeschrankt beste-
hen."

Koénnen Sie mir das einmal erklaren, Herr Horch
oder Frau Blankau? Wie ist denn jetzt die Linie des
Senats? Die BSU gibt eine fachliche Stellungnah-
me ab, dass diese Genehmigung aus 6ffentlichem
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Interesse versagt werden misse. lhre Behorde,
Herr Horch, sagt, das interessiere sie nicht und die
Genehmigung werde uneingeschrankt erteilt. Dies
zeigt doch nur, dass dieser Senat in einem Konflikt
zwischen Umwelt und Wirtschaft wieder einmal oh-
ne Abwagung, ohne jede Begrindung und ohne
Beteiligung der Betroffenen einseitig zugunsten
von Wirtschaftsunternehmen und Energiekonzer-
nen handelt, und das ist unverantwortliche Politik.

(Beifall bei den GRUNEN)

Nun ist das Bergrecht ein Bundesrecht, und wir
wissen alle, dass das Bergrecht Abbau ermdgli-
chen soll und dass Landesbehdrden dieses umset-
zen missen und manchmal nicht die Spielrdume
haben, die man haben kénnte. Aber wir sehen
doch in unseren Nachbarldandern Schleswig-Hol-
stein und Niedersachsen, aber auch in Nordrhein-
Westfalen, alle SPD-geflihrt mit griinen Umweltmi-
nistern, dass es auch anders geht. Da positionie-
ren sich die Regierungen und sagen, dass sie kein
Fracking wollen; das haben Sie unterlassen. Diese
Bundeslander sagen, sie wirden alle Mdglichkei-
ten nutzen, um die Verfahren so lange zu verzé-
gern, bis das Bundesbergrecht geandert werde,
und starten dort auch Initiativen; diese Moglichkei-
ten stehen lhnen zu. Sie missten sich hier aber
erst einmal erklaren, wie Sie zu dieser Hochrisiko-
technologie stehen. Wir erwarten heute Antworten
von lhnen, und die Burgerinnen und Birger in den
Vier- und Marschlanden erwarten auch, dass Sie
Ihr unverantwortliches Handeln der letzten Monate
hier und heute korrigieren. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Frau Dr. Schaal,
Sie haben das Wort.

Dr. Monika Schaal SPD:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, meine Damen und Herren! Wenn ich mir
die Antrage anschaue, die zu dem angemeldeten
Thema vorliegen, dann habe ich den Eindruck,
dass die groRe Mehrheit in diesem Hause sich ab-
lehnend gegentber der unkonventionellen Gasge-
winnung ausgesprochen hat oder ihr zumindest
skeptisch gegentbersteht. Auch die SPD-Fraktion
kann die unkonventionelle Férderung von Erdgas
nach heutigem Wissensstand und vor allen Dingen
auf der Basis der heutigen rechtlichen Rahmenbe-
dingungen nicht beflirworten,

(Beifall bei der SPD)

ganz abgesehen von der Frage, ob wir die unkon-
ventionelle Erdgasgewinnung Uberhaupt brauchen.

(Zuruf von Jérg Hamann CDU)

— Wir haben erhebliche Bedenken gegen das
Fracking, Herr Hamann, denn zurzeit kann nie-
mand ausschlielRen, dass Fracking eine Gefahr fur
Mensch und Tier ist.

Mit Ricksicht auf unsere Wasserversorgung, aus
naturschutzfachlicher Sicht und letztlich auch mit
Blick auf eine intakte Siedlungsstruktur in Ham-
burgs Suden lehnen wir Fracking ab — zufrieden?

(Beifall bei der SPD)

Das sogenannte Erlaubnisfeld Vierlande reicht
Uber die hamburgischen Staatsgrenzen hinaus und
erstreckt sich bis ins sudliche Umland. In Berge-
dorf liegen Wasserwerke mit einer Jahresférderung
von 25 Millionen Kubikmetern Trinkwasser. Die
Aufsuchungserlaubnis schlief3t Gbrigens die Nord-
heide mit ein; auch von dort bezieht Hamburg
einen Grolteil seines Trinkwassers. Nun bezieht
zwar die Aufsuchungserlaubnis keine Bohrproben,
keine Bohrungen und auch kein Fracking ein, aber
wir wissen inzwischen auch, dass beim Fracking
Chemikalien eingesetzt werden, die hochgiftig
sind. Niemand kann zurzeit wirklich sicher aus-
schlieRen, dass das Grundwasser und damit unser
Trinkwasser durch Fracking gefahrdet wird. Darum
wollen und dirfen wir keinerlei Risiken eingehen,
die die Trinkwasserversorgung der Stadt gefahr-
den konnten.

Im Untersuchungsraum fiir die Erdgasgewinnung
liegen aullerdem mehrere 6kologisch sensible Na-
turschutzgebiete wie die Kirchdorfer Wiesen, die
Reit, die Borghorster Elbwiesen, Zollenspieker Kie-
bitzbrack und die Auenlandschaft Norderelbe. Die-
se Flachen sind als Natura-2000-Gebiete an die
EU gemeldet und besonders schutzwirdig. Dar-
Uber hinaus finden sich im Siden ausgedehnte
Landschaftsschutzgebiete. Es ware mit Natur- und
Landschaftsschutz sicher nicht zu vereinbaren,
wenn dort Bohrungen niedergebracht wirden. Die
Bohrlochdichte beim Fracking und die Verschmut-
zung mit Chemikalien, ganz abgesehen von der
Zerstérung der Landschaft, sind fiir den Ballungs-
raum Hamburg nicht hinnehmbar. Beim Erlaubnis-
feld Vierlande handelt es sich um teilweise dicht
bebautes Siedlungsgebiet. Es umfasst Teile von
Bergedorf, Allermdhe und Wilhelmsburg sowie na-
hezu das Kerngebiet von Harburg mit seinen Indus-
trie- und Gewerbeansiedlungen sowie wichtige
Verkehrsfldchen. Die gewachsene charakteristi-
sche Siedlungsstruktur, die das Gebiet der Vier-
und Marschlande auszeichnet, vertragt sich kaum
mit Bohrtirmen oder Schlammwisten. Auflerdem
ist das Aufsuchungsgebiet — daran darf man in die-
sem Zusammenhang auch erinnern — ein Hoch-
wasserrisikogebiet.

Und noch etwas, meine Damen und Herren: Wer
die Erde 6ffnet, um Gas zu fordern, wird andere er-
neuerbare Energiequellen aufgeben missen. Seit
Jahren laufen in Hamburgs sidlichen Stadtteilen
Bemihungen um die ErschlieBung von Tiefengeo-
thermie. Tiefengeothermie gehdrt zum IBA-Projekt.
Beides aber, Tiefengeothermie und Fracking zu-
sammen, kann es nicht geben, und wir werden uns
entscheiden muissen, ob wir langfristig die Mdglich-



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 55. Sitzung am 27. Marz 2013 4243

(Dr. Monika Schaal)

keit, circa ein Drittel der Stadt umweltfreundlich
und kostenguinstig mit Warme aus dem Erdinneren
zu versorgen, aufgeben wollen zugunsten einer
zusatzlichen kurzfristigen Gasausbeute fir viel-
leicht 10 bis 20 Jahre. Auch das gilt es zu beden-
ken.

Meine Damen und Herren! Viele Stadte und Ge-
meinden in Deutschland und zahlreiche Bundes-
Iander haben Bedenken gegen Fracking gedulert.
Der Deutsche Stadtetag hat ebenso Bedenken an-
gemeldet wie die Umweltministerkonferenz und
schlief3lich auch der Deutsche Bundesrat. Die Lan-
derkammer hat am 1. Februar den Einsatz umwelt-
toxischer Substanzen bei der Anwendung der
Frackingtechnologie zur Aufsuchung und Gewin-
nung unkonventioneller Gasvorkommen abgelehnt,
solange die Risiken nicht geklart sind. Hamburg
hat sich dem Beschluss angeschlossen und ihn
mitgetragen. Es ist schlicht und ergreifend falsch,
Herr Kerstan, wenn Sie in lhrer Presseerklarung
behaupten, der Hamburger Senat ignoriere die Ri-
siken.

(Beifall bei der SPD)

Die vorliegenden Antrage von Ihnen und von den
LINKEN gehen in die gleiche Richtung wie der Be-
schluss des Deutschen Bundesrats. Wir teilen ins-
gesamt die Intention der Antrage, auch die Intenti-
on des Antrags der CDU. Wir mdchten alle Antrage
an den Umweltausschuss Uberweisen und schla-
gen lhnen weiterhin vor, im Umweltausschuss eine
Expertenanhoérung zu allen Aspekten durchzufiih-
ren, die mit Fracking in Zusammenhang stehen.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Das ha-
ben wir schon in der Zeitung gelesen!)

— Das ist schon, dass Sie das schon gelesen ha-
ben.

Wir wollen Wissensliicken schlieRen, die im Zu-
sammenhang mit Gefahren fir Natur, Umwelt und
Kulturlandschaft stehen. Wir wollen naturlich auch
wissen, was dort im Zusammenhang mit der Auf-
suchung passiert und was das Unternehmen vor-
hat. Und wir wollen uns selbstverstandlich dariber
informieren, welche rechtlichen Voraussetzungen
etwa gegeben sein mussen, um die Einflhrung ei-
ner verbindlichen Umweltvertraglichkeitspriifung
und einer Offentlichkeitsbeteiligung fiir Fracking-
Vorhaben durchsetzen zu kénnen, damit wir letzt-
lich verhindern kénnen, dass durch Fracking der
Natur- und Wasserhaushalt und schlicht die Le-
bensgrundlagen unserer Stadt gefahrdet werden.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Frau Stover, Sie
haben das Wort.

Birgit Stover CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Um es kurz vorwegzunehmen:
Wir reihen uns erst einmal in die Reihen der Skep-
tiker ein, aber wir sind nicht Neinsager aus Prinzip,
sondern wir wollen mehr Informationen und wir
wollen abwagen.

(Beifall bei der CDU)

Es gibt rentable abbaubare Vorkommen, und es
gilt, die Vertraglichkeit fir Mensch, Tier und Um-
welt abzuwagen. Bei der Beurteilung der Fracking-
Methode muss selbstverstandlich die Sicherheit im
Vordergrund stehen, und das — es ist auch schon
ausgeflihrt worden — gilt vor allem und insbesonde-
re fir den stadtischen bebauten Bereich. Hier mis-
sen aufgrund der Urbanitat und der Auswirkungen
auf Mensch und Umwelt alle Zweifel an Risiken
und Gefahren ausgerdumt werden, die von der
Fracking-Technologie ausgehen.

Herr Kerstan hat schon gesagt, dass ich zwei Klei-
ne Anfragen gestellt habe, und die Antworten des
Senats waren sehr enttduschend. Ich musste fest-
stellen, dass die Burger Uber die Tagespresse gut
— namlich, wie Sie es gezeigt haben, mit ge-
schwarzten Unterlagen — informiert werden. Das
kann man vom Senat nicht behaupten. Dabei ist es
in heutigen Zeiten wichtig, dass Verwaltung und
auch das Unternehmen ExxonMobil um Transpa-
renz werben missen. Die mangelnde Information
mit Betriebsgeheimnissen zu begrinden, konterka-
riert diesen Ansatz vollstandig.

(Beifall bei der CDU)

Ein weiterer Aspekt ist hier noch nicht genannt
worden, eine Antwort des Senats war vollkommen
klar: Im Aufsuchungsgebiet Vierlande werden nun
drei Jahre lang vorhandene Akten, alte Protokolle
und alte Bohrkerne neu ausgewertet. Es handelt
sich um keine Explorationsbohrung, das heif’t, die
Erde wird hier definitiv nicht angefasst. Das muss
man noch einmal als Fakt festhalten.

Dennoch bin ich ganz auf Ihrer Seite, dass es
wichtig ist, jetzt politisch aktiv zu werden, um Re-
gelungen und Beteiligungsverfahren frihzeitig fest-
zulegen, denn eine lickenhafte Information und
Aufklarung der Bevdlkerung, wie sie zurzeit vom
Senat praktiziert wird, bringt nur noch mehr Unruhe
in die Diskussion. In der Diskussion hier, meine
beiden Vorredner haben es gezeigt, wird von einer
Hochrisikotechnologie gesprochen. Es wird von gif-
tigen und sogar hochgiftigen Chemikalien gespro-
chen, die in den Boden gepresst werden. Es wird
von Trinkwasserverunreinigung, Schlammwisten
und Schwierigkeiten bei der Flowback-Entsorgung
gesprochen; das sind nur einige Beispiele.

Ich méchte noch einen weiteren Aspekt kurz an-
schneiden. Hamburg muss mitentscheiden kon-
nen. Das Bergrecht ist in Sachen Beteiligung nicht
mehr zeitgemal. Wir bendtigen neue Regelungen,
die Hamburg miteinbeziehen und die sicherstellen,
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dass die Offentlichkeit umfassend informiert wird.
Das sieht ibrigens auch die Bundesregierung so.
Beim Schutz von Umwelt und Gesundheit darf es
keine Kompromisse geben. Nur unter dieser Vor-
aussetzung kénnen transparente und offene Ver-
fahren dazu beitragen, dass die Menschen eventu-
ell den betroffenen Forderverfahren ihre Zustim-
mung geben.

Die Bundesregierung ist mitnichten untatig. Eine
Koalitionsarbeitsgruppe hat Forderungen mit ent-
sprechenden Gesetzes- und Verordnungsanderun-
gen erarbeitet. Hier lauten die Stichworte Schutz
von Grundwasser und Trinkwasserversorgung, ei-
ne verpflichtende Umweltvertraglichkeitspriifung,
verbesserte Offentlichkeitsbeteiligung sowie erwei-
terte Beteiligungsrechte der Wasserbehdrden. Das
sollte erst einmal zufriedenstellen, denn diese An-
derung des Rechtsrahmens wird das Bundeskabi-
nett Anfang April verabschieden und dann ins par-
lamentarische Verfahren geben, sodass noch in
dieser Legislaturperiode die Anderungen beschlos-
sen werden kénnen.

Meine lieben Kollegen von der LINKEN und den
GRUNEN, ein Moratorium eribrigt sich daher von
selbst und wirde nur einer Technologiefeindlich-
keit den Weg ebnen. Ich mdchte noch einmal beto-
nen, dass auch fiir uns Sicherheit immer das ober-
ste Gebot ist, aber wenn sich die Gewinnung als
umweltvertraglich erweisen sollte, kann auch die
heimische Erdgasforderung aus unkonventionellen
Lagerstatten in Zukunft einen Beitrag zu einer ge-
sicherten und preisstabilen Energieversorgung
leisten.

(Beifall bei der CDU)

Die Potenzialabschatzungen sind in allen Antrégen
nachzulesen. Die Chance, das Vorkommen in
Deutschland zu heben, bedeutet, den Preis fir
Erdgas stabil zu halten oder sogar zu dampfen.
Welchen Einfluss heimisch geférdertes Erdgas hat,
zeigt sich in den USA.

Wir werden das Ganze im Ausschuss diskutieren,
wir brauchen unbedingt eine Versachlichung dieser
Diskussion, und wir brauchen auch deutlich mehr
Informationen zu dem Thema. Es bedarf einer um-
fassenden Auseinandersetzung, und wir begrifien
es, dass wir dieses komplexe Thema im Umwelt-
ausschuss erortern werden. — Herzlichen Dank fir
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Herr Dr. Duwe,
Sie haben das Wort.

Dr. Kurt Duwe FDP:* Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Ich kann mir ge-
fuhlte 50 Prozent meines Redebeitrags sparen,
denn Frau Stéver hat schon einiges erzahilt,

(Beifall bei der CDU, vereinzelt bei der SPD
und bei Jens Kerstan GRUNE und Christia-
ne Schneider DIE LINKE)

aber als Geowissenschaftler kann ich Ihnen ein
paar kleine Informationen geben, die vielleicht
nicht allen Hamburgerinnen und Hamburgern be-
kannt sind. "Die Partei" hatte da nicht recht — im
Bereich Harburg gibt es sogar noch Erdolférde-
rung, und es gibt sehr groRe Lagerstatten fir Gas,
in denen friher einmal Erdél war. Warum Exxon-
Mobil jetzt da sucht, ist klar: weil friiher dort eben
auch Erdgas beziehungsweise Erddl geférdert wor-
den ist. Das muss man so sehen. Ich mdchte noch
darauf hinweisen, dass Harburg sogar einmal der
einzige Montanbezirk war und wir dort fir ein paar
Jahre auch ein Kohlebergwerk hatten. Das weif}
keiner, aber das zeugt davon, dass wir im Unter-
grund eben Strukturen haben, wo diese Technolo-
gie angewandt werden konnte.

Frau Stéver hat schon darauf hingewiesen, dass
das umweltrechtlich leider eine Grauzone ist, wo
wir Anderungsbedarf haben. Das sollte auch ange-
gangen werden, aber wir sollten die Kirche im Dorf
lassen und zusehen, dass das, was jetzt passiert,
in Fachdiskussionen abgewogen werden muss. Ich
hoffe, dass es auf Bundesebene auch so schnell
passiert wie angekiindigt und dass wir im Aus-
schuss sachgerechte Informationen bekommen,
damit wir auch in diesem Bundesland etwas mehr
Uber diese Technologie erfahren und dann hinter-
her die Entscheidung treffen kdnnen, ob wir das
wollen oder nicht. Man sollte nicht schon vorher
sagen, dass wir das nicht wollen, und die Diskussi-
on scheuen. Deshalb freue ich mich, dass wir da
weiterkommen.

Noch einen Satz zur Aufsuchungserlaubnis: Aufsu-
chen bedeutet nicht, dass man da Erdgas sucht, in
dieses Gebiet hineingeht und bohrt, sondern man
schaut in die ganzen Unterlagen, die ein Unterneh-
men hat. Das Unternehmen kauft sich dann noch
weitere Unterlagen von anderen Unternehmen,
schaut sich alte Bohrkerne an und analysiert sie
mit neuesten Methoden, um herauszubekommen,
ob sich das Uberhaupt lohnt. Das kostet ungefahr
drei Jahre und wahrscheinlich auch eine Menge
Geld, und danach wird sich das Unternehmen ent-
scheiden, ob es Uberhaupt weiterarbeitet. Es wird
also in dem Gebiet der Vier- und Marschlande gar
nichts passieren, und da muss man den Leuten
nicht so viel Angst machen. Das ist kein Anlass zur
Panik, sondern zu hohem Interesse und hoher
Birgerbeteiligung.

Natirlich ist es so, dass — bisher zumindest — bei
den Verfahren einige Chemikalien verwendet wer-
den, die trinkwassergefahrdend sein kdnnen bezie-
hungsweise sind. Es gibt aber auch Forschungen,
die versuchen, diese Stoffe zu ersetzen. Man sollte
nicht bereits im Voraus der Forschung nicht die
Zeit geben, etwas zu erreichen, was man erreichen
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kann. Da wir in Deutschland Fracking schon seit
Jahrzehnten ohne umweltrechtliche Erlaubnisse
betreiben — jeder weil3, dass dieses Verfahren in
den letzten Jahrzehnten schon 6fter angewendet
worden ist —, mussen wir endlich dazu kommen,
diese Umweltauswirkungen auch wirklich zu be-
trachten. Das ist ein sehr wichtiger Punkt und des-
halb sollten wir uns die Zeit nehmen. Ich hoffe,
dass das in ein, zwei Jahren dann klar ist.

Ein Blick auf die Landkarte zeigt aber, dass prak-
tisch kein einziger Punkt im Bereich des Aufsu-
chungsgebiets Vierlande, das unter anderem
Sid-Wilhelmsburg beziehungsweise den Osten
von Harburg betrifft, Gberhaupt fir eine Bohrung
geeignet ware. Deshalb rate ich zu Gelassenheit.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Frau Heyenn, Sie
haben das Wort.

Dora Heyenn DIE LINKE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Seit bekannt geworden ist,
dass die ExxonMobil-Tochter BEB eine Aufsu-
chungserlaubnis flr das Schiefergas in Bergedorf
und Harburg eingereicht hat, geht in Hamburg die
Angst um, und zwar die Angst vor der Fracking-
Methode. Diese ist bekanntermallen, auch wenn
wir heute schon etwas anderes gehdrt haben, mit
erheblichen Risiken verbunden. Das wissen wir
nicht nur aus den USA, sondern das ist auch das
Ergebnis einer vom Bundesumweltministerium in
Auftrag gegebenen Studie, die im September 2011
veroffentlicht wurde. In dieser Studie steht — ich zi-
tiere —:

"In allen Phasen der Férdertechnologie sind
Umweltbeeintrachtigungen denkbar. Bei der
Gasférderung werden grof3e Mengen von ra-
dioaktiven Isotopen frei."

Ganz neu liegt jetzt im Landtag von Nordrhein-
Westfalen eine Studie vor, die noch unter Ver-
schluss gehalten wird. Es ist ein Entwurf einer Mal-
heimer Wissenschaftsgruppe, die viele Sachen
herausgefunden hat. Einiges ist durchgesickert,
zum Beispiel die Frage der Radioaktivitdt. Die Ra-
dioaktivitat ist keine Erfindung von Otto Hahn und
Lise Meitner, es gibt sie naturlicherweise sowohl in
der Atmosphéare als auch im Boden, und je tiefer
man in den Boden eindringt, desto mehr Radioakti-
vitdt wird frei. Diese Miulheimer Wissenschafts-
gruppe hat Folgendes herausgefunden — ich zitie-
re —

"Die Mulheimer Wissenschaftler weisen auf
ein bisher wenig diskutiertes Problem hin:
[die] Radioaktivitdt. So sei die Entsorgung
von grol’en Abwassermengen eine ungelo-
ste Frage [beim Fracking], weil darin natir-
lich vorkommende radioaktive Stoffe aus

dem Boden nach oben gesplilt werden. Da-
mit verbinde sich die Gefahr, dass auch das
Grundwasser radioaktiv verseucht wird,
warnten die Experten beim 'Arbeitskreis

Fracking™.

Dann noch davon zu sprechen, dass Fracking um-
weltvertraglich sei — da bleibt mir die Spucke weg.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRUNEN)

Hinzu kommt, dass bei Fracking Schwermetalle,
Salze, Benzol und andere Kohlenwasserstoffe das
Trinkwasser, das Brauchwasser und das Abwasser
belasten und dass die Entsorgung dieses ver-
schmutzten Wassers dann véllig ungeklart ist.

DIE LINKE setzt sich zusammen mit Birgerinitiati-
ven fir ein generelles Verbot ein. Wir haben das
auch schon in den Bundestag eingebracht, aber
leider haben alle anderen Fraktionen dagegen ge-
stimmt. In Frankreich gibt es bereits ein generelles
Verbot, und statt immer wieder umweltschadlichere
Methoden zu entwickeln, um fossile Energietrager
zu foérdern, sollten wir uns darauf konzentrieren,
den sozialdkologischen Umbau von Wirtschaft und
Gesellschaft voranzubringen.

(Beifall bei der LINKEN)

Dafur brauchen wir das unkonventionelle Erdgas
mit seiner sehr schlechten Klimabilanz und seinen
grof3en Gefahren wirklich nicht.

Man muss sich auch einmal fragen, wofiir der gan-
ze Aufwand betrieben wird. Es ist errechnet wor-
den, dass wir, wenn wir jetzt Gber Fracking Gase,
die wir gebrauchen kénnen, also Methan und Erd-
gas, freisetzen, fur maximal 13 Jahre die Gasfor-
derung in der Republik erhéhen kénnen, und zwar
vielleicht von 20 auf 30 Prozent. Dann haben wir
hinterher aber viele Umweltschaden, und das kann
doch wirklich nicht der Sinn sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Einzigen, die aus dieser Art von Gewinnung
Profit ziehen, sind die Konzerne, zum Beispiel Ex-
xonMobil.

(Finn-Ole Ritter FDP: Vattenfall!)

— Das haben Sie gesagt, das sage ich nicht. Damit
liegen Sie auch vdllig falsch, Herr Ritter, aber das
macht nichts.

Fracking reiht sich ein in die weltweiten Freiland-
versuche, bei denen noch Uberhaupt nicht klar ist,
wie ihre Folgen die nachsten Generationen belas-
ten werden. Ich nenne nur die Atomenergie, die
ein unbeherrschbares Problem mit dem Atommuill
hat. Ich nenne die Gentechnik, bei der auch kein
Mensch weil}, welche Folgen sie in den nachsten
Generationen haben wird, oder die Olgewinnung
aus den Meeren mit den ungeheuren Umweltver-
schmutzungen. Auch da ist Uberhaupt noch nicht
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klar, was passieren wird. Und jetzt noch Erdgas
aus dem Boden zu foérdern, das ist einfach riick-
sichts- und verantwortungslos.

(Beifall bei der LINKEN und bei Anja Hajduk
GRUNE)

Wenn wir Uber die Schuldenbremse reden, Uber
neue Rentenmodelle oder darliber, dass das Ren-
tenalter hochgesetzt werden muss, dann wird im-
mer gesagt, das sei alles dafiir da, um die nachste
Generation nicht Uber Geblhr zu belasten. Ich fra-
ge mich, warum man das eigentlich nie bei Um-
weltfragen macht. Wir belasten die nachsten Ge-
nerationen mit Umweltproblemen ohne Ende, und
jetzt soll noch eines hinzugefiugt werden. Da sagen
wir nein.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Aufgrund von Protesten in zahlreichen Regionen
Deutschlands — es ist schon angesprochen wor-
den — wurden bereits in mehreren Bundeslandern
Moratorien beschlossen. Das bietet allerdings kei-
ne Rechtssicherheit. In Hamburg hat Blirgermeis-
ter Olaf Scholz auf einer Landespressekonferenz
gesagt, man sei dabei, sich eine Meinung zu bil-
den. Frau Schaal hat eben ganz klar Position be-
zogen, dass die SPD gegen Fracking sei. Das Pro-
blem ist nur, dass es sehr schwierig ist, eine Boh-
rung zu verhindern, wenn man erst einmal eine Er-
kundung genehmigt hat. Frau Stéver, Sie haben
gesagt, es sei gefahrlich, aber die Gefahren des
Fracking haben Sie heute doch wieder sehr herun-
tergespielt. Auch die GRUNEN haben einen Antrag
eingebracht, den sie auf dem Weg ins Parlament
mehrfach veréndert haben, und die Ursache dafur
ist wohl das Verhalten des grinen Energieminis-
ters Robert Habeck in Schleswig-Holstein. Er hat
namlich Folgendes verkiinden lassen: Die Geneh-
migung fur die Erkundung von Fracking-Gebieten
in Schleswig-Holstein zu verweigern, sei nicht
moglich gewesen, da die Konzerne nach Bergrecht
einen Anspruch darauf hatten. Nach Ansicht der
Experten hatte aber sehr wohl die Mdglichkeit be-
standen, das Aufsuchungsgenehmigungsverfahren
zu versagen, namlich mit dem Hinweis auf ein
Uberwiegend offentliches Interesse. Da frage ich
mich naturlich, Herr Kerstan, warum Sie sich so
aufregen, wenn in Schleswig-Holstein im Grunde
das Gleiche gemacht wird wie hier in Hamburg. Da
komme ich wieder einmal nicht mit.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie haben einfach ein riesiges Problem mit dem
Rollenwechsel von Regierung zu Opposition, das
haben Sie hier in Hamburg zusammen mit der
CDU gezeigt, und das zeigen Sie jetzt in Nieder-
sachsen in der Frage Gorleben. Jetzt haben wir
hier lhren Sowohl-als-auch-Antrag zum Fracking,
der wirklich nicht eindeutig ist. Wenn Sie Fracking
im Rahmen von Genehmigungsverfahren begleiten
und gestalten wollen, dann reicht das nicht aus. In

Ihrem Antrag steht die Formulierung, der Senat
solle Genehmigungen so lange nicht zustimmen,
bis durch entsprechende Regelungen Offentlich-
keitsbeteiligung und Schutz der Umwelt sicherge-
stellt seien. Sie sagen aber nicht, was Schutz der
Umwelt ist. Wenn Sie mit Frau Stover reden, dann
hat sie eine ganz andere Vorstellung von Schutz
der Umwelt, als wir sie zum Beispiel haben. Auf
diese Art und Weise lassen Sie sich wieder eine
Hintertir offen. Wir missen dafiir sorgen, dass
Fracking verboten wird.

(Beifall bei Christiane Schneider DIE LINKE)

Die SPD hat angekiindigt, eine zeitnahe Exper-
tenanhérung im Umweltausschuss durchzufiihren.
Das ist ein erster guter Schritt. Dennoch darf diese
Uberweisung nicht dazu fiihren, dass sie zu einer
Beruhigungspille fiir die Fracking-Gegner wird. Das
ist ganz wichtig, und auch ein Erkundungsstopp
darf nicht auf die lange Bank geschoben werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Eine Erkundung zu genehmigen bedeutet, dass
man eine Férderung kaum noch stoppen kann. Wir
brauchen neben einer grundlegenden Reform des
Bundesberggesetzes ein gesetzliches Fracking-
Verbot. Die Hamburger Bevolkerung, insbesondere
die in Bergedorf und Harburg, erwartet von uns
Birgerschaftsabgeordneten ein klares Signal, und
das nach Moglichkeit vor der Bundestagswahl.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Frau Senatorin
Blankau, Sie haben jetzt das Wort.

Senatorin Jutta Blankau:* Frau Prasidentin, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren! Ich bin Herrn
Duwe dankbar, dass er erklart hat, was die Aufsu-
chungserlaubnis bedeutet. Sie bedeutet namlich,
dass das Bergamt in Clausthal-Zellerfeld fir die
Bundeslander Hamburg, Schleswig-Holstein, Bre-
men und Niedersachsen nach dem Bundesberg-
recht, das hier schon eine Rolle gespielt hat, die
Erlaubnis zu erteilen hat, vorhandene seismische
Daten und archivierte Bohrproben erneut auszu-
werten und zu untersuchen, ohne technische Boh-
rungen vorzunehmen. Die BSU hat vorsorglich ei-
ne Position bezogen, um dem zweiten Schritt vor-
zubeugen, falls namlich von ExxonMobil in zwei bis
drei Jahren mdglicherweise eine Genehmigung flr
Erkundungsbohrungen beantragt werden sollte.
Die Stellungnahme dazu haben wir abgegeben. In-
soweit, Frau Heyenn, hat mein Kollege in Schles-
wig-Holstein vollkommen recht. Wir kénnen in die-
sem ersten Schritt die Aufsuchungsuntersuchung
gar nicht ablehnen.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Doch, Sie kdnnen
es, wenn Sie wollen!)
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— Nein, kdnnen wir nicht. Darauf haben wir keinen
Anspruch. Wir haben eine Stellungnahme abgege-
ben, die zur Kenntnis genommen wurde, und das
Bergamt kann es erlauben.

Im zweiten Schritt misste ExxonMobil einen An-
trag stellen, Versuchsbohrungen durchfiihren zu
dirfen. Das konnen wir ablehnen. Dieser Schritt ist
aber noch gar nicht erfolgt. Herr Kerstan, Sie pole-
misieren immer gern gegen den Hamburger Senat.
Wir haben frihzeitig zusammen mit den anderen
Umweltministern im vergangenen Jahr die Ande-
rung des Bundesbergrechts auf den Weg ge-
bracht. Dazu hat es mittlerweile im Bundesrat Ent-
scheidungen bezlglich Umweltvertraglichkeitspri-
fung und Anderung des Bundesbergrechts gege-
ben.

Wir sollten alle, diejenigen, die moglicherweise fiir
Fracking sind — es gibt wohl Geologen, die das
sein sollen —, aber auch diejenigen, die sehr skep-
tisch sind, die Gelegenheit im Ausschuss nutzen,
dartber zu diskutieren. Wir haben als Politikerin-
nen und Politiker aber auch eine Verantwortung,
die Menschen in Hamburg nicht zu verunsichern
und Angste zu schiiren. Das sollten wir unterlas-
sen.

(Beifall bei der SPD)

Darum bitte ich Sie. Wir werden in aller Sachlich-
keit im Ausschuss daruber diskutieren. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Herr Kerstan, Sie
haben das Wort.

Jens Kerstan GRUNE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Wir haben eben eine Premiere
erlebt. Ein Senatsmitglied hat dem Parlament und
ein paar anwesenden Burgern erklart,

(Finn-Ole Ritter FDP: Ich bin auch Burger!)

was passiert ist und wie sie das einschatzen. Frau
Blankau, warum haben Sie das erst jetzt gemacht,
wenn die Erlaubnis aus dem Dezember 2012
stammt und Sie doch selbst verfolgt haben, dass
es seitdem in Bergedorf mehrere Veranstaltungen
besorgter Birgerinnen und Blrger gab, die gefragt
haben, ob bei ihnen gebohrt wird und was das jet-
zige Vorgehen bedeutet. Sie haben nicht darauf
reagiert. Das ist keine Politik, mit der Sie keine Pa-
nik schiren, im Gegenteil. Dadurch, dass Sie meh-
rere Monate geschwiegen haben und die Betroffe-
nen dariber im Dunkeln gelassen haben, was be-
antragt wurde, was es bedeutet und wie Sie dazu
stehen, haben Sie Unsicherheit geschirt. Und was
Sie eben gesagt haben, war in keiner Weise dazu
geeignet, diese Unsicherheit aus der Welt zu
schaffen, wenn Sie schon einmal etwas gesagt ha-
ben.

(Beifall bei den GRUNEN)

Frau Dr. Schaal hat im Gegensatz zu lhnen sehr
klar gesagt ha, wir als SPD-Fraktion wollen in der
Metropolregion kein Fracking und werden alles tun,
das zu verhindern. Davon hat dieser Senat und ha-
ben Sie nichts gesagt.

(Olaf Ohlsen CDU: Es gibt keine Bohrungen,
hat sie gesagt!)

Sie haben nur gesagt, Sie wollten keine Unsicher-
heit schiuren, und wir kénnten im Ausschuss ein-
mal dartber reden. Das ist doch schlicht und er-
greifend viel zu wenig. Dass es anders geht, liebe
Dora Heyenn, zeigt doch gerade das Beispiel aus
Schleswig-Holstein, wo Robert Habeck, der griine
Energiewendeminister, eindeutig erklart hat, dass
seine Landesregierung Fracking mit giftigen Che-
mikalien ablehnt. Sie haben eine Bundesratsinitiati-
ve gestartet, die das Bundesbergrecht so andert,
dass das in Zukunft nicht mehr mdglich ist. Auch
dazu, Frau Blankau, haben Sie nichts gesagt. Ich
bedauere schlicht und ergreifend, dass Sie auch
heute die Gelegenheit nicht genutzt haben, die Po-
sition des Senats in dieser Frage glasklar zu for-
mulieren, sodass wir als Parlament, aber auch die
betroffenen Burgerinnen und Biirger wissen, woran
wir sind, damit man sich mit Ihnen politisch ausein-
andersetzen kann. Was Sie gesagt haben, ist
schlicht zu wenig und ist immer noch unverantwort-
liche Politik. Mit dieser Politik untergraben Sie das
Ansehen und das Vertrauen in die Politik im Gan-
zen, Frau Blankau. So kann es nicht weitergehen.

Liebe Dora Heyenn, Sie fordern in lhrem Antrag,
Fracking generell zu verbieten. Fracking ist eine
Methode, bei der Stoffe in den Untergrund ge-
pumpt werden, um etwas zu gewinnen. Unsere Po-
sition ist eindeutig. Wir sagen, dass Gift im Boden
nichts zu suchen hat und wir Fracking ablehnen,
solange es mit giftigen Chemikalien gemacht wird.
Was Sie beantragen, verhindert aber auch, dass
Geothermie, eine erneuerbare Energiequelle, ge-
nutzt werden kann, denn dabei wird Wasser in den
Boden gepumpt, um es zu erwarmen. Die Landes-
regierung in Nordrhein-Westfalen hat das in einem
Moratorium in lhrem Sinne formuliert und dann
festgestellt, dass alle geothermischen Anlagen ab-
geschaltet werden missen. Nun ist sie gerade da-
bei, dieses generelle Frackingverbot zu differenzie-
ren und es nur auf Fracking mit giftigen Chemikali-
en zu beziehen. Aus unserer Sicht ist es der richti-
ge Weg, um unverantwortliche Risiken fur Trink-
wasser und Gesundheit auszuschlief®en, aber
gleichzeitig Geothermie zu ermdglichen. Ich hatte
mir gewlinscht, Frau Blankau, dass Sie diese Posi-
tion auch vertreten hatten. Sie haben es nicht ge-
tan, und daftr werden wir Sie auch weiterhin kriti-
sieren. Wir hoffen, dass dieser Senat irgendwann
einmal auch im Sinne der Birgerinnen und Burger
handelt. Bisher ist davon leider nichts zu erkennen.

(Beifall bei den GRUNEN)
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Vizeprasidentin Kersten Artus: Frau Heyenn, Sie
haben das Wort.

Dora Heyenn DIE LINKE: Lieber Jens Kerstan,

(Finn-Ole Ritter FDP: Geht doch Kaffee trin-
ken!)

es ist sehr I6blich, dass Sie Fracking nur mit ungif-
tigen Chemikalien durchfihren mdchten. Ich habe
aber eben diese Muhlheimer Gruppe erwadhnt. Es
gibt auch in der Literatur schon sparliche Hinweise,
dass, gleichgiiltig wofir man Bohrungen macht, ob
fir Geothermie oder fiir Schiefergasgewinnung,
man jedes Mal in so tiefe Schichten vordringt, dass
Radioaktivitat freigesetzt wird. Sie fordern also
auch, wenn Sie mit ungiftigen Stoffen Fracking
durchfihren, Radioaktivitdt nach oben und ins
Trinkwasser. Von daher kann es diese Greenwa-
shing-Frackingmethode Uberhaupt nicht geben.
Ein Frackingverbot sehr wohl sinnvoll, weil auch
bei der Geothermie in so tiefe Schichten gegangen
wird, dass Radioaktivitat frei wird. Ich mochte gar
nicht die beiden Filme "Gasland" und "Gas Fever"
Uber die USA erwahnen. Dort wird aus einer klei-
nen Stadt berichtet, wo lange Jahre Fracking be-
trieben wurde. Augenzeugen berichten, dass ihnen
nicht nur schlecht wurde, sondern ihnen nach dem
Genuss von Trinkwasser auch die Haare ausgefal-
len sind. Das sind Zeichen dafir, dass Radioaktivi-
tat freigeworden ist.

(Glocke)

Vizeprasidentin Kersten Artus (unterbrechend):
Frau Heyenn, entschuldigen Sie bitte. Ich bitte das
Plenum um sehr viel mehr Ruhe. Nur Frau Heyenn
hat das Wort. Bitte fahren Sie fort.

Dora Heyenn DIE LINKE (fortfahrend): Frau Sena-
torin, es ist gut und schoén, wenn Sie sagen, es
sollten keine Angste geschirt werden, die Leute
sollten nicht verunsichert werden. Das heifl3t aber
nicht, dass man die Gefahren ignorieren und ande-
re Erfahrungen einfach wegdiskutieren soll. Man
muss die Leute aufklaren und man muss auch den
Gefahren ins Auge sehen. Deshalb fordern wir das
Verbot von Fracking.

Vizeprasidentin Kersten Artus: Wenn keinen
weiteren Wortmeldungen vorliegen, kommen wir
zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksachen
20/6927 in der Neufassung und 20/7363 an den
Umweltausschuss zu? — Gegenstimmen? — Enthal-
tungen? — Damit sind die Uberweisungen ange-
nommen.

Wer mdchte nun die Drucksache 20/7223 ebenfalls
an den Umweltausschuss Uberweisen? — Gegen-
stimmen? — Enthaltungen? — Damit ist auch diese
Uberweisung angenommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 65 auf, Drucksache
20/7152, Antrag der FDP-Fraktion: Foérderung fur
alle Schiler — Begabtenférderung vom Glucksfall
zum Regelfall machen!

[Antrag der FDP-Fraktion:

Forderung fiir alle Schiiler — Begabtenforde-
rung vom Gliicksfall zum Regelfall machen!

— Drs 20/7152 -]

Ich bitte das Plenum um Ruhe. Gehen Sie hinaus,
wenn Sie sich unterhalten mochten.

(Finn-Ole Ritter FDP: Bei so einem wichti-
gen Antrag!)

— Das mache ich selbstverstandlich fir jeden An-
trag, Herr Ritter.

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/7365 ein An-
trag der CDU-Fraktion vor.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Begabtenforderung weiterentwickeln und nicht
zuriickfahren!

— Drs 20/7365 -]

Die FDP-Fraktion mochte beide Drucksachen an
den Schulausschuss Uberweisen, die SPD-Frakti-
on nur die Drucksache 20/7152.

Wer wiinscht das Wort? — Frau von Treuenfels, Sie
haben es.

Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Sehr ge-
ehrte Frau Prasidentin, meine Damen und Herren!
Vor Kurzem habe ich an einer Podiumsdiskussion
zum Thema Begabten- und Hochbegabtenforde-
rung teilgenommen.

(Beifall bei Roland Heintze CDU)

— Sie brauchen jetzt noch nicht zu klatschen, das
kommt spater.

Zu meiner Uberraschung ging es im Kern nicht in
erster Linie um die Frage, was zu tun sei, um
Hochbegabte moglichst erfolgreich zu férdern. Da-
zu kamen wir spater natirlich auch noch. Die Kern-
frage, vor allem bei den Eltern, lautete: Wie holen
wir unsere Kinder aus der Diskriminierungsecke?
Wie schaffen wir es, dass ihre besonderen Fahig-
keiten zuallererst, noch bevor sie verniinftig gefor-
dert werden, ernst genommen und geachtet wer-
den. Dass Eltern und Erziehungsberechtigte be-
gabter und hochbegabter Kinder in einer moder-
nen Millionenmetropole wie Hamburg diese Frage
stellen, ist schon erschitternd. Etwas erschitternd
finde ich auch, dass unser Schulsenator nicht da
ist, nun gut. Dabei gibt uns doch das Schulgesetz
in Paragraf 3 einen klaren Auftrag — ich zitiere dar-
aus —:


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7152&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7365&dokart=drucksache
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"Unterricht und Erziehung sind [...] so zu ge-
stalten, dass Schulerinnen und Schdler in ih-
ren individuellen Fahigkeiten und Begabun-
gen, Interessen und Neigungen gestarkt und
bis zur vollen Entfaltung ihrer Leistungsfa-
higkeit geférdert und gefordert werden."

Das ist unser Anspruch.

(Beifall bei der FDP und bei Robert Heine-
mann und Dr. Walter Scheuerl, beide CDU)

Der Paragraf bezieht sich selbstverstandlich auch
und gerade auf Begabte und Hochbegabte. Aber
wie sieht denn die Realitat aus? Lassen Sie mich
hierzu aus dem aktuellen Bericht der Schulinspek-
tion zitieren:

"Forderung erfolgt [...] meist wenig institutio-
nalisiert und hangt stark vom Engagement
einzelner Lehrkrafte ab."

So weit, so schlecht, um Herrn Dressel zu zitieren.
Weiter:

"[...] Schiler [...] mit besonderen Begabun-
gen [...] werden jedoch vergleichsweise sel-
tener mithilfe individueller Férderplane gefor-
dert als andere Schiulergruppen.”

Noch schlechter.

Meine Damen und Herren! Das ist nichts weiter als
die diplomatisch formulierte Kapitulation unseres
offentlichen Schulsystems vor der Pflicht zur Be-
gabten- und Hochbegabtenférderung. Das wollen
wir nicht hinnehmen.

(Beifall bei der FDP und bei Robert Heine-
mann und Dr. Walter Scheuerl, beide CDU)

Von hochbegabten Kindern wird lapidar angenom-
men, sie wirden das schon schaffen und brauch-
ten keine besondere Unterstlitzung. Auch Sie, Herr
Senator Rabe — er ist immer noch nicht da, daran
kann man sehen, wie ihn das Thema interessiert —,
haben diese Ansicht schon geauRert. Kein Bedarf
haben Sie dem NDR-Fernsehen im Juli vergange-
nen Jahres auf die Frage geantwortet, ob es mehr
Hochbegabtenférderung geben sollte, und Sie
scheinen diesen Bedarf immer noch nicht zu se-
hen. Diese Haltung ist nicht nur unverzeihlich ge-
genlber immerhin 10 bis 15 Prozent unserer Schi-
lerschaft, sie ist auch erstens bildungspolitisch
falsch, zweitens moralisch unvertretbar und drit-
tens volkswirtschaftlich unklug.

(Beifall bei der FDP und bei Robert Heine-
mann und Dr. Walter Scheuerl, beide CDU)

Sie ist bildungspolitisch falsch, weil besondere Kin-
der besondere Maflinahmen erfordern, und zwar in
besonderer Vielfalt und das nicht nur auf dem Pa-
pier, sondern auch in der Umsetzung. Es gibt ein-
zelne gute Projekte und Schulen mit speziellen
Programmen, aber es fehlt, und das ist wichtig, an
zentraler Steuerung. Wir brauchen eine Vernet-

zung der Lehrkrafte und Projekte untereinander.
Wir brauchen eine zentrale Internetseite, auf der
sich Eltern von hochbegabten Kindern Uber geeig-
nete Schulen informieren kdnnen. Dass dies nicht
der Fall ist, beklagten Eltern bei der Diskussions-
veranstaltung nachhaltig. Wir brauchen Qualitats-
entwicklung und vor allem eine unabhangige, ex-
terne Zertifizierung von Projekten wie den Schmet-
terlingsschulen. Wir brauchen diese Steuerung,
damit es keine Glickssache mehr ist, ob ein be-
gabtes Kind auf einen Lehrer trifft, der sich fir sei-
ne gezielte Férderung einsetzt, wenn er denn die
besondere Begabung tberhaupt erkennt.

Damit sind wir beim nachsten Problem, denn vie-
len Lehrern fehlt leider das Ristzeug dazu. Das
Thema ist in der Ausbildung relativ vernachlassigt
worden, so sagen es uns jedenfalls die Lehrer
selbst. Ein begabtes Kind, das sich im Unterricht
vielleicht langweilt, erhalt schnell den Stempel St6-
renfried. Frustration, mehrere Schulwechsel oder
das Ausweichen auf Privatschulen sind oftmals die
Folgen. Das ist zweitens die moralisch untragbare
Seite dieser Medaille, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und bei Robert Heine-
mann und Dr. Walter Scheuerl, beide CDU)

Wer Begabtenférderung aus ideologischen Grin-
den ablehnt, I&sst nicht nur viele Tausend Kinder
und Jugendliche in dieser Stadt im Stich, sondern
handelt drittens auch volkswirtschaftlich unklug,
denn er verkennt die positive Leitfunktion, die be-
gabte und hochbegabte Kinder fiir alle Schdler in
ihrem Umfeld und weit dartiber hinaus haben kon-
nen. Gerade Kinder, die aus bildungsfernen Eltern-
hausern kommen und die zu Hause nicht die noti-
ge Fdrderung erhalten, kdnnen davon profitieren.
Da waére einmal die bildungspolitische Chancenge-
rechtigkeit umgesetzt.

(Beifall bei der FDP und bei Robert Heine-
mann und Dr. Walter Scheuerl, beide CDU)

Das konnte nicht erkannte Potenziale bei Kindern
aus allen sozialen Schichten heben und so Chan-
cen fur alle schaffen, was wir alle wollen. Deshalb
brauchen wir, ich wiederhole es, eine institutionali-
sierte Begabtenférderung in Hamburg, die auf vor-
handenes aufbaut, die aber vernetzt, ausgeweitet
und bekannter gemacht wird.

Herr Heinemann, kurz zu lhrem Antrag. Wir sind
uns darin einig, die Begabtenforderung weiterzu-
entwickeln. Das Lernentwicklungsblatt finden wir
sinnvoll, aber nur auf eine alte Drucksache aus ei-
ner alten Legislaturperiode zu verweisen und den
Stand der Umsetzung abzufragen, beweist nur ei-
nes: Dieses Konzept hat eben nicht funktioniert. Es
hat nicht durchgegriffen, sonst stdnden wir heute
nicht hier und diskutierten Uber hochunzufriedene
Eltern von hochbegabten Kindern.

Die FDP-Fraktion appelliert deshalb an Sie alle,
den Anspruch des Schulgesetzes endlich ernst zu
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nehmen und gerade auch die Fahigkeiten, Bega-
bungen, Interessen und Neigungen besonders Be-
gabter gezielt zu fordern. Lassen Sie uns gemein-
sam dieses komplexe Thema differenziert betrach-
ten und ein MaRnahmenbiindel entwerfen, das Be-
gabte und Hochbegabte aus der Ecke der Nichtbe-
achtung ins Zentrum von Férderung holt. Folgen
Sie also gern unserem Antrag und lassen Sie uns
im Schulausschuss darlber konkret beraten. — Vie-
len Dank fur Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und bei Robert Heine-
mann und Dr. Walter Scheuerl, beide CDU)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Frau Rugbarth,
Sie haben das Wort.

Andrea Rugbarth SPD: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Frau von Treu-
enfels, der von Ihnen vorgelegte Antrag enthalt ei-
niges, wortber sich zu sprechen lohnt. Deshalb sa-
ge ich vorab schon einmal, dass wir diesen Antrag
an den Ausschuss Uberweisen werden, damit wir
ihn dort weiter beraten kénnen. Ich muss geste-
hen, dass Sie schon sehr vieles gesagt haben, so-
dass gar nicht mehr viel Ubrig bleibt. Wer sich
schon langere Zeit mit Schulpolitik beschaftigt, der
kam und kommt an diesem Thema nicht vorbei.
Auch das Schulgesetz von 1997 hat in genau der
gleichen Formulierung wie heute davon gespro-
chen, dass zur Verwirklichung von Chancengleich-
heit Unterricht und Erziehung daran auszurichten
ist und dass bis zur vollen Entfaltung der Lei-
stungsfahigkeit die Schuler geférdert und auch ge-
fordert werden missen. Es ist also fir jede Schule
und fiir jeden einzelnen Lehrer eine Regelaufgabe
— natlrlich auch fir Lehrerinnen, Frau Sudmann,
Ihr Einsatz hat gefehlt. Wer sich einmal anschaut,
auf welchen Gebieten eine Begabung vorliegen
kann, der wird erkennen, warum sich jeder Lehrer
daflir zustandig flhlen muss, denn es geht nicht
nur um sprachliche Begabung. Es kann auch eine
mathematisch-raumliche Begabung vorliegen, es
kann eine naturwissenschaftlich-technische Bega-
bung sein oder eine sozial-gesellschaftliche Bega-
bung, eine musisch-asthetische oder eine Bega-
bung im sportlichen Bereich. Diese sehr unter-
schiedlichen Begabungen, die Kinder haben kén-
nen und die beileibe nicht alle bei einem Kind ge-
bindelt sind, sondern eben in Teilleistungsberei-
chen vorkommen, machen die Sache kompliziert.
Ich méchte Ihnen durchaus darin recht geben,
dass unsere Lehrer oftmals nicht in der Lage sind,
das zu erkennen, weil sie natirlich in der Masse
von 21 bis 29 Schilern aus wahrscheinlich nach-
vollziehbaren Griinden sehr viel haufiger damit zu
tun haben, die kleinen Stoérenfriede in Schach zu
halten und Schiiler zu férdern, die nicht so gut mit-
kommen, sodass ihnen vielleicht oftmals der Blick
fur wirklich Hochbegabte fehlt. Ich méchte es nicht
den Lehrern vorwerfen, dass sie nicht dazu kom-

men, auch die Hochbegabten noch zu férdern,
denn ich glaube, ihnen fehlt auch das Rustzeug.
Sie haben es angesprochen: Die Ausbildung muss
an dieser Stelle intensiviert werden. Wir missen
aber naturlich auch fragen, welche Aufgaben wir
unseren Lehrern noch Ubergeben wollen. Deshalb
freue ich mich darauf, dass wir das fachlich noch
einmal sehr intensiv im Ausschuss diskutieren wer-
den. Dann schauen wir einmal, was wir machen
kénnen.

Der Antrag der CDU ist nicht gerade der grof3e Hit.
Nur um auch noch etwas zur Hochbegabtenférde-
rung zu sagen, graben Sie den Lernentwicklungs-
bogen aus. Genau der hat sich aber in der Praxis
nicht durchgesetzt. Er war einfach nicht praktika-
bel, vor allem deshalb, weil fir jeden Schiiler solch
ein Lernentwicklungsblatt gefihrt werden musste.
Das war nicht erfolgreich, wurde Uberarbeitet und
steht heute optional zur Verfigung. Wenn man
sich allerdings anschaut, was damit abgefragt wird,
ob das Kind zum Beispiel gute Gedachtnisleistun-
gen hat, dann stellt sich die Frage, was eine gute
Gedachtnisleistung ist. Bedeutet es, sich zu erin-
nern, was am Vortag gesagt wurde, oder muss
man sich ein Jahr zurlckerinnern kdnnen? Es fallt
nicht unbedingt jedem Lehrer leicht zu beurteilen,
was gut, sehr gut oder uberdurchschnittlich gut ist.

(Zuruf von Robert Heinemann CDU)

— Sie sind gleich dran, Herr Heinemann, dann kén-
nen Sie sprechen.

Ein anderes Beispiel sind ungewoéhnliche Lésungs-
wege. Herr Heinemann, wie sieht die Praxis in der
Schule aus? Wenn ein Kind ungewdhnliche L&-
sungswege in der Mathematik geht, dann wird der
Lehrer oftmals sagen, das hast du aber so nicht
gelernt. Das Kind wird dafiir nicht als hochbegabt
eingestuft, sondern bekommt ganz im Gegenteil
Punktabzug bei den Klassenarbeiten, weil es nicht
den LOsungsweg eingehalten hat. Also auch hier
ist nicht der Anspruch da, das Kind zu férdern, es
fallt oftmals sehr schwer. Die TIMMS- und auch die
IGLU-Studie ebenso wie der Bildungsbericht 2011
haben festgestellt, dass wir an dieser Stelle noch
mehr Potenziale schopfen konnen. — Danke schon.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Herr Heinemann,
Sie haben das Wort.

Robert Heinemann CDU: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich bin der FDP sehr dankbar,
dass sie das Thema heute angemeldet hat, denn
es ist ein sehr wichtiges Thema. Wir haben in den
PISA- und den LAU-Studien immer wieder gese-
hen, dass wir nicht nur bei den Lernschwachen ein
Problem haben, sondern in Hamburg besonders
ein Problem bei den Leistungsstarken. Uns gelingt
oder gelang in der Vergangenheit nicht, unsere Eli-
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te ausreichend zu fordern. Von daher haben wir
als CDU schon 2004 einen Antrag gestellt, ent-
sprechend aktiv zu werden. Der Senat hat 2006
ein Konzept vorgelegt und es ist auch viel umge-
setzt worden. Ich nenne nur einmal das Junior-Stu-
dium an der Universitat, die Férderung von Sprin-
gern oder eben auch das damals eingefiihrte Lern-
entwicklungsblatt. Aus meiner Sicht brauchen wir
von daher nicht unbedingt ein neues Konzept; das
bisherige umfasst sehr viel. Ich wiirde gern wissen,
was aktuell von all dem noch gilt, denn ich erinnere
schon sehr genau, dass es der Senator war, der
kurz nach seinem Amtsantritt gesagt hat, wir hat-
ten eigentlich schon genug und brauchten um Got-
tes Willen nicht noch mehr fiir Hochbegabte zu
machen, das sei nicht seine Baustelle. Und auf Ih-
re Anfrage hat er geantwortet, er wiisste gar nicht
genau, wie viele Hochbegabte wo und wie gefér-
dert werden. Hier scheint es offenbar bei der aktu-
ellen Behdrdenleitung ein Desinteresse zu geben.
Das zeigte sich auch im September 2012, als der
Senator dieses Lernentwicklungsblatt abschaffte,
was nun gerade fir die Hochbegabten gedacht
war.

Frau Rugbarth, Sie mégen mir vorwerfen, der An-
trag sei vollig unkreativ. Ich habe, genauso wie
Herr Dr. Scheuerl, einfach mal auf die Homepage
der Beratungsstelle besondere Begabungen ge-
schaut. Ich weil} nicht, ob Sie sie sich einmal ange-
sehen haben. Die Beratungsstelle besondere Be-
gabungen empfiehlt ausdriicklich, dieses Lernent-
wicklungsblatt fir die Hochbegabten weiter zu ver-
wenden. Daher glaube ich, dass es genau der rich-
tige Antrag ist. Es geht namlich um die Frage, ob
Begabungen erkannt werden, ob Begabungen bei
einem Schulwechsel den neuen Lehrern mitgeteilt
werden und ob sie bei einem Klassenlehrerwech-
sel mitgeteilt werden, damit einmal erkannte Bega-
bungen nicht wieder untergehen und damit die
festgeschriebene Forderung auch weitergeflihrt
wird. Von daher ist unser Petitum ganz klar darauf
gerichtet, dass genau das nicht untergeht und da-
fur die Lernentwicklungsblatter, die wir 2006/2007
eingefihrt hatten, auf jeden Fall weitergefihrt wer-
den — entsprechend der Empfehlung der jetzt von
Ihnen geflihrten Beratungsstelle besondere Bega-
bungen.

Zweitens sollen Sie uns einen genauen Sachstand
geben, wie es eigentlich im Moment um das The-
ma Begabtenforderung in Hamburger Schulen
steht, damit die Behoérdenleitung darauf aufbauen
kann. Wir kénnen dann gern schauen, wo an der
einen oder anderen Stelle noch Nachbesserungs-
bedarf besteht. Die Ideen liegen vor, sie missen
nur umgesetzt werden. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Frau Dr. von
Berg, Sie haben das Wort.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Hochbegabung ist kein
Randthema, das muss ich deutlich sagen. Es ist
keine Randgruppe und es sind auch nicht nur we-
nige Hundert Kinder, sondern es betrifft allein in
Hamburg etwa 4000 bis 7000 Kinder. Ich finde es
sehr erfreulich, dass wir uns dieses Themas an-
nehmen. Das mdchte ich vorweg sagen.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN und
bei Robert Heinemann, Karin Prien, beide
CDU, und Katja Suding FDP)

Das grof’e Problem der Hochbegabten ist, Frau
von Treuenfels hat es schon kurz umrissen, dass
eine Potenzialentfaltung, die jedes Kind verdient
hat, einfach oft nicht stattfindet. Deswegen kommt
es dazu, dass Hochbegabte oft keine Hochleiste-
rinnen und Hochleister sind. Das ist ein wirkliches
Drama flr diese Kinder und auch fiir die Eltern und
es fihrt unter Umstanden zu den beschriebenen
Problemen wie etwa Verhaltensauffalligkeiten. Das
wurde wahrend der Diskussion, bei der ich auch
zugegen war, immer wieder dargestellt. Das Pro-
blem liegt einfach darin begriindet, dass viele Lehr-
krafte nicht sensibilisiert sind, dass auch Eltern
Uberfordert sind, nicht wissen, wohin sie sich wen-
den koénnen und dementsprechend die Kinder da-
mit allein sind. Es ist auch ein Problem, dass der
Umgang mit Heterogenitat in den Schulen noch
nicht in dem MalRe angekommen ist und gelibt
wird, wie es eigentlich sein misste. Deswegen
stand diese Diskussion unter dem Oberbegriff "In-
klusion". Damit sind wir beim Thema, weil die Lo6-
sungen padagogische Lésungen sein mussen. Es
sind jedoch auch politische Lésungen gefragt, Frau
von Treuenfels hat sie aufgezahit. Ihre Vorschlage
sind richtig und wichtig und wir unterstiitzen sie
auch. Wir hatten dem Antrag sogar zugestimmt.
Nun wird er an den Ausschuss Uberwiesen; auch
dem stimmen wir zu. Es muss aber auch nach
padagogischen Lésungen geschaut werden. Das
hat dann wieder etwas mit Individualisierung zu
tun, diesem in einigen Kreisen bésen Wort. Es hat
etwas damit zu tun, dass man die Kinder im Klas-
senverband zu halten versucht und sie nicht tber
Springer-Klassen immer weiter voranschreiten
lasst, denn oft sind diese Kinder sozial-emotional
natdrlich nicht hochentwickelt, sondern ihrem Alter
gemal. Fur sie ist es haufig ein Drama, aus einer
Klasse herausgerissen zu werden und mit wesent-
lich alteren Schiilern zusammen lernen zu mussen.
Wir als GRUNE stehen dafiir, Potenzial bei jedem
Kind zu entfalten, selbstverstandlich gerade auch
bei Hochbegabten, moéglichst aber im Klassenver-
band, weil wir lernen missen, mit Heterogenitat
umzugehen, um jedem Kind gerecht zu werden.
Deswegen werden wir den Antrag gern Uberwei-
sen. Ich freue mich auf die Gesprache im Schul-
ausschuss. — Vielen Dank.
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(Beifall bei den GRUNEN und bei Dr. Kurt
Duwe und Anna-Elisabeth von Treuenfels,
beide FDP)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Frau Heyenn, Sie
haben das Wort.

Dora Heyenn DIE LINKE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Die FDP hat ihrem Antrag ein
Zitat aus dem Schulgesetz vorangestellt, und sie
zieht daraus den Schluss, dass lernschwache
Schdler unterstutzt werden mussen, aber auch be-
sonders begabte Schiiler eine gezielte Forderung
brauchen. Damit stimmen wir soweit Uberein. Ich
moéchte mich dem Thema Hochbegabtenférderung
und der Forderung, dass ein Glicksfall zum Regel-
fall werden soll, ndmlich dass Schiler insgesamt
richtig geférdert werden, mit zwei Beispielen na-
hern.

Das erste Beispiel: Eine Mutter ist zu mir gekom-
men und hat mir ihr Leid geklagt. lhr Sohn sollte
abgeschult werden, weil er verhaltensauffallig war
und eine dicke Schiilerakte hatte. Der Junge wollte
aber unbedingt auf dieser Schule bleiben. Schliel-
lich wurde er am UKE untersucht. Was stellte sich
heraus? Der Sohn war hochbegabt. Daraufhin
schaltete die Mutter den Schulaufsichtsbeamten
ein, ging zur Beratungsstelle fir besondere Bega-
bungen. Es half alles gar nichts. Jetzt ist das Kind
auf einer Privatschule.

Das zweite Beispiel: Eine Mutter kam zu mir und
erzahlte, dass das Kind von Anfang an — schon in
der Grundschule war das klar — eine Lese-Recht-
schreibschwache hatte. Sie hat versucht, eine For-
derung zu bekommen, die sie aber in der Grund-
schule nicht bekommen hat. Jetzt ist das Kind in
der sechsten Klasse und in allen Fachern firchter-
lich schlecht geworden. Es schreibt fast kein einzi-
ges Wort fehlerfrei und hat Gberhaupt kein Selbst-
bewusstsein mehr. Und nun bekommt dieses Kind
Forderung, aber, wie die Mutter mir mitteilte, nur
bis zum Ende der sechsten Klasse, dann ist
Schluss. Sie sieht jetzt schon mit groRen Angsten,
dass ihr Sohn wahrscheinlich gar keinen Schulab-
schluss bekommt.

Das sind zwei Falle, an denen man von entgegen-
gesetzten Enden her sehen kann, wo die Férde-
rung in Hamburg noch einen gro3en Nachholbe-
darf hat. Es gibt Schiilerinnen und Schiler mit sehr
unterschiedlichen Begabungen. Das Hauptproblem
ist, dass diese Begabungen oft Gberhaupt nicht er-
kannt werden. Da gliedert sich dieses Problem,
Hochbegabte zu férdern, ein. Das ist kein isoliertes
Problem.

Sie weisen in lhrem FDP-Antrag auf die Schulin-
spektion hin und formulieren, dass gezielte Foérde-
rung nicht dem Zufall Uberlassen werden durfe und
dass es nicht davon abhangen dirfe, ob Schilerin-
nen und Schuler auf eine engagierte Lehrkraft tref-

fen. Aber genau das ist die Realitat, und das hat
die Schulinspektion jetzt zweimal bestatigt, namlich
dass die Motivation und die Lernbereitschaft von
Schulerinnen und Schilern zu 93 Prozent davon
abhangen, welchen Lehrer oder welche Lehrerin
sie haben. Das trifft fur alle zu, nicht nur fir Hoch-
begabte, die 2 bis 3 Prozent der Schilerschaft
ausmachen. Es ist richtig, es sind 4000 bis 6000
Hochbegabte. Es ist also keine Frage des Unter-
richts, sondern es ist eine Frage der Methodenviel-
falt. Es muss alles versucht werden, diese Abhan-
gigkeit von der Lehrerpersonlichkeit zu reduzieren.
Dazu ist aber bisher noch niemandem etwas
Schlaues eingefallen.

Nun hat die Universitat Wirzburg Hochbegabten-
klassen untersucht und unter anderem festgestellt
— ich zitiere —:

"Im immer noch vorherrschenden Frontalun-
terricht richten sich die Lehrer in der Regel
nach dem 'durchschnittlichen' Schiiler aus,
was bei den Hochbegabten leicht zu Unter-
forderung und Motivationsproblemen fuhrt."

Spater im Text weisen sie darauf hin, dass es in
Bayern und Baden-Wirttemberg seit etlichen Jah-
ren spezielle Klassen fir hochbegabte Schiler
gibt. Und ob die Erwartungen so erfillt wurden, wie
man es erwartet hat, dariiber gibt es eine Studie.
Eine Wissenschaftlerin zieht aus dieser Studie fol-
genden Schluss — ich zitiere —:

"Vor allem das hohe MalR an individueller
Unterstitzung und die gelungene soziale In-
tegration wurden von den Eltern positiv be-
wertet."

Das ist genau das, was auch Frau von Berg ge-
sagt hat, es muss im Klassenverband stattfinden.

Nun hat auch die CDU einen Antrag eingebracht.
Sie fordern in Punkt 2 den Stand der Umsetzung
des 2006 entwickelten Forderkonzepts fir hochbe-
gabte und besonders begabte Schilerinnen und
Schuler. Es ist richtig, dass Sie 2006 etwas auf
den Weg gebracht haben. Sie haben auch Schnell-
lauferklassen eingerichtet, das Springermodell und
das Juniorstudium. Man muss aber auch sagen,
dass die Springerklassen wieder abgeschafft wur-
den, es nur noch eine einzige Schnelllauferklasse
gibt und insgesamt 88 Schiilerinnen und Schiiler
am Juniorstudium teilnehmen. Das ist eine sehr
geringe Ausbeute und man kann nicht sagen, dass
das ein Erfolgsrezept ist.

In dem FDP-Antrag werden mehrere Vorschlage
gemacht. Da frage ich mich natirlich, wenn Sie in
Punkt 2 sagen, Sie wollten in einzelnen Schwer-
punktschulen Hochbegabtenférderung machen,
wie Sie denn die Schulen aussuchen wollen? Dazu
haben Sie kein Wort gesagt. Welche Schulen sol-
len das sein und welche nicht? Ob diese externe
Zertifizierung so viel bringt, weil} ich wirklich nicht.



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 55. Sitzung am 27. Marz 2013 4253

(Dora Heyenn)

Wir sind fiir eine Uberweisung, aber wir werden
dem CDU-Antrag und dem FDP-Antrag auf keinen
Fall zustimmen.

Das Hauptproblem bei der Férderung von unter-
schiedlichen Begabungen besteht darin, dass man
diese Begabung nicht erkennt. Das gilt sowohl flr
Lehrkrafte als auch fur Eltern, und das bleibt die
standige padagogische Herausforderung. Daran
wird taglich gearbeitet. Da missen wir sowohl mit
dem LI als auch mit der Lehrerausbildung und mit
genlgend Zeit, die die Lehrkrafte in den Schulen
haben mussen, arbeiten. Die Antrdge der FDP und
der CDU werden nicht dazu beitragen, dass die
begabten Schiilerinnen und Schiiler in Hamburg
besser geférdert werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Gibt es weitere Wortmeldungen? — Wenn das
nicht der Fall ist, kbnnen wir zur Abstimmung kom-
men. Zunachst zum Uberweisungsbegehren hin-
sichtlich der Drucksache 20/7152.

Wer mochte diese an den Schulausschuss Uber-
weisen lassen? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist dann einstimmig so Uberwiesen
worden.

Wer méchte die Drucksache 20/7365, Antrag der
CDU-Fraktion, ebenfalls an den Schulausschuss
Uberweisen? — Auch hier die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist dieses Uberweisungsbegeh-
ren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer méchte den Antrag der CDU-Fraktion anneh-
men? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit
ist dieser Antrag abgelehnt.

Wir kommen zu Punkt 70, Drucksache 20/7222 in
der Neufassung, Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Streikrecht fir gute Arbeit ist ein Grundrecht — es
muss durch die Anderung bestehender Gesetze
verteidigt werden.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Streikrecht fiir gute Arbeit ist ein Grundrecht —
es muss durch die Anderung bestehender Ge-
setze verteidigt werden

— Drs 20/7222 (Neufassung) -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/7389 ein An-
trag der SPD-Fraktion vor.

[Antrag der SPD-Fraktion:

Missbrauch von Leiharbeitskriaften und befri-
stet Beschiftigten als Streikbrecher verhindern
— Drs 20/7389 -]

Wer wiinscht das Wort? — Frau Artus.

Kersten Artus DIE LINKE: Frau Prasidentin, sehr
geehrte Herren und Damen! Streiken ist ein Grund-
recht. Aber was ist dieses Grundrecht noch wert?
Eine 55-jahrige Arbeiterin, die bei Neupack in Stel-
lingen arbeitet und seit fast fUnf Monaten streikt, ist
diesbezlglich weitgehend desillusioniert. Sie
schreibt in einem Beitrag auf Facebook:

"Die Vertrage der polnischen Kollegen wur-
den bis 2014 verlangert, und wir wissen alle,
was das heildt. Wir kommen nicht aus
Dummsdorf. Ich wiinsche mir, dass spate-
stens die zweite Generation nach mir den
Mut haben wird, aufzustehen und lauthals
ins Land zu schreien, dass auch wir Rechte
und nicht nur Pflichten haben, dass wir Men-
schen sind und keine Marionetten, dass
auch wir Steuerzahler und Wahler sind und
kein Spielball fur die Reichen."

(Beifall bei der LINKEN)

Sehr geehrte Abgeordnete! Da stehen Menschen
in der kaltesten Jahreszeit vor ihrem Werk fir
einen Tarifvertrag. Der wird ihnen keinen Luxus
bringen, sondern nur mehr Gerechtigkeit, aber das
ist den Menschen wichtig. Sie sind so bescheiden
und jetzt erleben sie, dass diese Bescheidenheit
keinen Erfolg hat. Dass es noch keinen Tarifver-
trag gibt, daran tragt die derzeitige Gesetzeslage
einen groflen Anteil. Deswegen haben wir diesen
Antrag gestellt.

Welches Landesparlament, wenn nicht Hamburg,
muss jetzt Flagge zeigen fir die Sicherung eines
der wichtigsten demokratischen Grundrechte, den
Streik?

(Beifall bei der LINKEN)

Der Neupack-Inhaber ist vermutlich kein Mensch
mit schlechtem Charakter. Er kennt aber seine
rechtlichen Moglichkeiten und beherrscht die Re-
geln des Klassenkampfes. Die eine lautet aus Un-
ternehmersicht: Keine Zugestandnisse machen,
wenn es nicht sein muss, denn das nimmt vom Ge-
winn etwas weg. Die andere Regel heif’t: Teile und
herrsche. Stelle Leute als Leihkrafte und befristet
ein und versprich ihnen feste Arbeit und behandle
die anderen wie den letzten Dreck. Die Rahmenbe-
dingungen, die es ihnen erlauben, einen Tarifver-
trag zu behindern, sind von den Bundesregierun-
gen seit Mitte der 1980er Jahre systematisch er-
moglicht worden.

Die Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Birgerschaft hat daher die groften Verschlimm-
besserungen in dem vor lhnen liegenden Antrag
zusammengetragen. Es muss Schluss sein damit,
dass Streikbrecher eingestellt werden dirfen,
wenn drau’en vor dem Werk Menschen um faire
Bezahlung kdmpfen.


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7222&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7389&dokart=drucksache
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(Beifall bei der LINKEN)

Es muss Schluss sein damit, dass Betriebsrate
wahrend eines Streiks entmachtet sind.

(Beifall bei der LINKEN)

Es muss Schluss sein damit, dass Arbeitsuchende
an bestreikte Betriebe vermittelt werden diirfen.

(Beifall bei der LINKEN)

Und es muss Schluss sein damit, dass Gewerk-
schaften bislang keine direkten rechtlichen Mog-
lichkeiten haben, GesetzesverstdRRe im Betrieb und
Restriktionen gegen Streikende mithilfe der Gerich-
te zu untersagen.

(Beifall bei der LINKEN)

Sehr geehrte Abgeordnete! Die Zahl der tarifge-
bundenen Betriebe ist seit 1996 stark zurlickge-
gangen. Immer mehr Unternehmen treten aus dem
Arbeitgeberverband aus. Bundesweit arbeiteten im
Jahr 2009 nur noch 52 Prozent der Arbeithnehme-
rinnen und Arbeitnehmer in tarifgebundenen Be-
trieben, 1996 waren es noch 67 Prozent. Es wird
immer schwerer, tarifliches Recht durchzusetzen,
und es finden immer ofter sogenannte Hauser-
kampfe statt. Immer ofter streiken auch nur Berufs-
gruppen. Das haben wir bei den Lokomotivfiihrern
beispielsweise und auch beim Bodenpersonal an
den Flughafen gesehen.

Das kénnen Sie an folgenden Fakten festmachen:
Die Zahl der an Streiks und Warnstreiks beteiligten
Beschaftigten hat sich gegeniber 2011 mehr als
versechsfacht. Sie stieg von rund 180 000 auf
1,2 Millionen. Nicht zuletzt dadurch lag das Ar-
beitskampfvolumen 2012 mit schatzungsweise
630 Ausfalltagen mehr als doppelt so hoch wie
2011. Die Mehrzahl der Arbeitskampfe sind mittler-
weile Auseinandersetzungen um Haustarifvertrage,
also wie bei Neupack. Hinzu kommt, dass nur
0,65 Prozent aller Tarifvertrége noch allgemeinver-
bindlich sind. Das heif3t, nur 0,65 Prozent aller Ta-
rifvertrage gelten auch dann, wenn Arbeitgeber
nicht im Arbeitgeberverband sind oder einen Haus-
tarifvertrag mit einer Gewerkschaft unterschrieben
haben.

Daher hatten SPD, LINKE und GRUNE Anfang
2012 im Bundestag mit jeweils eigenen Be-
schlussvorlagen beantragt, die 50-Prozent-Klausel
im Tarifvertragsgesetz zu andern, die Vorausset-
zung fur eine Allgemeinverbindlichkeit ist. Dies
stie® bei Expertinnen und Experten auch auf ein
weitgehend positives Echo, wie es bei einer Anho-
rung des Ausschusses fur Arbeit und Soziales
auch deutlich wurde. CDU, CSU und FDP haben
das ignoriert und alle drei Antrédge abgelehnt.

Daher erwarte ich von lhnen auf der rechten Seite
der Burgerschaft, dass Sie uns heute endlich keine
Marchen mehr erzahlen, indem Sie das Lied von
der Tarifautonomie singen. Das glaubt Ihnen nie-

mand mehr. Ich fordere von Ihnen endlich Ehrlich-
keit. Oder kritisieren Sie die Beschllisse lhrer Bun-
destagsfraktionen, dann gewinnen Sie an Glaub-
wirdigkeit zurick.

(Beifall bei der LINKEN)

Sehr geehrte Abgeordnete! Neupack lasst sich seit
Jahren staatlich subventionieren, denn dort wer-
den so niedrige L6hne gezahlt, dass viele der dort
Beschaftigten davon gar nicht leben kdnnen. Damit
ist Neupack nicht allein, denn die Agenda 2010,
die durch die Schroder-Fischer-Regierung einge-
fuhrt wurde, hat vielen Betrieben dieses Lohn-
driickermodell erst ermdglicht. Das wird in vielen
Kreisen ubrigens Jobwunder genannt. Dieser Neu-
sprech bedeutet aber nichts anderes als arm durch
Arbeit, und auch das muss endlich beendet wer-
den.

(Beifall bei der LINKEN)

Nun will die SPD ihren Bundestagswahlkampf mit
ihrem bisher unglicklich agierenden Kanzlerkandi-
daten damit flottkriegen, dass es Korrekturen an
der Agenda 2010 geben soll. Aber Korrekturen wie
der gesetzliche Mindestlohn und "Equal pay for
equal work" fur Leihkrafte und Stammbelegschaf-
ten verbessern nicht die Mdglichkeiten, Rechte im
Streik durchzusetzen. Schon gar nicht reicht ein
gesetzlicher Mindestlohn von 8,50 Euro. 8,50 Euro
entsprechen bei einer 38-Stunden-Woche gerade
einmal 1400 Euro brutto. Damit kommen die Men-
schen aber noch nicht einmal tber die Armutsgren-
ze. lhre angekindigten Korrekturen greifen zu
kurz. Sie sind ein bisschen Schmiere fir jene, die
sich Uberlegen, dieses Mal vielleicht wieder SPD
zu wahlen. Wir LINKEN werden aber nicht mide
werden, immer wieder zu sagen, dass es die SPD
gewesen ist,

(Dirk Kienscherf SPD: Aber so richtig erfolg-
reich ist das nicht!)

die mit dem Prinzip Foérdern und Fordern das Prin-
zip Arm durch Arbeit erst ermdglicht hat.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn Sie das Land wirklich wieder sozial gerech-
ter ausgestalten wollen, dann sorgen Sie daflr,
dass die Tarifbindung wieder steigt und dass Dum-
ping-Léhne verboten werden.

(Dietrich Wersich CDU: Das ist wie in der
DDR! VEB!)

Daher fordern wir Sie auf, unseren Antrag anzu-
nehmen. Geben Sie den Menschen die Wirde zu-
rick, die fir ihre Rechte auch zielfihrend kampfen
wollen.

Zu dem SPD-Antrag mdchte ich sagen, dass es
gut ist, dass er Uberhaupt gestellt wurde. Ich hatte
die Erstinformation bekommen, dass unser Antrag
an den Sozialausschuss Uberwiesen werden soll.
Dieser Antrag ist aus meiner Sicht ein lauwarmer
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Aufguss von unserem. Es sind Teilforderungen von
unserem Antrag enthalten, immerhin, aber es ware
besser gewesen, wenn Sie sich unserem Antrag
anschlieen wirden.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat jetzt der
Abgeordnete Rose.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Da bin ich ja mal
gespannt, Herr Rose!)

Wolfgang Rose SPD: Liebe Frau Prasidentin, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Es ist schon sehr
spat, und wir haben vor einer Sitzung bereits
schon einmal Uber das Thema Streik diskutiert.
Das mdchte ich nicht wiederholen. Von daher habe
ich angesichts dieser Situation mein Manuskript
zur Seite gelegt und will mich auf ganz wenige Sat-
ze beschranken.

Erster Satz: Tarifautonomie und Streikrecht sind
Grundrechte. Zweiter Satz: Sie dirfen nicht unter-
laufen werden. Und das, was bei Neupack passiert
und eben ausfihrlich dargestellt wurde, ist skanda-
16s und vordemokratisch.

(Beifall bei der SPD und bei Tim Golke DIE
LINKE)

Dritter Punkt: Es ist zwar sehr selten, dass so et-
was vorkommt, aber es ist kein Einzelfall. Wir ha-
ben im Jahr 2007 bei dem Streik im Einzelhandel
auch schon einmal eine Situation gehabt, in der
die Kassiererinnen in den Kaufhausern durch Leih-
arbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer ersetzt
worden sind. Von daher ist es notwendig, darauf
Zu reagieren.

(Finn-Ole Ritter FDP: 2007 war das letzte
Mal!)

Néachster Punkt: Das grundsétzliche Anliegen der
LINKEN in dieser Frage, das kénnen Sie unserem
Zusatzantrag entnehmen, unterstitzen wir. Aller-
dings ist es aus unserer Sicht so, dass es nicht da-
mit getan ist, pauschale Aussagen dazu zu ma-
chen, sondern im Einzelnen genau zu prazisieren,
wie das in den Gesetzen verandert werden soll.
Wir wollen den Senat beauftragen, das genau zu
formulieren, damit es dann auch eine Chance auf
realistische Umsetzung hat.

Ein letzter Satz: Die Ordnung auf dem Arbeits-
markt ist bei der SPD-Fraktion in guten Handen.
— Danke schon.

(Beifall bei der SPD — Heiterkeit bei Mehmet
Yildiz DIE LINKE)

Prasidentin Carola Veit: Nun hat Frau Dr.
Focking das Wort.

Dr. Friederike Focking CDU: Es ist keine ganz
leichte Aufgabe, das gebe ich zu, nach so viel
Klassenkampf und dann einer Rede Uber Streik
oder doch nicht Streik zu sprechen. Ich habe mich
jetzt aber doch vorbereitet.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

— Frau Sudmann, wenn Sie das meinen. Ich weil}
nicht, ob es gegen mich spricht, wenn ich das nicht
weild.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Ja, eindeutig!)

Ich will doch noch einmal zu den Antragen Stellung
nehmen.

Wer den Antrag der LINKEN ohne weitere Vor-
kenntnisse liest, der muss den Eindruck gewinnen,
als stiinde das Streikrecht in Deutschland vor dem
Aus. Gewerkschaften und Belegschaften, sagen
Sie, werde es immer schwerer gemacht, durch
Streik oder auch nur dessen Androhung ihre For-
derungen durchzusetzen. Da frage ich mich wirk-
lich, ob wir im gleichen Land leben. Derzeit erleben
wir eine Welle von Tariferhdhungen, die teils mit,
teils ohne Streik erreicht wurden. Das zeigt, dass
die Gewerkschaften unter den Bedingungen des
gultigen Rechts sehr wohl erfolgreiche Tarifpolitik
in Deutschland betreiben kdnnen.

(Beifall bei der CDU)

Und das ist — Ubrigens auch aus CDU-Sicht — sehr
gut und richtig so. Das, liebe Frau Artus, ist auch
kein Marchen, sondern Realitat. Sie fordern trotz-
dem umfassende Anderungen von Gesetzen auf
Bundes- oder sogar Europaebene. Als Begrin-
dung fuhren Sie nicht etwa Entwicklungen in ganz
Deutschland an, sondern den sehr problemati-
schen Fall einer norddeutschen Verpackungsfirma.
Dort wird in der Tat ein besonders schwieriger Ar-
beitskampf ausgetragen. Aber laut Medienberich-
ten zeichnen sich infolge des Streiks unter gelten-
dem Recht nun auch dort endlich Verhandlungen
ab. Doch Sie sagen, das Streikrecht misse drin-
gend verbessert werden. Noch besser, mag sich
da mancher fragen, der in den letzten Wochen we-
gen der Streiks bei der Bahn oder am Hamburger
Flughafen nicht rechtzeitig zur Arbeit oder in den
Urlaub kam. Da wurde das Streikrecht doch recht
wirksam von den Betroffenen wahrgenommen.

Auch eine neue Studie der Hans-Bdckler-Stiftung
— Sie haben sie gerade erwahnt, Frau Artus —
zeigt, dass das Streikrecht in Deutschland nicht
bedroht zu sein scheint. 2012 gab es gegenuber
2011 mehr als eine Versechsfachung der Streikteil-
nehmerinnen und Streikteilinehmer und das, ob-
wohl sich das Streikrecht nicht geadndert hat. Diese
besagte Studie rechnet sogar damit, dass in die-
sem Jahr die Zahl der Streiks noch zunehmen
wird.

Trotzdem erklaren Sie, das Grundrecht auf Streik
werde derzeit ausgehoéhlt. Das Streikrecht, dieser
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kleine Hinweis sei mir nun doch erlaubt, ist kein
unmittelbares Grundrecht. Artikel 9 Grundgesetz
schutzt das Grundrecht der Koalitionsfreiheit und
dementsprechend ArbeitskampfmalRnahmen gene-
rell. Zu diesen gehdrt natirlich der Streik, aber
auch die Aussperrung. Grundsatz aller gesetzli-
chen Regelungen muss es deshalb sein, das Kraf-
tegleichgewicht zwischen den Tarifparteien so weit
wie irgend moglich zu wahren. Genau diesen
Grundsatz wirden lhre Forderungen aber unterlau-
fen.

(Beifall bei der CDU)

So fordern Sie und auch die SPD, dass kunftig kei-
ne Leiharbeitskrafte mehr in bestreikten Betrieben
eingesetzt werden durften. Tatsachlich haben
schon jetzt Leiharbeitskrafte das Recht, die Arbeit
in einem bestreikten Betrieb zu verweigern. Das
steht ausdricklich in besagtem Arbeitnehmertber-
lassungsgesetz. Es ist im Ubrigen auch schén
dargestellt in einem Flyer von ver.di, Herr Rose.

Ein Verbot der Beschaftigung von Leiharbeitern
wirde aber bedeuten, dass einem Arbeitgeber
schon von Gesetzes wegen dieses Mittel als Ge-
genmalnahme verwehrt wirde. Da dieses Mittel
fur Arbeitgeber ohnehin ziemlich teuer ist, er-
scheint es im Interesse des Kraftegleichgewichts
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern nur le-
gitim, wenn wenigstens ein Teil des Betriebs mit
Leiharbeitern zumindest flr eine bestimmte Zeit,
so sie sich denn finden, aufrechterhalten werden
kann.

Das Gleiche gilt fur |hre Forderung, der Arbeits-
agentur kunftig zu verbieten, Arbeitslose in einen
bestreikten Betrieb zu vermitteln. Tatsachlich darf
schon jetzt kein Arbeitsloser zu einer solchen Ta-
tigkeit von der Agentur gezwungen werden. Das
gilt seit 27 Jahren und gewahrleistet so die Neutra-
litat der Arbeitsagentur. Das ist im Ubrigen auch
zuzeiten von Rot-Grin im Bund nicht geandert
worden, und das hat auch das Bundesverfas-
sungsgericht schon 1995 gepruft und fur verfas-
sungsmafig befunden. Es muss deshalb, liebe
SPD, meines Erachtens nicht noch einmal Uber-
prift werden.

(Beifall bei der CDU)

Problematisch ist schlieRlich die Forderung, im Be-
triebsverfassungsgesetz Regelungen zum Streik-
recht einzubauen. Dieses Gesetz regelt die inner-
betriebliche Mitbestimmung. Der Betriebsrat ist
ausdricklich nicht Arbeitskampfpartei. Dieses Sys-
tem hat seit mehr als 60 Jahren nicht zuletzt den
Arbeitsfrieden in Deutschland erheblich gefdrdert,
gilt international als Vorbild und sollte deshalb nicht
fur andere Ziele eingesetzt werden.

Die europarechtlichen Forderungen schlie3lich ge-
hen weit Uber den Bereich des Streikrechts hinaus.
Der diesbezlgliche Monti-llI-Entwurf, das wissen

Sie sicher, wurde aul’erdem bereits im vergange-
nen Herbst zuriickgezogen.

Meine Damen und Herren! Zur Sicherung der Tarif-
autonomie in Deutschland muss das Streikrecht
nicht geandert werden. Es hat sich bewahrt, und
deshalb lehnen wir die Antrage der LINKEN und
der SPD ab.

Gestatten Sie mir am Schluss noch eine Bemer-
kung grundsatzlicher Art. Wieder einmal geht es
auch bei diesem Antrag nicht um Regelungen, die
wir als Landesgesetzgeber treffen konnen. Wieder
einmal soll jetzt einfach das, was die Opposition im
Bundestag nicht durchsetzen konnte, noch einmal
Uber unser Landesparlament in den Bundesrat und
dann am besten gleich nach Brissel eingebracht
werden.

(Wolfgang Rose SPD: So ist das im féderali-
stischen System!)

Spielen wir doch einmal Bundespolitik oder gleich
am besten Europaische Kommission. Das klingt so
gut und ist doch reine Symbolpolitik. Dabei hatten
wir als Landesgesetzgeber genug eigene Aufga-
ben. Ich wirde mich freuen, wenn wir uns wieder
mit diesen beschaftigen kdnnten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Frau Demirel hat jetzt
das Wort.

Phyliss Demirel GRUNE: Frau Préasidentin, meine
Damen und Herren! Gute Arbeit und Arbeitsrechte
mussen geschitzt werden. Der Streik ist ein legiti-
mes Mittel der Arbeithehmerinnen und Arbeitneh-
mer, um Tarifléhne und bessere Arbeitsbedingun-
gen zu erreichen. Der Streik bei der Firma Neu-
pack, der in Hamburg seit dem 1. November an-
dauert, zeigt uns auch, wie sich die rechtliche Lage
im Arbeitskampf zum Nachteil der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeithehmer entwickelt hat und wie
schutzlos die Menschen jahrelang ausgebeutet
werden kénnen.

Mit der Reform der Arbeitnehmeriberlassung ist
der Umfang von Leiharbeit seit 2003 deutlich ge-
stiegen, auf knapp 900 000 Beschaftigte im Jah-
resdurchschnitt in 2011. Der Arbeitsmarkt wurde
dadurch flexibler, aber auch sehr viel prekarer. Das
Arbeitnehmeruberlassungsgesetz, das die Leihar-
beit regelt, wird leider oft als ein Mittel zum Streik-
brechen missbraucht. Durch Leiharbeit und befri-
stete Arbeitsvertrage wird die Produktion wahrend
des Streiks weitergefiihrt und die Streikenden un-
ter Druck gesetzt. Die Rekrutierung von Streikbre-
chern und deren Einsetzung als Ersatzmannschaft
bringt einseitig Nachteile und fuhrt die Verhandlun-
gen zwischen den Tarifpartnern meistens in eine
Sackgasse.
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Die sogenannte Paritat zwischen den Tarifpartnern
gerat in Gefahr, wenn Leiharbeiterinnen und Leih-
arbeiter in bestreikten Betrieben eingesetzt wer-
den, wenn einseitig Sanktionen seitens des Arbeit-
gebers gegen die Streikenden ausgesprochen
werden, wenn wahrend des Streiks Kindigungen
erfolgen und Behinderungen und Benachteiligun-
gen des Betriebsrats auf der Tagesordnung der Ar-
beitgeber stehen, wie wir es im aktuellen Fall bei
Neupack auch erleben. Das kann doch nicht im In-
teresse aller Beteiligten sein. Wir brauchen hier ei-
ne gleiche Augenhéhe, um Tarifpartner in einem
Uberschaubaren Zeitraum an den Verhandlungs-
tisch zu bewegen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Die Mobilitdt von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern gehoért zu den Grundfreiheiten des
EU-Binnenmarkts. Das ist gut und richtig so, aber
nur, solange geltendes Arbeits- und Sozialrecht am
Ort der Arbeit angewendet und die Arbeithehmer-
rechte geschitzt werden. Es gelten gleicher Lohn
und gleiche Rechte fur gleiche Arbeit am gleichen
Ort.

(Beifall bei den GRUNEN)

Aktuell berat das Europaische Parlament Uber eine
Durchsetzungsrichtlinie, die die glltige Entsende-
richtlinie erganzen soll. Dazu sagen wir als GRU-
NE nein. Wir tragen dieses Vorhaben nicht mit und
fordern die Bundesregierung und das EU-Parla-
ment auf, den vorliegenden Entwurf zu Uberarbei-
ten und sich fur eine Revision einzusetzen. Des-
halb finden wir wesentliche Punkte im Antrag der
Fraktion DIE LINKE richtig und unterstitzen sie.
Genauso werden wir dem Antrag der SPD zustim-
men. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Kluth, Sie haben
das Wort.

Dr. Thomas-Sonke Kluth FDP: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Wenn das Streikrecht
wirklich in Gefahr ist oder in Gefahr sein wollte,
dann doch allenfalls deshalb, weil Gewerkschaften
scheinbar nicht mehr oder immer weniger dazu in
der Lage sind, Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin-
nen dazu zu veranlassen, bei lhnen Mitglied zu
werden.

(Beifall bei der FDP)

Warum das so ist, damit sollten sich die Gewerk-
schaften vielleicht zunachst einmal selbst intern
beschaftigen und auseinandersetzen, anstatt nach
dem Gesetzgeber zu rufen. Ich wage eine Hypo-
these. Es wird namlich dieser Bedeutungsverlust
eher mit dem unheilvollen Wirken der Bsirskes,
Roses und Minsters in Aufsichtsraten von Konzer-
nen und Grollunternehmen zusammenhangen als

mit dem Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz oder mit
dem Teilzeit- und Befristungsgesetz.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes ist jeden-
falls mit Sicherheit nicht schuld an schwachen Ge-
werkschaften in Deutschland. Diese Flexibilisie-
rung hat ndmlich dazu beigetragen, dass wir heute
den historischen Hdchststand an sozialversiche-
rungspflichtigen Beschaftigungsverhaltnissen und
rund 2 Millionen weniger Arbeitslose haben. Das
sind namlich im Umkehrschluss 2 Millionen poten-
zielle neue Mitglieder fir die Gewerkschaften. Herr
Rose, Herr Miinster, fangen Sie doch endlich an,
die auch fur die Gewerkschaften zu organisieren.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Aber das wird lhnen schwerfallen. Warum? Weil
sich viele von diesen Menschen gut daran erin-
nern, dass die Gewerkschaften sich zwar als Lob-
by der Arbeitbesitzenden verstehen, aber eben
nicht auch als Lobby der Arbeitsuchenden. Die Ge-
werkschaften lassen Arbeitsuchende regelmafig
im Regen stehen oder, noch schlimmer, nehmen
ihnen mit ihren unsinnigen Forderungen nach ei-
nem flachendeckenden gesetzlichen Mindestlohn
oder einer Ruckkehr zu einbetonierten Arbeitsver-
haltnissen auch noch die Chance auf einen Ar-
beitsplatz. Dann dirfen sich Gewerkschaften nicht
darUber wundern, wenn sie zunehmend in die Po-
sition einer strukturellen Schwache geraten.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Walter
Scheuerl CDU)

Meine Damen und Herren! Die Tarifautonomie ha-
ben Liberale erfunden und sie haben sie auch ins
Grundgesetz geschrieben. Wir bekennen uns aus-
drucklich zum Streikrecht als wichtigem Instrument
fur Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Zur
Wahrheit gehéren aber auch die folgenden Punkte.

Erstens: Wir haben immer noch einen unzurei-
chenden rechtlichen Rahmen flir betriebliche
Blndnisse fur Arbeit. Es kann und darf doch nicht
sein, dass sich die Belegschaft und die Geschafts-
fihrung eines beispielsweise mittelstandischen Un-
ternehmens, das sich in einer wirtschaftlichen
Schieflage befindet, einvernehmlich auf Sanie-
rungsmallnahmen verstandigen — wohlgemerkt,
mit Beschaftigungssicherung, mit Standortsiche-
rung — und dann Gewerkschaftsfunktionare, die mit
dem Betrieb dieses mittelstdndischen Unterneh-
mens Uberhaupt nichts zu tun haben, diese Verein-
barung mit einstweiligen Verfigungen wieder au-
Rer Kraft setzen. Hier brauchen wir dringend eine
Novellierung des Tarifvertragsgesetzes.

(Beifall bei der FDP)

Zweitens: Der Einsatz von Leiharbeitern oder befri-
steten Arbeitnehmern bei einem anhaltenden
Streik kann notwendig sein, um die Existenz des
bestreikten Unternehmens zu sichern. Der Verlust
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von Auftragen namlich oder die Pleite des bestreik-
ten Unternehmens liegt auch nicht im Interesse der
streikenden Beschaftigten. Die Forderungen des
Antrags der LINKEN sind daher absurd und nicht
zu Ende gedacht.

(Beifall bei der FDP)

Drittens: Die Zahlungen von Arbeitslosengeld | und
Kurzarbeitergeld wahrend eines Streiks sind ein
staatlicher Eingriff in die Tarifautonomie. Hier ver-
langen Sie einen Eingriff in das Grundgesetz. Sinn
und Zweck der Tarifautonomie ist, die Verhandlun-
gen von Tarifparteien ohne staatlichen Eingriff zu
gewabhrleisten. Eine Zahlung von Arbeitslosengeld
widerspricht damit der Neutralitat des Staats in Ta-
rifauseinandersetzungen.

(Beifall bei der FDP)

Viertens und letztens: Wir sollten auch die grund-
satzliche Frage stellen, wie kinftig mit unverhalt-
nismaRigen Streiks von Kleinstgewerkschaften,
insbesondere bei einem Nebeneinander mehrerer
Gewerkschaften innerhalb eines Betriebes, umge-
gangen werden soll. Wir sollten daher Uber ein
Quorum der Beschéftigten bei Urabstimmungen
Uber Streik nachdenken, damit nicht eine gut orga-
nisierte Minderheit den Willen der Mehrheit in sein
Gegenteil verkehrt. Es bedarf also durchaus einer
Reform des Streikrechts, aber in die richtige Rich-
tung.

Die FDP lehnt die Antrdge der LINKEN und der
SPD ab. Sie waren es nicht einmal wert, an einen
Ausschuss Uberwiesen zu werden, aber ein ent-
sprechender Antrag liegt auch nicht vor. — Ich dan-
ke Ihnen fiir Inre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDu)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat jetzt erneut
Frau Artus.

Kersten Artus DIE LINKE: Frau Prasidentin, sehr
geehrte Herren und Damen! Herr Dr. Kluth, ich ha-
be von lhnen keine anderen Argumente erwartet
als die, die Sie genannt haben — geschenkt, das ist
Ihre Rolle hier.

Frau Focking, Sie haben gesagt, Neupack sei
durchaus ein problematischer Fall. Da haben Sie
recht, wir haben das auch alle weitgehend mitver-
folgen kdnnen. Es ist aber kein Einzelfall, sondern
wir haben ihn exemplarisch erwahnt. Er ist auf-
grund dieser wirklich beispiellosen Solidaritat, die
es in Hamburg gegeben hat, so ins Zentrum ge-
rickt. Aufgrund dessen ist natirlich auch diese An-
tragsinitiative entstanden, Ubrigens nicht bei uns,
sondern in einer grofien Versammlung, und inso-
fern haben wir das aufgenommen.

Um es noch einmal deutlich zu machen: Auch de-
nen, die jetzt sagen, das sei alles Quatsch, was wir

beantragt haben, muss doch der Zusammenhang
zwischen der enormen Zunahme an Streiktagen
und der sinkenden Tarifbindung deutlich werden.
Das ist so ein scheinbarer Widerspruch, und dass
Sie sich trotzdem mit diesem Riesenproblem und
seinen Ursachen Uberhaupt nicht auseinanderset-
zen, finde ich schon fragwiirdig. Es zeigt aber na-
tirlich auch, dass Sie die Tiefe dieses Themas
Uberhaupt nicht erfasst haben, und deswegen ist
es richtig und gut, dass wir hier schon zum zweiten
Mal dartiber diskutieren.

Es ist natlrlich unser gutes Recht — insofern kann
ich den Vorwurf nicht nachvollziehen —, Bundesrat-
sinitiativen zu beantragen, das ist auch schon
durch Zwischenrufe deutlich gemacht worden, und
das werden wir auch weiterhin tun. Das ist die Auf-
gabe eines Landesparlaments, und deswegen wird
es das natirlich auch weiterhin geben.

(Beifall bei der LINKEN)

Warum Neupack kein Einzelfall ist, kann ich an we-
nigen Stichworten erldutern. Natirlich sind die ge-
setzlichen Moglichkeiten so und das wird vielfach
heute gemacht. Wo gestreikt wird, werden Leih-
krafte eingestellt und wird befristet eingestellt. Es
wird aber noch zu ganz anderen Instrumenten ge-
griffen; insofern héatte unser Antrag durchaus um-
fangreicher sein koénnen. Es finden Firmenneu-
grindungen statt, es finden Auslagerungen statt,
sodass diese ganzen Methoden faktisch einer Aus-
sperrung gleichkommen. Und eine Aussperrung ist
beispielsweise in der hessischen Landesverfas-
sung bis heute verboten. Also sind wir da gar nicht
so weit weg von realen Bedingungen, die es in die-
sem Land auch gibt. Ich finde auch nicht, dass wir
irgendeine Symbolpolitik machen, das ist alles sehr
konkret.

In Bezug auf den Organisationsgrad mdéchte ich
noch einmal auf ein Argument von Herrn Dr. Kluth
eingehen. Ich habe mehr Kritik an Gewerkschaf-
ten, als Sie sich vielleicht denken kénnen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Na, dann erzahl
mal!)

— Da wiirden lhnen die Ohren schlackern, aber das
spielt jetzt hier keine Rolle.

Bei Neupack sind 70 Prozent der Belegschaft or-
ganisiert, also ist das eine gute Basis gewesen
und nicht irgendeine Minderheit. Derzeit ist es aber
faktisch so, dass die Inhaber dabei sind, diese Be-
legschaft fast komplett auszuwechseln, und das
sollte uns wirklich allen zu denken geben.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Wenn keine weiteren
Wortmeldungen vorliegen, kénnen wir zur Abstim-
mung kommen, zunachst Uber den Antrag der
Fraktion DIE LINKE, Drucksache 20/7222 in der
Neufassung. Er soll auf Wunsch der GRUNEN
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Fraktion ziffernweise abgestimmt werden. Wir be-
ginnen mit den Ziffern 1a und 1b sowie 2a und 2b.

Wer mdchte diesen seine Zustimmung geben?
— Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann sind diese
Ziffern mehrheitlich abgelehnt.

Wer mochte die Ziffern 1c bis 1e annehmen?
— Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Damit sind auch diese beiden Ziffern abgelehnt.

Nun zum Antrag der SPD-Fraktion, Drucksache
20/7389.

Wer mochte sich diesem anschlieRen? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das ist dann mit Mehr-
heit so beschlossen worden.

Wir kommen zur letzten echten Debatte, Punkt 74,
Drucksache 20/7232, Antrag der CDU-Fraktion:
Wachsende Stadt und ungewisse Schilerstrome:
Kein Verkauf von Schulgrundstiicken.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Wachsende Stadt und ungewisse Schiilerstro-
me: Kein Verkauf von Schulgrundstiicken

— Drs 20/7232 -]

Die Fraktionen CDU und FDP mochten die Druck-
sache an den Schulausschuss Uberweisen.

Wer wiinscht das Wort? — Herr Heinemann bitte.

Robert Heinemann CDU: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Der Erste Blrgermeister hat
sich neulich ein wenig in Visionen versucht und
war dann so visionar zu sagen, dass er der CDU-
Politik der wachsenden Stadt weiter folgen wolle.
Das war eine grof3e Leistung, und er hat immerhin
ausgerechnet — auf welcher Basis, das ist mir noch
nicht ganz klar —, dass wir bis 2030 exakt 38 zu-
satzliche Schulen in Hamburg brauchen. Wenn
man nun den Schulbau und die Vorlaufe kennt, die
in der Planung immer bestehen, dann weif3 man,
dass man relativ bald damit anfangen sollte, wenn
man 2030 fertig sein will, zumal wahrscheinlich die
Schulerzahlen nicht 2030 auf einen Schlag stei-
gen, sondern das kontinuierlich der Fall sein wird.

Die Frage, die sich mir bei 38 neuen Schulen ge-
stellt hat, lautet: Wo bauen wir die denn eigentlich?
Das Hauptproblem ist erst einmal, dass wir gar
nicht wissen, wo wir sie bauen muissen, denn die
Schulentwicklungsplanung, die der Schulsenator
vorgelegt hat — er war der Meinung, er koénnte
schon nach Hause gehen —, basiert nicht auf einer
regionalen Schulerprognose. Wir wissen zwar ins-
gesamt, zumindest nach den Statistiken, wie die
Schilerzahlen in Hamburg wachsen werden, wir
wissen es aber nicht auf die Regionen herunterge-
brochen. Daher wissen wir auch gar nicht, wo wir
kinftig neue zusatzliche Schulen brauchen.

Hinzu kommen die ganzen Unsicherheiten, die wir
haben. Wir wissen natirlich noch nicht ganz ge-
nau, wie sich das Zweisdulenmodell einpendeln
wird und wie das mit der Inklusion oder dem The-
ma Ganztagsschule weitergeht. Daher stehen wir
vor zahlreichen Unsicherheiten. Was tut man,
wenn man so unsicher ist? Dann sollte man ein
wenig sein Pulver trockenhalten und die Mdglich-
keit beibehalten, kilinftig agieren zu kénnen. Der
Senat macht nun leider das Gegenteil, denn er
plant, diverse Schulgrundstiicke zu verkaufen. Das
habe ich durch eine Anfrage im Februar erfahren.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Hols-
ter?

Robert Heinemann CDU (fortfahrend): Das ma-
chen wir nachher, er redet doch gleich.

Der Senat plant dennoch, diverse Schulgrund-
stlicke in Hohenfelde, Langenhorn, Grof3 Flottbek,
St. Pauli, Hammerbrook, Wilhelmsburg und Neual-
lermdhe zu verkaufen, also durchaus in Stadtteilen
innerstadtischer Lage, wo man sich vorstellen
kénnte, dass kunftig die Menschen dorthin ziehen,
von denen der Erste Blrgermeister gesprochen
hat. Da frage ich mich natirlich schon, ob wir nicht
irgendwann in einen Zielkonflikt geraten. Natrlich
kann man die Grundstiicke jetzt verkaufen und
Wohnungsbau dort realisieren. Und dann stellen
Sie in zehn Jahren fest, dass Leute in diese Woh-
nungen gezogen sind,

(Dr. Stefanie von Berg GRUNE: Und die ha-
ben auch Kinder!)

dass Sie aber nicht wissen, wo die Kinder zur
Schule gehen sollen, die dort auch eingezogen
sind. Dann stehen Sie vor einer Situation, wie sie
beim Gymnasium Allee und beim Gymnasium Alto-
na schon der Fall ist. Irgendwo muss jetzt noch ein
Anbau rangequetscht werden, eigentlich ist kein
Platz dafir da, und man fangt an, Spielplatze zu
bebauen. So funktioniert es naturlich nicht. Daher
sagen wir ganz klar: Solange der Senat nicht weif}
— ich lade Sie herzlich ein, eine entsprechende
Planung zu machen —, wo er die 38 Schulen in den
nachsten Jahren bauen will und muss, solange
sollte man bitte nicht ein einziges dieser wertvollen
Schulgrundstiicke verkaufen, sondern solange
muss man sie genau dafiir sichern, damit wir kiinf-
tig auch die schulische Infrastruktur fur die vielen
Wohnungen, die Sie bauen wollen, gewahrleisten
kénnen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat Herr Hols-
ter.
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Lars Holster SPD: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Lieber Herr Heinemann, spre-
chen Sie eigentlich manchmal mit Ihren Kollegen
aus dem Haushaltsausschuss? Ich habe da so
meine Zweifel, denn die finanziellen Auswirkungen
Ihres Antrags haben Sie offensichtlich nicht be-
dacht. Ich will lhnen die finanziellen Auswirkungen
Ihres Antrags einmal an einem ganz konkreten
Beispiel verdeutlichen. Ich wollte eigentlich eben
nachfragen, ob Sie auch alle bereits stillgelegten
Schulgrundstiicke in diesen Antrag involvieren.

(Robert Heinemann CDU: Ja!)

Herr Heinemann nickt, dann kann ich festhalten,
dass auch alle bereits stillgelegten Schulgrund-
stlicke davon betroffen sein sollen. Zum Schuljah-
resende 2006/2007 wurde die Grundschule Flug-
hafenstrale stillgelegt, die an der Alsterkrugchaus-
see liegt. Wenn man zur einen Seite fahrt, dann
kommt die U-Bahn Fuhlsbittel-Nord, und wenn
man zur anderen Seite fahrt, dann sieht man
schon das Ende der Start- und Landebahn 1. Es
handelt sich um eine Grundstticksflache von rund
20 000 Quadratmetern und circa 1900 Quadratme-
ter Gebaudeflache. Bis auf eine Turnhalle und eini-
ge Raume, die eine Kita angemietet hat, verfallt
dieses Schulgelande seit nunmehr liber sechs Jah-
ren. Wenn wir diesen Antrag jetzt beschliefsen wiir-
den, ergaben sich allein fiir diese Immobilie folgen-
de dauerhafte Auswirkungen auf das Sonderver-
mogen Schulbau: Erstens wirden keine Verkaufs-
erldése erzielt werden, das bedeutet hohere Kredit-
aufnahmen fur Schulbau und Sanierung. Zweitens
fielen weiterhin Abschreibungen an.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Hei-
nemann?

Lars Holster SPD: Selbstverstandlich.
(Heiterkeit bei der SPD)

Zwischenfrage von Robert Heinemann CDU:
Lieber Herr Holster, machen Sie mir auch gleich
die Gegenrechnung fiur die Schulgrundstiicke auf,
die Sie natlrlich dann in drei, vier Jahren fir sehr
viel mehr Geld kaufen miissen?

Lars Holster SPD (fortfahrend): Herr Heinemann,
héren Sie jetzt genau zu. Ich werde das weiter
ausflihren, und dann wird einiges deutlich.

Es fallen keine Verkaufserldse fur die Gebaude
und die Grundstiicke an, es fallen weiterhin Ab-
schreibungen an. Drittens fallen — ein ganz zentra-
ler Aspekt — dauerhaft Sach- und Personalkosten
fur eine Mindestinstandhaltung an. Da muss ein
Hausmeister vorbeischauen, es gibt kleinere Repa-
raturen, es entstehen Kosten fiir Strom und Bewa-

chung, die nicht ganz unwichtig bei diesen Geister-
schulen sind. Und viertens ist im Fall genau dieser
Grundschule FlughafenstralRe eine Abmietung sei-
tens der BSB erfolgt. Es gibt also keine Mietein-
nahmen flr das Sondervermégen Schulbau.

Die aus Ihrem Antrag entstehende Finanzliicke im
Wirtschaftsplan musste mit Zwischennutzungen
gedeckt werden. Diese Zwischennutzungen muss-
ten so aussehen, dass das Ganze spater wieder
fur Schulzwecke reaktiviert werden kann, und na-
turlich muss das voll kostendeckend an einen Drritt-
nutzer vermietet werden. Ich frage mich zum
einen, wie realistisch diese kostendeckende Dritt-
nutzung fir die Vermietung ist, und zum anderen,
was wir denn machen, wenn das Grundstiick und
das Gebaude in einem Zustand sind, in dem dies
nicht an Dritte vermietet werden kann.

Dieser Antrag wurde einen erheblichen zusatzli-
chen Leerstand von alten, nicht mehr nutzbaren
Schulgebauden verursachen, und das ware kein
verantwortliches Regierungshandeln.

(Beifall bei der SPD)

Wir setzen auf ein solides Gesamtkonzept zur
Realisierung der geplanten und dringend notwen-
digen Investitionen im Schulbau, und hierzu gehé-
ren auch madgliche Verkaufserlése aus Schulgrund-
stuicken.

Lassen Sie mich abschliefend noch sagen, Herr
Heinemann, dass die Schulpolitik natlrlich das
wichtigste Thema Uberhaupt in dieser Stadt ist,
und eine gréolRtmagliche Flexibilitat in der Schulent-
wicklungsplanung ist manchmal wunschenswert.
Dennoch kédnnen wir Schulpolitiker uns nicht hier
hinstellen und mit allergroRter Weisheit sagen, wir
dirften jetzt kein einziges Schulgrundstiick mehr
verkaufen. Wenn wir noch einmal den Fall der
Flughafenstral’e annehmen, dieses Gebaude, wel-
ches wir heute nicht mehr brauchen, dann frage
ich Sie, wie gro® denn die Wahrscheinlichkeit ist,
dass irgendwann in Zukunft an dieser Stelle genau
so ein Grundstlick und genau so ein Gebaude be-
noétigt wird. Das ist unrealistisch, und deshalb leh-
nen wir diesen Antrag ab. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat jetzt Frau
Dr. von Berg.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE: Frau Présidentin,
meine Damen und Herren! Herr Heinemann hat
bereits aufgezeigt, wie es um das Thema Schulfla-
chen steht. Wir haben parallel angefangen zu re-
cherchieren, aber ich bin aus einer etwas anderen
Sichtweise an das Thema herangegangen. Ich ha-
be namlich gehort, dass nicht nur freistehende
Grundstiicke verkauft werden sollen,
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(Kai Voet van Vormizeele CDU: Das haben
wir auch schon gehort!)

sondern dass an jetzt bestehenden Schulen ganz
technokratisch vermessen wird, wie grof3 sie Uber-
haupt sind und wie viel Freiflache da eventuell
noch zur Verfligung steht. Ich habe drei Schriftli-
che Kleine Anfragen gestellt, und was da an Se-
natslinie offenbar wird, ist ganz technokratische
Politik. Das kritisieren wir scharf, weil das nichts
mit moderner Stadtentwicklungs- und Schulpolitik
zu tun hat.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Robert
Heinemann CDU)

Ich will das gerne an einem Beispiel deutlich ma-
chen. Ich habe zum Beispiel gefragt, wo Sie diese
funf Quadratmeter Freiflache, die einem Kind zu-
gestanden werden, hergenommen haben. Das ist
eine technische Richtlinie, TR-Schulen von 1983,
schlanke 30 Jahre alt. Ich habe in meiner Schriftli-
chen Kleinen Anfrage nachgefragt, warum man ei-
ne 30 Jahre alte Richtlinie nehme. Die Antwort des
Senats will ich gerne verlesen:

"Es gibt keine neuen empirischen Erkennt-
nisse, welche die bisherige Richtlinie infrage
stellen."

(Heiterkeit bei Robert Heinemann CDU)
— Da muss ich auch lachen.

"Aus Sicht der zustandigen Behorde ist nicht
das Alter der Richtlinie entscheidend, son-
dern deren Sinnhaftigkeit."

(Beifall und Heiterkeit bei den GRUNEN und
Beifall bei Robert Heinemann und Karin
Prien, beide CDU)

Sie sehen, es fallt mir schwer, ernst zu bleiben. So
wird jetzt mit Kindern in dieser Stadt umgegangen.

Dahinter steckt natirlich eine Geschichte: Der
Wohnungsbau drickt, die Zielzahlen dricken.
6000 Wohnungen pro Jahr missen gebaut wer-
den,

(Ksenija Bekeris SPD: Ja, braucht man ja
auch!)

und es gibt einfach wenig Flachen in dieser Stadt.
Wir unterstitzen den Wohnungsbau, aber wir fin-
den es falsch — und da hat Herr Heinemann abso-
lut recht —, jeden Quadratmeter zuzumetern und
nachher keinen Platz mehr fir Infrastruktur fir un-
sere Kinder zu haben.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Robert
Heinemann CDU - Dr. Andreas Dressel
SPD: Dann lieber auf die griine Wiese, oder
wo?)

Ich mochte Ihnen noch einmal verdeutlichen, was
auf diesen 5 Quadratmetern Freiflache alles statt-
finden soll: Pausennutzung, Riickzugs- und Ruhe-

flachen, Rasenspiele, behindertengerechte Spiel-
gerate, mindestens ein Kleinspielfeld, Sitz- und
Klénecken, Ruhebereiche, Sach- und Naturkunde-
unterricht, Pflanzflachen, die auch eine Auswahl
der wichtigsten heimischen Gehdlze aufnehmen,
Wasserbecken, Terrarien und Ansaatflachen. 5
Quadratmeter pro Kind — und das soll auch noch
alles Platz haben. Kénnen Sie sich das vorstellen?

(Beifall und Heiterkeit bei den GRUNEN und
Beifall bei Robert Heinemann und Dr. Walter
Scheuerl, beide CDU — Jens Kerstan GRU-
NE: Das Kind muss da auch noch rein!)

— Fir das Kind ist leider kein Platz mehr.

Dann soll das Ganze im Zeitalter von Inklusion,
woran 1983 noch nicht gedacht wurde, natlrlich
auch behindertengerecht sein. Nun versuchen Sie
einmal, auf 5 Quadratmetern Freiflache alleine ein
Rollstuhlkind irgendwie hin- und herzudrehen, dass
es auch entsprechend Platz hat. Das muss man
sich einfach einmal praktisch vorstellen. Mir fallt
dann doch das Wort Kafighaltung ein.

(Dirk Kienscherf SPD: Das ist eine Sauerei,
die Sie da machen! — Séren Schumacher
SPD: Sie erzédhlen Unsinn!)

— Jetzt werden Sie bose, ich habe Sie an einem
wunden Punkt getroffen, und das gefallt mir, denn
das mussen Sie sich auch anhéren, wenn Sie so
technokratisch an die Sache herangehen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Robert
Heinemann CDU — Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Frau
Dr. von Berg, gestatten Sie eine Zwischenbemer-
kung des Abgeordneten Scheuerl?

Dr. Stefanie von Berg GRUNE: Selbstverstand-
lich.

Zwischenbemerkung von Dr. Walter Scheuerl
CDU: Frau Dr. von Berg, ich wollte nur etwas an-
merken. Sie sprechen von Kéfighaltung. Die Frei-
laufflache fir Legehennen in der Biohaltung be-
tragt 4 Quadratmeter nach der KAT-Richtlinie. Das
heil’t, der Senator — um ihn in Schutz zu nehmen
mit dieser 30 Jahre alten Praxis — billigt Hamburger
Schulkindern immerhin einen Quadratmeter mehr
zu als einer Biolegehenne.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Dr. Stefanie von Berg GRUNE (fortfahrend):
Schauen Sie, Kinder mussen ja auch keine Eier le-
gen.

Ich mochte noch einmal auf den Punkt zuriickkom-
men, wie ich Uberhaupt darauf gekommen bin. Ich
habe Hinweise aus bereits nachverdichteten Stadt-
vierteln bekommen, dass dort die Schulen vermes-
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sen werden und ganz genau geguckt wird, wie vie-
le Quadratmeter Freiflache noch (brig sind. Und
der ganze Rest, der abgetrennt wird und der Uber
diese 5 Quadratmeter hinausgeht, wird mit Woh-
nungsbau zugemetert.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist der
Grund, warum Sie keine Wohnungsbaubi-
lanz zustande bekommen haben!)

Konnen Sie sich vorstellen, dass in einem nachver-
dichteten Gebiet die Kinder auf einem Schulhof
von Turnhalle, Schulgebaude und den Brandmau-
ern flnf- und sechsstockiger Wohngebaude umge-
ben sind? Ich méchte dieses Bild flr unsere Kinder
in dieser Stadt nicht haben.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Robert
Heinemann CDU)

Deswegen fordern wir den Senat auf, eine Vision
fuir diese Stadt zu entwickeln, wo Kinder tatsach-
lich Platz haben, wo sie Raum haben, wo sie sich
entwickeln konnen, wo sie Freiflache haben und
wo nicht technokratisch Quadratmeter abgemes-
sen werden,

(Dr. Andreas Dressel SPD: So kriegen Sie
nie 6000 Wohnungen!)

dass Kinder sich gerade einmal halbwegs umdre-
hen kénnen. — Danke.

(Beifall bei den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Jetzt hat Frau von Treu-
enfels das Wort.

Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Guten Tag,
meine Damen und Herren! Das Thema scheint ei-
ne kleine Witzvorlage zu sein. Kommen wir einmal
zum Ernst der Dinge zurlck. Lieber Herr Heine-
mann, die berihmte schwabische Hausfrau, deren
vorsichtiges Taktieren in |Ihrer Partei so einige An-
hanger hat, scheint Ihnen beim Schreiben dieses
Antrags geholfen zu haben. Sie wollen keine
Schulgrundstiicke mehr verkaufen, weil die Lage
so unubersichtlich ist, um es einmal zu verkurzen.
In der Tat stellen die mihsame Etablierung der
Stadtteilschulen, die schlechte Umsetzung der In-
klusion und der stockende Ausbau der Ganztags-
angebote — ich kdénnte das hier noch verlangern —
unsere Schulen vor gewaltige Herausforderungen,
die eben auch bauliche Anforderungen umfassen.
Besonders deutlich wird diese Tatsache beim Aus-
bau der Ganztagsangebote. Der trage Ausbau von
Kantinen und Schulklichen ist da nur ein trauriges
Beispiel. Ebenso stellt die Umsetzung der Inklusion
neue Anforderungen an die rdumliche Ausgestal-
tung der Schulen. Um Klassen zu teilen oder auch
einmal mit kleineren Gruppen zu arbeiten, braucht
es selbstverstandlich weitere Raume. Zudem
wachst in Hamburg im Gegensatz zu allen anderen
Bundeslandern die Schilerzahl. Das alles macht

es tatsachlich extrem schwierig, verlassliche Lang-
fristprognosen Uber die Entwicklung von Schiiler-
strdmen und damit der Schullandschaft zu treffen.
Wir sollten also sehr vorsichtig sein, Schulstand-
orte endgliltig aufzugeben. So weit sind wir uns al-
le einig, Herr Heinemann.

Ihr Antrag im Geiste der schwabischen Hausfrau
schiel3t aber dennoch Uber das Ziel hinaus. Aus
den Unwagbarkeiten jetzt apodiktisch zu fordern,
gar keine Grundstiicke zu verkaufen und alle
Schulgebdude als Schulstandorte zu erhalten, ver-
hindert die notwendige Flexibilitat in der Gestaltung
der Schullandschaft. Deswegen kénnen wir das
nicht zulassen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
SPD)

Leer stehende Schulen zu erhalten, die tatsachlich
nicht mehr gebraucht werden, hilft keiner Schule,
die aus allen Nahten platzt. Dauerhafter Leerstand
von Schulgebauden belastet die Kassen unserer
Stadt. Diese Mittel kdnnen und missen viel sinn-
voller eingesetzt werden. Ich glaube, Herr Heine-
mann, das wissen Sie auch ganz genau. Wir brau-
chen eine transparente und flexible Vorgehenswei-
se bei der Nutzung von Schulgebauden, aber
Schnellschiusse beim Verkauf von Schulen und
Schulgrundstiicken sollte es nicht geben, ebenso
wenig aber auch Vorfestlegungen, wie Sie sie vor-
schlagen. Der Antrag der CDU verhindert jedwede
Flexibilitdt, deswegen kénnen wir ihm nicht zustim-
men. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Jetzt hat Frau Heyenn
das Wort fur eine Minute.

Dora Heyenn DIE LINKE: Dann muss ich mich be-
eilen.

Warum stehen so viele Schulen und Schulgrund-
sticke zum Verkauf? Das ist ein ganz einfacher
Trick. Das Schulraumprogramm wurde umgewan-
delt in ein Schulflachenprogramm, und das ist
nichts anderes als ein Schulverkleinerungspro-
gramm. Es geht nicht nur darum, dass man den
Wohnungsbau an der Stelle fordern will, sondern
es geht auch um die Finanzierung von Hamburg
Schulbau. Im letzten Jahr wurde das Budget nicht
ausgeschoépft, und in diesem Jahr, so ist mir zu
Ohren gekommen, gibt es die ersten Schulen, de-
ren BaumalRhahmen im Volumen um 10 Prozent
gekurzt werden.

Es gibt zwei Widerspriche. Auf den einen hat Herr
Heinemann hingewiesen. Wenn wir jetzt anfangen,
die Schulen fir wenig Geld zu verkaufen, missen
wir, wenn Herr Scholz recht hat, 2030 38 neue
Schulen bauen. Das ist wieder ein Minusgeschaft
fur die offentliche Hand.



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 55. Sitzung am 27. Marz 2013 4263

(Dora Heyenn)

Das Zweite ist die Limitierung der Quadratmeter.
5 Quadratmeter Freiflache und 12 Quadratmeter
fur die Schiler in der Schule stehen in krassem
Widerspruch zur GBS, zur Inklusion und zu indivi-
dualisierten Unterrichten. Aus dem Grunde muss
hier ein Stopp gemacht werden, das kann so nicht
gehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Heinemann, Sie ha-
ben das Wort.

Robert Heinemann CDU: Zum einen finde ich es
schade, dass man unseren Versuch nicht unter-
stltzt, dem Burgermeister zu helfen, irgendwann
einmal die Infrastruktur fir diese 38 Schulen zu
schaffen. Das war nicht unsere ldee mit den
38 Schulen, sondern das war die Aussage des
Ersten Burgermeisters.

Aber ich wollte noch einmal auf das zurtickkom-
men, was Herr Holster gesagt hat, es sei total un-
realistisch, dass eine Schule, die nicht mehr ge-
nutzt wird, irgendwann doch wieder durch eine an-
dere Schule genutzt werde. Vielleicht hatte er ein-
mal in die Pressemitteilung seines Kollegen Busch-
hater vom 26. Juli 2011 schauen sollen. Dort steht:

"Die Meiendorfer kénnen aufatmen, denn
die bisher nicht mehr genutzte Schule Schie-
renberg 50 wird saniert. Damit verschwindet
ein langjahriges Argernis im Stadtteil, denn
die ehemalige Grundschule ..."

— sie stand lange leer, ich kenne das Thema gut —

... wird nun bald vom Gymnasium Meien-
dorf genutzt, ergab eine Kleine Anfrage des
Rahlstedter SPD-Blrgerschaftsabgeordne-
ten[...]."

Solche Zufélle sind offenbar also vdllig unreali-
stisch.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Wieland
Schinnenburg FDP)

Prasidentin Carola Veit: Gibt es weitere Wortmel-
dungen? — Dann kommen wir jetzt zur Abstim-
mung.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksache
20/7232 an den Schulausschuss zu? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist das Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer mdchte den CDU-Antrag annehmen? — Auch
hier die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist
der Antrag abgelehnt.

Wir kommen zu Punkt 5, den Drucksachen

20/7042, 20/7043 und 20/7044: Berichte des Ein-
gabenausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 20/7042 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 20/7043 —]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 20/7044 -]

Wir beginnen mit dem Bericht 20/7042, zunachst
zu Ziffer 1.

Wer méchte sich der Empfehlung anschliel3en, die
der Eingabenausschuss zur Eingabe 589/12 abge-
geben hat? Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
ist dann einstimmig so beschlossen.

Wer mochte der Empfehlung zur Eingabe 60/13
folgen? — Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist dann mehrheitlich so beschlossen.

Wer schlief3t sich der Empfehlung zur Eingabe
81/13 an? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
ist mit Mehrheit so beschlossen.

Wer moéchte der Empfehlung zur Eingabe 109/13
seine Zustimmung geben? — Gegenstimmen?
— Enthaltungen? — Das ist mit gro3er Mehrheit so
beschlossen.

Wer mochte der Empfehlung folgen, die der Einga-
benausschuss zu den Eingaben 126/13 und
127/13 abgegeben hat? — Auch hier die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Dann ist das mehrheitlich so
beschlossen.

Wer mdchte den Empfehlungen zu den Ubrigen
Eingaben folgen? — Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Das war einstimmig.

Von den Ziffern 2 und 3 hat die Birgerschaft
Kenntnis genommen.

Wir kommen zum Bericht 20/7043, auch hier zu-
nachst zu Ziffer 1.

Wer mdchte der Empfehlung folgen, die der Einga-
benausschuss zur Eingabe 663/12 abgegeben
hat? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist
dann mehrheitlich so beschlossen.

Wer schlielt sich der Empfehlung zur Eingabe
07/13 an? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Auch das ist dann beschlossen.

Wer moéchte der Empfehlung 148/13 folgen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das ist einstimmig
gewesen.

Wer schlief3t sich der Empfehlung zu den Ubrigen
Eingaben an? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Das war einstimmig.


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7042&dokart=drucksache
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Von den Ziffern 2 und 3 haben wir Kenntnis ge-
nommen.

Zum Bericht 20/7044, Ziffer 1. Hierin sind nur ein-
stimmige Empfehlungen enthalten.

Wer modchte sich anschlieBen? — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Das war einstimmig bei Enthal-
tung der Fraktion der LINKEN.

Von der Ziffer 2 haben wir Kenntnis genommen.

Die fur bestimmte Punkte vorgesehene
Sammeliibersicht***

haben Sie erhalten.

Ich stelle fest, dass wir von den unter A aufgefiihr-
ten Drucksachen Kenntnis genommen haben.

Wer stimmt den Uberweisungsbegehren unter B
zu? — Gegenprobe. — Wer mochte sich enthalten?
— Das war einstimmig.

Wer schlie8t sich den Ausschussempfehlungen
unter C an? — Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Auch das war einstimmig.

Wir kommen zu Punkt 6, Drucksache 20/6346, das
ist die Grofle Anfrage der CDU-Fraktion: Inklusion
und Foérderung.

[GroRe Anfrage der CDU-Fraktion:
Inklusion und Forderung
— Drs 20/6346 -]

Diese mochte die CDU-Fraktion an den Schulaus-
schuss Uberweisen.

Wer stimmt dem Uberweisungsbegehren zu? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist das
Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Ich stelle fest, dass wir ohne Besprechung Kennt-
nis genommen haben.

Wir kommen zu Punkt 7, Drucksache 20/6393,
GroRe Anfrage der GRUNEN Fraktion: Welche In-
tegrations-Projekte gibt es in Hamburgs Kitas und
Schulen?

[GroBe Anfrage der GRUNEN Fraktion:

Welche Integrations-Projekte gibt es in Ham-
burgs Kitas und Schulen?

— Drs 20/6393 -]

Die GRUNE Fraktion méchte die Drucksache fe-
derfiuhrend an den Schulausschuss und mitbera-
tend an den Familien-, Kinder- und Jugendaus-
schuss Uberweisen.

*** SammelUbersicht, siehe Seite 4283f.

Wer folgt dem Uberweisungsbegehren? - Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Dann ist das Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Ich stelle auch hier fest, dass wir ohne Bespre-
chung Kenntnis genommen haben.

Punkt 9, Drucksache 20/6554, Gro3e Anfrage der
GRUNEN Fraktion: Strafverfolgung von sexuali-
sierter Gewalt in Hamburg.

[GroBe Anfrage der GRUNEN Fraktion:
Strafverfolgung von sexualisierter Gewalt in
Hamburg

— Drs 20/6554 -]

Diese Drucksache méchte die GRUNE Fraktion fe-
derfihrend an den Justiz-, Datenschutz- und
Gleichstellungsausschuss und mitberatend an den
Innenausschuss Uberweisen.

Wer stimmt hier dem Uberweisungsbegehren zu?
— Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist
auch dieses Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir haben ebenfalls ohne Besprechung Kenntnis
genommen.

Punkt 15, Drucksache 20/6934, Grolie Anfrage der
GRUNEN Fraktion: MaRnahmen zur Umsetzung
der Reform der beruflichen Bildung in Hamburg
und die Ausbildungsvorbereitung AvDual.

[GroBe Anfrage der GRUNEN Fraktion:
MaBnahmen zur Umsetzung der Reform der be-
ruflichen Bildung in Hamburg und die Ausbil-
dungsvorbereitung AvDual

— Drs 20/6934 -]

Diese Drucksache mochte die GRUNE Fraktion an
den Schulausschuss Uberweisen.

Wer folgt diesem Uberweisungsbegehren? - Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das Uber-
weisungsbegehren abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? — Dann wird die Be-
sprechung fir die ndchste Sitzung vorgesehen.

Wir kommen zu Punkt 18, Drucksache 20/6937,
GroRe Anfrage der GRUNEN Fraktion: Runder
Tisch Sexuelle Dienstleistungen: Gegenwartiger
Stand der Umsetzung der Ergebnisse.

[GroRe Anfrage der GRUNEN Fraktion:


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=6346&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=6393&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=6554&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=6934&dokart=drucksache
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*** Sammelübersicht, siehe Seite 4283f.
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Runder Tisch Sexuelle Dienstleistungen: Ge-
genwartiger Stand der Umsetzung der Ergeb-
nisse

— Drs 20/6937 -]

Diese Drucksache méchte die GRUNEN Fraktion
federfihrend an den Ausschuss flr Justiz, Daten-
schutz und Gleichstellung und mitberatend an den
Innenausschuss lUberweisen.

Wer folgt diesem Uberweisungsbegehren? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist auch die-
ses Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? — Das wird unter-
stitzt. Dann wird die Besprechung fur die nachste
Sitzung vorgesehen.

Punkt 21, Drucksache 20/6987, Senatsantrag: Ver-
aulerung von Geschéaftsanteilen der Freien und
Hansestadt Hamburg an der Hamburg Marketing
GmbH an die neuen Mitglieder der Metropolregion
Hamburg.

[Senatsantrag:

VerauBerung von Geschaftsanteilen der Freien
und Hansestadt Hamburg (FHH) an der Ham-
burg Marketing GmbH (HMG) an die neuen Mit-
glieder der Metropolregion Hamburg (MRH)

— Drs 20/6987 -]

Wer mdchte dem Senatsantrag aus Drucksache
20/6987 seine Zustimmung geben? — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Dann ist das einstimmig so be-
schlossen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er. Gibt es Widerspruch aus dem Hause?
— Den sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist das auch in
zweiter Lesung und somit endgultig beschlossen
worden.

Im Ubrigen hat die Blirgerschaft Kenntnis genom-
men.

Wir kommen zu Punkt 23, Drucksache 20/7046,
Senatsmitteilung: Stellungnahme des Senats zu
dem Ersuchen der Blrgerschaft vom 29. August
2012 "Zustandigkeiten fur Eingaben im Bereich der
Grundsicherung fir Arbeitsuchende nach dem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch".

[Senatsmitteilung:

Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Biirgerschaft vom 29. August 2012
"Zustandigkeiten fir Eingaben im Bereich der
Grundsicherung fiir Arbeitsuchende nach dem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II)"
(Drucksache 20/4867)

— Drs 20/7046 -]

Diese Drucksache mdchte die SPD-Fraktion an
den Verfassungs- und Bezirksausschuss uUberwei-
sen. Vonseiten der Fraktion DIE LINKE liegt ein
Antrag auf Uberweisung der Drucksache an den
Ausschuss fir Soziales, Arbeit und Integration vor.

Wer stimmt einer Uberweisung an den Ausschuss
fur Soziales, Arbeit und Integration zu? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist dieses Uber-
weisungsbegehren abgelehnt.

Wer méchte an den Verfassungs- und Bezirksaus-
schuss Uberweisen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das war einstimmig.

Punkt 34, Drucksache 20/7238, Gemeinsamer Be-
richt des Kulturausschusses und des Stadtentwick-
lungsausschusses: Gesetz zum Neuerlass des
Hamburgischen Denkmalschutzgesetzes und zur
Anpassung weiterer Vorschriften.

[Gemeinsamer Bericht des Kulturausschusses
und des Stadtentwicklungsausschusses iiber
die Drucksache 20/5703:

Gesetz zum Neuerlass des Hamburgischen
Denkmalschutzgesetzes und zur Anpassung
weiterer Vorschriften (Senatsantrag)

— Drs 20/7238 —]

Hierzu liegen lhnen als Drucksachen 20/7362 und
20/7390 Antrage der CDU-Fraktion und der SPD-
Fraktion vor.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Denkmalschutz in Hamburg verbessern
— Drs 20/7362 -]

[Antrag der SPD-Fraktion:

Anderung des Gesetzes zum Neuerlass des
Denkmalschutzgesetzes und zur Anpassung
weiterer Vorschriften (20/5703)

— Drs 20/7390 -]

Mir ist mitgeteilt worden, dass aus den Reihen der
CDU-Fraktion gemafl Paragraf 26 Absatz 6 unse-
rer Geschaftsordnung das Wort begehrt wird. Herr
Hamann, Sie haben es fir maximal fiinf Minuten.

Jorg Hamann CDU:* Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Der Umstand, warum wir kurz zu
diesem Thema sprechen wollen, ergibt sich im We-
sentlichen daraus, dass die SPD-Fraktion diesen
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Tagesordnungspunkt heute ein bisschen versteckt
hat.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Uberhaupt nicht,
wir haben eine tolle Presseerklarung heraus-
gegeben!)

Fast hatte ich gesagt, sie hat versucht, ihn ver-
schamt durchzuwinken. Diese sehr wichtige Ge-
setzesdnderung melden Sie nicht zur Debatte an,
was in Anbetracht der ubrigen Debattenbeitrage
und der Moglichkeit, die Sie gehabt hatten, eine
weitere Debatte anzumelden, schon verwunderlich
ist.

(Karin Timmermann SPD: Hatten Sie doch
machen kénnen!)

Das erklart sich sicherlich auch aus dem Umstand,
dass Sie in |hrer eigenen Fraktion groRe Probleme
hatten, sich zu einigen, dass es auch viel Druck
aus der Offentlichkeit gab, namentlich von den ein-
zelnen Verbanden, mit denen Sie das Biindnis fir
Wohnen geschlossen haben — dem Grundeigenti-
merverband und den freien Wohnungsunterneh-
men —, die diesen Anderungen bekanntermafien
sehr kritisch gegenliberstehen. Mit lhren Zusatzan-
tragen versuchen Sie das alles ein bisschen zu ret-
ten. Es gibt trotzdem nach wie vor sehr kritische
Punkte, weshalb wir auch einen Zusatzantrag ge-
stellt haben, denn lhr Gesetz fiihrt letztlich dazu,
dass es zu einer erheblichen, aus unserer Sicht in
dieser Weise nicht akzeptablen Rechtsbeschnei-
dung und Rechtsverkiirzung der Eigentimer der
Grundstiicke und Denkmaler kommt, die allenfalls
noch hinzunehmen ware, wenn diesem Zusatzan-
trag gefolgt wird. Ich gebe dabei auch zu beden-
ken, dass im Grunde schon das gesamte Gesetz
und die gesamte Gesetzesinitiative von Ihrer Seite
aus bis zum heutigen Tage nicht nachvollziehbar
begriindet werden konnte.

(Dirk Kienscherf SPD: Was sagt denn Ilhr
Fraktionsvorsitzender dazu?)

Mein Kollege Roock hat in der Senatsanhérung
gefragt, was eigentlich der Anlass dieses Gesetzes
ist.

(Dirk Kienscherf SPD: Herr Wersich sieht
das ganz anders!)

Ihn interessierte — Herr Kienscherf, Sie werden das
sicherlich noch gut in Erinnerung haben —, ob dem
Senat in den vergangenen Jahrzehnten signifikan-
te Beispiele oder Vorfalle, die darauf hindeuten,
dass das Denkmalschutzgesetz in der alten Fas-
sung nicht funktioniert habe, bekannt geworden
seien. Fir die CDU-Fraktion folge daraus die Fra-
ge, ob ein neues Gesetz Uberhaupt begriindet sei.

(Gabi Dobusch SPD: Na, Herr Hamann!)

Auf diese Frage, ob es Probleme mit dem Gesetz
gab, sagten die Senatsvertreter, konkrete Beispie-
le kdnne man nicht nennen. Man macht also ein

Gesetz, ohne auch nur ein konkretes Beispiel da-
fir zu nennen, wo das bisherige Gesetz nicht funk-
tioniert hat.

(Zurufe von der SPD)

Das ist allerdings schon sehr seltsam. Das erleben
wir hier im Regelfall nicht. Wir haben bei der Anhé-
rung, das werden Sie ebenfalls erinnern, sicherlich
unterschiedliche Stellungnahmen gehabt, ob das
Gesetz sinnvoll ist oder nicht. Ich erinnere in dem
Zusammenhang an die AuBerung von Professor
Hipp von der HafenCity Universitat, der von lhnen
beziehungsweise vom Senat benannt war.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Der war von
uns benannt, und er ist fir das Gesetz!)

— Er hat sehr deutlich gesagt, dass er in der Ten-
denz fir das Gesetz ist, das ist richtig. Er hat aber
auch deutlich gemacht, welche Probleme er sieht.

Er erwahnte zunachst, dass er die drei Stadte Lu-
beck, Hamburg und Bremen wegen ahnlicher
Baustruktur sehr schatze. Er sei dort auch haufig
als Denkmalexperte tatig. Aus diesen drei Denk-
malstadten habe er sich immer wieder Personen
vor Augen gefihrt, mit denen er zusammengear-
beitet oder fiir die er gearbeitet habe, die mit Be-
geisterung in einem Denkmal leben, die es liebe-
voll instand halten, aber aus der Haut fahren, wenn
eine Obrigkeit sich einmischt. Wenn er ihnen ge-
sagt habe, er musse jetzt das Gutachten schreiben
und sie wurden den Prozess verlieren, weil es na-
turlich ein Denkmal sei, dann reagierten die Eigen-
timer mit der Antwort: Das ist mir vollig egal, ich
will es denen nicht so einfach machen und so ber
den Tisch gezogen werden. Diese Problematik
nehmen Sie auch mit lhren Zusatzantragen nicht
hinreichend auf. Wir brauchen eine verniinftige Un-
terrichtung, wir brauchen vernlnftige Informatio-
nen,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das gibt es doch
alles!)

und wir brauchen in erster Linie vernlnftige
Rechtsmittel fur die Eigentimer, denn allein die
Moglichkeit, ein Gesetz zu machen und damit Ei-
gentum auch vom Inhalt her zu definieren, heif3t
nicht, dass man die Eigentimer schutzlos stellen
sollte. Darauf lauft lhr jetziger Gesetzesantrag hin-
aus. Die Anregung, die wir aufgenommen haben,
ist obendrein auch ein Vorschlag der Handelskam-
mer.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist denen
sehr spat eingefallen!)

— Was heildt sehr spat? Das Gesetz wird heute ver-
abschiedet.

(Zurufe von Dr. Andreas Dressel und Dirk
Kienscherf, beide SPD)

— Wir beraten seit Monaten. Wenn etwas falsch
lauft, dann ist es doch der beste Ansatz, es noch
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im letzten Moment zu korrigieren. Das wollen Sie
offensichtlich nicht, um den Minimalkonsens in |h-
rer eigenen Fraktion nicht zu gefahrden. Das kann
fur uns aber kein Malstab sein.

(Beifall bei der CDU)

Wenn unserem Zusatzantrag nicht zugestimmt
wird, dann werden wir diesem Gesetzesvorschlag
nicht zustimmen kénnen und das Gesetz ableh-
nen. — Danke.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Nun hat Frau Dr. Vértes-
Schutter das Wort.

Dr. Isabella Vértes-Schitter SPD:* Sehr geehrte
Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Im vorliegenden CDU-Antrag wird zu
Recht festgehalten, dass die Novellierung des
Denkmalschutzgesetzes eine Vereinfachung der
behdrdlichen Verwaltungstatigkeit mit sich bringt.
Ich bin auch ganz bei lhnen, dass die notwendige
Transparenz geschaffen werden und der Zustand
der Ungewissheit in Bezug auf die erkannten
Denkmaler endlich beendet werden muss. Und ich
folge Ihnen darin, dass es so gelingen kann,
Rechtssicherheit zu schaffen und die gebotene
Gleichbehandlung zu bewirken. Wenn Sie nun
aber, Herr Hamann, ein zusatzliches Beschwerde-
recht gegen die Eintragung schaffen wollen, dann
justieren Sie nicht nach, sondern Sie berauben
den Vorschlag fur ein neues Denkmalschutzgesetz
seines Kerns und seines eigentlichen Wirkungsme-
chanismus.

(Beifall bei der SPD und bei Christa Goetsch
GRUNE und Heike Sudmann DIE LINKE —
Jérg Hamann CDU: Also kein Rechtsmittel!)

Denkmalschutz kraft Gesetz, ipso iure — danach ist
die Eintragung in die Liste gerade kein behdordli-
cher Verwaltungsakt mehr und nicht erforderlich,
um den Denkmalwert zu begriinden. Sie hat ledig-
lich deklaratorischen Charakter und dient der
Rechtssicherheit und Information. Eine faire, weil
gleiche Behandlung von allen erkannten Denkma-
lern bedeutet dabei keineswegs den Verzicht auf
Rechtsschutz. Eigentiimer kdnnen sich gegen den
Denkmalwert mit einer Feststellungsklage wehren
und auflerdem im Rahmen von Genehmigungsver-
fahren beziehungsweise Planverfahren den Denk-
malwert gerichtlich Uberprifen lassen. Besser ist,
wenn es gar nicht so weit kommt, und das verlangt
Beratung und Begleitung. Genau hierfir schaffen
wir mit dem Gesetz Kapazitaten. Ich wiirde mich
freuen, wenn Sie uns folgen und den Antrag der
CDU-Birgerschaftsfraktion entsprechend ableh-
nen. — Danke schon.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Jetzt hat Frau Goetsch
das Wort.

Christa Goetsch GRUNE: Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Man kann eigentlich nur
sagen: Endlich findet der Paradigmenwechsel hin
zum Ipsa-lege-Prinzip in Hamburg statt.

(Beifall bei Heike Sudmann DIE LINKE)

Das haben wir als GRUNE, man kann fast sagen
seit Jahrzehnten, gefordert. Ich habe das Gefihl,
Herr Hamann, Sie sind irgendwo stehengeblieben,
da Sie sich hier als Lobbyist darstellen. Wir werden
dieses Gesetz unterstutzen und wir werden auch
zustimmen. Wir haben ausflhrliche Diskussionen
im Ausschuss gehabt; wir hatten auch grof3e Sor-
gen im Kontext der Nachverdichtung von Ensem-
bles.

(Zurufe von J6érg Hamann CDU und Finn-
Ole Ritter FDP)

— Ich weil gar nicht, warum Sie so brillen, Herr
Hamann.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das macht er im-
mer!)

— Ich habe alle Zeit der Welt. Dass der Denkmal-
schutz so viele Emotionen hervorruft, ist ja interes-
sant.

Ich mdchte betonen, dass wir das Gesetz aus-
driicklich unterstiitzen und dass bei uns die Sorge
bezlglich Verdichtung und Ensembleschutz grofR
war, weil es — Lex Gartenstadt-Berne — eine Men-
ge Klungelei zwischen der SPD dort und der Ge-
nossenschaft gab. Das haben wir alles intensiv dis-
kutiert. Das sollen die um Gottes Willen in ihrem
Bezirk l16sen. Wir werden allerdings dem Punkt 5
unter B nicht zustimmen, das Gesetz als Ganzes
aber annehmen, und zwar auch aus dem Grund,
weil endlich eine Transparenz geschaffen wird, ein
Dialogmit den Betroffenen vorgesehen ist. Nach
zwei Jahren wird evaluiert, alle anderen gesetzli-
chen Dinge hat Frau Vértes-Schutter schon ge-
sagt. Es ist also unterm Strich ein richtiger und gu-
ter Schritt. Was Sie im CDU-Antrag fordern, be-
deutet zusatzliche Blrokratie und zusatzlicher ho-
her Aufwand.

(Jbrg Hamann CDU: Grundrechtsschutz
kann doch keine Birokratie sein!)

Genau diesen Aufwand wollen wir nicht, und des-
halb lehnen wir den CDU-Antrag ab. — Danke.

(Beifall bei den GRUNEN, vereinzelt bei der
SPD und bei Heike Sudmann DIE LINKE)

Prasidentin Carola Veit: Frau Suding, Sie haben
das Wort.
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Katja Suding FDP: Frau Prasidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Mit der heutigen Be-
schlussfassung des Denkmalschutzgesetzes findet
ein langer Beratungsprozess leider kein gutes En-
de. Die Mehrheit dieses Hauses wird gleich ver-
mutlich ein Gesetz verabschieden, das in einem
zentralen Punkt jeglichen Anspruch auf Transpa-
renz und Rechtsstaatlichkeit vermissen Iasst.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDuU)

Mit der Uberfiihrung der erkannten Denkmaler in
die Denkmalschutzliste erfolgt eine erhebliche Ein-
schrankung der Rechte der Eigentiimer. Diese Ein-
schrankung bedarf nicht nur unserer Meinung nach
einer Begrindung. Zudem muss der Eigentimer
die Mdglichkeit haben, den Rechtsweg zu be-
schreiten und sich dagegen zu wehren. Die im Ge-
setz vorgesehene Information der Eigentiimer iber
die Eintragung wird diesen beiden Forderungen je-
doch nicht gerecht.

(Beifall bei der FDP)

Mit dieser Einschatzung sind wir nicht allein. Die
CDU hat &hnliche Bedenken wie wir in ihrem An-
derungsantrag deutlich gemacht, unsere sind aller-
dings noch weitergehender, und auch einige Ex-
perten auferten sich in der Anhdrung entspre-
chend. Wenn Sie erlauben, wirde ich gern zwei
Experten zitieren. Zum einen legte uns Herr Geerd
Dahms dar:

"Fur die Eigentimer bedeutet das neue Ge-
setz zurzeit einen Mangel an Transparenz,
da ihnen nicht die Griinde flr die Eintragung
in die Denkmalliste, also nicht die Griinde fiir
die Schutzwiirdigkeit mitgeteilt werden. [...]
Fir den Eigentiimer muss es aber eine klar
definierte Mdglichkeit geben, sich gegen ei-
ne eventuell ungerechtfertigte, ob objektiv
oder subjektiv, Unterschutzstellung zu weh-
ren."

Und Professor Hermann Hipp erganzte:

"Die neueste Rechtsprechung und die neue-
ste juristische Literatur, die freilich erstaunli-
cherweise in Hamburg nirgends verfligbar
ist, stellen ganz klar heraus, dass auch bei
nachrichtlichen beziehungsweise deklarato-
rischen Listen die davon betroffenen Birger
jederzeit den Anspruch, nein, das Recht ha-
ben auf eine genaue ausfihrliche, also auf-
wendig zu erstellende Begriindung."

Dass das funktioniert, hat uns der Experte aus
Brandenburg bestatigt, auch wenn die Situation in
Hamburg mit dem Land Brandenburg sicherlich
nicht zu 100 Prozent zu vergleichen ist. Fakt ist,
dass das neue Gesetz ohne Begrindung und
Rechtsbehelfsbelehrung in die Rechte der Eigenti-
mer eingreift. Nach der Expertenanhérung und der
entsprechenden Senatsbefragung war uns allen im

Ausschuss klar, warum die Kulturbehdrde eine Be-
grindung der Unterschutzstellung ablehnt. Sie
kann sie gar nicht begrinden. Die Liste erkannter
Denkmaler ist im Zuge einer Schnellinventarisie-
rung entstanden. Genaue Griinde wurden damals
nicht erfasst. Inwieweit die Geschichten tUber Bus-
touren durch die Stadt, bei denen die Liste quasi
im Vorbeifahren entstanden sein soll, wahr sind,
entzieht sich meiner Kenntnis. Klar ist aber, dass
im Einzelfall stichfeste Argumente fir die Unter-
schutzstellung fehlen.

(Beifall bei der FDP)

Far die FDP-Fraktion bedauere ich, dass der Senat
und die regierungstragende Fraktion nicht mehr
Gesprachsbereitschaft gezeigt haben, denn im Ge-
setz finden sich durchaus auch Punkte, die auf un-
sere Zustimmung stoRen, sei es die Einfihrung
des groRen Schatzregals oder die Aufwertung des
Denkmalbeirates. Beide Veranderungen hatten un-
sere Unterstiitzung gefunden. In dieser Form aller-
dings ist das Gesetz fiir die FDP-Fraktion nicht zu-
stimmungsfahig.

(Beifall bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Nun hat Frau Sudmann
das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE: Es ist schon erstaun-
lich, was heute noch alles auf den Tisch des
Hauses kommt, was wir im Ausschuss besprochen
haben und wo die CDU geschwiegen hat. Heute
nach dem Motto "Haltet den Dieb" auf die SPD zu
zeigen, selbst aber keine konstruktiven Vorschlage
gemacht zu haben, finde ich ehrlich gesagt er-
barmlich.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Frau Suding hat sich auf Herrn Dahms bezogen,
der sehr einsam in der Expertinnen-und-Exper-
tenanhdrung war, weil fast alle seine Meinung nicht
geteilt haben. Sie haben véllig zu Unrecht Herrn
Hipp vereinnahmt, der sich eindeutig fir das Ge-
setz ausgesprochen hat und der lhre Kritik so be-
stimmt nicht unterstitzen wirde. Es gab Vorschla-
ge, die wir aufgegriffen haben und die unter ande-
rem auch von Herrn Hipp kamen, zum Beispiel den
Denkmalrat gréRer zu machen und die Beteiligung
zu verbessern. Da ist uns die SPD nicht so gefolgt,
wie wir uns das gewinscht haben.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Eine Sache ha-
ben wir noch verfolgt!)

— Habe ich nicht gesagt "nicht so gefolgt"? Ich
wusste schon, dass Sie sehr gut aufpassen.

Sie haben unseren Antrag nicht angenommen und
leider auch nicht unsere sehr wichtigen Hinweise
darauf, dass die Strafe wesentlich hdéher sein
musste, wenn ich bei Umbauarbeiten mein denk-
malgeschutztes Haus vdllig zerstoére. Das ist sehr
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schade und bedauerlich. Nichtsdestotrotz sagt die
Links-Fraktion: Wir brauchen dieses neue Denk-
malschutzgesetz auch mit den Kinken, die Sie hin-
eingesetzt haben, und deswegen werden wir zu-
stimmen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Juliane Tim-
mermann SPD)

Prasidentin Carola Veit: Wenn jetzt keine weite-
ren Wortmeldungen mehr vorliegen, dann kommen
wir zur Abstimmung in der Sache. Wir beginnen
mit dem Antrag der CDU-Fraktion aus Drucksache
20/7362.

Wer mochte diesem seine Zustimmung geben?
— Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist
dann mehrheitlich abgelehnt.

Wir kommen zum Antrag der SPD-Fraktion, Druck-
sache 20/7390. Wer mdchte diesen annehmen?
— Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist
dieser Antrag mehrheitlich so beschlossen.

Jetzt kommen wir zum gemeinsamen Bericht des
Kulturausschusses und des Stadtentwicklungsaus-
schusses aus Drucksache 20/7238.

Wer mdchte sich also der Ausschussempfehlung
anschlieBen und das Gesetz zum Neuerlass des
Denkmalschutzgesetzes und zur Anpassung weite-
rer Vorschriften aus Drucksache 20/5703 mit den
vom Ausschuss empfohlenen Anderungen aus den
Punkten A1 und A2 sowie A5 und A6 beschlieRen?
— Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist
dann mehrheitlich so beschlossen.

Wer mdchte die vom Ausschuss empfohlene An-
derung aus Punkt A3 beschlieRen? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Auch das ist dann mehr-
heitlich so beschlossen.

Wer mdchte nun noch die vom Ausschuss unter
Punkt A4 aufgefiihrte Anderung beschlieRen?
— Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist auch
das mehrheitlich so beschlossen. Damit ist das
Gesetz zum Neuerlass des Denkmalschutzge-
setzes und zur Anpassung weiterer Vorschriften
mit den vom Ausschuss empfohlenen und den so-
eben beschlossenen Anderungen in erster Lesung
angenommen worden.

Es bedarf nun einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Den sehe ich nicht.

Wer will also das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung be-
schlielen? — Die Gegenstimmen. — Enthaltungen?
— Damit ist das Gesetz auch in zweiter Lesung und
somit endgultig beschlossen worden.

Wir missen uns aber noch mit Punkt B der Aus-
schussempfehlung befassen. Die GRUNE Fraktion
mdchte Ziffer 5 des darin aufgefiihrten Ersuchens
separat abstimmen lassen.

Wer mochte also das in Punkt B der Aus-
schussempfehlung aufgefiihrte Ersuchen mit Aus-
nahme von Ziffer 5 beschlielen? — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Das ist dann merklich so be-
schlossen.

Nun noch Ziffer 5.

Wer nimmt diese an? — Auch hier die Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Damit ist auch Ziffer 5 beschlos-
sen.

Wir kommen zu Punkt 35, Drucksache 20/6967,
das ist ein Bericht des Verfassungs- und Bezirks-
ausschusses: Die Situation und Zukunft der Bur-
gerhauser.

[Bericht des Verfassungs- und Bezirksaus-
schusses liber die Drucksache 20/631:

Die Situation und Zukunft der Biirgerhauser
(Antrag der Fraktion DIE LINKE)

— Drs 20/6967 —]

Wer schlie3t sich der Ausschussempfehlung an?
— Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist dann
mehrheitlich so beschlossen.

Punkt 40, Drucksache 20/6988, Bericht des Ver-
kehrsausschusses: Hamburg braucht einen Ma-
sterplan zur Sanierung von Gehwegen, Radwegen
und Stral3en.

[Bericht des Verkehrsausschusses liber die
Drucksache 20/6482:

Hamburg braucht einen Masterplan zur Sanie-
rung von Gehwegen, Radwegen und StraBen
(Antrag der FDP-Fraktion)

— Drs 20/6988 -]

Wer schliel3t sich Ziffer 1 der Ausschussempfeh-
lung an? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist
mit groRer Mehrheit so beschlossen.

Wer mdchte dem in Ziffer 2 enthaltenen Ersuchen
folgen? — Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist dann einstimmig so beschlossen
worden.

Punkt 43, Drucksache 20/7090, Bericht des Um-
weltausschusses: Wahrnehmung der Naturschutz-
aufgaben auf Bezirksebene.
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[Bericht des Umweltausschusses liber die
Drucksachen 20/3239 und 20/3400:
Wahrnehmung der Naturschutzaufgaben auf
Bezirksebene (Antrag der Fraktion DIE LINKE)
und

Wahrnehmung der Naturschutzaufgaben auf
Bezirksebene (Antrag der FDP-Fraktion)

— Drs 20/7090 -]

Der Abgeordnete de Vries hat mitgeteilt, dass er
an der Abstimmung nicht teilnehmen werde.

Wer mochte der Ausschussempfehlung folgen?
— Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist dann
mehrheitlich so beschlossen worden.

Punkt 49, Drucksache 20/7164, Bericht des Haus-
haltsausschusses: Haushaltsplan 2011/2012, Neu-
strukturierung des Hamburger Justizvollzuges: Auf-
hebung der Sperre gemal Paragraf 36 LHO sowie
Anderung der Haushaltsplanung 2012.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 20/4930:

Haushaltsplan 2011/2012

Neustrukturierung des Hamburger Justizvollzu-
ges: Aufhebung der Sperre gemaR § 36 LHO
sowie Anderung der Haushaltsplanung 2012
(Senatsantrag)

— Drs 20/7164 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/7411 ein ge-
meinsamer Antrag der Fraktionen der GRUNEN,
CDU, FDP und LINKEN vor.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN, CDU, FDP
und DIE LINKE:

Keine Verlagerung des Frauenvollzugs in die
JVA Billwerder

— Drs 20/7411 -]

Mir ist mitgeteilt worden, dass aus den Reihen der
GRUNEN Fraktion hierzu gemaR Paragraf 26 Ab-
satz 6 unserer Geschaftsordnung das Wort be-
gehrt wird, und zwar vom Abgeordneten Miuller.
Herr Mdller, Sie haben das Wort fir maximal funf
Minuten.

Farid Miiller GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Dem Hause liegt ein Antrag
der vier Oppositionsfraktionen zum Thema Neu-
strukturierung des Strafvollzugs in Hamburg vor.
Kaum ein justizpolitisches Thema hat in den letz-
ten Monaten in der Offentlichkeit fiir mehr Streit
und Aufmerksamkeit gesorgt als die geplante Ver-
lagerung des Frauenstrafvollzugs von Hahnofer-
sand in den Hochsicherheitstrakt nach Billwerder.
Wir alle wissen, dass diese Verlagerung nur einen
Teil der Planungen im gesamten Vorschlag des
Senats darstellt, und um den anderen Teil gab es
kaum Streit in diesem Hause.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist schon
mal gut!)

Wir haben als Oppositionsfraktion, nachdem auch
der Haushaltsausschuss noch einmal beraten hat,
Uberlegt, wie wir der regierenden SPD eine Briicke
bauen kdénnen, sodass wir endlich zu einem partei-
Ubergreifenden Konsens in der Frage der Struktu-
rierung des Strafvollzugs in dieser Stadt kommen.

Sie haben es vorliegen, weit iber 80 Prozent der
Vorlage beschaftigt sich mit dem Ausbau des offe-
nen Vollzugs in Glasmoor. CDU, GRUNE, FDP
und LINKE tragen diesen Teil des Vorschlags mit,

(Philipp-Sebastian Kiihn SPD: Das kann
nicht gut sein!)

und nur beim anderen Teil, der Zusammenlegung
des Frauen- und Mannerstrafvollzugs in Billwerder,
bleibt die Differenz. Wir haben jetzt den Vorschlag
gemacht, diese Dinge auseinanderzuziehen und
Ihnen damit die Hand zu reichen,

(Zuruf von der SPD: Herr Miiller reicht uns
die Hand!)

damit wir in einem wichtigen Bereich in dieser
Stadt parteitibergreifend zu einer Auffassung kom-
men, die weit Uber eine Wahlperiode hinausragt.
Wir alle wissen aus anderen Politikbereichen, dass
das einen Wert hat.

Wir sehen durchaus die Notwendigkeit, zu einem
Abbau von Haftplatzen zu kommen — alle Oppositi-
onsfraktionen und natirlich auch Sie. Deswegen
machen wir den Vorschlag, das Haus 3 in Billwer-
der zu schlieRen und die Einsparungen so, wie sie
vorgesehen werden, entsprechend zu realisieren.
Wir haben im Haushaltsausschuss dazu vom Se-
nat gehort, dass die Einsparungen, die der Haupt-
grund fir die Zusammenlegung des Frauen- und
Mannerstrafvollzugs in Billwerder sind, nur mit der
SchlieBung von Haus 3 in Billwerder vollzogen
werden kdnnen. Insofern tragen wir auch hier dem
Hauptanliegen, dem Abbau der Gefangenenzahlen
und Haftplatze, Rechnung und finden es in der Sa-
che sinnvoll. Dass in dieser Sache reagiert wird,
muss jedem Senat, der hier regiert, am Herzen lie-
gen. Vor diesem Hintergrund hoffen wir, dass die
SPD noch einmal nachdenkt und den Wert dessen
erkennt, dass in einer so umstrittenen Frage wie
der Neustrukturierung des Strafvollzugs in dieser
Stadt doch noch die Hand fir einen parteitibergrei-
fenden Kompromiss gereicht wird.

Meine Damen und Herren! Wir hoffen, dass die
SPD zur Einsicht gelangt, denn eines ist klar: All
die Planungen, die wir jetzt vorliegen haben, muss
der Nachfolgesenat ausbaden. Weil wir wissen,
dass es nicht schlau ist, in bestimmten Grundsatz-
fragen dieser Stadt jeweils nach vier Jahren alles
wieder neu aufzuritteln und umzuschmeil’en, ap-
pellieren wir an Sie, den parteilibergreifenden
Kompromiss zu suchen.
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Beim offenen Vollzug wiirde das Haus den Planen
des Senats folgen. Dass das Haus 3 in Billwerder
geschlossen wird und nicht mit den Frauen belegt
wird, ist der Punkt, bei dem wir hoffen und win-
schen, dass sich die SPD bewegt. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU und bei
Dr. Thomas-Sénke Kluth und Katja Suding,
beide FDP)

Prasidentin Carola Veit: Nun hat Herr Tabbert
das Wort.

Urs Tabbert SPD: Frau Prasidentin, meine Damen
und Herren! Nach der Einladung zum Pressege-
sprach heute, die mit "Neuer Vorschlag der Oppo-
sitionsparteien”

(Dietrich  Wersich CDU: Da gehdren Sie
nicht zu!)

Uberschrieben war, dachte ich, dass wir vielleicht
etwas Neues erfahren, aber leider habe ich nichts
Neues gefunden. Ich freue mich natirlich, dass Sie
von der Opposition — ich habe mich informiert und
die Pressemitteilungen gelesen und nehme an,
dass Sie alles, was auf der Konferenz wichtig war,
in die Pressemitteilung geschrieben haben —

(Olaf Ohlsen CDU: Naturlich!)

den von uns geplanten Ausbau des offenen Voll-
zugs in Glasmoor nunmehr mittragen, denn das
haben Sie vor zweieinhalb Jahren, als Sie noch an
der Regierung waren, ganz anders gesehen. An-
sonsten wollen Sie das Haus 3 in Billwerder schlie-
Ren; der Vorschlag von lhnen ist neu.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Das
stimmt doch gar nicht!)

— Von lhnen ist er neu, wenngleich er als solcher
nicht neu ist.

Das kann man andenken, aber es ist unwirtschaft-
lich, und Sie mussen dann erklaren, warum Sie
200 der modernsten Haftplatze in Hamburg leer
stehen lassen wollen. Das konnen Sie wahrschein-
lich niemandem erklaren.

(Beifall bei der SPD — Jens Kerstan GRUNE:
Weil man sie nicht braucht, das ist doch
ganz einfach zu verstehen!)

Konstruktive Kritik der Opposition zeichnet sich
durch konkrete Vorschlage fiir konkrete Problemla-
gen aus, und da haben Sie leider nichts zu bieten.
Alles beim Alten zu belassen, wie Sie das vor-
schlagen, ist aus unserer Sicht keine Losung. Sie
hatten reichlich Zeit, um Alternativen aufzuzeigen,
und nach dem Titel fiir das Pressegesprach heute
Morgen hatte ich ein bisschen mehr von Ihnen er-
wartet.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Wir stehen einer drastisch gesunkenen Gefange-
nenzahl bei gleichbleibender Haftplatzzahl gegen-
Uber, und dem kdnnen wir nur begegnen, wenn wir
teure Haftplatze abbauen. Den Weg dahin zeigt
das intensiv beratene Senatskonzept klar auf. Wir
konzentrieren die Anstalten dadurch, dass die
TAF, die Teilanstalt fir Frauen, nach Billwerder
umzieht, denn dort haben wir eine Anstalt, die un-
ter CDU/Schil/FDP-Regierung teuer und Uberdi-
mensioniert fir 800 Gefangene konzipiert und ge-
baut wurde. Tatsachlich haben wir dort heute eine
Belegung von 600 Gefangenen. Darauf missen
wir doch reagieren. Ich bin mir sicher, dass sich die
Erkenntnis Gber die positiven Effekte des Umstruk-
turierungskonzeptes, sobald der Betrieb in Billwer-
der nach den neuen Planen aufgenommen wird,
auch bei der Opposition, jedenfalls bei breiten Tei-
len der Bevolkerung durchsetzen wird, denn dann
wird sich zeigen, dass die Anstalt fir alle, die die
Frauen besuchen und von externer Seite betreuen
wollen, viel besser zu erreichen ist als zum Bei-
spiel Hahnéfersand. Dann wird sich auch zeigen,
dass das Angebot an Ausbildung und Qualifizie-
rung weiter verbessert werden kann, und es wird
sich zeigen, dass sich die Beflirchtungen, die dem
Vollzug von Mannern und Frauen auf einem An-
staltsgelande entgegengebracht werden, nicht rea-
lisieren werden.

Meine Damen und Herren von der Opposition! Al-
ternativen haben Sie nicht aufgezeigt. Die FDP hat
sich immerhin in der letzten Debatte hier im Hause
von dem Bau Billwerders distanziert. Das ist in der
Sache richtig, nltzt aber nichts mehr und ist sehr
durchschaubar. Klammheimlich  verabschieden
sich die CDU und die GRUNEN nun von dem véllig
Uberteuerten Konzept aus der vergangenen Legis-
laturperiode, der Verlagerung des offenen Vollzugs
hinter die Mauern von Fuhlisbuttel, wohlgemerkt
auch des Frauenvollzugs. Wie Sie mittlerweile kon-
zedieren missen, hatten Sie Uberhaupt keinen
Ruckhalt in der Fachéffentlichkeit, und jetzt bringen
Sie dauernd fachliche Kritik vor. Darlber hinaus
hatte der ganze Spald 51 Millionen Euro gekostet.
Unser Konzept gibt es nun fir 20 Millionen Euro;
immerhin werden 30 Millionen Euro gespart.

Wir setzen, um es zusammenzufassen, auf einen
quantitativen und qualitativen Ausbau des offenen
Vollzugs am bisherigen Standort in Glasmoor. Wir
setzen auf einen Abbau von Haftplatzen, und wir
setzen darauf, dass der Umzug des Frauenvoll-
zugs nach Billwerder auch neue Chancen eroffnet.
Das macht aus unserer Sicht Sinn. Keinen Sinn
macht es, drei Stunden vor der heutigen Abstim-
mung nach anderthalb Jahren Beratung mit einem
vermeintlich neuen Konzept auf den Markt zu kom-
men. Das taugt noch nicht einmal fiir die Bezeich-
nung Heldentum kurz vor Ladenschluss. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)
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Prasidentin Carola Veit: Herr Trepoll hat jetzt das
Wort.

André Trepoll CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Tabbert, Sie haben uns
zwei- oder dreimal ganz siffisant darauf hingewie-
sen, dass wir uns mit diesem Vorschlag von unse-
rem Konzept von vor zweieinhalb Jahren verab-
schieden wurden. Das ist richtig, aber das unter-
scheidet uns auch von Ihnen: Wir sind lernfahig,
wir sind bereit, auf die Argumente der Experten
einzugehen, und das sind Sie nicht.

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN, der
FDP und der LINKEN — Zurufe von der SPD)

Ihre Argumentation kann ich schon gar nicht mehr
fur voll nehmen. Wenn Sie sagen, Sie gaben
30 Millionen Euro weniger aus, als es vom
schwarz-griinen Senat geplant war, dann beweist
das doch nur, dass Sie weniger ausgeben, aber
groReren Mist bauen konnen. Das kann doch nicht
ernsthaft Ihre Argumentation sein.

(Beifall bei der CDU und den GRUNEN)

Ich will noch einmal auf die Besonderheit einge-
hen, dass die vier Oppositionsfraktionen Ihnen hier
geschlossen uber einen Zeitraum von Uber einem
Jahr gegenulberstehen. Das ist nicht in jedem Poli-
tikbereich der Fall und zeigt,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja, das stimmt!)

Herr Dressel, dass man vielleicht einmal dariiber
nachdenken sollte, ob da nicht etwas dran ist.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Machen wir
doch!)

— Nein, das haben Sie nicht getan.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Doch, das tun
wirl)

— Das haben Sie nicht getan, und ich finde, dass
Sie sich das schon anhéren mussen.

Ihr Vorwurf uns gegentber war immer, wir wirden
nicht die ganze Reform sehen, denn auch was die
finanziellen Mittel anginge, sei der grofiere Teil in
Glasmoor veranschlagt. Jetzt machen wir genau
das, und es ist Ihnen wieder nicht recht. Unser An-
trag zielt namlich genau auf eine Abkopplung des
grolReren Teils der Reform — im finanziellen Rah-
men Glasmoor — und nimmt nur diesen einen klei-
nen Teilbereich aus, der aber hochst umstritten ist
und von dem alle Experten im Strafvollzug und bei
uns in der Anhérung gesagt haben: Macht das
nicht, zerschlagt nicht diese guten bestehenden
Strukturen im Frauenvollzug.

(Beifall bei der CDU und den GRUNEN)

Die Reform ist fachlich falsch, sie fiihrt zum Nach-
teil der inhaftierten Frauen und ihrer Resozialisie-
rung. Sie ist finanziell unverhaltnismagig. Die Ein-

sparungen, die Sie erzielen, stehen in keinem Ver-
haltnis zu dem, was Sie auf Hahnoéfersand zer-
schlagen.

(Zuruf von Urs Tabbert SPD)

Wir haben in den letzten gut zehn Jahren Uber
9 Millionen Euro in den Frauenbereich von Hahno-
fersand investiert. Sie wissen gar nicht, was Sie
mit dem Gebadude dort jetzt anfangen koénnen.
Wenn man mit der Jugendstrafanstalt spricht, dann
kénnen die das Gebaude gar nicht gebrauchen,

(Urs Tabbert SPD: Doch!)

es ist Uberhaupt nicht gesichert fir den Jugend-
strafvollzug. All das ist also weiterhin offen, und
dass Sie als SPD-Fraktion nicht die Kraft besitzen,
Ihrer Justizsenatorin im wahrsten Sinne des Wor-
tes einen Riegel vorzuschieben und sich einmal
durchzusetzen, ist die wahre Tragddie bei dieser
Abstimmung.

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN und der
FDP)

Der Senat hat im Haushaltsausschuss zugegeben
— wir haben das in den Antrag aufgenommen —,
dass die Personaleinsparungen auch ohne eine
Verlagerung der Frauen von Hahnéfersand nach
Billwerder mdglich sind. Ich bleibe dabei: Das Tra-
gische an dieser Entscheidung ist, dass sie unum-
kehrbar ist. Wenn Sie diese Strukturen zerschla-
gen haben, dann wird man sie nicht wieder auf-
bauen kénnen, das steht fest. Und das wird der ju-
stizpolitische Sindenfall der SPD-Fraktion in die-
ser Legislaturperiode sein.

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN und der
FDP)

Prasidentin Carola Veit: Frau Schneider, Sie ha-
ben das Wort.

Christiane Schneider DIE LINKE: Viel ist gesagt,
daher kann ich mich kurz fassen.

Herr Tabbert, Sie schreiben in |hrer Pressemittei-
lung — und Sie haben es eben auch gesagt —, es
werde seit anderthalb Jahren diskutiert. Die Druck-
sache wurde am 21. August 2012 an den Aus-
schuss Uberwiesen, das ist keine anderthalb Jahre
her. Ich finde, Sie sollten sich an die Wahrheit hal-
ten. Wir haben jetzt ein gutes halbes Jahr dariber
diskutiert, wir haben sehr intensiv diskutiert und es
wurden sehr viele Argumente angefiihrt. Es ist von
Ihnen kein einziges fachliches Argument in dieser
in der Tat sehr langen Zeit von uber einem halben
Jahr gekommen, warum Sie die Einrichtung des
Frauenvollzugs liquidieren wollen.

Warum, fragen Sie, sollen wir dieses Haus 3 leer
stehen lassen? Das kann ich lhnen sagen: Weil
das Ziel des Strafvollzugs immer noch die Reso-
zialisierung ist
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(Christiane Schneider)

(Beifall bei Dora Heyenn und Cansu Ozde-
mir, beide DIE LINKE)

und weil die Verlagerung des Frauenvollzugs in die
Manneranstalt die Resozialisierungsbedingungen
der Frauen nachhaltig schwacht und verschlech-
tert. Deshalb sagen wir: Lieber lassen wir das Ge-
baude leer stehen, als dass wir das Vollzugsziel
verfehlen, denn das wirde kurzfristig und auch
langfristig recht teuer. Das wird die Gesellschaft
viel Geld kosten und sich letzten Endes auch im
Haushalt niederschlagen, denn jede Frau, die kein
Leben in sozialer Verantwortung schafft und in das
Gefangnis zurlickkehrt, weil die Resozialisierungs-
bedingungen schlecht waren, wird natiirlich Kosten
verursachen durch neue Hafttage.

Es kommen sowieso — das werden wir in den
nachsten Wochen und Monaten diskutieren —
schwere Belastungen auf den Strafvollzug zu. Ich
verfolge mit Sorge die Haushaltsverhandlungen im
Europaischen Parlament, den ESF zu kiirzen, von
dem erhebliche Teile der Ausbildungs- und Qualifi-
zierungsmafinahmen nicht nur im Frauenvollzug
abhangen; das wird ohnehin schwierig. Ich habe
mit Schrecken in dem Gesetzentwurf zum Siche-
rungsverwahrungsvollzugsgesetz gelesen, dass
die zusatzlichen Gelder, die in die Sicherungsver-
wahrung gehen, durch Umschichtungen beim Voll-
zug erwirtschaftet werden sollen. Das heif3t, dass
sich die Resozialisierungsbedingungen in allen Ge-
fangnissen sowieso verschlechtern werden, wenn
es nach lhren Planen geht. Angesichts dessen
werden wir um diesen Schritt, dass die Frauen
nicht dahin verlagert werden, kdmpfen. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Frau von Treuenfels, Sie
haben das Wort.

Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Sehr ge-
ehrte Frau Prasidentin, meine Damen und Herren!
Ich gebe zu, dass wir heute die gefihlt zwanzigste
oder dreilBigste Debatte zum Thema Justizvoll-
zugsreform fiihren, und manch einer unter lhnen
mag sich fragen, ob die Argumente nicht langst
ausgetauscht sind.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja, das konnte
sein!)

— Ich habe lhnen eine kleine Pause gelassen, da-
mit Sie das sagen kdnnen, Herr Dressel; ich habe
es mir gedacht.

Meine Damen und Herren, ich sage lhnen ganz
klar: Das sind sie offensichtlich nicht. Deshalb le-
gen wir lhnen heute einen interfraktionellen Ande-
rungsantrag vor, um ein letztes Mal zu versuchen,
den schweren Fehler der Verlagerung des Frauen-
vollzugs in die JVA Billwerder zu verhindern. Ich
nenne dafir drei weitere Griinde; ich beziehe mich
nur auf diese.

Erstens haben wir in dieser Legislaturperiode in
diesem Haus bisher noch keine derart unsoziale
Haltung erlebt, wie von lhnen zu diesem Thema.

(Beifall bei der FDP, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der LINKEN)

Das kann ich auch begriinden. Im Laufe der letz-
ten Monate kamen allerlei Scheinargumente, mit
denen der wahre Kern lhrer Argumentation fur die
Verlagerung des Frauenvollzugs, namlich das Kos-
tenargument, verborgen werden sollte. Die ge-
meinsame Unterbringung von Frauen und Man-
nern in Billwerder sei am Ende billiger, behaupte-
ten Sie. Die drohenden koérperlichen Gefahren fir
die Frauen, die seelischen Belastungen und vor al-
lem der gefahrdete Resozialisierungsgedanke, was
Ihnen alle Experten bestatigen, das alles ist fir Se-
nat und Sozialdemokraten nur noch soziales Ge-
doéns. In Wahrheit geht es lhnen nur um einen an-
geblichen Sparbeitrag der Justizbehérde fir den
Haushalt. Das ist eine sozial verantwortungslose
Politik, die Sie mit Ihrer absoluten Mehrheit im Par-
lament gegen jede Vernunft durchsetzen wollen.

(Beifall bei der FDP, den GRUNEN und der
LINKEN — Olaf Ohlsen CDU: Skandal!)

Zweitens ist im Laufe der Diskussion deutlich ge-
worden, dass lhr Kostenargument gar nicht zieht.
Wir werden nicht weniger, sondern sogar mehr
Geld in Billwerder und auch in Hahnoéfersand fir
die erforderlichen Umbaumaflnahmen ausgeben
mussen. Wir werden mehr Geld fiir die zusatzliche
Zufiihrung ausgeben mussen, die wir fir die Frau-
en in Billwerder brauchen. Und auch langfristig
wird es nicht weniger, sondern mehr Geld kosten,
schlechter oder gar nicht resozialisierte Frauen
wieder in die Gesellschaft zu integrieren. Ob Sie
das vielleicht auch einmal mitgerechnet haben? Er-
go ist das Ganze eine Milchmadchenrechnung der
Senatorin.

Drittens hat der Verlauf der parlamentarischen De-
batten zu diesem sensiblen Thema eine sehr rick-
sichtslose SPD gezeigt, die mit vielen verschiede-
nen Geschaftsordnungstricks ihren Mehrheitswillen
durchgesetzt hat. Sie wollten zusatzliche Anhérun-
gen im Ausschuss verhindern und haben das Ver-
lesen von Briefen inhaftierter Frauen mit Ihren Ge-
schéaftsordnungstricks schlichtweg blockiert. Frau
Senatorin Schiedek, Sie haben bisher alle Argu-
mente, die der Opposition wie die der Experten,
konsequent ignoriert. Das finde ich ziemlich Kalt,
arrogant und machtverliebt.

(Beifall bei der FDP, der CDU, den GRU-
NEN und der LINKEN)

Das erinnert an die alte, weit tber 40 Jahre in die-
ser Stadt herrschende SPD, die frei nach dem
Sonnenkdnig gelebt hat und glaubte, der Staat sei
sie und der Rest egal.

(Beifall bei Finn-Ole Ritter FDP)
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(Anna-Elisabeth von Treuenfels)

Deshalb ist es bitter nétig zu betonen, dass der
Teil der sogenannten Justizvollzugsreform, auf den
wir uns heute beziehen, die Verlegung der Frauen,
inhaltlich gefahrlich, unsozial und teuer ist, und er
Sie auf diesen drei Ebenen teuer zu stehen kom-
men wird. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der CDU, den GRU-
NEN und der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Jetzt hat Frau Dr. von
Berg das Wort.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Es sind schon viele Ar-
gumente angebracht worden. Ich méchte noch ein-
mal auf den zweiten offenen Brief zur Umorganisa-
tion des Frauenstrafvollzugs vom Februar dieses
Jahres hinweisen und darauf, wer zu den Unter-
zeichnerinnen gehort hat, um deutlich zu machen,
welchen Stellenwert dieses Thema in unserer
Stadt hat. Unterzeichnet haben die ehemalige Lei-
terin der Sozialtherapeutischen Anstalt Bergedorf,
die zweite Vorsitzende der Bundesarbeitsgemein-
schaft Frauenvollzug, eine ehemalige Richterin am
Bundesgerichtshof, eine ehemalige Bischdfin, eine
leitende Oberstaatsanwaltin im Ruhestand, die
Chefredakteurin von Hinz&Kunzt, ein ehemaliger
Leiter der Sozialtherapeutischen Anstalt Altengam-
me, ein Vorsitzender Richter am Landgericht Ham-
burg im Ruhestand, eine Direktorin der Burger-
schaft im Ruhestand und eine amtierende Landes-
pastorin. Das sind namhafte Personen in dieser
Stadt. Zusatzlich waren finf von sechs Experten in
der Expertenanhérung gegen die Verlegung. Frau
Peschel-Gutzeit hat sich dagegen ausgesprochen.
Sie alle haben unisono gesagt, die Verlegung sei
fachlich falsch, nicht erforderlich, Uberflissig und
schadlich.

Meine Damen und Herren, dass Sie sich daruber
so hinwegsetzen kénnen wider besseres Wissen,
ist mir unverstandlich. Sie verweisen auf die Bera-
tungszeit von einem halben Jahr — erst hiel3 es,
anderthalb Jahre —, aber wenn das Beratung ge-
wesen sein soll, dann kann ich nur sagen, dass
Sie ausgesprochen beratungsresistent sind.

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU, der
FDP und der LINKEN)

Ich appelliere noch einmal an die Fraktion der
SPD: Schleppen Sie sich nicht durch dieses muh-
same, steinige Verfahren einzig und allein, um Ih-
rer Senatorin das Gesicht zu wahren, und das auf
Kosten der Frauen in Hahndfersand. Das ist wirk-
lich beschamend.

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU, der
FDP und der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Jetzt hat Frau Arndt das
Wort.

Peri Arndt SPD:* Frau Prasidentin, sehr geehrte
Damen und Herren! Ich will nur kurz zwei Aspekte
ansprechen. Zunachst zu lhrem Scheinargument,
das ich schon die ganze Zeit nicht nachvollziehen
kann, dass ewig von der Zerschlagung einer Insti-
tution die Rede ist. So lange die Plane bekannt
sind, also seit Herbst 2011, ist klar, dass der Frau-
envollzug umziehen wird und nicht zerschlagen
wird. Es ist mir sehr wichtig, das noch einmal her-
vorzuheben.

(Beifall bei der SPD)

Es ist sehr wohl der Fall, dass eine intensive Aus-
einandersetzung stattgefunden hat, und das hat si-
cherlich bei dem einen oder anderen den Eindruck
hinterlassen, manche Argumente seien schon zu
haufig genannt worden. Ich denke aber, dass man
sich mit diesem wichtigen Thema intensiv ausein-
andersetzen muss, und das haben wir auch getan.
Das hat unter anderem dazu gefiihrt, dass wir
einen Zusatzantrag gestellt haben, und ich wirde
Sie bitten, ihn noch einmal zu lesen. Da kann man
namlich nachvollziehen, dass die Diskussion dort
eingeflossen ist und sozusagen ihre Realisierung
gefunden hat. Auch das ist mir wichtig zu betonen.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Nennen
Sie doch mal ein Argument! — Gegenrufe
von der SPD: Das ist doch alles schon tau-
sendmal gesagt!)

— Das ist alles schon gesagt worden. Nichtsdesto-
trotz kann ich lhnen entgegenkommen und ein Bei-
spiel nennen.

(Olaf Ohlsen CDU: Es ist alles schon ge-
sagt, aber nicht von mir!)

Der wegen der Sexualstraftdter geanderte Voll-
zugsplan ist beispielsweise ein konkretes Ergeb-
nis.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Fakten!)
— Das habe ich schon verstanden, Frau Schneider.

Uber lhre Aussage habe ich noch einige Tage
nachgedacht. Sie hatten explizit zu mir gesagt:
Frau Arndt, Sie sind das Prinzip Hoffnung, hoffen
Sie weiter. In diesem positiven Sinne sehe ich das
auch weiterhin. Ich habe nicht den geringsten An-
lass zu zweifeln, dass all die Qualifikationsverbes-
serungen, die der Umzug fir die Frauen mit sich
bringen wird, die Erweiterung des Spektrums und
die Erweiterung der Platze, auch realisiert werden.
Das steht schwarz auf weild in allen Drucksachen;
darauf kénnen Sie sich beziehen und darauf wer-
den wir uns beziehen. Das wird die Behoérde verfol-
gen, das wird die Burgerschaft verfolgen, und das
wird auch der neu zu schaffende Beirat verfolgen.
Ich bin véllig optimistisch, dass wir das in gemein-
samer Anstrengung hinbekommen werden. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der SPD)
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Prasidentin Carola Veit: Frau Hajduk, Sie haben
das Wort.

Anja Hajduk GRUNE: Frau Prasidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Es ist richtig, dass wir
schon viele Argumente ausgetauscht und langer
daruber diskutiert haben, aber eines mdchte ich
doch noch einmal ganz deutlich in Richtung SPD-
Fraktion sagen: Die Argumente, die hier vorgetra-
gen wurden und die sich zu den verschiedenen
Zeitpunkten der Debatte als haltlos erwiesen ha-
ben, waren Ihre Argumente und insbesondere die
Argumente |hrer Senatorin.

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU, der
FDP und der LINKEN)

Lesen Sie sich noch einmal die Rede von Frau
Schiedek durch. Sie hat sich auf Einsparzwange
berufen. Wir haben in der Debatte deutlich ge-
macht, dass die Begriindung fiir die Verlagerung
des Frauenvollzugs, das sei die einzig sinnvolle
MaRnahme, um Einsparungen zu machen, falsch
ist. Das musste der Staatsrat im Haushaltsaus-
schuss einrdumen — die Senatorin selber konnte
nicht anwesend sein —, als der Vorsitzende die ent-
sprechenden Nachfragen stellte. In einer weiteren
Debatte hat Ihre Senatorin dann, obwohl wir den
Frauenvollzug zur Aktuellen Stunde angemeldet
hatten, davon gesprochen, dass es wichtig sei, Re-
strukturierungen beim offenen Vollzug in Glasmoor
machen zu kénnen. Da Sie es anscheinend noch
nicht richtig verstanden haben, Herr Tabbert: Das
ist nicht der Punkt, gegen den wir uns richten. Das
ist sogar der Punkt, den wir hundertprozentig mdg-
lich machen wollen. Deswegen ist es so schwer,
von lhrer Seite zu hoéren, alle Argumente seien
ausgetauscht, weil das von einer Fraktion kommt,
die ihre wichtigsten Argumente im Verlauf der De-
batte verloren hat.

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU, der
FDP und der LINKEN)

Von daher miissen Sie sich schon gefallen lassen,
was auch Herr Muller schon in aller Ruhe gesagt
hat. Es ist ein Trauerspiel, dass Sie unter Zwang
handeln, um einzig und allein — das pfeifen nicht
nur die Spatzen von den Dachern, sondern wir ho-
ren auch, was zwischen den Zeilen gesagt wird —
Gesichtswahrung zu betreiben.

(Wolfgang Rose SPD: Das ist ja unglaub-
lich!)

Ich sage Ihnen, Frau Schiedek: Sie wahren hier
nicht lhr Gesicht, das ist der Beginn einer Demon-
tage, weil das Sturheit ist, die nicht auf die Senats-
bank gehort.

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU, der
FDP und der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Gibt es weitere Wortmel-
dungen? — Das sehe ich nicht. Dann kommen wir
zur Abstimmung in der Sache.

Zunachst zum neuen gemeinsamen Antrag der
Fraktionen der GRUNEN, CDU, FDP und DIE LIN-
KE, Drucksache 20/7411.

Wer mdchte diesen annehmen? — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Damit ist dieser Antrag abge-
lehnt.

Wir kommen zum Bericht des Haushaltsausschus-
ses aus Drucksache 20/7164, zunachst zu Ziffer 1
der Ausschussempfehlungen.

Die GRUNE Fraktion hat hierzu gemaB Para-
graf 36 Absatz 1 unserer Geschaftsordnung eine
namentliche Abstimmung beantragt. Herr Hakverdi
und Herr Wankum werden Sie darum nun gleich in
alphabetischer Reihenfolge aufrufen. Wenn Sie Zif-
fer 1 der Ausschussempfehlung folgen mdchten
und den Senatsantrag aus Drucksache 20/4930
annehmen wollen, dann antworten Sie bitte deut-
lich mit Ja, wenn Sie ihn ablehnen wollen, mit
Nein, und wenn Sie sich enthalten wollen, mit Ent-
haltung.

Dann darf ich Herrn Hakverdi bitten, mit dem Na-
mensaufruf zu beginnen.

(Der Namensaufruf wird vorgenommen)****

Ist ein Mitglied der Blrgerschaft nicht aufgerufen
worden? — Dann stelle ich fest, dass alle aufgeru-
fen worden sind und erklare die Abstimmung flr
beendet.

Das Abstimmungsergebnis wird nun ermittelt und
Ihnen in wenigen Minuten mitgeteilt. So lange ist
die Sitzung unterbrochen.

Unterbrechung: 22.57 Uhr
Wiederbeginn: 23.03 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Wir haben ein Ergebnis ermittelt und ich wur-
de Sie bitten, wieder Platz zu nehmen.

Bei der Abstimmung Uber den Senatsantrag aus
Drucksache 20/4930 gab es 61 Ja-Stimmen und
54 Nein-Stimmen. Enthaltungen haben wir keine
wahrgenommen. Damit ist der Senatsantrag in er-
ster Lesung angenommen worden.

(Beifall bei der SPD)

Es bedarf dann einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

*++x Ergebnis der namentlichen Abstimmung, siehe Seite 4280ff.


schnooch
Schreibmaschinentext

schnooch
Schreibmaschinentext
**** Ergebnis der namentlichen Abstimmung, siehe Seite 4280ff.

schnooch
Schreibmaschinentext
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Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Das sieht mir nach einem Funftel aus.
Dann wird die zweite Lesung fir die nachste Sit-
zung am 10. und 11. April 2013 vorgesehen.

Aber wir kommen noch zu Ziffer 2 der Aus-
schussempfehlungen.

Wer mdchte dem darin enthaltenen Ersuchen sei-
ne Zustimmung geben? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist dann so beschlossen.

Im Ubrigen rufen wir den Punkt in der nachsten Sit-
zung wieder auf.

Punkt 53, Drucksache 20/7247, Bericht des Haus-
haltsausschusses: Bau und Finanzierung der Ver-
langerung der U-Bahn-Linie 4 bis zu den Elb-
briicken, Haushaltsplan 2013/2014, Einzelplan 6,
Anderung des Wirtschaftsplans "Sondervermdgen
Stadt und Hafen".

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 20/6542:

Bau und Finanzierung der Verlidngerung der
U-Bahn-Linie 4 bis zu den Elbbriicken
Haushaltsplan 2013/2014, Einzelplan 6
Anderung des Wirtschaftsplans "Sondervermo-
gen Stadt und Hafen" (Senatsantrag)

— Drs 20/7247 -]

Der Abgeordnete de Vries hat mitgeteilt, dass er
an der Abstimmung nicht teilnehmen werde.

Wer moéchte sich gern der Ausschussempfehlung
anschlieBen? — Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Dann ist das mehrheitlich so beschlossen wor-
den.

Es bedarf auch hier einer zweiten Lesung. Stimmt
der Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Der Senat stimmt einer sofortigen zweiten Lesung
zu. Gibt es Widerspruch aus dem Hause? — Den
sehe ich nicht.

Wer mochte den soeben in erster Lesung gefas-
sten Beschluss in zweiter Lesung fassen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Dann ist dieser Be-
schluss auch in zweiter Lesung und damit endgil-
tig gefasst worden.

Wir kommen zu Punkt 53a, Drucksache 20/7313,
auch ein Bericht des Haushaltsausschusses: Er-
richtung der Hamburgischen Investitions- und For-
derbank.

[Bericht des Haushaltsausschusses uber die
Drucksache 20/6335:

Errichtung der Hamburgischen Investitions-
und Forderbank (IFB) (Senatsantrag)
— Drs 20/7313 -]

Hierzu liegen Ihnen mit den Drucksachen 20/7388
und 20/7407 Antrage der SPD-Fraktion vor, Gber
die wir zuerst abstimmen.

[Antrag der SPD-Fraktion:

Errichtung der Hamburgischen Investitions-
und Férderbank (IFB)

— Drs 20/7388 -]

[Antrag der SPD-Fraktion:

Errichtung der Hamburgischen Investitions-
und Forderbank (IFB)

— Drs 20/7407 -]

Wer mochte den Antrag der SPD-Fraktion aus
Drucksache 20/7388 annehmen? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist dieser Antrag
mehrheitlich so beschlossen.

Wer méchte dem Antrag aus Drucksache 20/7407
seine Zustimmung geben? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist auch dieser Antrag be-
schlossen.

Wir kommen zum Bericht des Haushaltsausschus-
ses, Drucksache 20/7313.

Wer mochte sich der Ausschussempfehlung an-
schlielen und das Gesetz Uber die Weiterentwick-
lung der Hamburgischen Wohnungsbaukreditan-
stalt zur Hamburgischen Investitions- und Forder-
bank aus Drucksache 20/6335 mit den soeben be-
schlossenen Anderungen beschlieRen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das ist dann mehr-
heitlich so beschlossen worden.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Der Senat stimmt einer sofortigen zweiten Lesung
zu. Gibt es Widerspruch aus dem Hause? — Den
sehe ich nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz in zweiter Lesung beschlieRen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist das Gesetz
auch in zweiter Lesung und somit endgdltig be-
schlossen worden.

Wer mochte daruber hinaus der Ausschussemp-
fehlung folgen und Ziffer 3 des Petitums aus
Drucksache 20/6335 beschlieRen? — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Damit ist auch Ziffer 3 mehrheit-
lich so beschlossen.

Auch hierzu bedarf es einer zweiten Lesung.
Stimmt der Senat einer sofortigen zweiten Lesung
zu?


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7247&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7313&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7388&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7407&dokart=drucksache
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(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Der Senat stimmt einer sofortigen zweiten Lesung
zu. Gibt es Widerspruch aus dem Hause? — Den
sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das ist damit auch in
zweiter Lesung und somit endgultig beschlossen
worden.

Im Ubrigen hat die Blrgerschaft Kenntnis genom-
men.

Punkt 58, Drucksache 20/7219, Bericht des Innen-
ausschusses: Entwurf eines Dritten Gesetzes zur
Anderung von Vorschriften auf dem Gebiet des
Verfassungsschutzes.

[Bericht des Innenausschusses iiber die Druck-
sache 20/6333:

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Anderung
von Vorschriften auf dem Gebiet des Verfas-
sungsschutzes (Senatsantrag)

— Drs 20/7219 -]

Wer mochte sich hier der Ziffer 1 der Aus-
schussempfehlung anschlielen und die Artikel 1,
3, 5 und 6 des Dritten Gesetzes zur Anderung von
Vorschriften auf dem Gebiet des Verfassungs-
schutzes aus Drucksache 20/6333 beschlielien?
— Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist
dann mehrheitlich so beschlossen worden.

Wer mochte Ziffer 2 der Ausschussempfehlungen
folgen und Artikel 4 und 7 des Gesetzentwurfs be-
schlielen? — Auch hier bitte die Gegenprobe.
— Und die Enthaltungen? — Dann ist auch das
mehrheitlich so beschlossen.

Wer mdéchte nun noch der Ausschussempfehlung
aus Ziffer 3 folgen und Artikel 2 des Gesetzent-
wurfs beschlieBen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist auch die Ausschussempfehlung
aus Ziffer 3 so beschlossen und das Dritte Gesetz
zur Anderung von Vorschriften auf dem Gebiet des
Verfassungsschutzes aus Drucksache 20/6333 mit
den empfohlenen Anderungen in erster Lesung an-
genommen worden.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Auch hier ist der Senat mit einer sofortigen zweiten
Lesung einverstanden. Gibt es Widerspruch aus
dem Hause? — Den sehe ich nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz in zweiter Lesung beschlieRen? — Ge-

genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist das Gesetz
mehrheitlich auch in zweiter Lesung und somit
endgliltig beschlossen worden.

Punkt 60, Drucksache 20/7034, Antrag der GRU-
NEN Fraktion: Lebensversicherungen und private
Altersvorsorge — Keine Chance flir schwarz-gelbe
Abzocke.

[Antrag der GRUNEN Fraktion:
Lebensversicherungen und private Altersvor-
sorge — Keine Chance fiir schwarz-gelbe Ab-
zocke

— Drs 20/7034 -]

Diese Drucksache mochte die GRUNE Fraktion an
den Ausschuss flir Wirtschaft, Innovation und Me-
dien Uberweisen.

Wer méchte auch dem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist
das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer mdchte den Antrag der GRUNEN Fraktion be-
schlieRen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Wir kommen zu Punkt 61, Drucksache 20/7075,
Antrag der SPD-Fraktion: Inklusion an Hoch-
schulen.

[Antrag der SPD-Fraktion:
Inklusion an Hochschulen
— Drs 20/7075 -]

Hierzu liegt Ihnen ein Antrag der GRUNEN Frakti-
on vor, Drucksache 20/7387.

[Antrag der GRUNEN Fraktion:

Inklusion an Hochschulen — Konzept fiir die
zeitliche Umsetzung und Finanzierungsrahmen
vorlegen

— Drs 20/7387 -]

Beide Drucksachen mochte die CDU-Fraktion gern
im Wissenschaftsausschuss behandeln.

Wer schlieft sich dem Uberweisungsbegehren an?
— Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist das
Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmer]_ in der Sache ab. Zunachst zum An-
trag der GRUNEN Fraktion.

Wer mochte diesem folgen? — Die Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Damit ist dieser Antrag mehr-
heitlich abgelehnt.

Jetzt zum SPD-Antrag.


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7219&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7034&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7075&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7387&dokart=drucksache
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Wer gibt diesem seine Zustimmung? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das ist dann einstimmig so
beschlossen worden.

Wir kommen zu Punkt 63, Drucksache 20/7077,
Antrag der SPD-Fraktion: Privatisierte Fluggast-
kontrollen — Staatliche Verantwortung wahrneh-
men.

[Antrag der SPD-Fraktion:

Privatisierte Fluggastkontrollen — Staatliche
Verantwortung wahrnehmen

— Drs 20/7077 -]

Diese Drucksache mdchte die CDU-Fraktion an
den Ausschuss Offentliche Unternehmen tiberwei-
sen. Seitens der Fraktion DIE LINKE liegt ein An-
trag auf Uberweisung der Drucksache an den Aus-
schuss flr Soziales, Arbeit und Integration vor.

Wer méchte die Uberweisung an den Ausschuss
Offentliche Unternehmen beschlieRen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist dieses
Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wer stimmt einer Uberweisung an den Sozialaus-
schuss zu? - Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Auch dieses Uberweisungsbegehren hat keine
Mehrheit gefunden.

Wir kommen zur Abstimmung Uber den Antrag der
SPD-Fraktion in der Sache.

Wer mochte diesem seine Zustimmung geben?
— Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist der
Antrag mehrheitlich so beschlossen worden.

Wir kommen zu Punkt 64, Drucksache 20/7151,
Antrag der FDP-Fraktion: Integration fordern,
Fachkraftemangel bekdmpfen — Hamburg muss
mehr fur die Anerkennung im Ausland erworbener
Berufsabschlisse tun.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Integration fordern, Fachkraftemangel bekamp-
fen — Hamburg muss mehr fiir die Anerkennung
im Ausland erworbener Berufsabschliisse tun!
— Drs 20/7151 -]

Hierzu liegt lhnen als Drucksache 20/7364 ein An-
trag der CDU-Fraktion vor.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Anerkennung auslandischer Qualifikationen
kundenorientiert gestalten und konsequent am
Arbeitsmarkt ausrichten

— Drs 20/7364 -]

Beide Drucksachen mochte die FDP-Fraktion an
den Sozialausschuss Uberweisen.

Wer schlie8t sich dem an? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab. Zunachst zum
CDU-Antrag.

Wer mochte diesem folgen? — Die Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Damit ist dieser Antrag abge-
lehnt.

Zum FDP-Antrag.

Wer gibt dem seine Zustimmung? — Auch hier die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann hat auch
dieser Antrag keine Mehrheit gefunden.

Wir kommen zu Punkt 68, Drucksache 20/7220,
Antrag der Fraktion DIE LINKE: Endlich Transpa-
renz bei Bauentscheidungen herstellen.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Endlich Transparenz bei Bauentscheidungen
herstellen

— Drs 20/7220 -]

Die Fraktionen der FDP und der LINKEN mochten
diese Drucksache an den Verfassungs- und Be-
zirksausschuss Uberweisen.

Wer méchte das auch? — Gegenprobe. — Dann ist
das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Ich habe eine traurige Nachricht fur Sie. Der ange-
kindigte Funf-Minuten-Beitrag entfallt.

(Zurufe aus dem Plenum: Oh, oh!)

Wir mussen leider direkt zur Abstimmung kommen.
Wer mdchte sich dem Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE aus Drucksache 20/7220 anschlieRen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist dieser An-
trag dann abgelehnt.

Punkt 77, Drucksache 20/7237, Antrag der
SPD-Fraktion: Haushaltsplan 2013/2014, Einzel-
plan 3.2 und 9.2, Sanierungsfonds Hamburg 2020:
ErhaltungsmalRnahmen zur Sanierung des Univer-
sitdtskrankenhauses Eppendorf.

[Antrag der SPD-Fraktion:

Haushaltsplan 2013/2014 — Einzelplan 3.2 und
9.2, Sanierungsfonds Hamburg 2020:
ErhaltungsmaBnahmen zur Sanierung des Uni-
versitatskrankenhauses Eppendorf

— Drs 20/7237 -]

Die FDP-Fraktion mdchte die Drucksache gern an
den Wissenschaftsausschuss iberweisen.

Wer schliefdt sich diesem Begehren an? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das ist abgelehnt.


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7077&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7151&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7364&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7220&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7237&dokart=drucksache
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Wir stimmen in der Sache ab.

Wer méchte den SPD-Antrag annehmen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das ist dann einstim-
mig so beschlossen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Der Senat stimmt zu. Gibt es Widerspruch aus
dem Hause? — Den sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Auch das war ein-

stimmig und damit ist es auch in zweiter Lesung
und somit endguiltig beschlossen worden.

Die CDU-Fraktion mdchte die Drucksache gern
nachtraglich an den Haushaltsausschuss Uberwei-
sen.

Wer stimmt diesem Uberweisungsbegehren zu?
— Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist dann ab-
gelehnt.

Nun sind wir am Ende dieser Sitzung. Ich wiinsche
Ihnen einen schénen Feierabend.

Ende: 23.15 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrdge wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom

Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Heiko Hecht und Hansjorg Schmidt
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Anlage 1
(siehe Seite 4275)

Namentliche Abstimmung

tiber Ziffer 1 der Empfehlung des Haushaltsausschusses zur Drucksache 20/4930:

Haushaltsplan 2011/2012, Neustrukturierung des Hamburger Justizvollzuges: Aufhebung der Sperre
gemiR § 36 LHO sowie Anderung der Haushaltsplanung 2012

Drucksache 20/7164

Name Abstimmungsergebnis
Kazim Abaci Ja
Matthias Albrecht Ja
Peri Arndt Ja
Kersten Artus Nein
Jan Balcke Ja
Ksenija Bekeris Ja
Dr. Stefanie von Berg Nein
Robert Blasing Nein
Christiane Blémeke Nein
Ole Thorben Buschhiiter Ja
Matthias Czech Ja
Phyliss Demirel Nein
Gabi Dobusch Ja
Anja Domres Ja
Dr. Andreas Dressel Ja
Barbara Duden Ja
Olaf Duge Nein
Dr. Kurt Duwe Nein
Gunnar Eisold Ja
Katharina Fegebank Nein
Jan-Hinrich Fock Ja
Dr. Friederike Fdcking Nein
Dennis Gladiator Nein
Christa Goetsch Nein
Tim Golke Nein
Daniel Gritz Ja
Dr. Eva Gumbel Nein
Birte Gutzki-Heitmann Ja
Norbert Hackbusch Nein
Anja Hajduk Nein
Metin Hakverdi Ja
Jorg Hamann Nein
Ulrike Hanneken-Deckert Ja
Nikolaus Haufler Nein

Robert Heinemann Nein
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Name

Abstimmungsergebnis

Roland Heintze

Dora Heyenn

Lars Holster
Regina-Elisabeth Jack
Carl-Edgar Jarchow
Hildegard Jurgens
Martina Kaesbach
Annkathrin Kammeyer
Gert Kekstadt

Jens Kerstan

Dirk Kienscherf

Thilo Kleibauer

Dr. Thomas-Sdnke Kluth
Martina Koeppen

Uwe KolRel

Thomas Kreuzmann
Annegret Krischok
Philipp-Sebastian Kiihn
Gerhard Lein

Dr. Melanie Leonhard
Prof. Dr. Loretana de Libero
Uwe Lohmann
Dorothee Martin

Antje Moller

Farid Mdller

Doris Muller

Arno Minster

Ralf Niedmers
Barbara Nitruch

Olaf Ohlsen

Dr. Christel Oldenburg
Cansu Ozdemir

Dr. Mathias Petersen
Wolfhard Ploog

Lars Pochnicht

Karin Prien

Jan Quast

Finn-Ole Ritter
Hans-Detlef Roock
Wolfgang Rose
Andrea Rugbarth

Dr. Monika Schaal

Nein
Nein
Ja
Ja
Nein
Ja
Nein
Ja
Ja
Nein
Ja
Nein
Nein
Ja
Ja
Nein
Ja
Ja
Ja
Ja
Ja
Ja
Ja
Nein
Nein
Ja
Ja
Nein
Ja
Nein
Ja
Nein
Ja
Nein
Ja
Nein
Ja
Nein
Nein
Ja
Ja
Ja
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Name

Abstimmungsergebnis

Dr. Martin Schafer

Dr. Walter Scheuerl

Dr. Wieland Schinnenburg
Heidrun Schmitt

Frank Schmitt
Christiane Schneider
Brigitta Schulz

Soéren Schumacher
Jens-Peter Schwieger
Ali Simsek

Dr. Till Steffen

Olaf Steinbif}

Hjalmar Stemmann
Sabine Steppat

Birgit Stover

Katja Suding

Heike Sudmann

Urs Tabbert

Dennis Thering

Carola Thimm

Juliane Timmermann
Karin Timmermann

Dr. Anjes Tjarks

Dr. Sven Tode

André Trepoll
Anna-Elisabeth von Treuenfels
Carola Veit

Isabella Vértes-Schutter
Silke Vogt-Deppe

Kai Voet van Vormizeele
Christoph de Vries
Andreas C. Wankum
Karl-Heinz Warnholz
Dietrich Wersich

Frank Wiesner

Sylvia Wowretzko
Ekkehard Wysocki
Mehmet Yildiz

Ja
Nein
Nein
Nein

Ja
Nein

Ja

Ja

Ja

Ja
Nein

Ja
Nein

Ja
Nein
Nein
Nein

Ja
Nein

Ja

Ja

Ja
Nein

Ja
Nein
Nein

Ja

Ja

Ja
Nein
Nein
Nein
Nein
Nein

Ja

Ja

Ja
Nein



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 55. Sitzung am 27. Marz 2013 4283

Anlage 2

Sammeliibersicht gemal § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Birgerschaft am 27. Marz 2013

A. Kenntnisnahmen

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.

22 6963 | Normenkontrollantrag vor dem Bundesverfassungsgericht in Bezug auf das Betreuungs-
geldgesetz

28 7003 |Reise einer Delegation der Hamburgischen Birgerschaft nach Osaka (Japan) und Busan
(Republik Korea, "Stdkorea") vom 30. Mai bis 5. Juni 2012

29 7045 | Burgerschaftliches Ersuchen vom 29. November 2012
"Wahlfreiheit und Flexibilitat im Hamburger Schulsystem — Entschleunigung nach Klasse 10
zulassen!" — Drs. 20/5852 (Neufassung) —

30 7113 | Burgerschaftliches Ersuchen vom 10. Mai 2012
Drs. 20/4018: "Verkehrssicherheit erhdhen — Alkoholverbot am Steuer und regelmafige Un-
tersuchung der Fahrtlichtigkeit fur alle!"

31 6964 | Bericht des Kulturausschusses

37 6980 |Bericht des Ausschusses flur Soziales, Arbeit und Integration

38 6981 |Bericht des Ausschusses flr Soziales, Arbeit und Integration

39 6982 | Bericht des Ausschusses flir Soziales, Arbeit und Integration

41 7004 |Bericht des Umweltausschusses

42 7063 |Bericht des Umweltausschusses

45 7062 | Bericht des Familien-, Kinder- und Jugendausschusses

46 7089 |Bericht des Gesundheitsausschusses

47 7189 [Bericht des Gesundheitsausschusses

51 7166 | Bericht des Haushaltsausschusses

52 7167 |Bericht des Haushaltsausschusses

54 7186 | Bericht des Europaausschusses

55 7187 | Bericht des Europaausschusses

56 7217 |Bericht des Sportausschusses

57 7218 |Bericht des Innenausschusses
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B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen

TOP | Drs- Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
Nr. der
8 6553 |Inklusion an den Hamburger Hochschulen GRUNEN |Wissenschafts-
ausschuss
10 6715 |Hamburg — Metropole der Chancen SPD Ausschuss fir
Chancen fiir die Agrarpolitik Wirtschaft, Innova-
tion und Medien
11 6716 |S-Bahn-Verkehr zwischen Hamburg Hauptbahnhof und FDP Verkehrsaus-
Bergedorf schuss
13 6758 |E-Commerce — ist der klassische und traditionelle Einzel- LINKEN |Ausschuss fir
handel der grof3e Verlierer? Wirtschaft, Innova-
tion und Medien
24 7048 |Verbesserung von Sauberkeit und Stadtbild in allen Quar- SPD Umweltausschuss
tieren
26 7125 | Parkraumbewirtschaftung SPD Verkehrsaus-
schuss
72 7224 | Schwimmrabatte fir Kindertageseinrichtungen und fir offe- SPD Familien-, Kinder-
ne Kinder- und Jugendarbeit ermdglichen — Sicherheit, und Jugendaus-
Transparenz und Planbarkeit fir Kinder- und Jugendgrup- schuss
pen schaffen!
73 7231 |Besserer Schutz in Schulen vor Amoklaufen SPD Schulausschuss
C. Einvernehmliche Ausschussempfehlungen
TOP | Drs- Ausschuss Gegenstand
Nr.
32 6965 |Kulturausschuss Sanierungsfonds 2020 — Sanierung der Hamburger Synagoge
in Eimsbdattel
33 6966 |Kulturausschuss Off-Kultur erméglichen — Soulkitchen-Halle retten!
36 6968 | Verfassungs- und Bezirks- | Malhahmen zur Férderung der Beteiligung an der Europawahl
ausschuss und an den Bezirksversammlungswahlen
44 7005 |Wissenschaftsausschuss | Auflésung des gemeinsamen Dienstleistungszentrums von
HCU, HfbK und HfMT — Vorlage des Berichts zur zukulnftigen
Ausrichtung und Optimierung AdHoch
50 7165 |Haushaltsausschuss Haushaltsplan-Entwurf 2013/2014

Gebrauch von Leertiteln einschranken — Kosten der Ganztags-
betreuung an Schulen korrekt abbilden






